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VORWORT. 



feeit dem Jahre 1856 ist es mir gestattet, die hiesigen Archive 
behufs historischer Forschungen zu benätzen. Zeitweilig war es mir 
auch gegönnt, zu gleichen Zwecken Studien in den geheimen Staats- 
archiven zu Berlin und Dresden zu machen. Selbstverständlich waren 
es stets gewisse Fragen, die mich beschäftigten. Es sind jedoch die 
Materien nicht so stricte geordnet und können es auch öfters nicht 
sein, wodurch es kam, dass ich manches fand, welches nicht zu 
der mich beschäftigenden Frage gehörte, aber denn doch von 
Interesse war. Ich sammelte daher im Laufe der Zeit ein nicht 
unbedeutendes Materiale über verschiedenartige Angelegenheiten aus 
verschiedenen Epochen. Einiges davon veröflfentlichte ich in Journalen 
(„N^ue Freie Presse", „Presse", „Tagblatt" etc. in Wien, „Allgemeine 
Zeitung", früher in Augsburg, jetzt in München). Nun aber glaubte 
ich, aus dem, ich darf es sagen, massenhaften Aufzeichnungen 
Zusammengehöriges zusammenzufassen und, wenn auch kein in sich 
geschlossenes Ganze^ doch einiges, wie ich meine, nicht unwürdig^ 
Material zusammenzutragen und es der Oeffentlichkeit zu übergeben. 
Wenn ich aber einerseits nichts Vollständiges und Abgeschlossenes 
SßjL, so dürfte sich vielleicht anderseits auch hier das Wort des /^A^ 
grossen Meisters bewähren: „Wer vieles bringt, wird manchem etwas 
bringen." 




^ 



rP Noch habe ich eine Bemerkung bezngüch doV Fundorte^ der 

^ citirten Acten etc. zu machen. Da, wo derselbe ausser Frage 

steht, wie dies beim I. und IL Capitel der Fall ist, die fast aus- 
schliesslich dem Archive und der Registratur des Ministeriums für 
Cultus und Unterricht entnommen sind, habe ich es unterlassen, 
ihn zu nennen, sonst aber geschieht dies, und zwar zumeist in 
abgekürzter Form: ü. -M. == Unterrichtsministerium, M. - 1. =■ 
Ministerium des Innern, F.-M. = Eeichs-Finanzministeriuui, K.-M. 
= Kriegsministerium. 

Wien, im Januar 1883. 
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terrichts Wesen. 



t Tolksschulen. 



Die grosse Kaiserin Maria Theresia, die Schöpferin der Volka- 
schule in Oesterreich, ww SelbstherrBCberin, ihr Befehl allein w&r' 
mtseheidend, ihre Beligiosität und Frömmigkeit waren über allen 
Zweifel erhaben. Man konnte daher nicht davon Bpreehen, dais 
ihr die Erriehtung von Volksschulen aufgenÖÜiigt worden Bei. oder 
dass Bie dem religiösen Moment irgendwie Abbruch tfauo wollte*),-» 
nichtsdestoweniger wurden dem Vorhaben der Kaiserin zahlreiche . 
Schwierigkeiten, insbesondere von Seite der Geistlichkeit in den 
Weg gelegt. Aber diese Frau, welche mit allen Tugenden eines 
Weibes gesclun^kt war, besass die dem Weibe eigenthSmliebe Aas- 
dauer, gepaart mit dem Muthe eines Vannee, der eich nicht toii 
Uindemissea abschrecken lässt. . "* ' 

Ate «lie Studien-Hofcommission der Kaiserin am 16. November 
1774 meldete, dass die kaiseriiehen Befehle, die Schule betreEfend, 
in Krain nicfat ausgefiQhrt werden^ bemerkte sie eigenhändig: 

„solche unangenehme Verhinderungen des wahren und gutten 
habe in 33 jähren meistens erfahren, doch die Sachen nicht faHen 



*) Es mag liervorgehobeD w« deo, duB die EaiMrin in dei errien J »y» n 
tMu eigenen Mitteln tat Deficit der VcdkuabnleD deekte. Zu einem Tortrage 
vom 8. DeeemW 1778 bezäglieh der NormaUehalen im Lande ob der Enni 
beaerkte im eigeolüDdig; ,neh vor dis jähr w»e a^hen würde, ioh dkrcn 
weT|le uhlen Immd. Obrietcanzler kfantfl dem pcaeUlhen insehreiben, 4aa 
midi aef wa« ergiebiges von ilime enrutet biife Ler orembimnnster kllein 
kniinte die 400 fl, jahrtioli leiolLt geben, vwin lie \ieiiei Ra^eapUaiU geben, iat 
M mir aneh imbt, aoniten ist die« wA nlebt zur ellfe des Ittndshanbtriui 
■nigefsllen." 
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laGsen. Die coinmiBsioD hat noch mein beystaud also vill gl^k- 
Ifcher." J 

^-^ Nach wie vor zeigte sich jedoeh der damalige Fürstbischof von 
Laibach, Graf Raimund Äuersperg, sehr reuitent gegen die neue 
Institution, Dem landeaförstliehen Sehuleommissär Ijrafen' Torres 
gegenüber, der ihn ersucht hatte] seinen Einflass zur Hebung der 
Volksschulen in der ihm anvertrauten Diöeese geltend zu machen, 
bemerkte er, er werde froh sein, wenn er nichts mehr von der 
Volksschule hören werde. In einem Vortrage vom 25. April 1777 
brachte die üofkanzlei diese Tbatsache zur Eenntniss der Kaiserin 
und schlug vor, die Kaiserin möge an den Fürstbischof ein Hand- 
Bcbreiben richten, in welchem demselben die nicht geringe Be- 
fremdung bedeutet werde, die desson Abneigung gegen das ver- 
besserte Schulgesehäft hervorruft. Es werde daher erwartet, das» 
er das allgemeine Beste der anvertrauten Heerde nicht hindern und 
Tidmehr traL-hteu|durch seine kräftige Mitwirkung die alieihöohste 
Gnade zu verdienen und den gerechten landesfüratlichen Wider- 
willen, der jede Nichtbefolgung allgemeiner Vurschriften der Gesetz- 
gebung, ohne Rücksicht der Pereon nach sich ziehe, abzuwenden) 
JMubau iiiii^ Eigenhändig bemerkte die Kaiserin zu diesem 
Vorträge : „ich begnehmige in all der OantKley einrathe^f^ 

Seibstveratändlieh waren die Volksschulen ursprünglich con- 
fessionell oder sagen wir besser kathohsch. Es fehlte aber auch 
nicht an confessionslosen Schiileit und zwar bestanden diese zunächst 
in Ungarn, wo dieselben von Kindern besucht wurden, die ver- 
schiedenen Glaubens bekenn tnissen angehörten. In diesen Schulen 
wurde während der allgemeinen Lehrstunden der Katechismus 
nicht gelehrt und zur Uebung im Lesen wurde ein anderes als 
das allgemein übliche Lesebuch, welches katholisch war, benützt. 
Im Jahre 1776 wurde eine Specialeommission zur Errichtung 
von VoibssehüleD im Littorale eingesetzt, deren Vorsitzender Graf 
Olary war. In einem Vortrage dieser Commiasion vom 4. Juli 
1776'^eisst es: Da Triest ein freier Seehafen sei, so kann man die 
Juden und Griechen daselbst, da sie keine wirklichen Unterthanen 
sind, nicht zw)ng6n[ an dem Kormaisch ullusti tute theilzunehmen, 
ausser sie worden dies seibat wünschen. Tn diesem Falle könnten 
die Juden in Triest, sowie die in Görz ihre eigenen Schulen haben, 
Die Griechen könnten die vorhaadenen Schulen besuchen \ es müsstea 
jedoeli jene Einrichtungen getroffen werden, die dieebezöghch in 
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Ungarn bereits bestehen. Hierauf rescribirte die Kaiserin eigenhändig : 
„placet, alles was vorgeschlagen wird, weillen mir so am Herzen 
iiget das dW Normalschule einmal recht festgesetzt wird." (// ^^ 

In ähnlicher Weise resolvirte die Kaiserin den Vortrag vom 
15. März 1777 bezüglich der Einführung der Normalsehulen in 
Galizien: ,,ich bin in allen mit diesen wohl verfasten vlan ver- 
standen, das die saehe nur keinen au£fenthalt mehr bekome. wegen / /^ 
Übersetzung in die pollnische sprach bin nicht so pressirt^ da vor >^ 
allem die teutscbe sprach alda soll vervilf&ltigt werden*).'' 

EigenthümHch ist es, dass Cardinal Migazzi, Erzbischof von 
Wien, der bekanntlich ein Freund und Anhänger der Jesuiten war, 
sich als Vorsitzender der Studien-Hofcommission veranlasst gesehen 
hat, gegen die Jesuiten aufzutreten. Er verlangte mimlich, dass deren 
Institute von Seite des Staates durch Commissäre tiberwacht werden, "^ 

und zwar geschah dies noch/bevor die Volksschulen inl Leben ge- / a) 
rufen wurden, die die Kais^iiin, wie bekannt, als ^politicwm** be- ^ ^ 
zeichnete. Die Veranlassung faiersu war: "^ 

Gegen den Jesuitenconvict in Wien wurden im Jahre 1760 o 
mannigfache Klagen vorgebracht und zwar nicht blos/ gegen die / ^ 
Lehrart, sondern auch gegen die schlechte Kost, welche die Zög^^^ 
linge daselbiit genossen. Vorstellungen, die den Jesuitd^ darüwr * 
selbst von ihren Anhängern und Verehrern gemacht wurden, wiesen 
sie zurück, da sie sich autonom fühlten, und noch weniger wellten 
sie einen Eingriff in ihre ökonomische Geb^ng gestatten. Die ^ 
Studien-Hofeommission, deren Vorsitzender Cardinal Migazzi war, 
erstattete hierauf am 11. November 1760 Bericht (das Actenstück 
ist blosi von Migazzi gezeichnet), in welchem es wörtlich heisst: 
„Da die löbliche Gesellschaft Jesu in ihrem ersten und reinen Eifer 
war, ist selber die Erziehung junger Leute anvertraut und zu dem 
Ende herrliche Vermächtnisse zu Theil geworden. Der Kaiser 
Ferdinand (II.) seligster Gedächtniss hat sonderbar in Oesterreich, 
Steiermark und Böhmen zahlreiche Seminarien gestiftet, welche er 
denen Patrihus societatis anvertraute. In solchen sollte die Jugend 
in der Gottesfurcht und in den Wissenschaften zum Besten der 
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v , *) Mehr Berücksiohtigun^ als die polawohe fand die böhmische Sprach^ j 

f umd erging bereits am 9. Juli 17(53 ein Deeret nach Mähren, dass die Schüler / 

aar £rlernang , der böhmischen Sprache angehalten werden sollen, um sodann 
äa den verschiedenen Aemtel'n und höheren Steifen tu^tige in der deutschen 
Und böhmischen Sprache wohl^geäbte Sttbjeote ait erhalten 

1* 



BeligioD nnd des Slaales uutoriicLlet niid erzogen werden. Das 
dürfte aacli aollBaglieti geschehen sein; allein was die' erst ge- 
meldeten Stitlungen mittlerer Zeit für eine Gfstalt geiioninjen haben, 
gibt das hiesige Convict das klare Zeiigsies. Ob nun gleich dieses 
CoQvict unmittelbar unter den Augen des Landestürsten sich be- 
findet, SD hindert dies doch nicht, daes es je länger je mehr zer- 
fallen und in Ähnahme gekommen ist. Die Hauptursai-he dieses 
jemaligen Zerfalles dürfte eben die nämliche sein, welche diu Uoi- 
Tersität iu Abnahme gebracht. Die Patres socidatw Jesu haben 
sieh in allen Sachen, die ihnen anvertraut worden, gleichsam eine 
unabhängige Obergewalt zugeeignet und sind dadurch denen Rechten 
der Landesfürsten und der Bisehöfe nahegetreteu, " 

Es wurde daher vorgeschlagen, dasg überall, wo durch kaiser- 
liche oder Privatmittel Seminare oder Gonvicte bestehen, die StudieU' 
commiasion altjährlich genaue Untersuchung halte über di 
wie die jungen Leute in denselben verpflegt, erzogen und in den 
Wissenschaften unterrichtet werden und ob sie mit den nöthigen 
Lehrbüchern versehen seien, und sollen die Patres verpflichtet sein, 
der Commission die Bechnimgen über ihr ökonomisches üebahren 
vorzulegen und Bede und Antwort über schlechte Verpflegung za 



Art, 



Diese Vorsehläge wurden von der Kaiserin genehmigt. 

Man würde jedoch irren, wenn man glauben wollte, dass die 
Kaiserin mit ihrem Werke, der Schöpfung der Volksschule und der 
Beform auf dem üebiet« des Unterrichts/überhaupt zufiieden ge- 
wesen Kei. Sie befürchtete, dass durch die eingeführten Beformen 
mehr das Halbwissen als das Wissen gefordert werde. Nicht 
lange nämlich vor ihrem Tode schrieb sie eigenhändig auf einem 
Vortrag der Studien-Hofcommission vom 28. Juni 1760; 

„Wir verfallen von einer Extremität zu die andere. Vorhin 
hat man gar zu lange die Jugend autgehalten in deren Studio, jetzo 
lernen sie nichts gründlich und getrauen sich noch die vor- 
geschriebene Art zu übersehreiten. Verwundere mich nicht mehr, 
dass jetzo so viele Witzhnge formirt werden, da kein Grimd in nichts 
haben, viel sich einbilden und eine Pest des Staates sind. Der 
vorgeschriebene Studienplan soll genau befolgt werden und hat kein 
Professor noch Direktor noch Landesstelle einen Dispens zu ertheilea, 
aneh reservir sie mir allein auch soll ohne Verantwortung der Profes- 
sores keiner in eine höhere Schule gelassen werden, ohne dass er 



lUeT ehüi" WaR vorgesi-hrielicn isl., urloriit hat, aneh keiu Altüstate 

als voa dtjui Professor gelten solle, der Mir dafür haften muss, und 

wird dorn Staat nützlicher sein zflhti Hchüler ale tausend solche 

Halbgelehrte zu haben. Ich kami Mich nicht verwundern, daas 

Dicht eher diese wichtige Vorstellung gemacht worden und dies 

Renbript bändig klar an alle Länder zu machen, Mir eher eine Ah- 

^Ut, . schritt zu schicken. Die Kanzlei aber muss ihr ganzes Augenmerk 

^^^i. tragen, dass genau die Befehle befolgt werden/" 

^K-« Nsebdem der Kaiserin das botreffende Reskript vorgetogt wurde, 

schrieb sie eigenhändig: „Hacut aber mit Ernst die Haod darauf 

halten." 

Matati» mufatidis iiann man heute dieselben Klagen hören. 

iJei dieser Gelegenheit mag Iblgendea hervorgehoben werden. / 

Wie man weiss, hai Staatsminister Graf Pergen, Landesraarschair 

in Niederö8tBrreich^l770 einen Plan für die Studienreform aus- 

I Ry gelrbeitet. in welchen er sieh gegen üeistliche als Lehrer aussprach. 

^ Hierzu bemerkte der oberste üofbanzier Graf BKlmegen, „man hat 

weder bei denen Piaristen, weder bei denen Jesuiten bisher m klagen, 

dass sie sich der vorgeschriebeaen Lehrart wiedersetzt hätten".' 

Kaunitz stimmte dem bei. Ditch Van Swieten bemerkte: „Maiinen 

^■r,! ne m'a paru plus aurprenant que ^. qui suit (die eitirten VTorte). 

^^^b Comme dam len fremiers ann€es du coUegium TTieresiarmm, et au»si 

^^H ä Vuniveraiti j'al et4 aottvent foi» t^oin d% la maiä&re de proceder 

^^Bi< det P. R. Jäsuite»: je pttie Stre timoin du contraire. •Tai porti 

^^B)> ^uiiturs foi» de» ordre» de Sa Majvtti au P. R. Provinciat aa 

^^^1 P, R. Reetor, On m'a promis qu'on observera le» ordre» de 8a 

^^^) MajealS avec foute soumitsion et on fit cependant iout le contraire 

^^^hi »ans aucun scruptUe." 

^^1 So eifrig jedoch die Kaiserin die Volksschule forderte und 

^^Vii sogar auch gestattete , dass Juden ihre eigenen Schulen er- 
^^Bi richten, so war sie auf das Entschiedenste gegen die Errichtung 
^Hp protestantischer Schulen in den „Erbländern" (CiBleithanien). So 
^^^ hatte die Bielitzer Stadtgemeinde Augsburger Confession schon im 
^^^1 Jahre 1761 gebeten, ihr die Erbauung einer Schule und Gnaden- 
^^■i kircbe zn gestatten, und wurde ein für allemul abgewiesen. Die 
^^■i' Gemeinde liess hierauf einige Protestanten in der Teschener Haupt- 
^H^ schule unterrichten, damit diese, wenn sie die Befähigung erlangen, 
^^K selber anterricht«n zu können, den protestantischen Kindern in 
^^^.Bielit^ den Unterricht ertheilen. Es wurde jedoch verfilgt, dass 
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kein Privatlehrer dieser Confession „sich unterstehen soll", Kinder 
mehrerer Familien, wenn sie auch in einem Hause wohnen, zu- 
gleich zu unterrichten. Im Jabre 1780 schritt die genannte Blelitzer 
Stadtgemeinde neuerdings mit einem Majest&tsgesuche ein nnd bat, 
es möge ihr gestattet werden, fflr die zahlreiche Jugend, f 00 ßfelen. 
in vier besonderen Zimmern durch eben so viele Lehrer Unterrieht 
ertheilen zu lassen. Aber auch dieses Mal wurde diese Bitte anf 
Grund eines Vortrages der Hofkanzlei vom 28. October 1780 ab- 
gelehnt.*) Man hat zu jener Zeit überhaupt die Juden mit weniger 
scheelen Augen als die Protestanten angesehen. (Vgl, unsere: Studien 
znr Jubelfeier der Wiener Universität S. 75.) Man förehtete die 
Prosei itenmacberei und die Coneurrenz der Protestanten. 

Noch einer Besolntion aus dem letzten Lebensjahre der 
Kaiserin wollen wir gedenken, da sie nach einer gewisafen Hietitung 
hin charabteristiseb ist. Die Kofkanzlei befürwortete am 11. Februar 
1780 dem Kegierungsseeretär Johann v. Zach, der bei der nieder- 
österreichischen Schulcommission eifrig als Referent im Normai- 
nnd Bealschnlfache wirkte, eine Bemuner^tion von hnndert Dueaten 
ans dem Schulfonde zu geben (um nicht das Aerar zu belasten). 
Hierauf bemerhte die Kaiserin; „Es kommt wieder sehr in »ehwung, 
dass die besoldeten Diener vor jedes extra remuneration begeren. 
Vor dises mal plaeet, ktinfftig selbe abzuweisen." 

Ueber die damaligen Verhältnisse eines VolksBchnllehrers anf 
dem Lande gibt eine Denkschrift: „(redanken über das Amt der 
Bcbulmeister auf dem Lande" von Johann Scbimani, Lehrer am 
Bi|amberge, ans dera Jahre 1782 Aufschliiss. {Derselbe war der 
Vater des bekannten Jugendschriftstellers Christoph, der sieh jedoch 
Ghimani sehrieb.) Wir wollen dieselbe skisziren. 

im ersten Hauptstück wird zunächst die Nothwendigkeit 
der Schulmeister betont, die keines weiteren Beweises bedürfe, da 
sie ohnehin jeder Mensch einsehe, denn es gebe keinen Stand, ob 
hoch oder niedrig, der nicht des Unterrichtes in den gemeinen 
Schulen bedürfte. Die Wichtigkeit des Schulmeisters gehe ans den 
ihm obliegenden Amts Verrichtungen hervor. Der Schulmeister hat 
1. zu unterrichten. 2. die Geistlichen 4nd Seelenbirten zb bediencD, 

*) Ea mag herrorgehoben werden, dies damals Behr streoge gegea dte^ 
WinkelBöhulen Torgegangen wurde. Ktwb einem Dfioret vom Iti. "Sovamber 1771 
ksnMD Schulmeliter, neJohe verbotene WiDkelschalen hielten, anf dreiltfonate 
in dHB Arbeite hHun. 
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& Ah KhrC Oottes tu bofördern, 4. die ChannuBik sa verKebeo, 
ond 5. liegt ibm das Wetterläaten ob. 

Es folgt bioraiif die Erörterung di«aer Punkte. Selbst die Ge- 
lebrteBt«n dioBor Welt werden gestehen mßsseu, dkss sie vor altem 
Lesen, Sebreibcn und Rechnen haben erlernen raüsben. Schiniani 
Agt jedoch hinzu, während in der Stadt fiir Lesen, Sehreiben und 
Beehnen Ffteblelirer bästellt sind, milsee der Lehrer auf dem Lande 
alle diese Fficher zupleich unteiTichten, (Vielleicht dürfte diese 

»UittbeUung, dass zu jener Zaii in den TrivialsuhuleD Fachlehrer 
beBtellt waren, vielen Lesern dieser Blätter ebenso neu Bein, wie 
i> sie dem Schreiher dieser Zeilen war.) Der Sebulmeister müsse 
überdies ein Menschenfreund, ein mit vieler tieduld begabter, 
^y arbeitsamer und geschti'kter Mensch sein. / 

^ «Kuiy |er SchulineisterldeD Geistlichen täglich beim h. Mess- S '*ft 

Opfer bedielen, für dasselbe das iNöthige hetricbten und fQr alles / L 
H. den Priester und den Altar Beti-effende sorgöffT Er muss auch bei "~ ^ 
V allen Weihen und Oeremonieu sugegen und ein Gehilfe dee Seel- 

^ sorgers sein, bei Ausspendung der Sacramente in der Kirche Dienste 
: leisten, die Oeistlicht'n zu den Kranken begleiten und sich mit 
demselben dem Krankenbette nähern und die Dienste verrichten. 
Der Schulmeister bel'ördert die Ehre Gottes, indem er den 
Katechismus mit der Jugend wiederholt. Zu allen Andachten, 
Gottesdiensten und Processionen gibt er ein, zwei oder drei Mal 
das Zeichen. 

Die Besorgung der Uhormusik TerRrsaeht dem Schulmeister, 
grosse Mähe. Man verlangt von ihm, dass er jede Singstimme singe, 
fiberdiea Violine und Orgel spiele und mehrere andere Instrumente 
verstehe. Wenn es an Vocatisten fehlt, muss dar Sehulmeister in 
seiner Pfarrkirche nebst dem Orgelscblagen das ganze Amt, das 
Offertorium etc., allein auf dem Chore absingen, um aber möglicher- 
weise für die Kirchenmusik zu sorgen, muss er Knaben in Musik 
und Gesang unterrichten, was dem viel geplagten Mann noch mehr 
Mtihe auferlegt. 

Ansföhrheh spricht Schimani über das Wetterläutes.' Er findet 
es zunächst unrecht, dass der Schulmeister auf dem Lande mit 
i dieser Mission betraut ist. Anlänglich/ meint er, habe man bei her- /- 
f/l^ »nnahendell Welter ein Glockenzeichen gegeben, um das Volk zu / 
einem Gebet zu ermahnen, damit die drohende Wettergefahr ab- 
gewendet werde. Man ging dabei von dem löblichen Gedanken aus, 
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dass ein andächtiges Gebet durch die Wolken dringe. Im Laufe der 
Zeit sei das anders geworden and der Landmann glaubt, dass der 
Glocken seh all, der kaum ein vier Loth schweres „Tüehel" in Be- 
wegung bringen kann, die schwersten Gewitterwolken zu vertreiben 
im Stande sei. Es kam so weit, dass der Landmann bei „schla- 
genden Schauern" nicht mehr an die Hand Gottes glaubt, sondern 
der Meinung ist, dass das wenige Läuten der Schulmeister die 
Schuld daran trageAind nicht selten sind die Fülle, dass die Schul- 
meister deshalb heftig verfolgt -und ihres Dienstes entsetzt werden. 
Dazu kommt, dass der Schulmeister während des Sommers stets die 
8orge um das Wetterlituten im Kopfe herumtragen und dadurch den 
Unterrielit vernachlässigen mnss. Manchmal kann der Schulmeister 
nicht einmal die Nachtruhe pflegen und muss ans dem Bette, nm 
dem Wetterläuten zu" genügen. Ein derartiger angestrengter Taj 
und Nachtdienst fcönne'wohl einem Sclaveu zugemnthet w^deni 
nicht aber einem ^hulmeister in einem gebildeten Staatc./Es i^rd 
hierauf die Nützlichkeit der Schulmeister erörtert. 

Das zweite Hauptstüek bandelt von der Belohnung der Schul- 
meister für alle ihnen obliegenden Verpflichtungen, zu welchen sie 
fest^-irn jeder Stunde bereit sein müssen, ihr Amt zu versehen. Sie 
erhalten wenige Gulden von der Kirche, von der Herrschaft oder 
aus der (iemeindecassa. Was sie zur eigentlichen Lebensfristung 
bedfirfen, müssen sie sieb erbetteln. Sie wurden nämlich durch 
Naturalien entlohnt. Nach der Ernte gingen sie von Haus zu 
Haus um Getreide, nach der Weinlese um Wein. Dass die Fälle 
nicht selten waren, wo der Bauer den Lehrer barsch abwies odw 
nur mürrisch das Deputat ausfolgte, begreift sieh. Abgesehen nun 
davon/ dass der Schulmeister Dur mit Noth die ihm gebührenden 
Naturalien erhielt, nahm die Eintreibung dieser Angelegenheiten 
viel Zeit in Anspruch, da er bei manchem Bauer zwei und drei 
Mal erseheinen musste. und überdies wurde dadurch das Ansehen 
des Schulmeisters hart geschädigt. 

Schimani schlug daher vor, eine Schulamtscassa in jedem 
Kronlande zu errichten, in welche alle Abgaben für die Schule 
fliessen und aus welcher die Besoldungen entrichtet werden sollten. 
Da der Schulmeister der Kirche und dem Altare, der Obrigkeit 
oder Herrschaft, hauptsächlich aber sämratlichen Einwohnern des 
Landes dient, so hätten die Kirche und die Obrigkeit jährlich eine 
bestimmte Summe in die Schulamtscassa beizutragen, überdies aber 
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sollen sämmtliehe Einwohner des Landes, je nach ihrem Vermögen 
und Besitze, verpflichtet sein, eine Schulsteuer zu bezahlen. Schimani 
tbeilt die Lehrer in vier Kategorien und berürwortet denselben einen L 
jährlichen Gehalt von 200 fl., 300 fl., 360 fl. und 42 > fl. zu geben, / 
und zwar soll derselbe in vierteljährigen Baten gezahlt werden. 

Schimani hofifte, dass durch diesen Modus nicht nur die Sci)ul- 
meister befriedigt, sondern dass auch Friede und Buhe bei sämmt- 
lichen Einwohnern und Obrigkeiten einkehren werde, da das Object 
des Zankes und Streites entfallen wird, und auch den armen 
Familien werde er Trost bringen. Diese, die in der Begel am meisten 
mit Kindern gesegnet sind, werden dieselben nun fleissig in die 
Schule schicken und sich des Segens eines guten Unterrichtes er- 
freuen. — 

Nachdem die gross^aiserin gestorhwi war, forderte Josef. Il7 
mit dem grössten Feuereifer/ das Werk. seiner Mutter.'*') Er ging 
von dem Grundsatze aus, dass die Anzahl ^rjenigen, die lesen und ^ 
schreiben erlernen/so gross als möglich sei/und führte daher den / 
Sehulzwang ein (über das Nähere vergleiche . unser : „Da^ Unter- / 
riehtswesen in Oesterreich unter Kaiser Josef IL""). 

Da er den Akatholiken Toleranz gewährte, so mussten auf dem 

Gebiete der 8<;?hule Modifieationen eintreten. Es wurde daher am 

6. October 1783 angeordnet, dass, um den Akatholiken den Besuch 

der Schule zu erleichtern, das übliche Gebet wegbleibe „und steht 

ohnehin den Eltern und Erziehern der Kinder zu, ihre Zöglipge 

zum schuldigen Morgen- und Abendgebete anzuhalten und selbe 

anzuweisen, vor Anfang der Lehrstunde ihr Gemüth zu Gott zu 

erheben, ohne dass es nöthig ist, nach Art der Klöster laut, zu 

beten**. . \ 

%. f , ^G^en diese Verordnung machte der Cardinal Migazzi sofort ' 

J -j direct/oeim KaiserfVörstellung und schlug vor, dass die akatholischen 

^^ Kinder während des Gebetes vor der Schulthüre bleiben «ol^n. 

Wie man weiss, war der Kaiser dem Cardinal nicht sehr gewognen ; 

aber er war ein za eifriger Katholik, als dass er der katholischen 
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*) Noch als Mitregent besuchte Josef am 4. December 1776 die Normalschule 

I zu St. AuBa in Wien. Er kam des Morgens 9 Uhr hin und blieb 3Vt Stunden. 

'^ Er wohnte sowohl dem Untertlohte der Kinder, wie dem der Lehramt s-Candidaten 

^^ bei un^äQsserte sein besonderes Wohlgefallen über die erzielten Resultate; Ue)i>er- 

dies erhielten der Direetor, die Lehrer und die Schüler Geschenke. , 
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ßeligion irgendwie hätte Abbruch thun woHen. Er"' schrieb daher 
eigen händig: ■ - ' v 

„Baron Swieten da der Cardinall mir dieses flb'ergab und 
periculum in mörä ist, sc Werden Bte sogleich die Veraastaitimg 
treffen, dass tUus'des Gebeths iu den schulen verbleibe wegen 
Protestantiiicfaen Kindern aber, um sie nicht dadurch anszuschliessen, 
eine ModificatioH getroffen werde." ' 

Das Gebet wurde jedoch später nichtfedestoWeniger weggelassen. 

Josef IL setzte nach weltliehe 'Schal-Commissäre ein und 
wurde am 9. August die Verordnung erlassen, dass" diese Schul- 
Commissäre die Schulen alter tolerirteu RBligioneü (es wurden 
nämlich unter Joaef II. auch akatholische Schulen errichtet, und 
bestanden binspiels weise im .Tahre 1784 in Mähren und Schlesien 
sieben akalholisebe Schulen, die na«h der neuen Lehrart ein- 
gerichtet waren) viärtiren, und da, wo die Schulen -«ou Kindern 
verschiedene? Beligionen besucht werden, hat bei der Visitation 
anch "der Pfarrer, Pastor und der Juden&lteste zu erscheinen und 
die Veraeiehnisse zu unterfertigen. '-* " ' 

Die Vorgesetzten der Schul -Comraissäre waren die Kreis- 
Gommissäre, und diesen wurde am 4. 'Juli 1789 nicht nur das 
Becht eingeräumt, sondern die Pflicht duferlegt, bezüglich .des 
Religionsunterrichtes, insoweit er zu den vorgeschriebenen Lehr- 
gegenständen gehört, dafür zu sorgen und darüber zu wachen, 
dasR er in gehörigem Masse, zur gehörigen Zeit und nach gehöriger 
Art örtheilt W-erdei und" waren ausdrOcklieh einer derartigen Auf- 
sieht sowohl die protestantischen wie die katholischen Sebulen 
unterworfen. 

Wir greifen hier vor, wenn wir bemerken, daes später, als 
die rückläufige Bewegung eingetreten war (14. August 1805), die 
katholischen" Dechanten und Consistorien mit der Sehulaufsieht 
betraut wurden*). Die Consistorien der augsbnraischen und hel- 
vetischen Confession machten hierauf gegen dieW^6rfiigungJ¥or- | . 
Stellungen beim Kaiser, in Folge dessen die Angelegenheir dem 
damaligen Färsterzbischof von Wien, Grafen Sigmund v. Hoheo- 

") Eb mag hervorgehoben werden, Ams es im Jahre 1TO4 6V Schalen in 
Wien gab; der EeligioneHntemuht worda jedoah blos in 27 eriheilt. Kaiser 
Frani nahm den diesbezäglichen Vortrag der Hofkanzlei vom ':0. Joli, nach 
welchem die Cnratgeiatliehkeit in ao nDTerantwortlioher Weiee den BeiigiönB- 
nnterricbt vemaehläB^lgte, mit grÖBBtem Hisefallen nnf 
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wart, welcher soioorzeit Lehrer des naehn^aligeü Kti'rsers Franz 
war, und damals als/Vorsitzender der Stadien«Hofcommission fangirle, 
zur BegQtaehtung gegeben wurde. Wir glauben, eino Anaijse dieses 
Votums vom 18. November 1806 geben zu sollen. Eingangs 
heisst es: 

„Das Schulwesen, die Aufsicht und Leitung desselben ward 
in der österreichischen Monarchie von den spätesten (^ältesten) 
Jahren her nicht als eine kirchliche, sondern als eine poli- 
tische Angelegenheit angesehen. Die uralte Schule bei St. Stefan, 
bei welcher der Landesfürst den Bector stellte, welches Recht 
Kaiser Friedrich II. im Jahre 12-^7 den Bürgern von Wien über- 
liess und aus welcher Schale die Universität nach und nach hervor^ 
ging, ist ein Beweis davon "^j. Wenn auch zur Errichtung der 
Universität und insbesondere der theologischen Facultät die Be- 
willigung des Papstes eingeholt wurde, so stand doch die Leitung 
des ganzen Unterrichtswesens immer unter der weltlichen Macht, 
und zwar nicht in der Ansicht,' als dem Landesherrn als supremo 
(ndvocato Ecdesiae Bechte in den kirchlichen Angelegenheiten 
gebühren, sondern in der Ansicht, als wenn der Souverän die 
politischen Angelegenheiten des Staates leitet. Der Kirche steht, 
ihrer Natur nach, dabei die Einsicht in die Beligionsbücher zu, 
damit sie über die in den Schulen vorzutragende Beligionslehre 
wache. ** 

Der Erzbischof fahrt hierauf fort, dass das Schulwesen eine 
p 1 i t i s c h e Angelegenheit sei, und habe man niemals (?) auf die 
Vöirschiedenheit der christliehen Beligionsneuerungen Bücksicht 
genommen. „Wir haben akatholische Beamte, die, ohne dass es 
den Katholiken noch beigefallen wäre, dagegen zu excipiren, in 
politischen Geschäften über Katholiken und selbst überf katholische 
Geistliche häufig ihr Amt handeln. Es gab selbst in Gym- 
nasien akatholische Professoren, welche zug;|6ich 
/[^ auch für die Erlernung des katholischen Katechismus 
^ bei ihren Schülern sorgen mussten." Unter diesen.Ver- 
hältnissen könne es sich nicht darum handeln, welchen GUuben 
der Mann hat, dem der Staat diese politische Angelegenheit 

*) Herzog Albrecht II. unterordnete 1296 dem ßeotor der bürgerlichen 
Sohttlen nieht nnr die Hauptsohule und die Lehrer derselben bei St. Stefan in 
Wien, sondern anok alle deutschen Schalen ohne Ausnahme nmit Zünss, Zucht 
und ktinftlicher Bewahrenheit** auf ewige Zeiten. 
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anvertraut. Der Dechant, der als Schalaufseher erscheint, kommt /^ 
nicht als Katholik und besitzt auch keine kirchliche Vollmacht; 
sondern er kommt ausschliesslich als politischer Beamter, und das 
Reliccionsbekenntniss kann daher hier nicht in Betracht kommen. 
Priesterherrschaft und Intoleranz haben zur Veränderung der Schul- 
gesetze nicht beigetragen, die Oonfession übe auch keinen Binfluss, 
um über Lesen, Schreiben und Rechnen, über die Oiebigkeit an 
den Lehrer, über den Zustand der Schulgebäude etc. ein Urtheil 
abgeben zu können und würde dadurch der confessionelie Friede 
nicht gestört werden. 

„Freilich lässt sich zwischen zwei Personen der Friede am 
besten erbalten, wenn man die eine in das erste, die andere in 
das letzte Zimmer eines weitläufigen Gebäudes einsperrt. Einen 
solchen Frieden könne man jedoch nicht wünschen, wohl aber 
werde der Friede dadurch gefördert, wenn es gar nicht befremdet 
nnd man gar nicht daran denkt, mit Jemandem zu /erkehren, von / 
dem man durch „einige** Religionsbegriffe getrennt ist. Derartige 
Scheidungen führen nur zur religiösen und bürgerlichen Intoleranz, 
die man doch hintanhalten will, und gibt es daher keine sehäd- i 
liebere Betraehtung/^ls das Schulwesen als Eirehen- 
sache anzusehen^ und da man von diesem Grundsatze aus- (* 
ging, hat man in dieser Angelegenheit weder das protestantische 
noch das katholische Gonsistörium vernommen, da es eine ganz 
und gar politische Sache ist. Selbstverständlich jedoch bleibe die 
Ueberwachung des Religionsunterrichtes der betreffenden Gonfession 
überlassen.'* 

Wie man jedoch weiss, wurde dieses Votum des Wiener 
Fürsterzbisehofes nicht berücksichtigt und war es erst unserer Zeit 
vorbehalten, diesbezüglich die gewünschte Reform eintreten zu lassen. 
Kehren wir nun zur Zeit Josefs 11 . zurück, so ist hervor- 
zuheben, dass der Kaiser wiederholt darauf zurückkam, sowohl in 
den Normal- wie in den Lateinschulen die Lehrtexte zu stabilisü-en, 
„weil immer**, wie es in einer Resolution vomSI. JuK 1785heisst, 
„die studierende Jugend und deren Eltern, >0venn sie schon mit den 
alten Büchern versehen sind, durch Ankaufung , der abgeänderten 
in neue Unkosten versetzt und öfters die ärmeren dadurch vom 
Weiterstudieren verhindert werden". 

Auch die Frage, Kinder, bevor sie vollständig den Normal- 
sehul-Unterricht genossen, in Fabriken zu beschäftigen, kam zur 



13 

Sprache. Ursprünglich liess nämlich der Kaiser festsetzen, dass die 
Kinder erst mit vollendetem zwölften Jahre die Normalschule ver- 
lassen dürfen. Dieses Gesetz erlitt jedoch eine Veränderung, da 
von jenen Kindern, die ein Gewerbe erlernen wollten, blos gefordert 
wurde, dass sie durch zwei Jahre die Normalschule besucht haben 
müssen. Als daher im Jahre 1787 die Seidenfabrikanten zu Wiener- 
NiBustadt, Andra und Bräunlich das Franciskanerkloster zu Katzels- 
dorf um fl. 1400 kauften und dasse)be in eine Fabrik umgestalteten, 
baten sie, es möchte ihnen gestattet sein, auch Kinder unter zwölf 
Jahren aufzunehmen, welche vom Schulunterrichte zu dispensiren 
wären, wpgegen sie sich verpflichteten, einen Schullehrer zu 
besolden, der diesen Kindern am Sonntage Unterricht ertheilt. 

Die Hofkanzlei bef&rwortete 2. November 1787 diese Bitte, 
indem sie meinte, dass man im entgegengesetzten Falle der Emsig- 
keit upd der Grundlage der Sitten, nämlich der Arbeitsamkeit, 
Abbruch thun würde, hinzufügend: „Man sieht mit Vergnügen in 
den Fabriken Kinder von 7 Jahren, die eben so viel Kreuzer, wohl 
auch zehn Kreuzer täglich verdienen. "* 

Hierauf rescribirte der Kaiser: 

„Ist sich mit der Studien-Comission in das Einvernehmen zu 
8etzen,.Vie und auf welche Art meine Anordnung, vermöge welcher 
kein Kind zu einem Gewerb oder Handwerk aufgenommen werden 
soll, welches nicht durch zwei Jahre vorher die Normalschule besucht 
hat, in Bücksicht der armen Eltern, um ihnen eine Erleichterung 
in der Unterhaltung ihrer Kinder zu verschaffen, dann um den 
Fabrikanten die zu kleinen Yerrichtungeiil auch nöthigen arbeitenden 
Hände nicht zu entziehen, modificirt werden könnte. "* 

Es mag auch hervorgehoben werden, dass nach einer Ver- 
ordnung vom 13. Juni 1786 in einer Glasse, um den Unterricht 
nicht illusorisch zu machen, nicht mehr als 80 — 90 Kinder sein / 

durften, nur da/ wo der Lehrer einen Gehilfen (Unterlehrer) hatte, ^f 
durften 150 Kinder aufgenommen werden. Wirkliche Lehrer waren, 
damit der Unterricht nicht leide, nach einem Hofdecrete vom 
27. August 1787 von dem Militärdienste befreit. / 

Bevor wur von der Volksschule scheiden, möcht/ wir noch ^ 6^^ 
einige Momente hervorheben. 

Durch mehrere Jahrhunderte hielt die Pfarre zu St. Michael 
in Wien eine Kinderschule. Als die Gegenreformation begann, 
befand sich an dieser Schule ein Lehrer, der lutherisch war. Selbst- 
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verständlieh wurde dieser Lehrer entlassen und mi^ demselben wnrde 
. aüeh die ^Sißliule aufgegeben. Die betreffenden Einkünfte, hervor- 

C^ I gegangen nus^ ^Stiftungen, wurden/obne dass die allerhöchste 6e- 
' nehmigung eingeholt woid<n wäre, anderen Zwecken zugewendet, 
und der Magistrat versäumte es, auf die Wiedererrichtung einer 
Schule zu drineren. Als die Kaiserin Maria Theresia die Volksschulen 
begründete, wurden die Barnabiten bei St. Michael aufgefordert, 
ihren Yerpflicbtungen iiächzukommen, doch diese sträubten sich 
dagegen und in gleicher Weise die Schotten. Der oberste Hof kanzler 
Graf Blümegen bemerkte daher in dem Vortrage vom 20. August 
1773, die Barnabiten seien durch die Nachlässigkeit des Magistrates 
nicht ihrer Pflicht enthoben worden und sollten aus christlicber 
Liebe und Seeleneifer für ihre Pfarrkinder schon früher in den so 
anstössigen Religionsunruhen für den guten und reinen Unterricht 
der Jugend sorgen. Es walte daher kein Zweifel^ob, dass die . 
Barnabiten j^ wie die Schotten verpflichtet seien/^eine Schule zu /• 
bauenljind haben sie um so weniger eine Bonification zu fordern, / 
da sie so lange Zeit die Stiftungsgelder nicht far die Schule, 
sondern für die Kirche verwendeten. 

Die Kaiserin genehmigte diesen Vortrag und bemerkte : „Da 
übrigens hervorkommt, dass der Prälat von Schotten in dem von 
ihm führenden Schulgebäude an den approbirten Biss sich nicht 
halte, sondern einen 7heil des doch gatnz far die Schule und 
Schulmeister gewidmeten unteren Stockes sich zueigne, auch die 
dieslallijge Wohnung und Schulzimmer sehr unbequem einrichtet, 
so hat die Kanzlei durch die Schul-Gomission auf die genaueste 
Beobachtung des dem Prälaten zum Schotten vorgeschriebenen 
Risses und bequeme auch anständige Einrichtung der Schulzimmer 
sowohl als der Wohnung des Schulmeisters zu invigiliren. und 
nöthigenfalls ihm Prälaten hierzu durch die Begierung ohnnach- 
sichtlich zu verhalten.'' 

Im Jahre 1789 fand eine ähnliche Verhandlung wegen des 
Baues einer Arnienschule Jm Bezirke Leopoldstadt in Wien statt. 
Man stellte zu dem Zwecke dem Bezirke unentgeltlich eine Bau- 
area auf dem Grunde des Gartens der Garmelitem femer den Erlös 
des Baumaterials der Synagoge (die sich daselbst vor der Ver- 
treibung, der Juden im Jahre 1670 befand) und der Pestl^user etc. 
zur Verfügung. Doch die Gemeindevorstehung daselbst erklärte, 
sie sei nicht in der Lage/ eine Armenschule zu errichten, da ihr 
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die Mittel fehlen. Ihre Einkünfte besteben in den Zinskreuzern, 

ff ', ' 

welche jedoch nicht zur Bestreitung der Auslagen hinreichen, 
üeberdies seien in der Leopoldstadt 5 Schulen (nämlich eine 
beständige und 4 wandelbare, d. h. die keinen fixen Standort 
hatten und welche eingingen, falls der Lehrer sie aufgab), in 
welchen arme Kinder untergebracht werden können. Es sei auch 
nicht thunlich, eine Schule an Stelle der vorhandenen fünf Schulen 
zu errichten, da die Kinder einen zu weiten Weg zurückzulegen 
hätten, was im Winter um so unangenehmer wäre, da die Kinder 
nicht die hinlängliche Kleidung haben. 

Der Kaiser, dem diese Vorstellung am 14. März 1789 über- 
geben wurde, schrieb auf dieselbe: „Graff Kolowrat darüber ein 
Bericht.** 

Die Studien-Hofcoipission bemerkte hierauf, 6. April 1789, da / 4fiyh/i 
es im Jahre 1787 in der Leopoldstadt 27ö arme schulpflichtige 
Kinder gegeben habe, die keinen Unterricht empfingeti^v so wurde f / 

der Gemeindevorstand aufgefordert, eine Schule unter dep oben an- 
gefahrten Modalitäten zu errichten und er war damit einverstanden. 
Am 10. Mai 1788 wollte jedoch die Gemeinde dieser Verbindlich- 
keit enthoben sein, da ihr die Mittel fehlen. Die Regierung wollte 
diese Gründe nicht gelten lassen, doch der Kaiser würdigte sie 
und befahl, den für die Schule projectirten Bauplatz zu veräussem 
und das dafür eingehende Geld zur Erweiterung und Herstellung 
der bestehenden vier Schulen zu verwenden. 

Es liegt uns ein Verzeichniss der Volksschulen in Wien und 
der «ie besuchenden Schüler und Schülerinnen zu Ostern 1779 
vor. Es gab damals Normalschulen, die massgebend für andere 
Schulen waren, an welchen auch die Präparanden Unterricht er- 
hielten, femer H a u p t schulen, welche wie die Normalschulen aus 
vier Glassen bestanden, die zunächst für Knaben waren, dann 
Trivialschulen für Knaben und Mädchen, die blos^ zwei Glassen 
hatten. 

In Wien gab es damals eine Normalschule bei St. Anna, 
an d^ren Spitze der Schulen^beraufseher Josef Sicher stand. Als 
Katechet fungirte der bekannte Pädagoge Joser Gall.*) Ferner 




*) Gall wurde später Domsoholaster und NormalBchal-Oberaufseher int 
Wien, Am 12. April 1788 plaidirte die Hofkänzlei dafür, iliD snm Bischof von Linz 
2U Ernennen. Sie eharakterisirt^Öall in folgender Weise : „Er ist ein gesitteter, 
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wirkten drei Lehrer (unter welchen Wilhelm Bauer, ausserordent- 
licher Professor der Mathematik an der Wiener Universität war) 
und ein Gehilfe. Die Zihl der Schüler betrug 282. 

Hauptsehttlen waren bei den Piaristen in der JoBefstad^ // 
j[an derselben wirkten ein Director und vier Lehrerl Zahl der [ 
»chuler 494; bei den Piaristen in der Ungargasse auf der Land- 
strasse, an derselben wirkten ein Director und drei Lehrer, Zahl 
der Schüler 158; bei den Piaristen auf der Wieden, an derselben 
wirkten drei Katecheten und drei Lehrer, Zahl der Schüler 229. 
Die Summe sämmtl icher Schüler dieser Schulen in Wien war 
1163 und in ganz Niederösterreich betrug sie 2487; 

Trivialschulen gab es in der inneren Stadt 4 und in den 
Vorstädte^ 64 für Knaben und betrug die Schülerzahl 5730, und 
6 MNchenschulen mit 1021 Schülerinnen. In ganz Niederösterreich 
gab es damals S45 Schulen, 90.549 (u. z. in Wien selbst 22.895) 
schulfähige, und darunter 31.33() schulgehende Knaben und 1S30 
Mädchen, von welchen 954 Klosterschulen besuchten. 
^ Kaiser Josef IL belohnte Jene, die das Yolksschulwesen 

/jj^ forderten. Im Jahre 1784 berichtey das innerösterreichische 

Gjibernium, dass der Pfarrer zu HeiligeBtrenz in NiederösterreicÖ 7i 
/ Mathias Feiler /und der Verwalter der Herrschaft Mollegg im 
/ Jn / Marburger Kreifeei den Jlifer für das Schulwesen unter den Bauern 
^ I belebt haben. Der ünterthän Jacob /yaupatich zu Heiligenkreuz 

t räumte nicht nur in seinem Hause ein Zimmer unentgeltlich for 

die Schule ein, sondern er reichte auch den Kindern aus ent- 
legenen Orten unentgeltlich die Kost mit menschenfreundlich^ 
Gastfreiheit: Ein gleiches thaten daselbst die Unterthanen Martin 
(jrällöp und Simon Peruho. Michael Osterz zu Altdorf brachte seinen 
Söhn auch während des grössten Schnees zu Pferde in die Schule 
uiid veranlasste andere Yäter , ihre Kinder auf Schlitten in die 
Schule zu fahren. Veit Deutscher und Blasius Fürst zu Ober- 
JJadkersdorf brachten ihre Kinder während des tiefsten Schnees, 
^a mit Schlitten nicht durchzukommen war, in „Maltern" 
(Scheffeln) fünf Viertelstunden weit in die Schule. ^ Johann Domanke 
^n Schwachenthurm führte öfters mit seinem Zuge nicht nur die 




artiger Manu, ohne Vornrtheil, wegen seiner Elagbeit nnd Besoheidenheit überall 
r^eht angesehen, ein Vertbeidiger der gnten Sache, ohne Bitterkeit und V«r- 
fo^gung, und ein Freund der Armen.** 
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Kinder seines Dorfes in die Schule, sondern er nahm auch Kinder 
anderer Dörfer, so viel auf seinem Gefährte Platz fanden, auf. 

Der Kaiser würdigte vollkommen diese Bestrebungen und es 
erhielten der Pfarrer und der Verwalter goldene und die Bauern 
silberne Medaillen. 



2. G-ymnasien. 

Wie bekannt, wurden der Kaiserin Maria Theresia, als 
die Gymnasial - Beform durchgeführt werden sollte, zwei Lehr- 
pläne vorgelegt*), der eine von dem Piaristen Gratian Marx 
aus Leoben, bis dabin Bector der savoyschen Akademie, und der 
andere von dem Professor der Universal- und literarischen Geschichte 
an der Wiener Universität Mayiäus Ignaz von Hess, bis dahin 
Lieentiat beider Bechte und Canonicus der Gollegial-Stiftung zu 
'Wtirzburg. Der Plan Gratian's wurde angenommen. (Die Kaiserin 
ernannte ihn am 26 August 1775 zum beständigen Mitgliede der 
Stadien-Hofcommission.) In der betreffenden Besolution befahl sie 
überdies, dass die deutsche Sprache jn den Gymnasien gfündlieh 
unterrichtet, und die Geschichte der Erbländer gelehrt werde. Hess 
wurde in Folge einer warmen Befürwortung des damaligen Staats- 
rathes und nachmaligen Präsidenten der geistlichen Hofcommission, 
Freiherrn von Kressel, nach Wien berufen. la eiiter Note an die 
Kaiserin vom 4. Mai 1774 bemerkte er über denselben, er habe 
selbst die Fähigkeiten dieses würdigen .Mannes durch mündliche. 
Unterredungen und durch gründliche schriftliche Ausarbeitungen 
besonders eines National-Ersuehungsplanes för die Gymnasien, wahr- 
geiiommen. Hess kenne ans Autopsie die berühmtesten katholischen 
und protestantischen ^Universitäten in Deutsehland und Italien; er 
habe ein^n angen^meo, feurigen Vortrag, was bei der Geschichte 



/' 




*) Die Piaristen in der Josefstadt im Wien baten 4. Jänner 1734, dass 
es ihnen gestattet werde, zu den vier lateinischen Schulen anoh die Poesie nnd / 
Bhetorik hinzuzufügen. I Die Jesuiten in der inneren Stadt waren nämlioh sehr /^ 
ibelwollend gegen die Schüler der Piaristen, und wenn diese bei ihnen Auf- ' ^ ^ 
nähme finden wollten, so versetzten sie sie in niederere GlassenT Sie be- ^^ 
gründeten ferner diese Bitte dadurch, dass die Schüler (beiläufig 800) einen 
weiten Weg zur Stadt haben und fallen auf dem Wege Insolenzen vor. Carl YL 
genehmigte am 16. September 1785 diese Bitte, auch mit Rücksicht darauf, dass 
die Jesuiten 400 Schüler in der Poesie und Bhetorik haben. 

Wolf, Skiizen. ^ 
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sehr nothwendig sei. Scliiiesslicb sei er von gutem Uerkommen 
und besserer Geburt und erst 28 Jahre alt. 

Die Kaiserin reseribirte hierauf eigenhändig: „placet wie die 
anderen lehrer zu halten, ibuie aber einbinden in seinen reden 
bescheydener als jetzo zu sein indem man von einen lehrer keine 
impradentz noch spassmacher haben will/ 

Die Veranlassung zu dieser Bemerkung ist uns nicht bekannt. 

Von Interesse ist die folgende Weisung der Kaiserin an die 
böhmisch-österreichische Kanzlei vom 24. September 1775: j 

„Da der Pater Gratian, ßector in der Savoyschen Alademie,'^ 
welchem Ich die vollständige Ausarbeitung eines Systems über 
die künftige Einrichtung der unteren lateinischen Schulen in Meinen 
£rblai\den in Gemässheit deren von demselben bereits verfassten 
und von mir begenehmigte Hauptgrundsätzen neuerlich aufgetragen 
habe, zur Ausführung dieses Unternehmens verschiedene Hilfs- 
bticher nötig hat, so ist von Seiten der Kanzlei die ungesäumte 
Verfügung zu treffen, damit bemelten P. Gratian aus deren Bibliothek 
der ehemaligen Jesuiten die ältere und neuere Schul oder was 
immer sonsten in die Einrichtung oder Verfassung deren Normal- 
schule und Gymnasien einschlagende oder bieher dien^me Hilfs-i)^ 
bücher auf sein Verlangen zum behörigen Gebrauche gegen 
Becepisse jedesmal verabfolgt werden (von da ab eigenhändig) in 
dem und in all Uebrigen was er benöthigt sein wird, möchte er 
ihm an die Hand gehen, erwarte zu seinem beständigen eyffer 
das Beste. "" 

Während jetzt jene, die mit gutem Ivolge das Gymnasium 
absolvifcrt, respective welche die Maturitätsprüfung abgelegt haben, 
das Vorrecht geniessen, Einjährig-Freiwillige zu sein, wurden unter 
der Kaiserin Maria Theresia 27. Juni 1778 jene Studenten (der 
Gynanafiien), welche ihre Studien über die vier ersten Classen mit 
gutem Portgange fortsetzten, von der Stellung zum Militär bereit. | 

Der Zudrang zu den lateinischen Schulen war ausserordentlich 
gross und war nicht blosf die Befreiung vom Militärdienst das ver- 
lockende Moment, wohl aber der Grund mapsgebend, weil jene 
Knaben, welche das Gymnasium absolviert hatten, leicht in Mönchs- I 
klöstem, deren es damals, trotzdem nie Kaiserin Maria Theresia 
sie bereits vermindert hatte, noch sehr viel gab, untergebracht vmi 
auch versorgt wurden. Man suchte daher so viel als möglich dieser 
üeberfallung der Gymnasien entgegenzuarbeiten und führte Kaiser 
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Josef II. das Schulgeld, welches zu Stipendien verwendet wurde, 
ein, welches eben den Zudrang abhalten sollte*). 

Im Jahre 17bl waren in den deutsehen Erblanden 59 Gym- 
nasien**), in welchen 9377 Sehtller von 281 angestellten Lehrern, 



*) Wir babfD in unserem: ,, Unten iehtswesen etci S. 25^ dM Hand- 
schreiben Josefs vom 20. Noomler 178<i, duich vrelcbeB die Theresianisclie Ritter- 
akadeuiie aufgeLoben wurde, niitgetbeilt. £in Jabr zuvor W/UDsobte der Kaiser, 
dass ibni Vorsobläge unterbreitet werden, in weK-ber Weise dein Löwenbnrg'scben 
Couvict, das sich in einer materiell bedrängten Lage befand, welches ähnjicbe 
Zwecke wie das Tberesiauum vei'folgte, aufzuhelfen wäre. Auf (jruud eines Vor- 
schlages des Directois des Theresianums, des Baron Stiilfried, erstattete die Hof- 
kanzlei Ib. Mai 1782 einen Vortrag, den der Kaiser in folgender Weise resolvlert«: 

„Sobald die Umbtände dieser Stiftung so weit gekommen sind und man 
nach Prineipien f>yMemati€ch \oigelen will, so müss^en alle Fondatisten ent- 
weder in das Tbeiesiauum, wenn der Fiindus klecklich ist, vereinigt werden, 
oder ei sind aus den eräbrigten Stipendien zu machen, die den beststudierenden 
und zugleich armen ohne Kücksicht, sie mögen Adelicbe oder bürgerlioben 
Standes sein, ausgeworfen und bestimmt werden, wodurch die^e jungen Leute 
ansgebahen, alle zusammen in allen Classen zu studieren angeeifert, alle Aus- 
gaben auf Geistliche, Professoren, Messe, Erhaltung des Hauses erspart und 
das ganze zum wahien Nutzen der studierenden Jugend, zur Unterstützung und 
Bildung der 'Jalente Angewendet weide, cadiiieh hört das gan<e Baus auf. 
Die Piarisien, insoweit sie zu den öfientlichen Schuleu in der Joeefstadt nötig 
bleuen und die anderen, da sie ohnedem ^ehr gesucht werden, werden in andere 
Hänter vertheilt, das Haus verkauft, die Schulden gezahlt, das übeibleibende 
angelegt und diejenigen, so Stipendia genistfen, werden entweder Löwenburg'sche 
oder Anagettiscbe Stipendisten nach Umständen genannt . . . Diese Stipendia 
müssen alljährlich bis Ende des Schuljahres vertheilt und angewiesen werden 
und das bloi>s nach der Fähigkeit, Autfübrung, den Talenten und Bedürftigkeit 
der Individuen, ohne dass jener, der heuer das Stipendium genossen hat, den 
ganzen Curs der Studien selbes beibehalte, sondern alljährlich, wenn er nicht 
primo loco in den examinihus besteht, im Fleiss nachlasst, so soll er auch 
davon vei lustigt werden und ein anderer an seine Stelle einrücken. 

Ueberhaupt, da ich die Beköstigung oder Kleidung sowol im Theresianum 
als in allen anderen Stiftungen zu hoch angesetzt finde, so will ich, dass hinfüro 
im Haui^e jeder Zögling dasjenige trage, was ihm seine Eltern verschaffen, 
ausser dem Haui>e aber und so oft als sie versammelt erscheinen, sie mit keinen 
andern als einem glatten, schwarztuchenen Bock angezogen erseheinen oder 
ausgehen, welcher dem Reichen wie dem Armen weniger kosten und aller Orten 
zukD erscheinen ein sehr anständiges und tüchtiges Kleid ist." (Die Uniform, wie 
sie noch heute die Zöglinge des Theresianums haben, wurde durch diese Heso- 
Intion ausser Gebrauch gesetzt.) 

**) Im Schuljahre 1881/82 gab es in OesteiTeich 165 Gymnasien und 
87 Realschulen. Die Frequenz der Gymnasien betrug :.3.078, die der Realschule 
16.*)81 Schüler. 

2* 
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darunter 13ö Exjesaiteti, unterrichtet wurden. I>er .Aufwand betrag 
^ fl. 81328-10«/», Hiezu trug der Jesuitenfond fl. 7W04 bei und der 

^Jxl4^hJl^- ^®s* wurde durch andere Zuflüsse gedeckt. ^ 

j(/{jh,/yi Es liegen uns die Ym4oiohnicBc vor, uM zwar von Nieder- und 

\(\ Oberösterreich im Allgemeinen und von den anderen Kronländern 
Otl I y\ ]4 ietail aus den Jahren 1784 und 178ö/die wir hier folgen lassen i 
"" / // (die erste Zahl ist Itir 17b'4 und die zweite lür 178^ h j. 

Niederösterreich 2307, 1803. Oberösterreich 463, 347. ^^ ' 



L' 







.Innerösterreich Graz/ Lyceum (in Verbindung mit einem 
Gymnasium) 223, 178, Marburg 60, 40, Admont 21, 19, Elagen- 
furt ^Lyceum 204, 169, Laibach 169, 155, Neustadt 88, 49.* Zu- 
sammjji 765, 610. 

Böhmen: Prag (Altstadt 228, 185, Neustadt 263, 162, Kiein- 
seite 179, 134/^zu8ammen[^670, 481, Braunau 59, 46, Brui 63, 45, 
Budweis 140, 131, Bunzlau 117, 53, Eger 132, 93, Koraotau 92, 61, 
Leitmeritz 75, 53, Leitomischjil 102, 74, Pilsen 85, 61, Pisek 77, 53, 
Königgrätz 100, 67, Duppau 87, 86^Zusammen 1799, 1334. [^ 

Mähren und Schlesien: OlmMz 244, 132, Brunn 237, 147, ^ 
Nikolsburg 110, 79, Znaim 91, 60, ^au 111, 100, Kremsier 163, j^J 
108, Strassnitz 38, 24, Weisswasser 107, 47, Troppau 141, 91, 
Teschen 71, 4l/ Zusammen 1313, 829. 

Tirol und Vorarlberg: Innsbruck 211, 146, Meran 82, 48, 
Lienz 35, 18, Roveredo 42, 14, Feldkirch 47, 33/ Zusammen 417, 259. 

Küstenland: Triest 19, 28, Görz 79, 76. Zusammen 98, 104. 

Die Zahl sämmüicher Gymnasiaischüler war im Jahre 1784 

. 7162 und im folgenden Jahre nur 5286, daher um 1876 oder bei- 

\L LJ) läufig um ein Viertel/^MJ, weniger und gegen das Jahr 1781 um 

/ / 4091 oder mehr als 40% weniger. Der Kaiser sah seine Absieht, 

' die Verringerung der Studierenden, erreicht und er bemerkte zu 

dem diesbezüglichen Vortrage: „dieser Ausweis dient zu meiner 

vergnüglichen Nachricht." 

Was die Lehrer betrifft, so ging man zur Zeit der Regierung , 
Josefs von der Ansicht aus, darauf zu sehen/Ordensgeistliche „unter- ( 



h 



mischt" an Schulen zu bestellen, damit nicht der „esprit de leur 
ordre" die Oberhand gewinne. Als es sich um Heranbildung von 
Lehrern aus dem Piaristen-Orden handelte, erstattete die Studien- 
Hofcommission am 27. December 1786 einen ausführlichen Vortrag, 
dem wir einige Momente entnehmen. 



/ 
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Sie wüDsclite sehnlichst, dass bald die Zeit käme, in welcher 
es nicht mehr uöthig soin wird, zur Erziehung der Jugend Per- 
sonen zu gebmnchen, die ausserhalb aller bürgerlichen Verhältnisse 
leben, deren Tugend nach ascetischen Begriffen auf die Verleugnung 
alles mcnschjlichen Gefühles begründet ist. Sie bemerk^ femer, C^^ y, 
dass Geistliche/nicht in der l^age wären, Geistliche heranzubilden, / ^ 

,wes4halb das Klosterstudium aufgehoben wurde, umsoweniger^ 
Laiei^ //i^^^^^^ 

Sie glaubte nicht, dass die Gelübde jene Wirkungen haben, 
die man gewöhnlich voraussetzt ^nd hielt überhaupt die Mönchs- /^ . 
gelübdc) der Armut, des Gehorsams und der Keuschheit geradezu für / 
schädlich. 

Verstehe man unter Armut die Lage eines Menschen, der 
von anderen seinen Unterhalt erwartet oder erbettelt, so sei dies 
keine Tugend /sondern ein Laster. Bedeute jedoch Armut, ' dass / 
der Mensch durch Arbeit und Mühe sich das Nothwendigste er- / 

wirbt und die Erfüllung s€|iner Pflicht, der Inbegriff aller seiner ,. ^ 

Bestrebungen wird, so bedarf es/ im gegebenen Falle/ keines be- /**^ " i 
sonderen Gelübdes, da mit dem Lehramte/mässiger und saurer -ap 
Erwerb verbunden sei. 

Gehorsam ist eine Tugend, die bei rohen Menschen aus den 
Folgen des Ungehorsams, bei den Gebildeten aus der Erkenntniss 
entsteht. Gehorsam ist die wesentliche Bedingung der Gesellschaft, 
und das Band, welches sie verbindet, ist für alle Mitglieder ein 
wahres Gelübde, dessen Erfüllung die Vernunft selbst fordert. Wo 
diese zu schwach wird, müssen ihn Gesetze bewirken. Eine un- 
beschränkte und blinde Unterwerfung des Willens widerstrebt aber 
der Vernunft und erniedrigt den Menschen. 

Keuschheit ist eine Tugend, die die Vernunft verlangt; 

aber das Klosterleben sei gegen den Ehestand gerichtet Auf 

den Lehrerstand wirke die gezwungene Ehelosigkeit gewiss nach- 
theilig. Gatten- und Kindesliebe allein vermögen dem Lehrer das 
schwere Amt zu erleichtern. Keuschheit sei für den Erzieher der 
Jugend höchst noth wendig, aber sie entsteht nicht in Folge der 
Ehelosigkeit. 

Der ursprüngliche Zweck der Piaristen sei auch aussehtieadich 
die Erziehung der Jugend gewesen. 

Sie hielt daher die kaiserliche Besolution ftlr sehr erspriesslich, 
dass die Piaristen sich ausschliesslich dem Xehramt widmen. 



/i^t^u -Ä^»-» 
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Es mag aucli hervorgehoben wt^rden, dass in Folge eines Vor- 
trages der Hofkanzlei vom 7. August 17S7 Johann Krauichfeld aus 
Erfurt, Protestant, „der sowohl gründliche Kenntnisse von allen 
Sprachen, in den übrigen Gegenständen besonders föhig und voll 
echter Belesenheit ist, dessen gute Gemüthsart und sittliches Be- 
tragen vorzüglich sind"" zum Grammatiklehrer am Gymnasium zu 
St. Anna in Wien vorgeschlagen wurde und sollte ihn wöchentlich 
eine halbe Stunde der Präfect im unterrichte des Katechismus ver- 
treten. Der Kaiser genehmigte „vollkommen'' dieses Einrathen und 
erhielt Kranlcht'eld den systemisirten Gehalt von jährlich 60 J fl. 

Um die Ausgaben für die Gymnasien auf dem Lande zu ver- | 
mindern, befahl der Kaiser am 22. September 17ft7, dass die [ 
Pfarrer und Localcapläne denBeligionsunterricht ertheilen. Zu diesem 
Zwecke sollten sie den Präparanden-Curs absolviren. 

Wir wollen nun den Verlauf dieser Frage/ bis auf den heutigen 
Tag, mit wenigen Strichen schildern. 

Bis zum Jahre 1848 waren die österreichischen Gymnasien 
nichts anderes als Lateinschulen, wie sie früher bei den Jesuiten 
gepflegt wurden, und bestanden aus sechs Classen. Wohl wurde im 
Jahre 1807 das FachlehreAystem eingeführt und der Unterricht / 
in Naturgeschichte unter die obligaten Lehrgegenstände aufgenommen. 
Jedoch gerade um die Zeit, als Oersted die Einwirkung des gal- 
vanischen Stromes auf die Magnetnadel nachwies, welche zur epoche- 
machenden Erfindung des Telegraphen führte, kehrte man wieder 
zum früheren System der Classenlehrer zurück, und wurde der 
Unterricht in der Naturgeschichte aufgegeben. 

In den zwanziger Jahren begann mau aber denn doch die 
Nothwendigkeit zu fj^hlen, die Gymnasien zu reformiren, un 
fanden diesbezüglich zahlreiche Berathungen bei der Studien 
commission statt. Wie jedoch in so vielen anderen Dingen, 
sagen wir besser, auf allen Gebieten des staatlichen Lebens, 
derte man auch da, bis endlich das Jahr Ib48 kam, das all' 
alten Schutt wegräumte. Afßavit deus et dUsipati sunt. 

Als Graf Thun im August 1849 die Leitung des Unterrichts- 
Ministeriums tibernahm, ging er sofort an die Reform der Gym- 
nasien. Er holte aus der Registratur die Pläne, welche Enk v. d. 
Burg, Ficker, Ettingshausen etc. für die Studien-Hofcommis3ion aus- 
gearbeitet hatten, und auf Grund derselben wurde der neue Plan 
entworfen, wobei ihm der damalige Ministerialrath Exner und der 




/ 



^ 



2,H 

noch lebende Ministeriuliath Bonitz, jetzt in Berlin, damals in Wien, 
hilfreich zur Seite standen, i^etzterer war es, der die bei*ähmten 
Instructionen im OrgauiHutions-Enlwurf ausarbeitete. 

Die üjmnasien wurden nun, statt sechs , achtclassig (die ehe'» 
maligen zwei Jahrgänge der Philosophie, welche eigentlich blosf ^ 

propädeutische Studien wareu, wurden in das Gymnasium einbezogen / ^ 
und eine wirkliche philosophische Facnliät an der Universität her- / 

gestellt. Das Gymnasium bestand ferner aus einem Unter- und 
Obergymnasium, d k der Unterricht war zweistufig, und was in 
den Unterdassen propädeutisch gelehrt wurde, ward in dem Ober- 
gymnasium ausführlicher und gründlicher gelehrt. Zu dem Studium 
der classischen Sprachen, der Muttersprache, der deutschen Sprache 
und ihrer Literatur (welche letztere in allen Kronländern, mit Aus- 
nahme des lombardisch-venetianischen Königreiches, wo sie blosl / 
im Obergymuasium obligat war, gelehrt wurde), der Geschichte etc. 
kamen nun auch die Maturwissenschaften hinzu. 

Schliesslich wurden auch die Maturitätsprüfungen und das 
System der Fach- statt der Classenlehrer eingeführt. 

Wie aus dieser Skizze hervorgeht, hatte man wohl die preussi-. ' 
sehen Gymnasien als 1Vlii gjj*r vor Augen, aber m an ging über die- 



selben, und wie wir ^laub^ sagen zu dürleii zum Yortheil der 
österreichischen hinaus. Was z. B. den Geschichtsunterricht betrifft 
80 besteht in Preussen da und dort eine Dreitheilung. In den öster- 
reichischen Gymnasien jedoch besteht eine vollkommen abgeschlossene 
Zweistufigkeit, so dass jene Schüler, welche blosi das Untergym- 
nasium absolviren, ein wenn auch in kleinem UmfangJabgerundetes 
Wissen ahs der Geschichte besitzen. Während früher der Unter- 
richt in den Naturwissenschaften in den untersten Olassen ^ia AtA 
preussischen Gymnasien nur facultativ obligatoiis<'h war, nämlicn 
da, wo tüchtige Lehrkräfte für diese Disciplin vorhanden waren 
(das ist in letzter Zeit anders geworden), war diese Disciplin in 
Oesterreich seit dem Jahre 1849 obligatorisch.*) 



*) Wir möchten hier nur kurz der RealBchalen gedenken. In Preussen, 
respective in Deutschland, bestehen Realschulen erster Ordnung, in welchen auch 
da» Lateinische gelehrt wird und deren Schüler in jüngster Zeit auch die ße- 
fiUiigung erhielten, wenn sie ihre Studien mit gutem Erfolg absolvirt haben, 
die Uiiiversiiat zu beziehen ; ferner Realschulen zWeiter Ordnung, die eine Art 
höherer Bürger- odör Gewerbeschule sind. Wi6 es scheint —- Beweise h^ben wir 
nicht dafür — gedenkt man in Preussen im Laufe der Zeit die Realschulen 
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Für diese neuen Gymnasieu inussteü j'ediMrli erst ilie Lehrer 
herangebildet and erzogen werden, da die Änfordernngen. die man 
bis dahin an Lehranits-Candidaten gestellt hatte, theils gesteigert 
wurden und theils sieh anders gestalteten. Es wurden zunächst 
die Conenrs-Pröfungen aufgehoben. Der Candidat hatte nämlieh 
bis zum Jahre 1^48 für eine eben erledigte Stelle die Prüfung 
abzulegen, und wenn er dann auf eine andere Stelle refleetirte, 
so hatte er neuerdings eine Pnlfung zu liesteben. Diese Coocurs- 
Prüfung beSchräalite sieh auf eine in kurzer Zeit anzufertigende 
Ciansur -Arbeit; dabei musste das Gebiet, auf welchem geprtift 
wurde, ein enges sein. Glück and Zufall spielten daher bei diesen 
Prüfungen eine bedeutende Holle. 

Von nun an sollte der Lebramta-Oandidat, wenn er einmal 
seine Wissenschaft und didaktische Fähigkeit eonstatirt hatte, för 
eine Beihe von Lehrerstellen wählbar sein. Diese eine Prüfung, 
welche nun der Lehramts-Candidat abzulegen hat, wird Jedoch, 
um- die Gründlichkeit der Studien des Examinanden sicher zu 
ermitteln, in grösserer Ausdehnung angeslellt und zertallt in ein« 
mündliche und in eine schriftliehe Haus- und Clausur -Arbeit. Es 
soll durch dieselbe die wissenschaftliche BefahigunL? des Candidaten 
erforscht und die praktische Eignung zum wirklichen Auftreten in 
einer Schule dargetlian werden. Eine Hauptforderung bei der neuen 
Einrichtung der Gymnasien ist, dass jedes Lehrfach mit gründlichem 
Wissen und mit ausreichender Lehrkrall ve: treten wird. Es wird 
daher von den Candidaten nicht die gleiche Gründlichkeit für alle 
LehrgegcDStände gefordert, wodurch man nur die Dberääehlichkeit 
sanetionirt hätte; man setzt vielmehr voraus, dass der Gandidat 
nur auf ein bestimmtes Gebiet sein eigentliches Studium werde 
gerichtet haben, und macht die vollständige Tüchtigkeit in diesem 
Gebiete zur Hanptbedingung für den Erfolg des Examens. Maf j 
macby sie jedoch nicht zur ausschliesslichen Bedingung, um das 



niederer Ordnang vollalitndig mit den CNvierliesohuIeD ia Verbindung zubringen. 
1d OcBlerreifeli gibt es nur Realschtilen euhkchtweg, ia neloliea zwei moderoe 
Sprachen, Fran/Ösisch and EoglisoL, aber nkfat Lateiniaob gelebrt werden nnd 
wekbe für das Polyteeboikuni Torbeieiteo. Die jetzt entstebeadeo OeiferbeSBliuleit 
dürfen .wahrscb ein lieh eine FoiiEetzung der iv refovniirenden Bürg^ebalen 
werdm/ Eb weiden duber die BürgerBuLalen für die Gewerbescbulen, die Beal- 
Ecbnlen für das Poljiecbnibnin and das Gjamasini» für die Univeraität vor- 
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Gymnasium nicht in eine andere Gefahr zu bringen. Das Gym^ 
nasium kann nämlich nicht, wie die Universität, gesonderte Wissen- 
schaften lehren. Tiefer gestellt ais die Universität im Verhältnisse 
zum Zwecke der Gelehrsamkeit, steht es höber in seinem Ver- 
hältnisse zum Zwecke der Erziehung, und hat es daher die innere 
Verbindung des mannigfaltigen Stoffes zur allgemeinen in sich 
zusammenstimmenden Bildung selbst zu besorgen, und dazu bedarf 
es der Einheit im ganzen Gange und Plane des Unterrichtes. Jeder 
Lehrer muss daher so viel Interesse für alle Gegenstände des 
Gymnasiums besitzen, um ihren Werth anzuerkennen. 

Wenn nun häusliche schriftliche Arbeiten erproben, inwieweit 
der Gandidat in der Wissenschaft und in dem Gebrauche aller 
ihrer Hilfsmittel heimisch geworden, schriftliche Oiausur -Arbeiten 
aber zeigen, ob er sein Wissen zu beherrschen und desselben sich 
prompt und gewandt zu bedienen vermag ; wenn dann eine münd- 
liche Prüfung die etwa noch vorhandenen Zweifel der Examinatoren 
löst, so liegt in solcher Prüfungsform, die Tüchtigkeit der Examina- 
toren vorausgesetzt, jene Sicherheit, welche bei Erforschung der 
wissenschaftlichen Befähigung der Gaudidaten zur wünschen ist. 
Einige Probe-Lectionen thun dann dar, ob man den Gandidaten 
zum Probejahre unter Aufsicht von tüchtigen Lehrern zula^^en kann. 

Zu den zahlreichen Schwierigkeiten, die vorhanden waren, 
diese geplante Beform in's Leben zu rufen, gesellte sich auch die, 
dass damals ein grosser Theil der Gymnasien in den Händen 
geistlicher Gorporationen war, deren Thätigkeit daher das Gedeihen 
und die höhere wissenschaftliche Bildung speciell der oberen 
Stände der Gesellschaft zum grössten Thei)e anheimgegeben war. 
Da die neue Organisation grössere Anforderungen an die Lehrer 
stellte, so fragte es sich, ob man auch an diese Herren vom 
Priesterstande, welche eine besondere Stellung einnahmen und ein 
nöli me tangere beanspruchten, mit diesen Forderungen werde 
herantreten können. Graf Thun gab sich in dieser Hinsicht der 
Hoffnung hin, nicht auf unüberwindliche Schwierigkeiten zu stossen. 
Er meinte, die edle Kraft, mit welcher die in Wien (im Jahre 1849) 
versammelt gewesenen Bischöfe der katholischen Kirche sich für 
die Forderung höherer Bildung und echter Wissenschaft aus- 
gesprochen haben, berechtige zu der zuversichtlichen Erwartung, 
dass jene Anstalten ihre Aufgabe mit der Anstrengung , welche 
der Ernst der Zeit gebietet, verfolgen und den Wettlauf mit den 
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tbeils vorhandenen, lliüils noch zu emchtendoa weUlichea Gym- 
nasien, zum Heile der Jugend ehrenvoll und wnrJig besteben 
werden. 

Da deiartige üymnasiallehriir, wie sie nun gefordert wurden, 
damals nicht vorhanden waren, so mussten vorläufig Ueberganga- 
bestimmungen getroffen und, wag das Wichtigere ist, jene 
Institutionen, an welchen die kflntligen Gymnasiallehrer heran- 
gebildet werden sollten, in's Leben gerufen, oder, rait anderen 
Worten, es miisste die Universität reformirt werden. 

Es kann nun nicht unsere Aufgabe sein, bei dieser Gelegen- 
heit näher auf die Universitäts-Reform einzugeben, wolil aber 
möchten wir ein Moment herausgreifen. Um den Anforderungen 
des Unterrichtes zeitgemäss zu entsprechen, wurden, wie bereits 
bemerkt, die philosophischen Discipliaen als eigentliche Facultats- 
studien anf den Universitäten in's Leben gerufen und sollten die 
dieser Facaltät iiugezählten Wissenschaften vollständig und von 
tüchtigen Lehrern vertreten werden. Da jedoch bis dahin von den 
Naturwissenschaften blos die allgemeine Naturgeschichte und Physik 
zur philosophisciien Studien-Abtheilung gezählt wurden, Chemie 
und specielle Naturgeschichte aber der medicinischen Facultät 
zugetheilt waren, so wurden zunächst diese letzteren Disuiplinen 
der philosophischen Facultät zugewiesen. Da aber diit'ch' diese ^.- 
Verschiebung allein nicht den berechtigten Anforderungen ent- 
sprochen worden wäre, so wurde es als unerlässlicb erkannt, dass 
wenigstens an den grossen Universitäten die einzelnen Gebiete der 
Naturgeschichte abgesondert vertreten werden, um einerseits den 
Professoren die Förderung der von ihnen traiUrten Wissenschaften 
möglich zu machen und andererseits den Studierenden einen griind- 
lieben Unterricht zu bieten. Es wurde daher an den philosophischen 
Facultäten zu Wien und Prag Je ein Lehrstuhl lür Mineralogie und 
Zoologie und je zwei Lehrstuhle für Botanik (fiir Classification und 
Systematik der Pflanzen und für Pfiysiologie und Morphologiö der- 
selben) creirt. 

Wohl waren in Beziehung auf Mineralogie auch abgesonderte 
Vortrage über Kristallographie, Geologie und Paläontologie, sowie 
rücksichtlich der Zoologie der Unterricht in der vergleichenden 
Anatomie als sehr wünsch enswerth und zur vollständigen Vertfetung 
der naturhistorischen Wissenschaften nothwendig; vorläufig jedoch 
wurden mit Rücksicht auf die Finanzen keine Kanzeln für diese 
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Diseiplinen orrielitet, und glaubte iiiaii, da:?» hierin einzelne Pro- 
fessoren ausserordentliche Vorträge oder Privatdoeenten Vorlesungen 
halten werden. 

Es ist begreiflich, dass man sich mehrere Jabre lang mit Gym- 
nasial-Lehrem begnügen musste, die nicht allen Anforderungen ent- 
sprachen; es herrschte Lehrermangel, und man musste unter An- 
derem auch von dem Probejahr abgehen. 

Der auf dem Papier so schön und gut ausgep/eitete Plan zeigte 
jedoch bei der praktischen Handhabung mancherlei Lücken, und 
die Folgen waren im Allgemeinen nicht der Art/wie sie erwartet / 
wurden. Es erhoben sich nun die laudatores temporis acti. 1 

Im Jahre I8ö4 hatte der Kaiser definitiv die neue Organisation ' 
der Gymnasien genehmigt, und im Jahr 1857/nachdera das Con- 1 VO 
cordat abgeschlossen war, erhob sich gegen diese kurz zuvor sanc- ' ^^ 
tionirte Organisation ein wahrer Sturmlauf, welcher erst an den 
Stufen des Thrones Halt machte. Massenhafte neue Pläne wurden 
vorgebracht, die darauf hinausliefen, eine Umkehr herbeizuführen 
und die Gymnasien auf den Standpunkt zu stellen, wie er vor dem 
Jahre 1848 war. Insbesondere waren den Opponenten die Natur- 
wissenschaften ein Gräuel. Zu jener Zeit standen mit den Gym- 
nasien in Gahzien landwirthschat'tliche Schulen in Verbindung, und 
auch diese sollten fallen, was selbstverständlich den einsichtsvollen 
MÄnnem daselbst nicht zusagen wollte. Graf Thun, der sich in her- 
vorragender Weise bei der Schöpfung des Concordats betheiligte, 
wollte jedoch die Gymnasien, die ebenfalls seine Schöpfung waren, 
nicht preisgeben. Er schlug daher folgenden Weg ein: er übergab 
die eingereichten Pläne anerkannten Schulmännern zur Begut- 
achtung, und diese Gutachten wurden dann in der österreichischen 
Gymnasial-Zeitschrift, Jahrgang 1858, abgedruckt. Der Sturm war 
abgeschlagen ; ja noch mehr, die österreichische Lehrerwelt wusste 
jetzt erst recht die neue Organisation zu würdigen. 

Nach der Schlacht von Solferi/o begannen die nationalen Be- 
strebungen. Man versuchte es mit utraquistischen Gymnasien, die 
sich jedoch bald als unhaltbar erwiesen und führte dann die ge- 
sonderten sprachlichen Gymnasien ein. 

Nach der Schlacht bei Königgrätz, wo der preussische Schul- 
meister siegte, wurden massenhaft neue Schulen begründet, und die 
Lehrer-Bildungsanstalten traten in's Leben. Tüchtige Lehrkräfte 
wurden zu Directoren der neuen Anstalten ernannt, und man musste 
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zu unerfahrenen jungen Leuten als Lehrer/ greifen, um die enl>* 
standencn Lücken auszufüllen. Im Laufe der Zeit entstand jedoeh 
eine Veränderung, und jetzt ist eine UeberfüUe an Lehrern. 

Der Zulauf zu den zahkeichen (jymnasien bestand jedoch 
naturgemäss aus mitteln^ässigen Schülern, und es begannen -wieder 
Klagen. 

Minister Stremayr berief daher im Jahre 1870 eme Enqudte 
(die betreffenden Verhandlungen sind im Druck erschienen). Diese 
Enquete constatirte wohl Fehler und Lrrthümer, deren (Jrsprung sie . 
jedoeh nicht in der Organisation und Einrichtung der Gymnasien 
erkannte, und das Ministerium suchte daher im Verordnungswege 
den vorhandenen Uebelständen abzuhelfen. Im Jah/ 1873 fand dann 
in Berlin unter dem Vorsitze des damaligen Ministers. Falk, (der 
inzwischen kalt gestellt wurde) eine Gonferenz statt/deren Proto^lle 
im Jahre 1874 im Druck erschienen sind. > 

Man las diese Verhandlungen speciell in österreichischen Söhul- 
j . kreisen mit grosse^ Aufmerksamkeit. Es gereicht^ zur Genugthuung, 

L zu erfahren, dass in Preussen Manches angestrebt wurde,- wie der 

obligatorische Unterricht in den Naturwissenschaften, was inOester« 
reich bereits vorhanden war; man verschloss sieh aber auch nicht 
den vorhandenen Schattenseiten in Oesterreieh, die durch den Ver^ 
gleich desto wahrnehmbarer wurden; schliesslich nahm man Klagen 
und Beschwerden wahr, die da wie dort erhoben wurden. 

Bald hierauf begannen im Verein „ Mittelschule ** in Wien V^r^ 
handlungen betreffs der üeberbördung der Schüler und über die Ur- 
sachen, die dieselbe herbeiführten, und da die Klagen auch sonst nicht 
nachliessen, so wurde nach dem Muster der preussischen Directoren- 
Gonferenz zu Ostern des Jahres 1878 eine Landes-Schulinspectoren- 
Gonferenz abgehalten. Es wurden dabei den Herren keine FrageH^ 
sondern einzelne Thesen zur Bearbeitung vorgele^; so z.B. über die 
Zweistufigkeit des Unteniehtes in der Welt- undp^aturgeschichte etc., 
über die Wahrnehmungen, die sie während 'a^r Zeit ihrer Amts- 
wirksamkeit gemacht hatten. Wenn auch blosfc Beferate geliefert 
wurden, so gaben sie nichtsdestoweniger Antworten auf bestimmt^ 
Fragen. Die Berathung bei der Gonferenz fährte dann nicht nur 
den Meinungsaustausch herbei, sondern es konnte auch das Eine 
oder das Andere richtiggestellt und ein gleichartiges ^ergehen er- 
zielt werden. Dieser Gonferenz folgte dann im Jahre 1^79 im 
Schosse des Unterrichts-Ministeriums eine Gonferenz, welche in 
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zwanzig Punkten die fflr die österreichischen Gymnasien wünschons- 
werthen Aenderungen präcisirte. 

In jüngster Zeit berief der Unterrichts-Miiiister, Freiherr vofa 
Conrad, neuerdings eine Gonferenz, welche äb6r die Mittel berietb, 
wie den vorhandenen Klagen über den Gymhasial-Unterricht und 
dessen Erfolge abzuhelfen sei, und glauben wir sagen zu dürfen, 
dass diA Vorschläge der Gonferenz /wenn sie ins Leben treten, 
günstige Resultate herbeiführen werden, wenn wir auch zugeben, / 
dass die Mittelmässigkeit sich nach wie vor überbürdet fühlen wird. 
Talentlose Knaben gehören jedoch nicht in's Gymnasium. 
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3. Universitäten. 

Indem wir hier vom Unterrichte sprechen, möchten wir nicht 
die Universitäten ganz übergehen. Da wir jedoch der Wiener 
Universität ein besonderes Werk widmen, welches auch die Beform 
der österreichischen Universitäten überhaupt seit dem Jahre 1849 
schildern wird, so möchten wir zunächst einige Momente aus der 
Gesehiehte der Präger Universität erwähnen. i Ak 

Wie man weiJ, begründete Carl IV., der Freund Petrarca*s f "QA 
und Boccaccio's, der Autor einer Selbstbiographie, am 7. April 
1348 als böhmischer König und am 14. Jänner 1349 als deutscher 
Kaiser die Prager Universität und gab ihr dieselben Rechte, die / 
die Universitäten zu Bologna und Pavia hatten, und noch in dem 
Jahre 1349 kaufte er von einem Juden Lazar ein Haus, in welchem 
Vorträge gehalten wurden. Die Wahl der Bectoren ging nach 
Nationen, bei welchen nicht die nationale Abstammung, sondern 
der geographische Geburtsort den Ausschlag gab, vor sich, die 
vollkommen gleichberechtigt waren und deren man vier zählte: 
die bayerische, zu welcher die deutsch-österreichischen Länder ge- 
hörten, die sächsische, die polnische und die böhmische. Bald t 
wurde diese Universität der Sammelplatz der europäischen, zunächst ( 4] 
der deutsehen Studenten, deren Zahl sich zwischen 8- bis 15.000 
bewegte. Carl interessirte sich wohl für slavische Literatur und 
slavisehes Kirchenleben, aber das Hauptgepräge des Hofes und 
des bürgerlichen Lebens in Prag war deutsch und sab der Kaiser 
im Deutschen das wichtige Bindemittel zwischen ßi^men und 
Deutschland, dessen Kaiser er war. 
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Ihicti nicht langR daiieite, i^s und dur ülaaz der Prager üni- 
Tersitiit verl.il;issle, so diiss die Zahl der t^tudireDdeo auf 7000 
saut. Eine tiefgehend« VeislhnnniDg siörie den wiBsenschaftlicheo 
Frieden und ouL-h mehr die Luljcuaeinhuit der Universität. In dem 
Uezänke dir Thcolugiiii, m den immer heftiger werdenden Dia- 
putationeii zwiäL-hen lleutsehea uud Czeehen erstariite schon der 
Nationalhass, uud die Abneigung gegen Deutschland empfing, als 
die Curfiirbten den Sohn CarU IV., Wenzel, am 20. August 1400 
des deutschen Tiiroues entselztcu, eiuu Üundesgenossin an der 
Gesinnung des Königs. Norh nm 31. Jänner 13:1t) erliess Wenzel 
ein fidict, in vveli-hetii er der grossen Vortheile gedenkt, welche 
seiner königllchi-n Ehre und dem Nutzen des Landes durch die 
Ausländer an der Hochschule erwachsen , und ist er bestrebt, 
einem gewissen eich anmeldenden Verfalle derselben entgegenzu- 
wirken. Am 18. JtLuner 1409 erfloss jedoch das Kuttenberger Edict, 
worin die ü rund Verfassung Oarts IV. zu Gunsten der böhmischen 
Nation umgestosseu wajd. Von nun au sollte die böhmische Nation 
bei allen üniversitäts- Angelegenheiten drei Stimmen und die 
anderen Nationen nur eine Stimme haben. Am 6. Februar ver- 
suchten die Beutscheu eine Gegenvorstellung, doch ohne Erfolg. 
Nun gab es bluilgo Uündel zwischen Czeehen und Deutschen an 
der Universität, so dass sie sich stachen und schlugen, und 
sehliesslich vollzog sich die Auswanderung der Deutschen von der 
Universität. Diese sinkt nun zur Laudes-Uochscbule herab und 
der Wohlstand Prags wird hart geschädigt. 

Im Laufe der Zeit entstanden dann in Frag zwei Universitäten. 
Die Jesuiten nämlich wendeten sofort nach ihrer Einführung grosse 
Aufmerksamkeit dem Unterrichte zu. In Prag errichteten sie bei 
St. Clemens ein Gymnasium, welches sich zu einer Universität her- 
auswuchs. Es bestanden daher daselbst zwei Universitäten, eine 
katholische und eine utraquistisebe. Im Jahre lti22, zur Zeit 
Ferdinands II., wurde die letztere den Jesuiten 'übergeben. Am 
4. März 1654 tand dann unter besonderen Feierlichkeiten die 
Union der Ferdinandei'schen und Carolini'schen Universität statt. 

Die erfolgte Union hat jedoch die Prager Universität weiter 
nicht gefördert und befand sich das Studienwesen überhaupt 
speciell in Oesterreieh im Eückgange begriffen. Eine neue Zeit 
begann für dieselbe ein Jahrhundert später unter der Kaiserin Maria 
Theresia. 
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Es herrschte damals bezüglich der Vorlesungen der Professoren 
an der Prager Universität Planlosigkeit und Unordnung. Dif^ 
Kaiserin befahl daher, bevor noch die Universitäts- Reform in Angriff 
genommen worden war, nämlich schon im Juhre 1747, dass die 
Professoren daselbst vor dem Beginne eines jeden Studienjahres 
^ eine Berathnng halten, in welcher sie die Vorlesungen, die sie 

)AM) sowohl Ui^ pqbliq is j wie in Privatlectionen im ersten und zweiten 

Semester halten wollen, besprechen und dann d^nöndex lectionuni >ö^*^^^ 
dnieken und afiSgiren lassen. 

Nicht ohne Interesse ist eine Resolution der Kaiserin auf 
einen Vortrag der Hofkanzlei vom März 1748. Diese hatte nämhch 
vorgeschlagen, an der Prager Universität einen Lehrstuhl für (Staats- 
wi^senschaften) jus naturae publicae et ftudalis zu errichten und - 

/Q befürwortete, dem betreffende^^ Professor 2000 ti. oder mindestens ( ^ 

^Y\äm/ü^ 1500 fl. Gehalt zu geben. Es fragte siciyTwcn-W wählen und -^ xj 
woher den Gehalt bestreiten, da die Universität keine Fonde hatte. ' 
Hiezu bemerkte die Kaiserin eigenhändig: „Die Uut, besonders 
die katholischen, seind selten zu finden, wäre indess mit lOOO 11. 
anzufangen und einen jungen böhmischen ^yinentsch der jetzund 
in Mailand beym gubemator ist und mir sein nahmen entfallen'^) 
zu nehmen. Führt er sich wohl ein paar jähre auff, so kann 
man ihm völlig dazu benennen, er war discipel vor vitriaHus.^ 

Wohl zu beachten, auch für die heutige Zeit ^ ist eine // 
Resolution der Kaiserin über einen Vortrag vom 13. December 1749. 
Die Professoren in Prag hatten nämlich geklagt, dass so wenige 
fremde Studirende nach Prag kommen. Hierauf rescribirte die 
Kaiserin: „Die Prager Professoren tragen selbst Schuld daran, dass 
noch kein^r^hteri Zulauf von Fremden ist, weil sie sich noch 
keinen RufTin deWjyelt erworben und sich nicht durch Heraus- 

^^^yy^gs^he gelehAer Werke bekannt gemacht haben." 
V Im Jahre 1752, als die Universitäts-Reform durchgeführt wurde, 

l^ fanden im Schoo^ des Directoriums (jetzt Ministerium des Innern 
und der Finanzen, der Justiz und des Unterrichtswesens) 
Berathungen ül^r die Misstände an der Prager Universität statt, 

in einem Protokolle der Kaiserin vorgelegt wurde. 



/ 




*) £8 war die|e8 Johann Franz v. Bonrguignon, der in Prag »eine 
Studien absolvirt hatte, dann als Studiendirector nach Wien berufen wurde nnd 
daselbst Mitglied der Studien-Hofcommission war. 
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leinerkle hie?,«, dass in PiMg derselbe Vorgang wie an der 
Wiener Uiiiverfciliit platzgreilb. Um die jundisehen Studien zo 
heben, bi'fafal sie, dnss von Niemanden ein Memorial angenommen 
und Niemand zu i-iuer Hol'chaigu empt'oblen werde, der nicht an 
einer österreiehisehen Univcfsitiit studirt hat (die Herren vom Adel 
Iteseen nämliuh ihre Söhne gewöJinlich im Auslände studiren, was 
auch nun dem Grunde missIülJig betrachtet wurde, weil die jungen 
Leute aal' fremden Univer^iläten Jibei alere Ansichten auf religiösem 
Gebiete in sieb anliiahmeu). Die Knisenn verlangte ferner, dass 
an der Prager Universität nach der neu vorgesehriebenen Art 
geprüft und die Studenten rigoros examinirt werden, „amb zu 
sehen, wa^ und wie sie erlehrnt und zu was sie tauglieb sii^^^ 
Ks mtigste dies umsomehr gesuiiehen, um einen Nachwuchs an 
ProÜBBsoren zu gewinnen, „nachdem man so vill Diliculttit liodet, 
in der Universität capable mibßcta zu finden". Aut^s Entschiedenste 
sprach sich die Kaiserin ferner geilen die „Nebenschulen" hub, 
„weillen anjetzo die öffentliehen recht eingerichtet werden". Ebe&se 
verlangte sie, dass das Institut der Correpetitoren aufgehoben werde. 
Diese unterrichteten nämlich in deutscher oder böhmiseher Sprache, 
was sie in Uteinischei' Sprache nicht genug verstanden. 

Bezüglich der Bibliothek wurde van Swieten gefragt. Dieser 
erklärte jedoch, 3. April 17ö3, er sei mit den localen Ver- 
hältnissen in Prag nicht vertraut, jedenfalls werde sie der Unter- 
stätzung der Kaiserin bedürfen und sie sei ihrer und des Ruhmes 
ihrer. BegieruBg würdig, da man von ihr (von der Kaiserin) 
die Wiederherstellung der Wissenschaften datiien wird. „Wohl 
werde ich in tausend Jahren nicht mehr leben," bemerkt van 
Swieten ferner, „aber ich denke, mau wird dann sehreiben': 
A regno Mai-iae Thereaiae elc. instauratii Utei-in, artihtis, comercio etc. 
anno mälmmo ttc.j (Zu deutsch: Aus der Zeit Maria Theresias, 
der Wiederh erste! lerin der Wissenschaften und Künste und des 
Handels etc., im Jahre tausend u. s. w.) 

Es bestanden damals an der Prager Universität weder nationale 
Streitigkeiten, noch das Gezänie der Theologen und selbstveratänd- 
lieh gab es auch keine Sprach enl'iage, da die Vorträge in lateinischer' 
Sprtcbe gehalten wurden; nichtsdestoweniger Hess das collegiale 
Zusammenleben der Professoren Vieles zu wünschen, wie dies aus ^^ 
einem Briefe van Swieten's an den i Director der medicinischen f 
Stndiei), ij Brag, Mae-Neven, vom 2t)i September nöa hervorgeht, f 
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Dieser schrieb: „e/aw dudtim novi Pragae tales esse multos qui 
nullis parcunt cahmniis dum perdere volufit hominem, quem oderint, 
Memor suhi quot et quantcs fecerint ut tuam ut Bourgmgno\ 
famam denigrarent.^ (Zu deutsch: „Schon lange weiss ich, dass 
es in Prag Viele gibt, welche vor keiner Verleumdung zurück- 
schrecken, wenn sie die verderben wollen, die sie hassen. Ich denke, 
was sie Alles gethan haben, um Deinen Ruf und den Bourgtitgnoä's 
anzuschwärzen. ") 

Zur Zeit Maria Theresia's tam auch ein kirchenpolitischer ' 
Conflict an der Prager Universität vor. Am 12. Deeember 1764 
erschien nämlich, wie alijährlich, der oberste Burggraf von Böhmen, ^ 
Philipp Graf von Kollowrat, in der Theinkirche, um dem neu- 
emannten Rector magnificus tlön Eid auf die unbefleckte Empfang- 
niss abzunehmen. 

Der in dem genannten Jahre zum Erzbischof von Prag er- 
nannte Anton Graf Prichovski hielt sich von tiieser Feierlichkeit 
fem, da er meinte/ dass ihm diese Function zustehe, indem er * 
der Protectof perpetuus (der ständige Protektor) der Universität' 
sei, und wendete sich in Folge dieser vermeintlichen Zurück- 
setzung mit eine): Klage an die Kaii^erin. 

Die Kaiserin übergab die Angelegenheit der Hofkanzlei zur 
Begutachtung. Diese wies, 31. Mai 1765, darauf hin, dass dieser 
Eid von Kaiser Ferdinand III., 06. Jänner 1650^ eingeführt wurde, 
un^ nahm ihn das ersfe Mal der oberste Landeshofmeister und' 
spätere Oberstburggraf Bernhard Graf v. Martinitz ab. Schon dieses 
eweise die Absicht des Kaisers, däss ,ti[er Eid in die Hand des 
Vertreters des Landcsfursten und nicht in die eines geistliehen 
Vorstehers gelegt werde. Der Erzbi^chof von Prag sei Ofdinarins, 
Protector, Kanzler und Piäsident der Studiencommission in Prag. 
Als Ordinarius stehe jS^ ihm jedoch nur zu, rein geistliche An- 
gelegenheiten zu überwachen und darf er auf weltliche Geschäfte 
keinen Einfluss üben. Zudem besitze der Landesfürst- das Recht 
supremi Patronatus et advocatiae und stehe ihm die Einsicht in 
die geistliche Jurisdiction zu, wenn es sich um Glaubensdogmen 
handelt. Der Bischof lege sicli übrigens den Titel Protector 
perpetuus mit Unrecht bei, da er als solcher nicht bestätigt ist. 
Als Kanzler jedoch stehe ihm, dem Bischof, blos der Einfluss mlf 
Pronioiionen etc. zu; und diese hat er nach dem Diplome fcarls iV. 
süb ho6tr(ie Majestäiis' speciali protectione et Mva gtiardiä 

Wolf, Skizzen. ^ 
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rethientes [und dan Amt als Priisidont der Studien com mission be- 
kleidet er nicht auf Grund seiner geistliehen Würde. ^^ 

Die Kaiserin resonbirte diesen Vortrag eigenhändig: ,Das 
jurament solle abgenohmen werden, wie bier wan wir gegenwärtig 
Bind nicht, in deB Erzbiseboffs hier sondern in die Rande des 
CanceUary maxer (Weibbischof Marxer) wird das jurament ab- 
gelegt mithin soll es auch also zu präg gehalten werden und 
weilen wir nicht gegenwärtig sind kann meine person niemand 
anderer als der gouvemo vertreten. Auch der nahmen protedor 
»tiidiorum nicht aber üniversitatis gebiebrt dem Erzbischüff und 
gahr nicht als Chef der Universität.'' 

Auf die Bemerkung des obersten Kanzlers Grafen Cbotek, 
dass dem Bischof zu Prag schon mittelst Bescriptes vom 

29. October 1747 die Protection der Universität daselbst übertragen 
worden sei, bemerkte die Kaiserin: „Wan man dem erzbischofi' 
was zugelegt was nicht convenient ist so thue es abändern er ist 
allein protedor studiorum keineswegs üniversitatis welches allein 
der souverain ist mithin durchaus zu verbitten keinem mehr in 
was Land es sey diesen titl zu geben." 

Die Kaiserin hob auch am 22. Juni 1776 da* Privileginm 
Ferdinands II., nach welchem alljährlieb ein Magister der Philo- 
sophie an der Prager Universität in den Adelsstand erhoben wurde, 
auf, weil es „auf jetzige Zeiten nicht wohl sehicksam.' Wie wir 
iilS; bekannt voraussetzen dürften, wurde zur Zeit Maria Thereaia'& 
üb Prager Universität wie die anderen ÖäterreichischeU Universi- 
täten ßeichsanstal ten, wie dies auch aus der mitgetheiltea 
Resolution hervorgeht, in welcher die Kaiserin ausschliesslich 
dem Souvei-än den Titel Protector der Universität vorbehalten 
wissen will. 

Schliesslich wollen wir noch einer Reform gedenken, die Kais» 
Josef n. zunächst in Prag einführte. Nach dem Vorsehlage Gerhard 
Van Swieten's bestanden an den österreichischen Universitäten neben 
den Pecanen auch besoldete Direotoren. Nachdem der Director der 
juridischen Paeultät in Prag gestorben war, befahl d«r Kaiser 

30. August 1782, dass von nun ab an den Facultäten der öster- 
reichischen Universitäten sowie in Deutsehland blos^ Decane, die 
von den Professoren nach dem Turnus gewählt, fungiren sollen, 
welche alle jene Agenden haben, die in Oesterreich von einem be- 

J>ireetor versehen werdi'U. Die Directorstelle in Prag sollte 
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daher nicht mehr besetzt wenleii und dasselbe soll der Fäll seio 
sim Absterben oder beim Austritte der aud^ti Directoren. 

l>er Prüsideut der Studien-Hüfcommission, Gottfried Tan Swieten, 
Wollte jedoch die von süinein Vater geschaffene Institution erhalten 
wissen und unierbreitete diesbezagllcfa am 16. September 1782 einen 
Vortrag. In demselben wie» er darauf hin, dass die deutschen [Jni- 
?ersitäteu, epecielt jene in protestantischen Ländern, sich in einem 
blühenden Zustande befinden und wirken an denselben ausgezeichnete 
Lehrer. Sie werden von Studirenden, welche versehiedene ürund- 
sätxe und Anschauungen haben, frequentirt. Anders sei dies bei 
katholischen Universitäten, wo so vieles noch von der Kirche ab- 
hänge. In Oeäterreich suche man hauptsächlich die Bildung der 
eigenen Unterthaneu zu fördern, in Deutschland Jedoch sei das 
Banptaugenmerk auf die Heranziehung der Fremden gerichtet. Es 
inüge daher dort eine allgemeine Aufsicht. Auch die Lehrer, die 
nicht alle besoldet sind und prioata und privatitaima Collegien 
kalten, können nicht geleitet werden. Es bedarf daher neben dem 
Decan keines Directors. Anders sei dies ia Oesteireieh. Die Direc- 
toren oder, wie sie ursprönglieh hiessen, fi-ttuMde« wohnen Im 
Namen des Landest^rsten den Prüfungen, Deeauatswahlen und 
Doctorpromotionen bei und sehen darauf, dass die kaiserliehen An- 
ordnungen beobachtet und Missbränche abgebalten werden. Man 
kann es auch nicht den Lehrern überlassen, nach ihrem Gutdünken 
Vorlesungen zu halten. 

Doch der Kaiser sah heller als sein Bathgeber and entschied: 
.),£s bat bei üdeiuer ertheilteu Uesalution sein Verbleiben und ist 
in deren (jemüsshuit fürzugehen." 

' Das Institut der Facultüts-Directoren wurde jedoch bald wieder 
Testiiuirt und dauerte bis zur neuesten Zelt, als auch in Oesterreich 
Xehr- und LemlreiheJt eingeführt wurde. Wie luan ferner weiss, 
liat Josef an der Prager Universität, 12. Juli 17ö4, wie an den 
küderen Österreichischen Universitäten die deutsche Spruche als Vor- 
(bagfisprache eingefühi-t und hat sich in Böhmen gegen diese Mass- 
i4^el keine Opposition erhoben. 

Schon zur Zeit der Kaiserin Maria Theresia gab es an der 
(Prager üniversiiät zahlreiche jüdische Studirende der Chirurgie, und 
k&m 68 einmal zu einer „Paukerei" mit ihren chi'istliehen Uollegen. 

Das böhmische liubernium erstattete nämlich am 2)i. Juni lllü 
;-swnen Bericht über Unruhen, welche am 2i. NoipmiöftK ai'V 
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jüdischen und christlichen Studirenden am CoUegio Chirurgico ent- 
standen. Da der Auftritt keine weiteren Folgen hatte und die Un- 
ruhe durch Herbeirufung der Militärwache und durch Arrest der 
Schuldtragenden beseitigt wurde, so sollte es bei dem, was das 
Gubemium über die Urheber der Schlägerei verfügte, sein Bewenden 
haben. Da femer der Vicedirector der medicinischen PacultäyBreyer, 
der Director Mac Neven und der Professor Arnold alles thaten, um die 
Unruhe zu stillen und die Frequentirnng der chirurgischen CoUegien 
Jedermann ohne Ausnahme gestattet sei, so sollen sie keine Büge 
erhalten, wie das Gubernium angerathen hatte. 

Was die künftige Frequentirnng jüdischer Studirender der 
Chirurgie betrifft, so sollte sie ihnen nach wie vor nach dem be- 
stehenden Studienplane für die medicinischen Facuitäten frei und 
offen stehen, und sei keine Religion davon ausgeschlossen. Da die 
Juden tolerirt sind, sei es auch nur billig, wenn man ihnen die 
Wege zum Unterricht nicht beschränkt. 

Auch in Wien besuchen Juden und Christen ohne Unterschied 
und Absonderung die CoUegia Chirurgica und seien die Juden ebenso 
wie die Christen bis zur Ankunft des Professors berechtigt, den 
Hut aufgesetzt zu behalten und darf deshalb kein Theil dem andern 
im mindesten beirren oder beunruhigen. 

Derselbe Vorgang sei daher auch an der Prager Universität 
zu beobachten und sollen den Juden keine besonderen Plätze an- 
gewiesen werden, sondern es ist der Besuch promiscue gestattet und 
ist es den Juden wie den Christen erlaubt, den Kopf bedeckt zu 
halten, bis der Professor kommt und soll deshalb gar kein Unter- 
schied gemacht werden. 

Um ferner alle Unordnungen zu vermeiden und unangenehmen 
Vorfällen Tirf Vornherein vorzubeugen, wurde den Professoren be- 
fohlen, jeden Unfug von Seite der Studirenden einzustellen, 
sämmtliche Studenten in den gehörigen Schranken zu halten, und 
wer diesfalls U^f^LirtJ oder einigen Unfug beginge, der soll nicht 
allein vom ferne/n Studium ausgeschlossen, sondern überdies zum 
Beispiele 45derer entweder mit einer geschärften Leibesstrafe belegt 
oder zu einer grösseren Geldstrafe angehalten werden. 

Schliesslich wollen wir noch der ehemaligen Universität zu 
Tyrnau in Ungarn gedenken. 

In einem Handschreiben vom 8. Juni 1768 an den Grafen 
Chotek befahl die Kaiserin, dass die Studien an der Tyrnauer 




'/ 



3? 

Üliiversität auf gleichen Piiss mit den erbländisehen gesetzt 
werden. Es soll daher die Einföhrung des stadii juris puhlid 
hungaricae und des juris canonici durch einen weltliehen Lehrer 
geschehen, und sei auf die Polizei- und Gameralwissensehaft 
besonders Bedacht zu nehmen. „Und da Ich,'' heisst es ferner, 
„zu der Anziehung eines Lehrers der geistlichen Eechte mit der 
Bticksieht auf die diesfalligen besonderen Zuständigkeiten eines y 

Königs von Huögam den Professor Biegger den Auftrag allschon ; a ' 
gemacht habe", so soll Ohotek sich in dieser Beziehung mit ßiegier L"^ 
in Einvernehmen setzen*)." ' -^^"'^ / 

Am 30. Juli 1774, nachdem die Kaiserin die zweite Beform 
der Universitäten vorgenommen hatte, erstattete die Studien-Hof- 
commission in Verbindung mit der ungarischen Hofkanzlei die Vor- 
schläge, betreffend die BeguJining der Tyrnauer Universität. Zur 
Erhaltung derselben sollten die ehemaligen Jesnitengdter in Tymau . 
verwendet werden. In diesem Vortrage wurde ferner empföhle^ 7 
diese Universität nach Pest zu veHegen, da dort der Sitz der Uxbvlae I 
regiae und eeptemvircUis ist ;• überdies liege Tyrnau in einem Winkel /^ 

des Landes. . ; . ; * 

Hierauf resolvirte die Kaiserin eigenhändig: 

„Bin in allem verstanden, nur das anstatt 12, ^8 junge Leute 
sollen beybehalten werden (die, um sich far den LelÜrerbet-uf vor- 
zubereiten, Stipendien geniessen sollen). Das Königreich ist gros, 
foi*aucht vill a prima octobria wäre der universitätt alle. gütter, die 
denen tyrnauer Jesuiten zugehört zu übergeben, ausgenohmen, das 
ajhanum, was einhold gegeben, wo das capital davor, selbe wird 
übergeben werden, judex curiae selbsten wnd Mrmeny, der hier 
das referat &<> wohl geführt, wären zu introduction. ,kh kbtigliehQr 
commissär abzuschicken, was w^gen imw^orl^tr^«^ der universitätt 
nicht nach pest, wohl aber offen anbelangt, wird zu seiner Zeit 
noch können gedacht werden, vor jetzo machen wir nur complet die % 
Studien, d^s selbe zu ehre der religion und des Staates dienen." 
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*) Das siebenbürgisohe Gaberaium befürwortete am 11. Juni 1774, dass es 
iffl Interesse iener, welche Beamte werden wollen, wäre, wenn die Jugend 
mindestens in den Gymnasien zur gründliohen Erlernang der deutschen Sprache 
angeb alten und dem Gubernio aufgetragen würde, bei Anstellung von Schullehrern, 
besonders in den Marktflecken Leute, die der deutschen Sprache kundig «ind, 
selbst w^nn man ihnen den doppelten Gehalt geben müsste, anxastoliea« 
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Wir bemerkten, dass der Vortrag von der Studien-Hof- 
commission in Verbindung mit der ungarjscben Hot'kanzlei erstattet 
wnrde. Es fehlte jedoch zeitweibg nicht an Reibungen zwischen 
diesen beiden Stellen. 80 fordert« die ungarische Eo^anzlei den Abt 
von Brau&au auf, sich mit dem Hofrath von Urmeny nach Tyruau za 
verfQgen, um die Prüfung der theologischen Lehrer rorzunehmen 
und dem königl. Locumlenential consilio einen Bericht über die 
Prüfung zur vteiteren Beförderung an die Studien-UofeommissioD 
zu übergeben. 

Die Studien-Hofeommission erhob jedoch gegen diesen Vor- 
gang am 21. August 1775 Einsprache, da sie direct der Kaiserin 
untergeordnet sei. Der Berieht des Abtes von Braunau wäre daher 
ausschliesslich an die Studien-Hofeommission zu richten. 

Hierza bemerkte die Kaiserin: 

„Die/ prelat wird an die stttdiencommission einen bericht ab- 
BtatteH,^i-me»jy wird einen verfertigen vor die Cantzley, welchen 
aber der prelath signim sammt urmeny solle kunfftig bey allen 
studiensaehen benene ich den urmeny und soll er be; allen, wie 
die andern räth erscheinen*), 1 

Am 6. März 1777 beschloss die Kaiserin/die Tymauer Dni- 
Tersität nach Ofen zu verlegen und Kaiser Josef wies ihr am 30. Juli 
1784 Pest als Standort an. 



*) Joief GalÜnf, Bischof io Agram, mHdete in Fsbrnar 1114, dus die 
drei Soboleii za Poeega, Warasdln nnd Agram wieder beganaeD bab^n/and iwar 
doroh den Clerns leioer DiöceHluiid befürwortete die Erriehtnng eineB Voüegiunt 
nobüiitm and einer Onivenität. Doch die Eftiserio wollte für Agram weder eine 
UniverBität, noch ein coUegium nobilivm benilligea. Sie reselvirte: 

,Die comission kan die sehiifi^ behaltea. Die uaotzley bat ei in latan 
iD sezen, waa was vor komt, weder uniferBitätt, noob eollegiutn nobHium vin 
Boeli IQ BtifTten, vor die geistlichen aber nöthig," 
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Kirchliches und Confessionelles. 



1 Xirchenpolitisclies, 

(Das placetiim regiumj. 

Oest^rreich wtirde immer als katholischer Staat par exedlente 
betrachtet and wie mau weiss, waren auch seine Karsten stets gut 
katholisch. Allerdings h«isst es von Kaiser Maximilian IL, dass er 
protestantisch angehaucht gewesen sei, wie man jedoch weiss, starb . 
er als gat katboÜHuher Cbrist/nnd was er im Leben ans religiösen / 
'' oder aus politischen Gründen g«tbaii. darüber ist das Endurtheil noch / 
"nicht gesprochen und ist nar so \iel gewiss, dass er ein schwan- 
' bender Chacatter war. Was jedoch Kaiser Josef H. betrifft, so wm 
-er am nichts weniger katholisch, als seine Mutter oder als die 
^'anderen Monarchen, welche auf dem österreichischen Throne eassen. 
' Das Toleranz patent entstand zum Theile aus politischen Bücksichtea 
' und wissen wir überhaupt nicht, dass das Christenthum, die Be- 
' ligion der Liebe, irgendwo den Hass gegen Andersgläubige gebietea 
würde. £s ist daher Dicht anzunehmen, dass jemand, der gegen 
''Andersgläubige tolerant ist, wider die Gebote dea Christenthums 
handelt. Die Reformen aber, die der Kaiser auf kirchlichem Oe* 
biete einführte, betrafen nicht das Wesen derselben, sondern wie 
' sich Kaunitz in dem bekannten Schreiben »om 12. December 1781 
"an den Nuntius Garampi ausdrückt, blos^ „die Aeusaerlichkeitan des / 
' religiösen Lebens, was in der Kirche nicht ton göttlicher, sondern 
nur Ton menschlicLer Erfindmig und Einsetzung i^K_^ 
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So fromm und gläubig abet auch die österreicHiöchen Mon- 
archen waren, so wünschten sie durchwegs, (jlass dem Kaiser ge- 
geben werde, was des Kaisers isf7und wollten sie nicht, dass die 
Kirche in das weltliche Gebiet hinübergreife. Wir wollen dies durch 
einige Beispiele erhärten: 

Der Geistliehe Guidetus hatte beim Papste Klage gegen den 
Grafen Hardegg geführt, in Folge welcher der Papst eine Ex- 
eommunications-BulIe gegen den Geklagten erliess. Diese Bulle sollte 
in Oesterreich pubUcirt, respecti^e a«girt werden. Doch Max I.//| 
verbot dieses und befahl, 9. October 1504, da^ der Zuwider- f j J 
handelnde mit Arrest bestraft werde- L lA 

Am 10. März 1544 verlangte Carl V., dass ihm der papst- 
liehe Nuntius a latere die Facultates, die ihm vom Papste ein- 
geräumten Befugnisse, zur Approbation vorlege, damit dieser nichts 
unternehme, „was Ihrer Majestät Gerechtigkeit und der landes- 
fürstlichen Hoheit zuwiderläul^k\^^^ ^ /\^ 

Die Forschungen SickeFs über das Trijentiner Concil haben ^ 

klargestellt, in welcher Weise Kaiser Ferdinand I. von den ihm '^ * 
zustehenden Machtbefugnissen auf diesem Concil Gebrauch gemacht 
hat. Dieser Monarch befahl, Prag, 14. October 1549, dass mit t^ 
Publicirui^g des Salzbujrger Synodal-Erlasses alsogleieh eingehalten ^ ^ 
werde. „Doch ist Vnnser Will vnd Wunsch an Euch das Ir vnan- 
; gesehen vnd vnverhindert solche Mandata was an vnsere landtfürst- 
lich^n auch vnsere Landen an denselben hergebrachte Oberkheiten 
Jurisdiction vnd Rechten nicht einziehen noch die Geistlichen 
ainiken Gerieht$2wang oder gerechtigkeit deren sy bisher nit im Ge- 
brauch gewesen einnemmen lasst noch gestattet, sondern vnns bey 
vnsere Jurisdiction vnd Bechten handhabet vnd vnns davor bis auf 
y)iy vnsern besehaidt nichts entziehen lasset.^ 

Im Jahre 1558 wurde dem Erzbischof von Salzburg aufs 
strengste verwiesen Johne landesfürstliches Wissen und EinwilUgung C . 
Generale zu publicireh. / 

Am 5. Juni 1586 befahl Kaiser Rudolf, der bekanntlich in 
Prag residirte, dem Gubernator in Oesterreich, Erzherzog Ernst, 
. dem Wiener Bischof zu verbieten, Mandate des päpstlichen Nuntius, 
die in Prag ohne Vorwissen des Kaisers veröffentlicht wurden, zu 
publiciren. Sollte dieses aber schon geschehen sein) so soUön sie / 
herabgerissen werden. Ueberhaupt aber soll der Wiener Bischof / 
ohne Vorwissen des Erzherzogs nichts publiciren- 
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Die Einsetzung des Festes des heiligen Leopold wurde that- 
Bächlich erst nach erfolgter Einwilligung des Kaisers iitx Jahre 1 ö93 
publicirt.*) 

Auf Befehl des Erzherzogs Ernst vom 2. August 1606 Hess 
die niederösterreichische Begierung die bei St. Stefan angeschlagene 
Passauerische Verordnung, ein Grida-Edict betreffend, herabreissen. 

Besonderer Beachtung würdig erscheint uns folgendes Moment. 
Papst Gi^egor XY. erliess im Jahre 1622 die Bulle Inscrutahüi oi- 
solute. In derselben beanspruchte der Papst die unumschränkte 
Gewalt über die Administration der Güter der Klosterfrauen. Zu jener 
Zeit herrschte Kaiser Ferdinand II. und dieser MonarcH verweigerte 
der angeführten Bulle das placetum regium, w£ii sie in die jura 
terrUorialia et supremae advocatiae eingriff. Man ersieht hieraus, 
dass es auch für einen Ferdinand U. auf politisch-kirchlichem Ge- 
biete ein „Bis hieher und nicht weiter'' g&b. 

Eigenthümlich ist es jedoch, dass >i«k der Glerus nach wie 
vor nicht um das placetum kümmle. Am 21. November 1641 
richtete die niederösterreichische Begierung an den Bischof Yon 
Wien, Friedrich Grafen von Brenner „per Imperatorem" eine Zu- 
schrift des Inhaltes, falls demselben durch den päpstlichen Nuntius 
oder auf anderem Wege päpstliche Bullen etc. zugeschickt werden, 
um sie zu publiciren, ^o möchte er dies „massen es auch vor diesem 
also observirt wor^ejr" nicht ohne Vorwissen und. Willen des 
Kaisers thun, da e»sich oft um landesfürstliches Interesse, und um 
den Nutzen und diMWohlfahrt des gemeinen Mannes handelt. 

Am 27. Februar 1642 musste die Angelegenheit wiederholt 
dem Bischof zu Gemüthe geführt werden, „dass es bei dem er- 
lassenen Decret verbleibe und dass er sich demselben ohne weitere 
Weigerung gehorsamst bequeme, keine Bulle ohne Vorwissen des 
Kaisers publiciren oder anschlagen zu lassen, sondern solche vor- 
her jedesmal zur Nachrichtung einreiche und die weitere Ver- 
bescheidung darüber erwartöT^^^ ^1>^ 

Wie hervorgehoben werden muss, erklärte am 13^ December 
1641 Erzherzog Leopold Wilhelm, Bischof zu Passau, dass er päpst- 
liche Bullen vor deren Veröffentlichung dem Kaiser zusenden wolle. 




*) Als unter der Kaiserin Maria Theresia die Feste redueirt and auf die 
Sonntage verlegt wurden, blieben auf ihr besonderes Verlangen die beiden Feste 
der Heiligen Josef und Leopold. ••- - 



Bexiiglic^li dea Wienor ßiseliols jiiiJlicIi k;uii dii- Aiijielpgpnln'it 
wiederholt 1646 zur Spra<^he. Durtiats lieuiurkte die Holkannlei: 

„Alle vor und nach detu Trienter Ooncil ergan^ene^ 
Etesoliitionen beweisen, dass man sieb in Oesterreicti qaoad tism- 
poralia an die Canones oder Ooneilia, wo sie den landesfürstliche)) 
Privilegien und altersessenun Gebräuchen and üewobnheiten zuwider- 
gewesen, Dienialen gebunden, eiondera sich mit einer in allen Rechten 
wohll'ucdirte Stand haltigkeit wider die Geistliehim in Teinporalsachen 
gemachten Insulten Defensive gehalten." 

Nenerdings kam die Frage unter Oari VI. zur Verbandluag. 
Papst Clemens XI. hatte aarnlieh 1715 eine Bulle erlassen, in 
welcher er ein Jabiläum aussehrieb des Inhalt«B, dass die Macht 
der Türken gebroehen und dasa Gott den Kathohken auch ferner 
beistehen möge. Einige Bischöfe in iDnerösterreich verkündigten 
diese Bulle, ohne früher die Behörden zu fragen; die Anderen 
fragten sieb l'riiher an, ob sie dies thun dOrfen. Hierauf erliess 
Carl VI. folgende Reseripte an die innerusterre ich i sehen geheimen 
Käthe. Das erste trägt das Datum: Wien, V2. October 1715 and 
lautet: „Karl etc. etc. Uns hat Euer untertbünigstes Schreiben vom 
1. präs. 8. h. zu vernehmen gegeben, was der Krzpriester in U. Krain, 
Dr. Ludwig Goballius, nicht nur wegen Ersetzung der Piarre Gutfeld 
far ein («MtV(o?Ki/-gutacbten erstattet, sondern auch was derselbe 
wegen der ihm zu publicirung der von dem päpst. Stuhl aus- 
geschriebenen jidnlaei zugeschickten Bulle und deren von ihm un- 
bedenklich beschehenen pubiicirung berichtet; dann was biegegen 
daranf Begiernng und Kammer Ibme Erzpriester (umb willen der- 
selbe nicht bedeutet, wer Ihme sothanen Bullam zugeschickt, wie 
zumahlen was für andere geistliche Ordinarii daselbst in Crain 
dieselbe bereits angenommen und promulgirt haben ; inmitlels jedoch 
zu besorgen stunde, dass dieselbe ihm von dem Patriarchen zu 
Aquileja oder dessen untergeben«n Bisehof dürfte zugeschickt worden 
sein, wodureh unsere jura sträflicher Weise gekränkt würde) sowol 
zu Berichtigung dessen, als auch zu fiirohin Observanz in an- 
nehmung deren Bullen, mitbin zu Manutenirwng unserer landes- 
fQrstl, Gerechtsamen zurück aufgetragen und wenn das sothune der 
Begierung und Kammer Disposition in ein und andere allerdings 
approbirt habet. 

Belangend die von Ihme Erzpriester ohne vorläufige Einholung 
mittels Regierung und Kammer und Eurer Stell unsern landesfilretl-. 
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Consäns so eigouiuÄuhtig beüi-beheue Äe^^cptirung ttnd Puldieiruu^ 
obcrwähnter Bu'le, da approbireo wir nicht allein in gliaicbea 
gnädigst, was de Regierung und Kammer demselben aufgetragen 
hat, sondern wollen hiemit bowoL Ibme Erzpriester, als allen 
flbrigea in unseren darinigea Laude befindlichen locorum ordinartis 
hiermit aochmalen serh eingebunden haben, dass sie ao wol zu 
manutenirung unserer diesfalligen Gerechtsamen, ohne forläuüg 
nnsern gnädigsten Coneens sothane Bullen nicht recipiren, noch 
weniger dem Volke publicirea sollen, so lieb einem Jeden ist, Unser 
im widrigen erfolgendes scharfes Einmischen zu vermeiden." Das 
zweite ist vom 26. October 1715. In demselben heisst es: „Nach- 
dem wir Ober Eure untertbAnigste vom 19. h. praes. 31. hujus 
gnädigst gewilliget, dass von dem Biäcboffe zu Laibach die Publi- 
eirung in seiner Diuees der von dem päpstlichen Stuhl aus- 
geschriebenen ji^äad (als dessentwegen Kr sich bei unserer Re- 
gierung gebflhrend angefragt hat) nunmehro beschehen uns auch 
nicht nur seine dos Bisehofs bierunter zu Observirung unserer 
landesfurstlichon Authorität treu gehorsamst ei'wiesenen Eifer, als 
auch ihre der Hegierung zu deren manitteHtion getragenen Sorgfalt 
und an ihn Bischof erlassene Verordnung gnädigst gefallen lassen. 
Als habt Ihr das weitere danach behörig zu verRigen und durch 
die Begierung invigiliren zu lassen, dass solches fiirohin in allen 
derlei Begebenheiten wie unsere vorige Befehl ausdrucken vermögen, 
Ton denen locorum ordinarüs durchaus gebührend observirt werde." 
In dem dritten schliesslich vom 14. December 1715 heisst es: 
nDeomach wir auf den uns beschehenen demitthigsten anlangen des 
Erzpriesters im Viertl CtUi Joanis Bapta Stembshegg gnädigst ge- 
willigt, dass derselbe mit Publicimng der von dem päpstlichen 
Stuhl letzthin ausgeschriebenen juhilaei in seinem District fürgehen 
möge. Als habt ihr denselben danach gebührend zu bescheiden und 
ihme bedeuten, dass er künftighin in allen derlei Begebenheiten 
sieh jedesmal um unseren gnädigsten Consens gleichviel von ihm 
jetzt wol beschehen sich demütigst anmelde. Unsere Verordnungen 
gemäss unter einsten einzubinden, wie zomalen auch deren übrigen 
locorutn ordinarys und Erzpriestern in unsere Landen anzudeuten, 
dass sie die ihme von geistlichen höhern Obrigkeiten etwa zu- 
kommenden Bullen dieses jubilaei sowol für dieses Mal allezeit nocli 
Tor der Publieation mittelst Regierung und Cammer Euch hinter- 
bringen nnd ratione puhlicationis des Bescheidts sich bei Euch 
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erholen sollen, inassei^ Ihr auch für dieses Mal ton unsertwegen 
demselben _ auf ihr beächuheneä Äninetdon die un?erweilte Puhli' 
catioa zu concediren wiäsen werdet etc.'' 

Trotz air dieser kulserüirlien Befehle und Anordnungea sah 
sich die Kaiserin Maria Theresia veraiilat^stAm 18. März iHÜ ein 
BeBci'ipt zu erlassen, des Inha|t&s, dass keine bischöfliche Curie 
jem;ils eine iiäpstliche Bulle bel^annt machen dilrfe, bevor das 
plaectum rcgium erttteilt, worden ist., AU im Jahre 1755 der Bischof 
von Olmütz auf Grund eiaer piipstiieheu Üiille den Vorsitz bei der 
Wahl eines Abtes und einer Aebtissln einnehmen wollte, wurde 
ihm dieses rundweg untersagt, da jene, Bulle, vom Jahre IQ22, 
in Oesterreich nicht getiebiuigt wurde. I)asselbe war im Jahre l77l 
der Fall, als sich der Cardinal-Erzbischof von Gonstanz in die 
Wahlen der Begulargeistlichen bei, öelegeubeit der Wahl eines 
Abtes KU Saimausweil einmiscben wollte. 

Selbst verstündlich wurde unter Joäef If. das placetwnt straff 
gehandbabt. Wir wollen diesbezüglich nur einen Beleg anfübreD: 

Am Ostersonntag des Jahres 176)1, zur Zeit der Anwesenheit 
des Papstes, erliess der Cardiual Migazzi in Wien einen Hirten- 
brief, in welchem auch der Passus von der „Nauhlassung aller 
Sünden nach dem sonstigen ücbrauche der Kirche" vorkam. Die 
Kanzlei beanständete diesen S^itz des Hirtenbriefes und untersagte 
dessen Ausgabe. Sie meinte, durch solche Ausdrücke werde der 
Begriff des Ablasses, der nur zeitliche Strafen zum Gegenstande 
hat, verwirrt, da doch allein das ßusswerk den Grund zur Nach- 
lassung der Sünden lege, die Nachlassung selbst aber nur Gott 
aliein verleihen könne. 

Der Cardinal Migazzi wendete sich hierauf mit einer Be- 
sehwerdesehrift vom 8, Mai 1782 an den Kaiser. In derselben 






„Ich bin in dieser Erzkirche als Lehrer und Kachfolger der 
Apostel von dem heiligen Geiste gesetzt; mh- ist allhier das kost- 
bare Unterpfand des Glaubens anvertraut, nach diesem muss ich 
in aller Eeinigkeit und unverfälschter Wahrheit die Schafe der 
Herde Jesu Christi weiden; es berührt also meine Pflicht, daes ich, 
da ich eines Widrigen angeklagt bin, mich an denjenigen um den 
entscheidenden Ausspruch wende, welcher der oberste Richter in 
Glaubens- und Sittenstreitigkeiten ist. Der römische Papst ist als 
ein solcher m allen Zeiten in der katholischen Kirche anerkannt 
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worden, uüd in dergleichen Fällen, wie clorjenige ist, in wolclien 
man mich versetzte, haben alle, katholischen Bischöfe, Er/Jjischöfe 
und Patriarchen zu allen Äeiten die Iklrhrung von dem Heiligen 
römischen Stuhle begehrt; die Kaiser, Könige und Landesffirsten 
selbst haben sich also benommen und sogar nach Wichtigkeit des 
Gegenstandes auf Ökumenische Concilien gedrungen." 

Die Hoftanzlei berichtete über diese Beschwerde am 15. Mal 
an den Kaiser: 

„Der Cardinal niacht eine kurze Abfertigung mit dem, dass 
die Frage, ob seine Ankündigung des Ablasses mit Nachlassung 
aller Sünden recht sei oder nicht, nur von dem päpstlichen Stuhle 
entschieden Wei*deü könne. So weit hat er rocht, als von der 
Kirche allein böürtheilt werden kann, ob dieses oder jenes eine 
Glaubenslehre sei; ob aber ein Hirte di^. schon bestimmte Glaubens- 
lehre dem Volke klar oder dunkel und zweideutig vorlegen lasse, 
dieses ist res facti, und so weit kann und inuss der katholische 
•Monarch machen lassen, damit es nicht geschehe. Sicher ist es, 
dass der Ablass bei jedem unterrichteten Menschen die Nachsicht 
der zeitlichen Strafen zum Gegenstände habe und dass die Nach- 
lassung aller Sünden von dem an Gottes Stelle lossprechenden 
Priester nach Mass und Verhftltniss des vorausgesetzten Busswerkes 
geschehe. So ist die Lehfe begreiflich und so reden alle Gottes- 
gelehrten. 

Man könnte daher dem Cardinal sagen, man sei allzu ent- 
fernt, über Glaubenssachen, ob sie es seien oder nicht, zu ent- 
scheiden. Wenn aber eine schon von der Kirche bestimmte 
Glaubenslehre nicht deutlich, sondern zweifelhaft von wem immer 
vorgetragen werde, sei es res facti, und insoweit werde man sich 
niemals die Hände binden lassen, das Erforderliche zum Besten 
der Religion vorzukehren. . . Es lohnt der Mühe, das Volk fass- 
lich zu unterrichten, üebrigens sei der Cardinal lür künftig genau 
an die Censur aller aus seiner Druckerei zu erseheinenden Stücke 
zu weisen.^ 

Die Resolution des Kaisers auf diesen Vortrag lautete : „Diese 
Auskunft dient pro hoc casu zur vollkommenen Nachricht, und wird 
sich der Cardinal für alle künftigen Fälle nach den allgemeinen 
Vorschriften zu halten haben." 

Aber auch in späterer Zeit wurde die Angelegenheit strenge, 
behandelt. Wir theilen zunächst ein Handsehreiben de» Kaisers 
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Fraai (Sehönbrann, 19. Aug. 1814) an den obersten Hofkauzler 
Grafen Lazanzky mit. Dasselbe lautete:*) 

„Lieber Graf Lazanskj ! Da Mir angezeigt worden ist, dass 
die römische Congregation, die sich della Biforma nennt, un- 
mittelbar von dem Generalviearlate zu Beltuno verschiedene auf die 
gegenwärtige Lage und künftige Bestimmung der in dem dortigen 
Kircbensprengel »ich aufhaltenden Nonnen Bezug habende Aus- 
kaufte al)gefordert habe und eben dieselben oder ähnliehe Auskünfte 
auch von den anderen Ordinariaten abgefordert worden sein mögen, 
HO will Ich um jeden Meiner landesfürstlichen Bechte und Ver- 
ordnungen stracks zuwiderlaufenden Einfluss der römischen Curial- 
behörde in meinen Staaten überall stets und standhaft bintanzu- 
halten, dass die in Absicht auf das Placetum regium in kirchlichen 
und geistlichen Dingen bestehenden Vorschriften durch die Guber- 
nien der neu erworbenen Provinzen auf eine zweckmässige Art der 
gesammten Geistlichkeit sogleieh kundgemacht und auf die pünkt- 
liche Beobachtung derselben streng gesehen werden soll." 

Als im Jahre 1841 der Papst eine Encydica wegen Unter- 
stützung des Leopoldiner VeMnes in Nordamerika erliess, ver- 
öffentlichte der Cardinal Primas von Venedig und der Bisehof von 
Ceneda dieselbe, ohne zuvor das placetum eingeholt zu haben, in 
Begleitung eines Hirtenbriefes. Die Hofkanzlei (Beferent war Bischof 
MesehuBtar) trug hierauf an, den Schuldtragenden eine Bflge zu 
crtheilen, da zur Erhaltung der allgemeinen Ordnung im Staate^ 
die Beobachtung der Gesetze das meiste beitrage. Solche Fälle, 

*) Der Biaebof von Btünn, Färat von Sehrattenbaeh, erliesa beim Antritte 
seiDea Amtee eioea Hirtenbrief, für neleben er das placetum wünecbte. lu 
demBelben hiees es: „Uäiaen wir den, Braatleuten nicht eher die «aeramentaliBohe 
EinaegDung ettheilen, big nicht alles beobaehtet worden, was naeh den bürger- 
iicben Gesetzen zum Civiloontraot und nach den fieoblea and Satzungen der 
Kirche inr Grbötiung eines solchen Cootracles zum Suerament erfarderliuh ist." 
Qieeer Pusqs worde vom Uofiath Zippe in der Uofitanzlei beanstandet, weil die 
Aufgabe der Geietliebkeit bloas sei, tarn wflrdigen Empfange de« Siicrdmenles 
vorzubereiten. Der Zusatz: „nach dea Rechten etc." konnte die Geiatliobkeit irre 
fähren. Der Bisebof eoharfte ferner den Geietliehen ein, verfBbreriscbe Bücher 
nnd Schriften wegznräanien und politiach eohädliotie Zueammenkünfie zu ver- 
biodern und anzuzeigen. Seelsorger seien jedoc-b, meinte Zippe, zumeist nicht 
geeignet den Werth eines Buches in literarischer oder politieuher Hinsicht zu 
benrtheilen.« Das geistliche Uirtenamt soll überhaupt nicht auf Polizei gegen stände 
antgedehnl werden. Die Hofkan^lej befürwortete diber, 14. Angast löOO, dem 
H irlcohriefe dxs plnni lu verweigern nnd der Kaiser etiuimle dieeer Aasicbl bei. 
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wenn sie einmal eingetreten sind, können sich leicht wiederholen 
und Ton bedeutenden Folgen sein, welchen vorzubeugen lediglieh 
durch Festhaltung an den betreffenden Vorschriften möglich sei. 

Zu jen(sr Zeit bestand die Gensur iu Oesterreich. Es gab keine 
Zeitungs*Gonfiscationeiy keine Pressprocesse etc. Eigenthüoilich genug , . 
erhielt jedoeh die „k k! Wiener Zeitung**, respective deren Bedacteur, / 
Yon welcher man voraussetzte, dass sie selbst in genügender Weise 
Gensur übe, eine scharfe Bpge von Seite des Ghefs der obersten 
Polizei- und Gensurbehörde /des Grafen Sedlnitzky. Die „Wiener / 
Zeitung'' reproducirte nämlicll im Jahre 1845 nach einem italienischen 
Journale den Inhalt einer päpstlichen Encyclica, welche zu Samm- 
lungen zum Baue einer Kirche aufforderte, die jedoch nicht das 
placetum erhalten hatte. Die Hofkauzlei remoustrirte gegen dieses 
Vorgehen und auf Befehl des Kaisern Ferdinand ertheilte Graf Sedl- 
nitzky den Bedacteuren eine scharfe Böge. 

Nachdem Oesterreich ein constitutioueller Staat geworden war, 
hörte die Bevormundung der Kirche von Seite des Staates auf. Man 
verlangt von der Kirche nicht, dass sie die Magd des Staates sei, 
aber ebensowenig wünscht man, dass sie sieh in die Geschäfte des 
Staates mische, und möchten wir diesbezüglich noch Folgendes 
hervorheben. DerBrünner Diöcesan-Clerus tibeiTeichte 9. October 1848 
eine Adresse an den Minister des Innern, dass er (der Glerus) sich 
unbedingt dem Memorandum .des mährisch-schlesischen Episcopates 
über die wönschenswerthe Gestaltung der Verhältnisse der katho- 
lischen Kirche anschliesse, und dass er nichts von der Unterordnung 
unter die von Gott gesetzten Hirten fürchte. 

Das Ministerium des Innern erliess hierauf, 15. December 1848, 
an das mährisch-schlesische Landespräsidium, „dass das Mini- 
sterium darauf bedacht sei und sorgen werde, dass eine wahre und 
dauernde Concordia sacerdotis et imperii, die eines jeden auf- 
richtigen Katholiken erster und letzter Wunsch ist, im constitutio- 
nellen Wege zu Stande kommÄ^^^^^^-* — 

In welcher Weise die Concordia sacerdotis et imperiil dann 
1856 zu Stande' kam, ist männiglich bekannt. ( 
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^ Exemtionen^ 

(BeehtsYerfabren, Besteuerong der Jlatholiflchen geistliohen, Eid der BiMhöfe, 
Ol^ützer Pomeapitel, Jurlsdiotion der 0rden8g;eneralel/ 

^'Während die katholisehe Kirche naeh einer gewissen Biehtnng 
hin in Gestenreich Jahrl^derte lang unter der Yormundsehafl des 
Staates stand, räumte ihr anderseits der Staat viele Prärogativen ein 
und diese selbst sprach sich Vorrechte zu, die ihr wiederholt von 
Seite des. Staates joft vergelblich bestritten wurden. « 

- Gefdenken wir zunächst des Rechts Verfahrens. Wie' be- 
kannt bestanden in früherer Zeit verschiedene Gerichtshöfe fär die 
verscniedehen Olassen der Bewohner des Staates und bestehen noch 
heute die Militärgerichte. Es ist daher begreiflich, dass es auch 
geistliche Gerichtshöfe gab, damit Geistliche, wenn sie eines Ver- 
brechens oder Vergehens angeklagt wurden, nicht von den* ^dt- 
liehen Gerichten verurtheilt werden konnten. Mit ßücksicbt auf das 
Beichtgeheimniss war es auch den katholischen Geistlichen ^rlasse^ 
vor weltlichen Gerichten als Zeugen zu erscheinen.- Hingegen aber 
haben geistliche Geridbite über Laien nicht blosi in rein religiösen . 
Fragen g^Rirtheilt und sie verurtheilt und die Excomöiunffeation V^ f 
hängt, sondern sie haben Laien nicht nur als Zeugen vernomtiien, 
sondern auch' als Parteien behandelt. In einem gegebenen Falle sah 
sich daher Kaiser Josef I. am 20. Jänner 1700 veranlasst, zu ent- 
scheiden, das Gonsistorium habe sieh in die materiellen Angelegen- 
heiten bei einer JEhe nicht zu mischen. Die Geistlichen sollen 
die Sacramente spenden, aber von materiellen Fragen sich fern 
halten. * - I 

Im Jahre 1701 erschien ein ^eneralmandat, es sei ftj^mand £ lA' 
verpflichtetf in weltlichen Angelegenheiten vor dem geistlichen Ge- 

I rieht als Zeuge zu erscheinen. 

' Im Jahre 1750 begehrte der Cardinal-Erzbischof von Wien 

die persönliche Stellung eines Arztes als Zeuge in puncto eines 
Eheversprechens beim Oonsistorium. In Folge eines Eecurses ent- 
schied die Eafserin gegen den Gai^nal. 

Dass jedoch diese Beibungen zwischen weltlicher und geist- 
licher Behörde nicht aufhörten, lässt sich begreifen, da das corpus 
juris canonici dafär gesorgt hatte, dass rein weltliche Angelegen- 
heiten in das geistliche Forum mit einbezogen wurden, und die 
bürgerliche Gesetzgebung von dei canonischen inficirt war. 
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Insbesondere waren zu jener Zeit Conliicte auf dem Gebi( 
der Ehe oft an der Tagesordnung. 

Bis zum Jaljjf 1752 entschieden die Consistorien in casibiis I HJl^ 
defiorationis sowohl über die ScfeuI^Ji'age als über die Strafe, wie ^..---^ 
dies vom Trienter Coneil bestimiiit wurde. 

In Folge eines Processes bemerkte im genannten Jahre die 
niederösteirtiehische Regierung, der Papst selber wünsche nicht, 
dass die Landesfursten und deren Erkenntnisse über weltliehe Gegen- 
stände von den Bisehöfen gekränkt werden sollen (?). 

Die oberste Justizstelle votirte: „Nach dem gemeinen Rechte 
steht dem geistlichen Foro, die Mittel der Personen betreflfend, 
mitbin ihre Jurisdiction überschreitend, kein ürtheil zu, und sind 
diese von dem weltlichen Foro als nichtig anzusehen." 

Trotz der Einrede des Wiener Bischofs, Josef Trautson Graf zu 
Falkenstein, entschied die Kaiserin in obigem Sinne. „Denn die 
Ausmessung der Kindbett- und Atzungskosten, sowohl für das Kind [ t y 
als im Falle der Trennung für diejMutter, sind durchgehend^fsi^ohe J^ T^ 
Forderungen, welche von dem Sacrament der Ehe, über dessen Giltig?- a 
keit, Vollzug oder Fördauerung der geistliche Richter allein zu er- /ij 
kennen hat, getrennt sind.'' ^^ 

Bei einem späteren ähnlichen Anlass bemerkte die oberste 
Justizstelle : „Nachdem die Jurisdictio patrimonialis et privilegialis 
eingefClhrt sei, könne das jus romanum nicht allemal Platz greifen. 
Regiei'ungspflicht und Schuldigkeit erfordert auf die landesfürstlichen 
Gerechtsamen, als das ihr anvertraute grosse Kleinod, äusserst be- 
sorgt zu sein. Was iijl gegenwärtige/ Falle der Regierung aberkannt ( 
wird, muss bei allen weltlichen Stellen Platz greifen, und schwächt 
die landesftirstliche Autorität, und obschon dermalen nur der hiesige 
Erzbischof, so ist doch nicht anzustehen dass die übrigen Ord'umrü 
nicht nur in Öestei reich unter der Enns, sondern auch in allen Erb- . 
^ ländern nachiblgeh werden, welches ihnen nicht wird abgeschlagen ( 'y 
' werden können, weil ein Ordinarius die^ nämliche Würde und 
Autorität wie der andere haifc. üegenwärfige Vorfallenheit schlägt 
' daher in jene Fragen ein wie^weit sich die Grenzen der Kirche und 
-des Staats erstrecken." 

Wie man weiss, ging das Bestreben Josefs II. dahin, eine 

Ordnung in die Diöce4en zu bringen, und nicht mehr zu ge- 

-statten, dass österreichische Unterthanen unter einem auslänji- 

5when Bischof stehon. Vi6 wurden deshalb auch Verhandlunireu 

Wul!', Ski/./,nr. "1 
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mit der Passauer Diöeese gepflogen, die jedoch ziinäcbst zu keinem 
Besultate führten. Im Jahre 1783 befahl der Bischof von Passau 
dem ihm untergeordneten Clenis. in Criminalsachen nicht eher 
vor weltlichen Eichtern Depositionen zu machen, bevor nicht die 
Ordinariate Einsicht in die Verhandlungsacten genommen haben. 
In einem diesbezüglichen Vortrage der Hofkanzlei vom Juli 1783 
wird hierüber bemerkt: 

„Dies sind nebst so vielen anderen üblen Folgen die Früchte 
eines fremden in dem k. k. Staate gebietenden Bischofs, der sich 
bei jeder Gelegenheit ajles zu wagen getraut, so der inländische 
als Vasall und wegen der billigen Forcht niemalen unternehmen 
wird." 

Nachdem Josef II. gestorben war, wendeten sich die Bischöfe 
an seinen Nachfolger, den Kaiser Leopold, und trugen ihm zahl- 
reiche Desiderien vor, die nicht nur -dahin zielten, alles das, was 
der verstorbene Kaiser in's Leben gerufen hatte, sondern auch das, 
was von seinen Vorfahren eingesetzt wurde, um die Rechte der 
Kirche zu beschränken, für null und nichtig zu erklären. An 
Kaiser Franz wendeten sich wiederholt die Bischöfe von Brixen, 
Trient und Chur mit verschiedenen WHinschen. Unter Anderem 
wünschten die Bischöfe für den Clerüs die Exemptioi^ a foro 
laicale oder Immunitatem jpersonalem^ 

Das Directorium (so hiess damals die Hofkanzlei) rietb darauf 
an, 30. Jänner 1795, dieses Begehren äbzwiehnen, und der Kaiser 
stimmte dieser Ansicht bei, mit dem Bemerken: „es würde aus 
dem Munde eines Priesters nicht sehr auferbaulich klingen, wenn 
er sich des Standes, von dem er ausgegangen und4»^es Ue /aoc a nü 
schämte, das seinen Eltern, Anverwandten und Millionen seiner 
Mitbürger ex delegatione Principis besteht." 

Der Clerus in Tirol beruhigte sich jedoch nicht bei dieser 
Entscheidung und bat wiederholt, gleich dem Adel, vor ein 
besonderes Forum gestellt zu werden; doch Kaiser Franz meinte, 
1. Mai 1795, es könne die Zuweisung des ungeadelten Clerus zu 
einem anderen Foro um so weniger stattfinden, als ein solcher 
Absprung, der zugleich auf die Geistlichkeit einen Schatten von 
Stolz und von Verachtung anderer verehrlicher gtaatsbürgerclassen 
werfen müsste und das Ansehen und das öffentliche Vertrauen in 
die das Richteramt ausübende, ordentliche erste Instanz empfind- 
lich schmälern und zurücksetzen würde. 
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Damit war aber die Saclie noch iiiclit abgeschlossen und 
kam sie neuerdings in Folge von Petitionen von Seite des Clerus 
Äur Vorhandlung. Afli 22. iiL äusserte sich die Hollanzlei 
iblgendermassen : 

„liei der Frage, von wem die gesetzwidrigen Handlungen der 
Cleriker untersucht, gerichtet und bestraft werden sollen, handelt 
es iich um das Recht des Staates, der Kirche und der Priester, 
und diese Rechte kann man in Niemands Willkür legen ... Es 
wäre in den Annalen der Staatsverwaltung wohl ein ganz neues 
Ereigniss, dass man es der Willkür einer Autorität anheimstellte, 
nach welchem Gesetze, nach welchen Vorschriften, von wem sie 
es untersuchen lassen will, wenn es sich um Verfügungen handelt, 
die auf das Wohl und Wehe des öflfeutlichen Lebens einen ent- 
schiedenen grossen Einfluss haben... 

„Am Priester und ganz eigentlich am Seelsorger gibt es rück- 
^Ichtlich der Veigehungeh oflfehbar dreierlei Rücksichten. Die einen 
beziehen sich auf den Staat (schwere Polizeiifbertretungen, Ver- 
brechen}, die anderen beziehen sich auf die Kirche (Vergehungen 
gegen den kirchlichen Ritus etc.) und wieder andere beziehen sich 
auf Kirche und den Staat, dahin gehören Predigten, Katechi- 
sationen, die der Kenntnissnahme des Staates nicht entgehen können, 
da sie von grossem Einflüsse sind." 

Kaiser Franz schloss sich diesen Anschauungen an. Noch 
war aber die Frage nicht zum Abschluss gekommen und wurde sie 
wieder durch die Jesuiten in Innsbruck im Jahre 184^?' auf die Tages- 
ordnung gesetzt. 

Nach der Pragmatikal- Verordnung vom 22. März 1765 bis zur 
Aufhebung des Jesuitenordens hatten nämlich die Jesuiten die 
Exemption, Vor Gericht zu erscheinen, nicht gehabt. Die alten 
Statuten, Rom IGlü, gedenken dieses Vorrechtes mit keiner Silbe. 
Die Cabinetsschreiben vom 18. November 1827 und die kaiserliche 
EntSchliessung vom 19. März 1836 betreffen nur kirchenpolitische 
Angelegenheiten. Als nun im Jahre 1844 ein Jesuit zu Innsbruck 
vor dem Crimiüalgerichte daselbst als Zeuge erscheinen und den 
Eid ablegen sollte, weigerte sich der P. Rector/dem Jesuiten die 
Erlaubniss dazu zu ertheilen, und begründete diese Weigerung damit, 
dass es den Jesuiten gestattet sei^ach ihren Statuten zu leben. Die 
oberste Justizstelle erklärte jedoch, 14. Februar 1844, diese Sanction 
betreffe blost das innere Leben und Wirken dieser Ordens.ulieder. 
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sei aber nicht auf eine Eiitlialtiing von allgemeinen Ptli.^hten gegen 
den Staat und dessen Behörden zu verstehen. 

Nächst der Gerichtsbarkeit wurde ^wiederholt die Frage be- 
züglich der Besteuerung der katholischen Geistlichen 
verhandelt. 

In früherer Zeit wurde die katholische Geistlichkeit speciell 
in zwei Fällen, mit Einwilligung de& Papstes besteuert, zur Aus- 
steuer für eine zu verheiratende Erzherzogin und zur Erbauung 
von Festungswerken. Letzteres wurde um so eher bewilligt, da 
öfters Kriege gegen den Erbfeind der Christenheit, gegen die Türken, 
geführt wurdeA. Als im Jahre 1431 die Erzherzogin Margarethe 
in Oesterreic» den Kurfürsten Friedrich IL von Sachsen heiratete, 
erhielt sie all Mitgift i^9000 gute goldene Ducaten. Diese wurden 
von den Prälaten, Bürgern und Juden aufgebracht, die oberen welt- 
lichen Stände der Herren und Bitterschaft trugen nichts dazu bei. 

Papst Nicolaus, der Begründer der vatieanischen Bibliothek, 
schloss mit Friedrieb IlL das Aschafifenburger oder Wiener Coneordat 
und gewährte diesem Monarchen in der Bulle vom 22. März 1451 
das Becht, Gollecten zu Ausstattungen und andere Steuern selbst 
vorzunehmen. In dieser Bulle spricht der Papst von der „alten • 
Gewohnheit" (consuetudine antiqua), dass die Geistlichen in den 
österreichischen Ländern Steuern zahlen. Kaiser Max I. brachte 
in das Steuerwesen eine neue Ordnung und kam die Geistlichkeit 
in das gemeinsame catastrum provinciae. Unter Ferdinand I. wurde 
die Geistlichkeit, wie die anderen Stände, mit Contributionen be- 
legt. Zu diesem Zweck erhob §r die Prälaten zu Mitgliedern der 
Ständevertretung. In Folge eiijer Vorstellung der Bisehöfe wurde 
die Curatgeistlichkeit milder behandelt und hatte blos| den vierten 
Theil der Domesticalsteuern zu zahlen, um nicht den Seelsorgern 
den nothwendigen Lebensunterhalt zu schmälern/ (In späterer Zeit 
blieb nur die Congrua von fl. 300 steuerfreie 

Am 2(3. Mai löiiO richtete Erzherzog Ferdinand, Statthalter in 
Böhmen(^an seineiL Vater, den Kaiser Ferdinand, die Frage, ob 
und auf welche Art(^ die in Böhmen eingezogenen'^zur Bestreitung 'J 
der dringendsten Staatsbedürfnisse verpfändeten und verkauften j 
geistlichen Güter der Geistlichkeit wieder zurückgestellt oder sie für ^ 
dielelben entschädigt werden sollen.*) 

*) Dai'un scbloss sich die Bemerkaogi in Prag wieder das Erzbisthum her- 
zustellen, den Unterhalt des Bischofs auf 6000 Thaler zu erhöhin, und das Bis- 
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Da Oesterreich fast immer in Kriege verwickelt war, so ist 
es selbstverstündlich, dass die Pinanzcalamitäten sich immer mehr 
häuften und genügten die Steuern der Geistlichen nicht. Man 
musste daher manchmal auch zu aussergewöhnlichen Mitteln 
schreiten. Zur Zeit des spanischen) Erbfolgekrieges und d er ü n- 
ruhen in Ungarn wuple diesfalls eine/Vei-handlung gepflogen./Kaiser 
Leo pold L ^jah^a^O ^ 

^ua cfas allgemeine Wesen von so vielen Feinden und Kriegs- 
gefahren umsehwebt sei, so solle der in Gold und Silber bestehende 
Kirchenschatz angegrififen und im Laufe von sechs Jahren nach 
beendigtem Kriege wieder zurückgezahlt werden. Zur Ausfuhrung 
dieses Befehles wurde eine Commission, bestehend aus den Kloster- 
räthen und beigezogenen Geistlichen, nämlich dem Domprobst von 
Wien und den Prälaten zu Molk und Heiligenkreuz, eingesetzt. Die 
Jesuiten, Franziskaner und Minoriten, welche ebenfalls zu Mit- 
gliedern dieser Commission ernannt wurden, weigerten sich jedoch? 
diesem Befehle nachzukommen. 

Der Kaiser setzte hierauf eine Gonferenz ein, bestehend aus 
dem geheimen Bath und böhmischen Kanzler Grafen Kinsky als 
Vorsitzenden, dem Hofkanxler Grafen Bucellini, Hofkammer-Prfisi- 
denten Grafen v. Starb emberg, Viee-Statthalter Grafen v. Weltz, 
dann den geheimen Referendaren- und Hofsecretären Gonobruch, 
Bechin, Palm, Quarient (Referent) und Regimentsrath Zwick und 
befahl, dass einige bertibmte Theologen zugezogen werden, welche 
zu berathen hätten, in Ijprie /ferne die Renitenz begründet sei. 

Die Gonferenz fand anr 10. Mai 1704 statt. Beigezogen waren 
P. Fröhlich, Abt zu Mölk/jnd P. Plöckner, beide Jesuiten, P. Chri- 
stophorus Fraumüller, Prror der Augustiner, P. Angerer, Prior des 
Prediger-Ordens zu Wien /und P. Anseimus, Provincial der un- 
beschuhten Augustiner. / 

Graf Kinsky hob hervor, dass die Lage ärger sei, als zu den 
Zeiten Ferdinands III., als die Kirchensehätze ebenfalls angegriflFen 
werden mussten. 

Der Prälat von Molk erinnerte hierauf, dass thatsächlich in 
Berücksichtigung dieseEJjferhältnisse der Prälatenstand das Kirchen- 
silber angeboten habe, woför er von dem dono gratuito befrei^sein 

thum dem Bischof von Wien, Anton von Muglitz/zu verleihen. Schliesslich wire 
dahin zn wirken, dass der Papst dem neuen Bischof die Macht ertheile, auch 
Priester zu weihen, die zur Partei der Calixtiner gehören. 
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wollte, jedoeli wünsche er, dass die Sache zuvor mit dem Papste ge- 
ordnet würde. 

Die übrigen Theologen stimmten dafür, dass der Kaiser im 
Falle ausserordentlicher Nothwendigkeit befugt sei, den Kirchen- 
schatz anzugreifen. Die Patres Jesuiten, sowie der Prior der Do- 
minikaner meinten jedoch, es müsste nach der Bulle von Bonifaz VIIL 
und Clemens V. vom Bischof und Cleinis zuvor festgestellt werden, 
ob jener Fall eben eingetreten Amd der Papst müsste den Gonsens i 
dazu ertheilen. P. Fraumüller hingegen erklärteles sei dem Schreiben ^ 
des Kaisers an den Grafen Kinsky voller Glauben beizumessen und 
der FsA\ als eingetreten anzusehen. Das wichtigste Votum war das 
des P. Ansei mus, der darauf hinwies, dass seine beiden Ordens- 
klöster Maria Loretto in Wien und das zu Brunn tbatsäeblich das 
Kirchensilber der Münze bereits überliefert haben, da die grosse I 
Nothwendigkeit bekannt/ die von den Jesuiten citirte Bulle nicht /, 
überall acceptirt sei und die Ordinarien ihren Gonsens ertheilt haben, y 

Die kaiserlichen Gommissäre hoben hierauf wiederholt die 
schlechte Lage des Staates hervor, und dass die Geistlichkeit auf 
das gemeine Wesen, unter dessen Schutz sie lebt und wovon dieselbe 
alles erlangt, daher auch nach der Lehre dex Ganonisten zu dessen 
Conservirung mit möglichstem Beitrage zu concurriven schuldig sei. 
, ^ Hier bestehe aber auch ein kirchliches Interesse, da sonst alles der 

/ u^/^t^i^ feindlichen Macht preisgegeben «^. Da es übrigens keine grössere 

Frömmigkeit gebe quam ea, quae patriae exhibetur^ so bat der Kaiser 
iej armen kranken und unbekleideten auch öfters blessirten, undg^\^^ 
fangenen Soldaten, welche aus Abgang der nöthigen Mittel erbarm- >^ 
lieh hätten sterben und verderben müssen, geholfen. Nach der Lehre 
des heiliffen Ambrosius und Hieronymus wäre die Geistlichkeit ver- 
pflichtetMn solchen Fällen mit Zerbrechen und Verkaufung der 
consecjmen und zum Gottesdienst immediate gewidmeten heiligen 
Gefässen beizuspringen, da eben die Soldaten für das Beste des 
allgemeinen Wesens sogar ihr L§ben zu opfern bereit sind. Der 
heilige Ambrosius sagt in can. aurum: 

„aurum habet ecclesia not ut sivet, sed ut eroget, et suhveniat 
in necessitatihus et nonne meluis id eonflat sa^erdos propter aUfno- 
.niam paiipcrum, »i alia subsidia desint quam sacrilegus contami- 
nata asportet hostis? nonne dicturus est dominus, cur passus es tot 
inopes famc emori et certe habebas aurum unde ministrasses ali- 
moninm,^ 





Die heilige Schrift gi))t Beispiele, dass fromme und gottes- 
fürchtige Könige, Assa, Joas und Ezeehias, die Schütze des Heilig- 
thüms zum Wohle des Landes angegriffen haben. 

Man könnte auch nicht die letzte Extremität abwarten und 
dann Hilfe von der Geistlichkeit verlangen, da diese dann nutzlos 
wäre. Nun ist ganz Ungarn von Bebellen überschwemmt, zwei Viertel 
Oesterreichs vom Feuer verzehrt und anbei ab Oriente^ occidente et 
meridie grosse feindliche Armeen den £rbländern den Einfall und 
Buin androhen. 

Hierauf rescribirte der Kaiser: 

^Weillen so wol die deputirten Bäthe, als die Theologi stante 
presenti necessitcUe de qua non est dtfbium dieses Kirchensilber 
herzugeben vor billig befunden haben so thue dieses Gutachten 
approbiren vnd soll also vollzogen werden/ 

Während der Türkenkriege gestattete Papst Clemens XL , 
(15. Februar 1716) dem Kaiser Carl VL/ Steuern zu Kriegszwecken fä 
von allen Geistlichen ohne Unterschied aes Standes einzuheben. In / 
gleicher Weise schritt man 1720 beim Papste ein, die Bewilligung 
zu ertheilen, geistliche Subsidien zu erhalten, da man die ungarischen 
Grenzfestungen in einen haltbaren Zustand setzen wollte. Als 1725 
die Grenzpfähle gegen die Türkei befestigt werden sollten, gewährte / 
Papst Benedict Xill. in dem Indult vom 9. Jänner/von den Geistlichen // 
160.000 fl. einzuheben. Ein ähnliches Indult gewährte Clemens XIL / 
im Jahre 1738 zur Einhebung von 236.586 fl. und im Jahre 1740 /. 
gestattete Clemens XIV. der Kaiserin Maria Theresia/l20.000 fl: y/ 
Krieigsfeteuer einzuheben.*) ' 

Während des Erbfolgekrieges im Jahre 1747 erhöhte die^ 
böhmische Hofkanzlei die Steuern des Bischofs von Olmütz von 
4000 auf 15.000 fl., die des Bischofs von Breslau von 3000 auf 
15.000 fl., die des Abtes von Braunau von 1500 auf 10.000 fl. etc. 
Die österreichische Hofkanzlei meinte, man könne in ähnlicher 
Weise nicht in den deutschen Erbländem verfahren, weil die Geist- 
lichen daselbst nicht so viel Einkommen haben. Doch die Kaiserin 
rescribirte eigenhändig: „Die Prälaten könnten gehalten werden wie 




Vi *) Böhmen gab 20.898 fl., Mähren 12.738 fl., Sohlesien 179 fl. 36 kr., 
O Mederöflterreieh 32.498 fl. 36 kr., Oberösterreieh 13.0.0 fl. 48 kr., Steiermark 
^ 6828 fl. 36 kr., .Kärnten 348J fl. 12 kr., Krain 2502 fl, Qörz-Gradiska 2274^.^ 

Ökr., Tirol 4344 fl., Viorderösterreich 5232 fl. ued Ungarn 15.919 fl. 48 kr., zu; 

sammen 119.896 fl. 
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*) Bei Znaim. 

**) Das päpstliche ßieve zur Eiaiiebung der Fortifieations-Steuern von 
Seite der Geistlichen vom Jahre 1751 wurde für fünfzehn Jahre erthe^ilt. Die 
Taxen, welche in Rom dafür bezahlt wurden, beziflferten sich auf 2355 Scudi 
und 55 Soldi = 4758 fl. 41 kr. österreichisches Geld.' ' 
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in Böhmoii. Ein Priilat von Kremsmiinster und Klostornenburg sind 
wohl noch einmal so reich als der Prälat von Brück in Mähren.*) 
Also soll es bleiben nach dem in Böhmen. Der Bischof von Wien 
könnte auch erhöhet werden." 

Als die Kaiserin im Jahre 1761 die katholische Geistlichkeit 
wieder mit einer höheren Steuer belegen wollte, bemerkte das 
Directorium in cameralibus et politicis in einem Vortrage vom 
2. September 1761, man müsse zu dem Zwecjf die päpstliche Be- 
willigung einholen. Die Kaiserin war darüber sehr erbittert, und sie 
rescribirte: „Dass in diesem wie in mehreren andern wichtigsten 
Gerechtsamen Meines Erzhauses vieles vergeben worden, zeigt sich 
nunmehr ganz klar, und ist daher nöthig auf thunlichste Hülfsmittel 
zu denken. Dieses aber kann nicht geschehen, wenn nicht alle 
Umstände bekannt sind. Daher hat das Directorium vor allen 
Dingen für die HerbeischaflFung der nöthigen Nachrichten und alten 
Acten zu sorgen und mir einen geschickten Mann in Vorschlag zu 
bringen." 

Sie selbst wünschte dann, dass der Professor des eanonischen 

Rechtes an der Wiener Universität, der bekannte Rieger, „so ein 

Publicist und besonders guter Canonist ist"/ mit dieser Arbeit 

betraut werde. Dieser betonte dann in seinem Gutachten specieli 

r^ den citirten Passus in der Bulle Nicolaus, dass die Einhebung der 

' //Steuern von Seite der Geistlichen in Oesterreich eine „alte Gewohn- 

I ^ heit" sei/^und die Kaiserin beschlpssl gestützt auf die ihr von Gott 

l^verlieheifc Macht J derartige Steuern nicht mehr in Rom bewilligen 

^"l^tva lassen. In einem Vortrage der Hofkanzlei vom 2. April 1768 ^ 

/Q^^mpfahl ^die Hofkanzlei/ mi Falle Geistliche sich weigern sollte'S /,• / 

diese Steuern zu zahlen, uinen die Temporalien ziroerrlep. Sollte J( 

sich der römische Hof in die Sac^he mengen, muss man Muth und ^ 

Ausdauer haben, ihm zu begegnen,,**) 

Wie man weiss, hat sich auch Kaiser Franz während der 
französischen Kriege genöthigt gesehen/ ifas Kirchensilber zu Staats- 
zwecken zu verwenden! Aas betreffende Handschreiben, Pressburg, 
5. December 1809, an öen obersten Kanzler Grafen Ugarte lautete: 
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/ ^ „um die der französischen Regierung in Folge des Frieden- 
Tractates zu zahlende Gontribution gänzlich berichtigen zu können, 
bin ich genöthigt verschiedene ausserordentliche Mittel anzuwenden. 
So schwer es Mir auch immer fällt, von Meinen Unterthanen nach 
einem unglücklichen Kriege neue Opfer zu verlangen, so hege Ich 
doch das Vertrauen, dass sie die Nothwendigkeit dieser Opfer 
anerkennen und sieh überzeugt halten werden, da^s nur durch die 
\ pünktliche Erfüllung aller Bedingnisse des Tractates grössere Uebel 
vermieden und die Grundlage der künftigen Buhe und des Wohl- 
standes Meiner Unterthanen als das einzige Ziel aller Meiner Wünsche 
und Handlungen gelegt werden könne. In dieser Lage der Umstände 
habe Ich beschlossen unter andern Mitteln auch die Ablieferung 
alles entbehrlichen Silbers der Kirchen, Bisthümer, Stiftej/ und 
geistlichen Corperationen ohne Ausnahme binnen der Frist von 
zwei Monaten gegen zu drei Percent in C. M. Geld verzinslichen 
Hofkammer-Obligationen nach zehn Jahren in vier Jahresfristen 
rückzahlbar anzuordnen, und Ich bin überzeugt, dass die Geist- 
lichkeit meiner deutschen Erblande, welche Mir bei jeder Gelegenheit ( 
Beweise von Anhänglichkeit an Meine Person und Vaterlandsliebe 
gegeben hat, sich bestreben wird, diese Anordnung so schleunig als 
pünktlich zu befolgMi." r 

Dabei hatte elffedoch nich<|[[^in Bewenden und man verwendete 
auch den disponiblen Theil des geistlichen Vermögens etc. 

Eine besondere Exemption genossen bis zu Jos^f IL die Bisehöfe, 
/ welche/ obschon sie ihr Hirtenamt in Oesterreich führten und in 
/ vielfacher Beziehung auch auf staatlichem Gebiete zu wirken berufen jo 
waren, dennoch bei ihrem Amtsantritt blosi dem Papste, nicht aber i in 
dem Monarchen Treue angelobten. In Folge eines Vortrages der 
/J^ HofkaAzlei vom 8. Juni 1781 wurde den Bischöfen aufgetragen, ^ 
nach der Formel I wie französische Bischöfe den Eid ablegten, vor i 
ihrer Oonsecrirung zu schwören. In demselben gelobten sie Treue ' T 
dem Monarchen, das Beste des Staates zu fördern und nichts zu y^ 
unternehmen oder vorwissentlich geschehen zu lassen, was zum , 
Nachtheile des einen oder des andefa gereichen könnte. ♦) / nX.^ 

^ 

*) Am 13. Jänner 1825 wurde mittelst Ministe rialsohreibens den Bischöfen 
bekannt gegeben, dass sie in ihren Wappen nieht mehr die Insignien eines . 

t Regenten föhren, ßondem nur den Pürstentitel I insoferne er dem Erz- oder L 

Bisthum ^„anklebt*' /beibehalten können und sich 'des Pürstenmantek und Hutes ^' 
I , bedienen ''dürfen. ( 

/ 
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Wenn dann ein Hiseliof consixn'irt wurde und den Eid dem 
Monarchen ablegen sollte, wurde an ihn von dem, in dessen Hand 
er den Eid ablegte, folgende Ansprache gehalten: 

„Es wird dem eigenen ürtheile und Gewissen des Herrtt 
Bischofs überlassen, in wie weit derselbe die Ablegung des Eides 
an den Papst mit dem Eide der Treue, welchen der Herr Bischof 
dem allerhöchsten Landesförsten vor der Consecration bereits • 
abgelegt haben mit den Pflichten, die iHien als Bürger des | '^'H/ 
Staates und als ünterthan Sr. Majestät obliegen, dann endlieh mit ^' 
der im placeto regio enthaltenen Beschränkung, über welche sieh 
die Wirksamkeit des päp&tlichen Eides keineswegs ausdehnen kann, 
vereinbarlich finden." 

Als Erzherzog , Rudolf^ der Bruder des Kaisers Franz, zum 
Erzbischof von Olmütz ernannt wurde, fragte die Hof- und Staats- 
kanzlei an, ob- auch dieser den Eid abzulegen hätte und glaubte sie 
ihn um sosehr von demselben entbinden zu können, da Erzherzog 
Budolf schon als Coadjutor den Eid dem Monarohen abgelegt hatte. 
jiv. Kaiser Franz wollte jedoch, 20. August 1819, kein^- Ausnahme zu- 
lassen, *) 

Am 16. October 1823 ergino^ an das galizische Gubernium die 
Weisung des Inhaltes, dass sämmtliche aus dem Auslande in- die 
k. k. Staaten aufgenommenen Izu den Orden der Jesuiten gehörigen / 
definitiv oder pfovisoriscli angestellten Lehrer, Directoren,' Präfecten / 
und Seelsorger den vorgeschriebenen Eid äu leisten häben,^ nnd «ind 
die sogenannten Keversalien wegen geheimer G^seJIschäften nach den 
allerhöchsten Vorschriften vom 27. April und 24. November 1801 
abfordern zu lassen. ' • 

Wenn wir jedoch sagten, dass JosefoH. den Eid der Bischöfe 
eingeführt hat, so muss coustatirt werden, dass er auch in dieser Be- 
ziehung im Sinne seiner grossen Mutter handelte. Am 26. April 1776 . 
richtete nämlich die Kaiserin, ein' Handsehr^ben an die böhmisch- 
österreichische Kanzlei (jetzt: Ministerium 'de» Innern), welches die 
Stellung der Kaiserin zur päpstlichen Gewalt charakterisirt. Der 
Wortlaut desselben ist: 
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*) Erzherzog Rudolf erhielt bei Gelegenheit, als er in das Amt trat, Mal 
1819, |au8 der Staatsoassa ein Darleheti von H4.700 fl. In Folge eider kaiser- 
lioh^fiptBohliessung, Rom la April 1»19, wurde/dieser Vbrschüss^ammtlntei^sse' 
auf das Bisthvm hjpotheeirt. xA. ' ^ 
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„Ks hat sich erst vor Ivurzoin bei Uelegeuheit der vorhal)end(3n 
Erhebung der bischöflichen Stadt Fünfkirchen zu einer könighchen 
Freistadt der Fall geäussert, dass der dasige Bischof in diese Be- 
handlung sich gar nicht .einlassen wollen, sondern um die päpst- 
liche Einwilligung sich unmittelbar nach Bom gewendet, dazu er 
sonder Zweifel durch den dem römischen Stuhle abgelegten Eid, 
dessen Formula in dem pontificali Romane Clementis VIII. per 
extensum enthalten ist, sich veranlasst gefunden. Da nun mehrmalen 
schon anerkannt worden, was für Anstössigkeiten in dem Staat 
daraus sich ergeben müssen, wenn ünterthanen durch dergleichen 
Lehren, die der Gewalt des römischen Stuhles ein mehreres zu- 
theilen als ihm gebührt, in die betrübte Verlegenheit gesetzt werden 
können, entweder den erlernten Grundsätzen und nach diesem Kicht- 
mass ihrem Gewissen zuwider zu handeln oder.manche politische 
Anordnungen unbefolgt zu lassen. So wird die Kanzlei nach Ver- 
nehmung der Studien-Hofcommission (jetzt Ministerium für Cultus 
und Unterricht) neuerdings in üeberlegung nehmen, wie mit Ver- 
lässlichkeit all' derlei Lehren, die in Ansehung der päpstlichen 
Gewalt über die Gebühr zu weit gehen, gänzlich" aus- den Schulen 
verbannt werden. Ingleichen ^ird dieselbe jene JuramenteiT, mittelst^ 
deren die Geistlichkeit dt^m römischen Stuhl sich verbindet, ein- 
sehen und sodann genau erwägen, wie die weitern Massnehmungen 
hierunter zu treffen, damit künftig all' dasjenige hinwegbleibe, 
wodurch den wahren Gerechtsamen des Landesfürsten zu nahe 
getreten werden könnte." 

Zu den Exemptionen gehören auch die Privilegien, des Olmtitzer 
Domcapitels, *) welche bis auf unsere Zeit einen Gegenstand der 
Controverse bilden, deren wir hier gedenken wollen. 

Wie bereits erwähnt, schlöss Kaiser Friedrich IIL während des 
Baseler Concils mit dem Papste Nicolaus V. im Jahre 1448 das 
Aschaffenburger oder AViener Concordat, na^h welchem die durch 
die Baseler Beschlüsse der deutschen Kirche zugesicherten Eechte 
und Vortheile entwunden wurden. Dieses Concordat hatte jedoch 



*) Am 5. Juli 1755 wurde der Repräsentation und Kammer in Steyr 
befohlen, dem Bischof von Seckan keinelwegs zu gestatten bei vorzunehmenden 
Eirehenvisitationen über die Gasse unter einem Baldachin, getragen von Magistrats- 
personen, sich führen zu lasstn, denn das vom Bischof verlangte Ceremoniale 
komme dem nahe, ja fast gleich, was nur dem Landesfursten selbst gebiihxt. 






H 



GO 

^ \ für Oestonvii;!! keine Geltung. Hier hielt man fest an dejn (ge- 

(jA fälschten) Privilegium niaMs Friedricli I. Barbarossa, nach welchem 
die Herzöge von Oesterreich dem römischen Reiche nicht unter- 
worfen und daher auch den diesfälligen Satzungen und Ordnungen 
sich keineswegs zu fügen brauchten. Der betreflFende Satz lautet: 
Primo quidem quod Dux Austriae quibusois subsidiis et servitiis non 
tenetur, nee esse debet obnoxius sacro Romano Imperio nee euiquam 
alteri nisi ea de sui arbitrii libertate fecerit. (Zu Deutsch: Dass 
der Herzog von Oesterreich zu keiner Dienst- oder Hilfeleistung, 
welcher Art immer, dem heiligen römischen Reich verpflichtet, noch 
demselben odei* irgend jemand Anderem unterthänig sei, ausser 
wenn er dies seinem eigenen freien Ermessen nach thun will.) 
11 Als das Bisthura zu Görz begründet ward, wurde die Er- 
/ (Nennung eines Canonicus, wenn sie in einem sogenannten mense 

iOl ^r\^^pah ft^l, in der betreflfenden Erectionsbulle vorbehalten. Als ein 
'"'^solcher Fall thatsächlich im Jahre 1773 eintrat, erging in Folge 
* eines Vortrages an die Kaiserin vom 12. November an das dortige 
Domcapitel der Erlass des Inhalts, dass die geschehene Besetzung 
einer erledigten Canonieats-pra^tcwde in mensibiis papalibus nicht 
dem päpstlichen Stuhle notificirt werden soll, weil die eoncordata 
Germaniae nur das römische Reich, nicht aber die österreichischen 
Erblande angingen, wo man sich niemals danach gerichtet habe, 
weil sie nie daselbst recipirt wurden. 

) Die Olmötzer Diöcese hatte Privilegien von Ottokar Prrfmislaus, 

1 Carl IV. u. s. w. und stand ebenfalls ausserhalb des deutschen Con- 
cordats. Man hielt Olmütz umsoweniger im deutschen Coneordate 
mit inbegriffen, da Friedrich III. nie in den Besitz Böhmens ge- 
langte und zu jener Zeit die katholische Religion in Böhmen und 
Mähren, in Folge der Hussitenkämpfe, unterdrückt war, so dass von CL 

der Annahme des deutschen Concor iats gar nicht die Rede sein l^/t 
konnte. 

Die Bisehöfe zu Olmütz lebten gewissermassen als selbst- 
ständige Fürsten. Die Kaiserin Maria Theresia hat über Vortrag 
des Grafen Harrach im Jahre 1747 den äusseren Glanz etwas herab- 
gestimmt. Sie rescribirte: „Wegen der zwölf Stück (Kanonen) 
Losung placet Weder aber bei diesen, noch weniger aber bei 
einem Pragerischen Bischof mehr eine Wache verdoppeln , noch 
weniger ein Bataillon aufziehen und Salve zu geben ; auch der 
Comwanäant auf keine Weise ein Corapliment oder Aufwartung zu 
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machen habe, wohl aber, wo er ohnedem vorbeifahrt, in das Ge- 
wehr zu treten und das Hpiel zu rühren." 

Der Bisehof von Olmütz genoss auch das Vorrecht, bei seiner 
Garde das Trommelschlagen zu gebrauchen und die Stadtthore in 
Kremsier von seinen Garden in Gemeinschaft mit Soldaten zu be- 
setzen. Der Hofkriegsrath befürwortete, „dass dieses V^orrecht auf- 
gehoben werde, da das Ansehen und der Glanz der bischöflichen 
Würde, dann die Auferbaulichkeit und die Ehrerbietung für die 
katholische Religion nicht wohl in solchen Handlungen, wie die 
Trommelstreiche und Thorbesetzungen, sich suchen lassen". Die 
Hofkanzlei meinte jedoch, 6. Juni 1777, dieses noch ferner aus 
Gnade geschehen zu lassen, da sich sonst das Olmützer Capilel sehr 
kränken würde. 

Die Kaiserin bestätigte mit einigen Modifieationen die Statuten 
des Olmützer Domcapitels. (In früheren Zeiten betrachtete man 
nämlich Privilegien etc. als Emanationen des betreflfenden Kegenten 
und wenn ein neuer kam, so hatte dieser die Privilegien etc. neuer- 
dings zu bestätigen/ Unter Anderem setzte sie fest, dass die Dom- /ji^ 
herren, die oft jahrelang von der Diöcese abwesend waren, min- 
destens nach einer Abwesenheit von sechs Wochen einen Tag in 
Olmütz sein müssen. 

Unter Maria Theresia wurden auch die Verhandlungen mit 
dem Heih'gen Stuhle gepflogen, das Bisthum Olmütz zu einem Erz- 
bisthume zu erheben, und da diese Diöcese viel zu gross war — 
sie umfasste ganz Mähren und einen Theil Schlesiens — Theile 
derselben auszuscheiden und in Brunn ein Bisthum zu errichten*). 
(Wie wir sofort bemerken wollen, wurden für die päpstlichen Bullen 




*) Ais es sich nm die Dotiruug des Blsthums Bruno handele, reeeriblrte 
die Kaiserin auf den betreffenden Vortrag Tomn 14. mm^Vllß/in welchem 
befürwortet wurde, dem Brünner Bisthum zqgestatten, ein bwitM in manibua 
mortuis befindliche Immobile wie ein Exjesuitengut oder ein ad cridam dienen- 
des Klostergut zu kaufen/ am 11. Juni 1779 eigenhändig: wan nur kein // 
neies gutt ad mamis morUias verfallt ylacet. 

Bezüglich des Besitzes der todten Hand wollen wir hier einige Notizen / 
beifügen. Herzog Albrecht hat 1340 q%Load iquisitiones bonorum mohilium /al 
gemessene Schranken gesetzt, welche von Ferdi^nd I. 1526 neuerdings bestätigt 
wurden. Diesbezügliche Decrete erschienen hierauf von Ferdinand L, 14. April 
1545 nnd 31. October 1552, von Maximilian, 22. December 1567, 1. Juli 1568 
und 20. Juni 1575. Im Jahre 16 >9 oeschwerten sich die Landstande des Herren- 
und Ritterstandes in Niederosterreich „dass ie liiw^ftt, ^^ \ft^Vct ^\Vk^\äsv^ Xv^.'^si^Jv^^ 
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wegen Erhebung des Bisthums Olmütz zum Erzbisthura und der 
Errichtung eines neuen Bisthums in Brunn 7310 fl. 5 kr. Taxen 
an die Dataria in Rom bezahlt ) Während die Verhandlungen 
über diese Angelegenheiten schwebten, versetzte das „Wienerische 
Diarium" — so wurde damals die jetzige k. k. , Wiener Zeitung" 
genannt — die officiellen Kreise in grosseT^feifregung^ Wana^rauch 
zu jener Zeit% die Journahstik^noch nicht die sechste Grossinacht 
^^^^ ^^V wA , 00 wflW H»ie doch eine Maeht^ mit der man rechnete. Das 
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Güter auf allerband Wege an die Geiatiiohkeit gebracht werden und nach und 
nach fast alle des Adels and der weltlichen Güter an die Geistlichkeit gelangen/* 
Sie baten daher, dass von nun an nnbewegliohe Güter ohne kaiserlichen Consens 
an Geistliche nicht verkauft werden dürfen. Das diesbezügliche Mandat erfloss 
hierauf 20. October 1869. Am 2. Jänner 1681 verbot Leopold I allen geistlichen 
Personen und Gemeinden jede Yeräusserung beweglichen und unbeweglichen 
Gutes ohne landesfürstliche Genehmigung nnd wurden alle Contracte ohne landes- 
fürstliohen Consens für null und nichtig erklärt. Unter Josef IL wurde dieses 
Verbot 5. October 1782 wiederholt. Das Amortisalionsgesetz erfloss, wie bekannt, 
20. August 1771. 




genannte Journal veröflfentlichteAn Nr. 65 von Mittwoch den 13., 
H^^ Sommermonat 1777, eine Correspondenz aus Rom vom 16. Heu- . 

monat, in welchedi über die obenbezeichneten Verhandlungen be- / yy 
-- ^7 richtet wird. Dann heisst es: „Gleichwie auch das Domcapitel zu 
/ Olmütz den Vorzug geniesst, in den deutschen Ooncordaten mit in- 
begriffen zu sein, .und folglieh bei erledigtem Stuhle einen neuen 
Bisehof selbst wählen kann, so ist dieses Becht demselben auch 
bei der Wahl eines neuen Bischofs, welcher darauf zum Erzbischof 
erklärt werden wird, beibehalten worden." 

Der oberste Hof kanzlßr Graf Blümegen sah sich in Folge 
dieser Correspondenz veranlasst, eine allerunterthänigste Note an 
die Kaiserin^ am 16. August 1777, zu richten. In derselben setzte 
er auseinander, dass diese Angaben einen zweifachen Irrthum ent- 
halten. Das Wahlrecht des Olmntzer Donacapitels, das sonst in den 
deutschen' ErblaHden nicht vorhanden ist, könne nicht aus dem 
deutschen -Concjordate Jjiergeleitet werden, da dieses Concordat nie 
von den Königen in Böhmen recipirt wurde, sondern das genannte 
Bisthum erhielt diese Rechte von den Königen in Böhmen und 
Markgrafen in Mähren. 

Er fährt dann fort: „Dieser Irrthum ^ um so mehr anstössig^ 
da die päpstliche Dataria sich bestreben werde, wegen ihres in 



:»•-» 



(5: 

Beziehung auf Sportelii und Tax(3n obwaltondfn Nutzens, die (n- 
pflogenheit der deutscheu Ooncordate auch auf das Olmützer Capitel 
zu erstrecken. Born habe auch stets in Folge dieser Concordate 
danach gestrebt, die Provision der für die Promotion der Bischöfe 
erledigten Capitular-Diguitäten an sich zu ziehen. Diesem Vorhaben 
wurde jedoch stets mit dem Bemerken entgegengetreten, dass die 
deutschen Concordate in Oesterreieh nie anerkannt wurden, folglich 
"^^ auch auj das Bisthum Olmütz nicht die mindeste Beziehung haben, 
wodurch das Olmätzer Domcapitel bei seinen Eechten und Freiheiten 
stets erhalten und die Gerechtsame der Krone gegen die Anmassungen 
der römischen Uataria gewahrt wurden. Da bei der bevorstehenden 
Wahl; einös.Olmtitzer Erzbischofs die römische Dataria wieder die 
vorigen Ansprüche erheben, und zur Begründung ihrer Anmassung.. 
etwa anführen könnte, dass in einem öffentlichen, selbst im An- 
gesicht«! des Allerhöchsten Hofes herausgegebenen privilegirten 
Zeitungsblatte. ^ derartige Grundsätze ausgesprochen und still- 
schweigend anerkannt wurden, -so wäre es angemessen, einen der- 
artigen Irrwahn, welcher geeignet «ein tonnte, die Souveränitäts- 
rechte zu «untergraben, richtig zu stellen und dää Publicum über 
den wahren Sachverhalt zu belehren. " 

Graf Blümegen schlug daher vor, tiie fragliche Mittheilung in 
der Form einer Privat-Correspondenz aus Olmütz im Djarium zu 
dementiren, um dadurch die Kaisei-ifr nicht im Entferntesten zu 
compromittiren. Zugleich befürwortete er, den Veileger nach der 
Quelle, aus welcher er die obbem^ldete Nachricht entnommen, zu 
fragen, und demselben aufzutragen, dass für die Zukunft Nachrichten, 
welche die Gerechtsame der Krone betreffen, vor dem Abdrucke der 
Uofkanzlei zur Einsicht vorzulegen, die über deren Zulässigkeit zu 
entscheiden hätte. ...... 

Die Kaiserin billigte diese Vorschläge und Nr.ßß des Diariums 
brachte das betreffende Dementi. ^'Es mag auch hlüzügehgt werden, 
dass die fragliche Nachricht einem- Artikel au^Bom in einer floren- 
tinischen Zeitung entnommen war. 

Als Josef IL zur Regierung gelangte, ersuchte das Olraützer 
Capitel wieder um die Bestätigung der Privilegien. In Folge eines 
Vortrages der Hofkanzlei vom 12. Mai 1782 ordnete der Kaiser einige 
Veränderungen in den Statuten an. Im Capitel 2 des Eingangs, 
wo von den Wahlen die Kede ist, sollte es statt BuUas summorm». 
Pontificum Romanonim liHprratormn dlplouiutd \wV«s^.\\\ '?»vc\v\\^\vvi\ 
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ficr^tissimorum Regum Bohemiae et Marchionum Moraviae privi- 
l yia. Die „Papstmonate" mussten wegbleiben, ebenso jede Er- 
wähnung des deutschen Concordats. In gleicher Weise sollte die 
päpstliche Ernennung bezüglich der Canonicate weggelassen werden. 
Kaiser Franz, dessen Rechtgläubigkeit ausser Zweifel steht, 
roseribirte am 2. Jänner 1832 auf die vorgelegte Anzeige des 
Olmötzer Metropolitan-Capitels an den Papst über die am J9. October 
1831 erfolgte Wahl des Tarnower Bischofs und Olraützer Dom- 
propstes Ferdinand Grafen Ohotek zum Erzbischof von Olmütz: 
„Finde Ich der Hofkanzlei zu ihrem Benehmen in der Zukunft auf- 
zutragen, der Bitte des Metropolitan-Capitels von Olmütz um Mit- 
tlieihing seines Wahlactes für den Erzbisehof an den Heiligen Vater 
erst dann Folge zugeben, wenn Ich diesen Wahlact genehmigt ' 

Schliesslich wollen wir noch, da es sich beim 01m ützer Dom- 
capitel auch darum handelt, ob Nichtadelige zu Domherren ernannt 
werden können, ein Schreiben Jbsefs an den Präsidenten der geist- 
lichen Hofcommission, Baron Kressel, vom 5. November 1786' äd- 
führen. Es lautet: „Nachdem der Bischof von .Brüna"?) niit Tod 
abgegangen ist, so werden Sie mir Ihre Wohlmeinung entweder 
mündlich oder schriftlich eröffnen, wen Sie. zur Besetzung dieser 
Stelle am tauglichsten erachten, bei dessen . Auswahl .jedoch die 
Bücksicht darauf zu nehmen ist, dass er. bereits in der Seelsorge 
gestanden und der dortigen Landessprache kundig sei. Jedoch wird 
aber nicht erfordert, dass er ein Cavaliei* s^ij. da.Ich lediglich ^auf 
die persönlichen guten Eigenschaften die ^Bücksicht zu ^sboaen 
^/j '"entschlosseri.bin." *'.. . , , . .. ^ . 

/V/j A^i/iMsHy^ ^I^wTQ. Schlüsse wollen wip^in Actenstück citiren, welches wir- in 
^/^'// C Abschrift im Dresdener Staatsarchive gefunden haben, das seinerzeit 
^ //T d^A' chursächsische Minister-Eesident v. Petzold ;in Wien .an den 

sächsischen Minister Stutterheim sendete. Da dieser Gjesandte.t«©n 
* dem Schwager Josefs IL, dem Herzog Albrecht yoit ^ftchsen jTescbeB^ : 
Mittheilungen empfing, so glauben wir die Echtheit derselben An- 
nehmen zu dürfen, Josef IL beschäftigte sicjh nämlich, bald nach 
seinem Regierungsantritte mit dem Gedankei^clia. Jurisdiction,, die / 
der Papst durch die Generäle der Ordensklöster ausübte,? aufzuheben / 
und sie den Bischöfen der betreflfenden Spr^iigel zu übertragen; ^y 



*) Mathias Graf Choriofikv sta^ aju 30. Ocitpber i7B6. 
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Als der Erzbischof von Wien, Cardinal Migazzi, von dresem 
Vorhaben des Kaisers hörte, richtete er an diesen am 20. März 
1781 ein Promemoria, in welchem er ihn von demselben abzu- 
bringen suchte. Der Kaiser schrieb eigenhändig zu den ein- 
zelnen Absätzen Bandbemerk ongen. Wir lassen die Sätze des 
Oardinals im Auszuge, und die Bandbemerkungen des Kaisers zu 
denselben dem vollen Wortlaute nach folgen: 

Migazzi: Es besteht das Gerücht, dass die einigen Orden 

' ertheilten Freiheiten und Exemptionen und die mit ihren Generalen 

' bestehenden Verbindungen aufgehoben werden und die Bischöfe in 

' deren Gerichtsbarkeit eintreten sollen. 

Kaiser: Es ist eine Vermessenheit, seinem LandesfQrsten 

' «chön zum voraus auf ein blosses Gerücht Vorstellungen, besonders 
von solcher Art zu machen ; und wie erniedrigend ist für die bischöf- 

• iiche Würde der Ausdruck: „in die Gerichtsbarkeit eines Ordens- 
Generalen eintreten.^ Gehört denn ein General zu der hierarchischen 
Begierung der Kirche? 

i. Migazzi: So uneingeschränkt meine Unterwürfigkeit für 

Eure Migestät in allen Dingen ist, so gewiss ist es meine Pflicht, , 
zu Füssen Eurer Majestät Vorstellungen zu machen, in welche/ /^J^ 

' mein Gewissen mir die bittersten Vorwürfe machen würde, wenn 
ich schwiege. 

Kaiser: Die Unterwürfigkeit ist so gross, dass fast keine 

labdesfürstliche Verordnung in geistlichen Sachen herauskommt, die 

Äicht getadelt, angefochten und rerleumdet wird. Die Amtspflichten 

. bestehen in dem von jedem Bischof dem Papst zu schwörenden, ganz 

^ 'widersinnigen, in der ersten Kirche unbekannten Gehorsams-Eide, 
welcher ^ich freiliöh mit der Treue und dem Gehorsam, mit welchem 
der Bischof als Unterthan seinem Landesherrn in dem göttlichen 
uiid Naturrechte beigethan sein muss, nicht vereinbaren lässt und 
daher Gef^issensbisse nach sich ziehen muss; obschon er nach der 
gesunden Vernunft niemalen giltig ist. Hieraus sind Vorwürfe vor 
Gott, da ein solcher, durch den Eid sich verbunden glaubender 
Bischof auf die eine oder andere Art eidbrüchig werden mussj 
unvermeidlich ; denn das Evangelium sagt; dass Niemand zweien 
Hen'en dienen kann. 

Migazzi: Ich soll meine geistliche Gerichtsbarkeit in allen 
Fällen über die ea^mpten 0rden8ge\8t\\Qi\ieii ^u^öäXäviöü. xssA ^^'^^ 
Ihrer VerbindüDg mit den Generaleu euts^Lg^u. 

Wolf, Skizzen, 



/^ 



Kaiser: Ein Zeichen grober Unwissenheit oijer geflisseßt- 
Heller Ausflucht; denn hier ist es um keine Ausdehnung, sondern 
um die Bevindieation oder Itestitution der durch die Exemptionen 
geschädigten biscböfiichen üc^walt zu ttinn. 

Migazzi: ßer grosse beiljge Gregor Lat bereits im seeheten 
Jahrhundert einige Klöster mit Freiheiten begabt. Ebenso haben 
später Päpste geistlichen Orden Freiheiten gewährt, die von den 
Kirehen-Versonimlungen bestätigt wurden, 

Kaiser: Freiheiten Jn blos geistlichen Dingen gehören nicht 
hieher. Freiheiten zum Nachtheile des Staates oder des göttlichen 
Rechtes der Bischöfe sind immer ungiltig, weil sie ihre Gewalt 
miaskauut haben oder Schmeichler des römischen Hofes gewesen, 
davon es heute die meisten gibt, um sichern Bücken zu haben. 
Missbräuche und Freiheiten, welche dem Staate schädlich, kana 
aufth eine Kirchen- Versammlung, ob sie schon über dem Papst ist, 
nicht bestätigen, indem der Staat nicht in der Kirche, son- 
dern die Kirche im Staate ist. 

Migazzi: Die in dem heiligen Geiste versammelten Väter 
des Goncils haben nur manche Fälle ausgezeichnet, in welchen die 
Bischöfe als seiits ajioslolicae deltyati vorgehen können. 

Kaiser: Wieder ein Schnitzer und römische Erfindung, um 
das vermeintliche Recht zu erhalten. Die Bischöfe haben nicht jure 
delegato, sed jure proprio vorzugehen, 

Migazzi; Es kann auch nicht in Abrede gestellt werden, 
dass die allgemeine Kirche zu allen Zeiten jenes als Recht und 
Macht anerkannt habe, welches der päpstliche Stuhl ausübt. 

Kaiser: Das ist falsch, und eine fremde Gerichtsbarkeit, die 
Ohristus selbst auf Erden nienial verlaugt hat, kann kein ver- 
nönfliger. filr das Wohl seiner Staaten besorgter Landeslürst dulden, 
bevorab derlei Gerichtsbarkeiten nur Geld ausser Land schleppen. 
Es braucht keinen weiteren Beweis, dai es blosn auf Geld abgesehen 
', als die den Bischöfen aber einige Fälle ertheilten factdtates 
dispcnsaniii, die immer den Schaudfleck (jjro pauperibus tantum) 
i eine Clausel mit sich filbren. 

Migazzi: Einige Caaonisten haben zwar wider die Miss- 
bräuehe der Eiemptionen Klage geführt; aber nie widersprachen 
Bie, dass dem päpstlichen Stuhle die Macht gebühre, Exemptionen 
xa erüieüea, und kein bewährter Canonist wird dem LandesfÜraten 
d/'e Macht eiaräuaien, i'iemptionen wiUto\\':\i B.\Äiu\ifc'o«Q.. 
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Kaiser: Nicht einige, sondern stark gegründete Klagen über 
die Unordnung in der Hierarchie, und den dadurch befördernden 
Verfall unserer Beligion durch solche Exemptionen — dem Landes- 
fürsten gebührt die Macht./ dieselben nicht zu dulden, sondern die 
Bischöfe, wenn sie ihre Eechte misskennen, zu deren Ausübung zu 
bringen. Dass es keinen bewährten Ganonisten gegeben, der diesen 
Satz behauptet, dieser Ausdruck verräth eine schlechte Belesenheit. 
Wenn aber auch wirklic|i keine vorhanden wären, so bleibt der 
Satz dennoch wahr, weil er in den natürlichen, göttlichen und ge- 
offenbarten Gesetzen gegründet ist. 

M i ga z z i : Auch der wegen seiner Gelehrsamkeit und Mässigung 
verehrte Papst Benedict XIY. ermahnte die Bischöfe^ in gleichem 
Sinne. 

Kaiser: Benedict XIV. musste so gut essen und für die 
apostolische Kammer sorgen, wie alle anderen Päpste, um die Zu- 
flüsse von den Exempten nicht zu stopfen. 

Migazzi: Die exempten Orden sind von den Vorfahren E. M. 
theils Einberufen, theils angenommen worden. Sie schwören ihrem 
General den Gehorsam und können von demselben nicht entbunden 
werden. 

. Rai&er: Hiezu lässt sich gar viel erinnern. Wollte Gott, dass 
die 'Klöster noch bei denjenigen ersten guten Begeln bestünden, 
mit welchen sie in die Länder gekommen j^sehe^maii aber bei dem 
nächsten besten Kloster ein^ was seit dessen Annehmung heimlich 
für schädliche Statuten gemacht und was für päpstliche Freiheiten 
ertheilt .worden, so wird sich finden, dass sich die alte Eegel nicht 
mehr gleich sieht. Daher, jjuch ein solches Kloster, weil es bloss 
per pactum et conditionem auf die erste vorgewiesene Begel in das 
Leben gelassen worden, wegen Verletzung des pacti in foro mit 
Gerechtigkeit hinausgejagt werden kann, ansonst ist der Eid gegen 
den Generalen gar nicht bekannt und eben so schädlich, wo nicht 
noch schädlicher, als jener der Bischöfe, kann also eben nicht ge- 
duldet werden. 

Migazzi: Die Bischöfe wären genöthigt, sich eine geistliche 
Gerichtsbarkeit anzumassen, was ihnen ihr Gewissen nicht erlaubt. 

Kaiser: Es ist oben gesagt eine Unwissenheit oder andere 
Absicht, dieses eine Anmassung zu nennen. Gewissen 1 Gewissen! 
Wären die Bischöfe nur mehr scrupulös, wenn es auf die Plu- 
ralitäten beneftciorum^ Geldsehneid^t^i, NetlQ\^\5Ä% ^^\ö^^\ "^^sä. 



Suhütaung boshafter Laute aakommt. Wenn bei Misslingung eines 
bösen Streicties ein Bischof sein Gewissen kurz mit dem entledi^n 
kann, dass er die anduich sich billig zuziehenden Verweise nach 
soineiii Sprichwort za den Fassen des Gekreuzigten dahinlegt, so 
mag er einen solchen Gewissenswurtu noch dazu legen wenn dieser 
nur noch einen Platz findet. 

Migazzi: In allen Pflichten der Seelsorge stehen die Ordem»- 
geistlichen unter dem Bischof; es bleibt daher blos die inner- 
liche Elosterzucht zwischen den Mauern als ein Gegenstand der 
Exeniption übrig. 

Kaiser: Dieses ist noch das allerelendste, was in der ganzen 
Vorstellung vorkommt. Man bat es bei den Jesuiten gesehen, dasB 
Jeder, der ihren habit getragen, auf päpstliche Privilegien sieh 
stützend, die er vermöge eines anderen privilegii vorzuweisen nicht 
Bcliuldig war, ohne den Pfarrer oder Erzbischof zn fragen. Überall 
Beichte hören, Messe lesen und aul die Kanzel steigen durfte. Kaeh 
ihrer Zerstörung machen sie anter dem Schutze der Erzbischöfe 
heimliche und öffentliche Ruhestörer. Die innerliche Klosterzueht 
hält der Herr Erzbischof fnr eine Kleinigkeit. Wenn ein Mönch 
den anderen mordet, wenn die Klöster Müssiggänger und Trunken- 
bolde beherbergen, falsche und schädliche Lehren in ihren Schulen 
doeiren, das Volk mit Sammeln und Messschnappereien aussaugen, 
den Raub in ihre Höhle tragen, da fragt der Bischof nicht danach, 
weil die Exemption im Wege steht, und die grüssteu Bubenstacke 
zwischen Klostermaueru geschehen. 

Migazzi: Sollten Ursachen Vorhandensein, die Exempttonen 
zu regeln, so wäre es angemessen, wenn Euer Majestät sieh an den 
Papst wenden, oder wenn die Bischöfe das thun. 

Kaiser: Wolle der Hcit Cardinal den heiligen Bernard durch- 
lesen ; dort würde er finden, was für eine Pest die Exemptionen 
sind. Er würde sieh nicht so dreist auf die Kirchenväter bezieben, 
welche bei der curia romana weit weniger gelten als ein Isidorus 
Mercator und alle »on ihm den Äusfluss habenden decreialen. Die 
vorgeschlagenen gemeinsamen Schritte würden immer zwei vor- 
wärts und fünf zurückgeben. Nur das Beispiel von den drei letzten 
Kirchen -Versammlungen hergenommen, welche ad Ecformationem 
in Capite et Membris angeordnet, dennoch aber hierüber niemals 
was hinlänglich Gedeihliches zu Stande gekommen ist. Von den 
BiBcbOfm wäre ihres JSidschwures wegen sc^ioii gM ft\ii"&\& -ui SiaS«».. 
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Ein anderer Weg ist auch nicht nothwendig, sondern der Landes- /^^^^ 
fürst als defensor religionis muss das Eis brechen. 

Migazzi: Der Heilige Vater hat bis jetzt bei jeder Gelegen- 
heit seine billige Denkungsart an den Tag gelegt und Euere Majestät 
Mutter haben davon überzeugende Proben gehabt. 

Kaiser: Dieses haben wir erst letzthin wieder nach ihrem 
betrübenden Hintritte erlebt, wo dieser grossen Kaiserin, welche 
gewiss ausserordentliche Verdienste sich um die Beligion erworben 
sogar die letzte geistliehe Ehre unter den unanständigsten Ver- 
gleichangen versagt worden. Daran sind einige römische Gardinäle 
Ursache, "welche mit dem Wnrm im Kopf: Roma Caput mundi 
vielleicht geboren wurden und gewiss über ihre alten Herkalese und 
Venuse weiter in der Welt niemals sehen werden. Das Wort: „bis 
jetzt*" sieht schier einer Fehde ähnlich; doch es sind Wasser- 
streiche, von einem Statthalter Christi hat man mehr als alle billige 
Denkungsart zu fordern. 

Migazzi: Das schicklichste dürfte sein, dass für jeden Orden 
ein Vicarius generalis mit der nothwendigen Vollmacht vom Papste 
oder vom Ordens-General versehen werde. 

Kaiser: Nach Mutbmassungen handelt man in solchen 
wichtigen Dingen nicht, und dieser Vorschlag ist Petttio principii 
wodurch das Üebel, welchem man abhelfen will, noch ärger wird 
und der Zufluss nach Rom aus dem Mark des Staates noch besser 
befördert würde. Die Generale soll der römische Hof behalten und 
pensioniren, nachdem durch Aufhebung der Eeligion und staats- 
schädlichen Exemptionen seine Armee reducirt ist. 

Migazzi: In solcher Weise könnten die Bischöfe beruhigt 
sein und bei den Gläubigen kein Aufsehen erweckt werden. 

Kaiser: Auf diese Art können die Bischöfe ruhig schlafen 
und ihr Gewissen erleichtem, wenn sie, anstatt wie bisher bei 
Aergemissen der Ordensleute blos Zuseher abzugeben, in ihrem von 
Gott anvertrauten Rechte wieder eingesetzk werden, und wenn sie 
mit Beiseitelassung aller Nebenabsicht ihretn Landesfür$ten gehor- 
samen, anstatt ihn zu hindern, wenn er 'die Religion von Miss- 
bräuchen reinigen und der Aussaugung seiner Uuterthanen Schranken 
setzen will. Nur solche Bischöfe suchen diese heilsamen Absichten 
zu hintertreiben, welche von den Ex-Jesuiten gefesselt, ihnen in 
Allem zu Willen sein müssen um durch Emporhebung des römischen 



Stuhles Maximen zu ibrer Wiederau flehung don Wog zu bahnen, 
so aber alle cbrislkatholischen Höfe Ton gottosfürehtigen Männein 
iioterstfitzt, niemals zulassen werden. 



3. Der Mangel an Ifachwuchs katholischer Geistlicher." 
Die Einwanderung fremder öeistlicher. 

Nach der Lehre der katholischen Kirche ist der (jeistliehe der 
Mittelpunkt des kirchlichen Lebena. Der (ieistliche kann seines 
Amtes im vollen Masse walten, er kann die Messe lesen, die 
Sacraraente spenden etc., ohne dass eine Kirche, ein Gotteshaus, in 
welcher Form und üestalt immer vorhanden wäre; nie und nimmer 
aher kann selbst die Peterskirche in Kom den tilänhigen die Be- 
friedigung ihrer religiösen Bedürfnisse gewähren, wenn kein Geist- 
lieher daselbst ist. Es ist daher dringend für den Nachwachs wa 
Geistlichen zu sorgen, damit die Herde nicht ohne Hirten sei. 

Wie man ferner weiss, besitzt die Weihe des Geistlichen, wie 
die Taufe einen unverlöschlichen Charakter (ckaracfer iadclehiHs) aad 
insolange der Geistiicbe nicht von seinem rorgeaetzten Bisehofe 
seines Amtes für unwürdig erklärt wird, übt er ungestört seine 
seelsorgerlichen Functionen, die a,tra uuimarum, aus. Es ist nicht 
unbekannt, dass es Zeiten gab, in welchen die katholische Geist- 
lichkeit sittlich tief gefallen war. Um uns auf Oesterreieh zu 
beschränken, beben wir aus dem Berichte einer Commission, welche 
im Jahre 15ß7 beauftragt war die Mangel der Klöster in Oster- 
reich zu untersuchen. Folgendes hervor. Diese Commission erklärte, 
dass die Klosterpersonen immer weniger werden und dass sie nicht 
nach der Regel leben. Die Brüder, heisst es ferner, werden in 
Unzucht gehalfen, die Prälaten negligiren die Conventualen ; die 
Nonnen besuchen öfters Tanz, Hochzeiten und Speetakel in Städten 
und Flecken oder halten ohne Scheu in den Klöstern Tanz und 
Speetakel etc. Der Schluss des Berichtes lautet: „Wiewohl nnn 
alle Klöster gemeine Tavernen worden sein, so ist doch das aller- 
ärgste bei den Frauenklöstern, wo allein zur Bewirthung der Gäste 
grosse Unkosten aufgehen, viel übriger Haiisrath gehalten, aller 
Andacht und Ehren vergessen wird." 

In einem Memorandum vom Jahre 1584 schrieb Cardinal 
Klilesl an Erzherzog Ernst: „Der mehrere Theil aus den Prälaten, 
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Pfarrern, Priestern und geistlichen Personen in Oesterreicli ob und 
nnter der £nns steckt in einem gottlosen, freien, frechen, muth- 
willigön Leben.** 

Die Frage wegen des Nachwuchses katholischer Geistlicher 
war Jedoch in Oesterreich, solange es massenhaft Klöster gab, 
nicht vorhanden. Wie wir bereits bemerkten, schickten Eltern 
der Versorgung wegen ihre Söhne in die lateinischen Schulen 
und gaben sie dann in Klöster, wo sie Theologie studirten und 
(Geistliche wurden. Die Kaiserin Maria Theresia verminderte die 
Zahl der Klöster und nachdem sie zum zweiten Male, im Jahre 
1774, die TJniversitäts-Eeform durchgeführt hatte, war sie auch für 
eine bessere Bildung der Geistlichen besorgt und befahl, dass jene 
Geistliehe, welche in Oesterreich ein Amt erhalten wollen, auch in 
Oesterreich studirt Ilaben müssen. Es sollte durch diese Verordnung 
vorgebeugt werden, dass nicht etwa unwissende Fratres aus dem 
Auslande nach Oesterreich kommen. Ihr Nachfolger Josef IL ging 
nach beiden Richtungen energischer vor. Er hob alle jene Klöster, 
in welchen die Geistlichen blos ein beschauliches Leben (vitam 
coniemplativam) führten auf, und errichtete zur Heranbildung eines 
tüchtigen Nachwuchses die General-Sem inarien (vergl. unser: „Die 
General-Sera inarien in Oesterreich unter Josef IL"). Das theo- 
logische Studium wurde nun umfangreicher; es bestand aus fünf 
Jahrgängen und stand vollständig unter staatlicher Aufsicht. 

Diese beiden Massregeln liessen befürchten^ dass es nun an 
geistlichem Nachwüchse fehlen werde. Diese Sorge war nicht blos 
in Oesterreich, sondern auch ii; Deutschland vorhanden, und berieth 
man auf der Emser Conferenz 1786, wie dem bevorstehenden üebel 
abzuhelfen sei. Die deutschen Bischöfe glaubten ui^ter anderem, 
dass dasselbe durch die Aufhebung des Cölibate$ fttr die katho- 
lischen Geistlichen sanirt werden könnte. Am l. September 1786 
überreichte der Erzbischof von Salzburg, Hieronymus Fürst von 
Colloredo, dem Kaiser Josef IL die Emser Punctaiioneq ; doch Josef 
wollte die Frage des Cölibates nicht berühren. 

Wie wir sofort hinzufügen wollen, petirten die Bischöfe, 
nachdem Josef gestorben war, um die Aufhebung der General- 
Seminarien und einige derselben sprachen sich für die Aufhebung 
des Cölibates aus. Dieser Act fehlt allerdings in der Eegistratur des 
Ministeriums für Oultus und Unterricht und entnahmen wir dessen 
Inhalt einem Vortrage der Hofkanzlei vom 29. August 1792, in 
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welchem ee heisst: „Die Aufhebung de» Cölibates, wovon der 
Beferent der geistüchen Hofeomniission spricht (denn auch dieser 
glanhte, dass dieses Moment BernukBichtigung verdiene), ist nicht 
allgemein von den Bischöfen und Länderstellen als ein Mittel 
der Vermehrung der Geistlichkeit angegeben worden, sondern man 
hat bei genauem Durchgang der Acten nur gefunden, dtiss ein 
paar Bischöfe die Aulliebung d«8 Oöhbates hingeworfen, HievoQ 
kann wohl keine Kede sein." 

Thatsächlich nahm die Zahl der Studirenden der Theologie 
in den (ieneral-Seminarien nicht ab;*} aber die Sorge bestand und 
der Bischof von Wiener -Neustadt Kerens gab derselben in einer 
Immediateingabe an den Kaiser vom 10. Norember 1786 Ausdruck. 
In derselben heisst es: 

„Die Zahl der studirenden Jugend nimmt immer mehr ab. In 
den öfCentlicbea Gymnasien zu Krems und Molk, die »ur Keustädter 
Diöeese gehören, sind zusammen in den füinf lateiniechen Classen 
blos 66 Schüler. Selbst wenn alle diese Zöglinge sich dem geist- 
lichen Stande widmen möchten, würden sie nicht die entstehenden 
Lücken ausfüllen ; die Erfahrung lehre jedoch, dass von zehn Zög- 
lingen kaum Einer geistlich werde." 

, Um diesem Uebelstande abzuhelfen, schlug der Bisehof vor, 
dasB der Unterricht in den lateinischen und philosophischen Schulen, 
wie früher, unentgeldlieh ertheilt werde. Zweitens, in St. Polten 
eine lateinische Schule zu errichten, damit die Eltern nicht ge- 
nöthigt seien, ihre Kinder in die Fremde zu schicken, was mit 
grösseren Unkosten verbunden ist. Drittens, soll in St. Polten auch 
die Philosophie öffentlich gelehrt werden. Der dreijährige Aufent- 
halt in Wien fordere grosse Kosten und verdirbt die guten Sitten. 
Junge Leute, die nach Wien gehen, mit dem Vorsatze Priester zu 
weiden, kehren schon nach einem Jahre mit anderen Gesinnungen 
zurück. 

Am anderen Tage, am U. November, sendete der Kaiser diese 
Vorstellung mit einem Handsehreiben an den Grafen Kollowrat. 



*) Um dem Verfalle der Sitlen beim Clerns vorzubeugen, ersobien am 
22. September 1789 eine Verordnnng dar Hofk»nil«i, strenge darauf zu httliea 
den Btiidt- und Landpfarrern und den Domherren die Haltang weiblioher Dienat- 
botBB unter vierzig Jahren, wie dies di* canoniBoljen öcsatze vorsobreiben, mit 
EBSciiignng iiller ÄuBnahmen von Blutsfreundflchaft, Amuth etc. zu verbieten. 
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Der Kaiser meinte, dass dem Wunsche des Bischofs, ein Gymnasium 
in St. Polten zu haben, dadurch willfahrt werden könnte, indem 
man das Gymnasium zu Molk nach St. Pöhen übersetzt, ^da es 
ohnehin zu Molk nach nunmehr eingehendem Stifte als in einem 
blossen Dorfe nicht mehr an seinem Platze steht." Was den be- 
vorstehenden Mangel an geistlichem Nachwuchs betrifft, soll die 
geistliehe und Studien-Hofcommission zusammentreten und diese 
Frage berathen/ /ielleicht, dass die Aufhebung des Schulgeldes 
zum Ziele führen/könnte. 

Die Commission befürwortete in dem Protokolle vom 23. No- 
vember die üebersetzung des Gymnasiums zu Molk nach St. Polten, 
erhob jedoch Bedenken gegen die Einführung des philosophischen 
Studiums daselbst. Die philosophischen Studien dürfen, erklärte 
die Commission, aus ihrer Verbindung nicht getrennt werden. Ein 
unvollkommenes philosophisches Studium bringe mehr Verwirrung 
als Biehtigkeit in die Köpfe und will der Staat eine wahrhaft auf- 
geklärte Glerisei, so könne dies nur dann der Fall sein, wenn ein 
in allen Theilen zusammenhängendes philosophisches Studium be- 
steht. Die Einführung eines derartigen Studiums mit allen dazu 
erforderlichen Apparaten verlange jedoch einen beträchtlichen jähr- 
lichen Aufwand, der bei der geringen Entfernung von der Wiener 
Universität überflüssig ist und da vorausgesetzt werden darf, dass 
die anderen Bischöfe ähnliche Wünsche aussprechen werden, so 
müssten mehrere philosophische Facultäten begründet werden, welche 
die Finanzen sehr belasten möchten. 

Was die Aufhebung des Schulgeldes betrifft, so frage es sich, 
ob man wieder dem Müssiggange Pflanzschulen eröffnen, femer ob man 
die fl. 35.000 Schulgelder, welche in den deutschen und böhmischen 
Erbländern allein einlaufen, die dazu dienen, 600 arme Talente, die 
sonst verloren wären, zu unterstützen, aus der Hand geben wolle. 
Man habe auch über einen gegenwärtigen Mangel an Geist- 
lichen keinen Grund, besorgt zu sein. Noch lebt eine grosse Menge 
pensionirter Ordensleute in den auf- und noch nicht aufgehobenen 
Klöstern, die auf eine Eeihe von Jahren ausreichen ; ein guter Theil 
der Lehrstühle sei ebenfalls noch mit Geistliehen besetzt, die man 
bei der Seelsorge verwenden könnte. 

Die Aufhebung der ünterrichtsgelder würde dem Mangel an 
Glerisei auch nicht abhelfen. Der eigentliche Zweck des Schul- 
geldes war, den grossen Anlauf der Studirenden zu vermindern und 
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diese Folge ist eingetreten. Es musste diese Massregel getroffen 
werden, um das Gleichgewicht* herzustelle|[, nachdem die Mönchs- 
orden aufgehoben wurden, und die Aussicht zu einem CTnterkonimen 
in diesen Klöstern nicht vorhanden war. 

Oeffentliche Lehranstalten haben überdies nicht auf die Menge, 
sondern auf die Eigenschaften der Studirenden zu sehen, da 
der Kirche ebensowenig, wie dem Staate, mit einer Menge mittel- 
mässiger Talente und halbgebildeter Leute, sondern durch tüchtige 
Menschen gedient wird. Das ünterrichtsgeld soll eben den Ersteren 
den Zutritt zu den Studien erleichtern und den Letzteren denselben 
erschweren. Besitzt ein Vater nicht die Mittel, für seinen Sohn 
jährlich fl. 12 zu zahlen^ wie soll er in der Lage sein, ihm die 
anderen nöthigen Mitsei zu verschaffen. Durch das Schulgeld werden 
dürftige Jünglinge ohne Talent ausgeschlossen, hingegen bekommen 
talentvolle Arme die Mittel, sich ganz zu erhalten. Man vermindert 
also die Zahl der Talentlosen, die docll auch der Clerisei 
keinen Vortheil brächten und vermehrt die Zahl der taleptvöll<3n 
Schüler. ' '. . ^ ^ ^ 

In der That zeige es sich, dass die Zahl der Gjmnasialschüler 
im Jahre 1785 gegen das Vorjahr überall zugenommen hat. In 
Unterösterreich allein betrage der Zuwachs in den untersten Classen 
30 Köpfe. 

Der Abgang in dem Nachwüchse des Olerus rühre von einer 
Ursache, welche sich zu gestehen oder doch anzuführen, einem 
Bischof vielleicht zu bedenklich scheinen möchte, nämlich von dem 
bei den Studirenden verminderten Berufe zum geistlichen Stande, 
welchen zu schwächen sich so vieles vereinigt: die Beschwerlich- 
keit der Vorbereitung; die dena ansehenden Geistlichen, wenigstens 
auf einige Zeit, benommene Aussicht zu einem Unterkommen und 
schliesslich der geringe Beiz des Standes selbst. 

Sonst hatte sich ein junger Mann blos um die Annahme in 
ein Kloster oder um dien titulus mensae zu bewerben uüd dann 
machte er seinen Weg; er wurde Caplan oder gar Pfarrer und im 
ärgsten Falle wurde er Messeleser, wofür er täglich einen halben 
Gulden bekam. 

Jetzt muss der angehende Geistliche fünf Jahre fleissig im 
General-Seminar Studiren, und jene, die gemächlich leben wollen, 
verzichten im Vorhinein auf diesen Stand. So lange pensionirte Ordens- 
geistliche in Klöstern leben, hat überdies der junge Geistliche auch 
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keine Hoffnung Caplan oder Pfarrer zn werden, — das heisst auf ein 
halbes Menschenalter ist ihm alles Fortkommen vertreten.* 

Und welcher Lohn wartet des Geistliehen wenn er sein Tage- 
werk vollendet hat? Auf einem einsamen Dorfe von allem Um- 
gange abgeschnitten, der menschliehen Gesellschaft gleichsam zu 
entsagen, sich selbst und dem traurigen Nachdenken über die Un- 
glöckseligkeit seines Zustandes überlassen und zum Uebermasse 
einer so trostlosen Stellung gezwungen zu sein gegen den gebiete- 
rischen Trieb der Natur unaufhörlich zu kämpfen. Ein solcher 
Beruf hat wenig Anziehendes. Er kann nur von solchen gewünscht 
werden, die über diese Beschwerlichkeiten und ihre eigene Kraft 
im Irrthum sind, dessen Aufklärung sie in Verzweiflung zu stürzen 
fähig ist; oder von solchen, die sich über so viele Beraubungen 
durch Selbstvergessenheit und eigene Erniedrigung durch Trunk und 
Ausschweifungen schadlos zu halten, kein Bedenken tragen. Anders 
lägen diese Verhältnisse, wenn das Cölibat aufgehoben würde. 

Die Hofkanzlei, zu deren Bessert die geistliche Studien-Hof- 
commission gehörte, äusserte sich in ihrem Vortrage vom 22. Dec, 
sie wolle nicht auf die gänzliche Aufhebung des Schulgeldes ein- 
rathen, aber sie wünsche, dass ein Unterschied gemächt werde, 
zwischen zahlen, dass man lernen dürfe und bezahlt werden, damit 
man lerne und wenigstens nicht bezahlen müsse, weil man sich 
auszeichnet. Thatsächlich reichen die Mittel nicht aus, um alle 
Talente zu unterstützen. Staat und Kirche, die zahlreiche Beamte 
brauchen, können auch nicht auf ausschliesslich hochbegabte Talente 
reflectiren. Es gibt auch Schüler, die sich erst im Laufe der Zeit 
entwickeln. Sind derartige junge Leute arm, so sind sie unter den 
jetzigen Verhältnissen verloren. 

Sie schlug daher vor, dass alle jene Schüler, welche in allen 
Gegenständen die erste Classe haben, von der Bezahlung des Schul- 
geldes befreit sein sollen. 

Sie eonstatirte ferner die Thatsaehe, dass in den deutschen 
Erbländem in den letzten Jahren über 2200 Schüler die Gymnasien 
verlassen haben, was jedenfalls zum Nachtheile der allgemeinen 
Bildung sei. Bezüglich des Vorschlages der Aufhebung des Cölibates 
enthielt sie sich des Urtheiles, da der Kaiser bei Gelegenheit 
des Ehepatentes einen ähnlichen Vorschlag nicht genehmigen 
wollte. 
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Dor Kaiser liesehloss hierauf, dass das Gymnasium von Mölfc 
nach St. Polten versetzt werde, Jedoch sei demselben das StndinH 
philoAophicum nicht beizugeben. 

„Was das Schulgeld anbelangt, so eoH selbes iinrerbröehlifttl 
bei den mit wohlbedacht in Frucht genommenen Gni'ndsätzen aufreet 
erhalten worden." Arme talentvolle Schüler, die' erste Claase habei 
sollen jedoch von der Bezahlung desselben befreit sein. 

Die Besolution sohliesst mit den Worten: 

„Alle übrigen hier theils von den Bischöfen verlangt|( theild 
von der Studienconiioission vorgeschlagenen Mittel zur Vermebninj 
des geistlichen Standes sehe ich weder filr nothwendig, noch i 
erklecklich an und werden ganz andere, wenn alle Stricke reissMi 
sollten, zu hinlänglicher Verschaffung des för den Cleriis nötbigf 
Personalis zu ergreifen sein ; ganz gewiss wenigstens wäre es niftbi 
die Aufhebung des Cölibutes der Geistlichkeit, da sattsam si 
zeichnet, dass Geist und Materie nur unendlich selten in der i 
billigen Äugtheilung der Gnaden des Schöpfers sieh in einer gleiche]^ 
Wirksamkeit mitsammen bei den nämlichen Individuen verbundM 
darstellen." 

Kaiser Leopold willfahrte dann dem Wunsehe der Bisehöfe 
und hob die General-Sem inarien auf, auch wurde das Klosterstudium 
wieder gestattet, aber die Klagen über den Mangel an Nachwuchs 
katholischer Geistlicher hörten nicht auf. Im Jahre 1794 wendeten 
sich die Bischöfe zu Brixen, Trieat und Chur an den Kaiser Franz 
mit einer diesbezüglichen Vorstellung, in welcher sie auch andere 
Klagen vorbrachten. Wir wollen hier den ganzen Vortrag des 
Directoriums vom 30. Jänner 1795 und die Bemerkungen des 
Referenten , Uofrathes Zippe , uad die Ansicht der Hofkanzlei 
skizziren. 

I. Die Bischöfe klagten, dass es In Tirol heimliche Prote- 
stanten gebe, die nur zum Scheiac die Kirchen und den Gottes- 
dienst besuchen. Ans gesetzwidriger und duldsamer Nachlässigkeit 
fehle es an erspiegelnder Bestrafung. 

Zippe: Es leben im Ganzen nur zwei protestantische Familien 
in Tirol und das Begehren der Bisehöfe sie mit Zwang zu behandeln, 
sei gegen die Grundsätze der Duldsamkeit. — Das Direetorium meinte, 
die Mehrheit der Beligionen in einem Lande sei nicht von Vor- 
theil. Es sei jedoch nicht anzunehmen, dass zwei Familien, die 
keine öffentliche Religionsübung haben, Unheil stiften. Sollten sie 
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thataächlicli Proselitenmaclierei treiben, duan wütde man nk in eiu 
anderes Land versetzen, wo ohnehin scliou mohrero Eeligious- 
bekenntnisse sind. Im gegebenen Falle wäre Zwang niclit angemessen, 
sondern Ermahnaugen verbanden mit einem erbanlichen, uneigen- 
nfltzigen Wandel. „Die ehemüligen Inquisitions-Oerichte sind mit 
dem Geiste des göttlichen Beligionsstifters und suiuer Apostel alle- 
zeit unvereinbar Hell gewesen." 

II. Es fehle dem Priesterstande an Nachwuchs. 

Zippe: Man solle Stiponden gründen und die Pfründen besser 
dotiren. 

Das Directorium stimmt dem Motive der Bischöfe zu, dass 
dieser Mangel in den Sitten und in der Geistlosigkeit der Jugend, 
in der Geringschätzung der priesterlichen Würde, die aus der 
Geringsehätzung der ehristliehen Religion entspringt, die sich so 
viele Gelehrte von heutiger Zeit zum Gegenstand ihrer witzigen 
Spottereien gewühlt haben, seinen Grund habe. Es befürwortet die 
Errichtung guter Gymnasien. 

III. Verlangen die Bischöfe, dass sie die Lehrer der theologi- 
schen Studien und die bei ihnen atudirenden Schüler, die zurSeel- 
ßorge pro austriaco bestimmt werden, prüfen. 

Zippe glaubt, dass diese Prüfung eine Folge der Leitung der 
öffentlichen Lehranstalten sei, wozu das Recht dem Landesfürsten 
«ustebe, dessen Vergebung für den Staat immer bedenklich sein müsse. 

Das Directorium erklärt, dass der Staat auf dieses Eecht nicht 
verzichten könne, da demselben daran gelegen sein muss, sieh von 
den guten Grundsätzen und Begriflen der künftigen Volkslehrer in 
seinem Staate, die aaf die Denkungsart setner ünterthanen und 
auf das gesammte bürgerliche Leben den wichtigsten Einduss haben, 
zu überzeugen. 

IV. Die Pressfreiheit sei eine weitere Ursache des Verfalls der 
Keligion. Die Bischöfe verlangen daher einen Antheil an der Censur. 

Zippe ist dagegen, denn die Bischöfe würden nat-h dem Beispiele 
der römischen Congrpgation deW Indke die besten Bücher für 
schädlich erklären und sie conösoiren ; die verbotenen Bücher durch 
den DiTick bekannt machen, wurde jedoch durch Erregung der 
Lüsternheit schaden. 

Das Directorium schlägt vor, den Bisehöfen das Verzeiehniss 

der verbotenen Bücher mitzutheilen. Sie Wftcdfta i%A!sss.'&, n^ *>»s. 

re aeia-aaf etwaige Lücken aiiSm.etYaa'Oi. tä Tß»»Ni'«»- 
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V„vr. KeffeffoB die Klagen beKÖglieh des pJticelum und die 
Kxemptio a foro lairali. {Siehe olien IS. 4H.) 

Zippe meint, e» scheine, das.« ni<'ia eiueii xtaiii^ in statu 
gründen wolle. 

Das Directorium befflrwortete den Bischöfnn zu. bedeuten, dass 
von diesen Normen nicht abgegangen wertleb könne. 

Der Kaiser resolvirte hierauf. 

Ad I. ist den Bisehöfen za erklären, dnss ßber die Klage wegen 
ßeligionsverfübrung und Lästerang ohae Inzüchten und Anzeige 
specifiker Thatsai^hen eine ernstliche, die hiluMliühe Buhe und privat 
Sicherheit störende Untersuchung nicht Platz finden könne und 
„dass Mir Meine politischen Behörden je und allezeit sehr verant- 
wortlieh sein werden, wenn sie erweisliehe Beligioiisfrevel mit gesetz- 
widriger Unduldsamkeit ungestraft dahin gehen lassen." 

Ad II. Uin dem Mangel an Geistlichen abzuhelfen, ist den 
Men die an ten- Klöstern zu gcst-Ltten, neue üandidaten aufzunebnien. 
„Die von dem Directoriiiui angetragene lateinische Schulbaltung der 
Pfarrer anf dem Lande und in den Mönchsklöstern würde eine für 
deQ Staat unübersehbare Anzahl von Winkelsehulen und die dadurch 
jedem Bauernsobne verschaffte Gelegenheit zum Studiren eine in 
jeden Betracht bedenkliche Aufklärung zu Folge habeu, dem Acker- 
bau und dem Gewerbestande viele Hände entziehen und gleichwol 
mit dieser Anstalt kein für Staat und Beligion brauchbarer Unter- 
richt erzielt sein." 

Ad IV. wird genehmigt. Ad V. (Siehe S. 48.) 

Wir unterlassen es an diesen Vortrag und an diese Resolution 
irgend welche Glossen zu knüpfen, sie ergeben sich von selbst. 
Jedenfalls gewähren sie einen Kinblick in die Denkungsart der 
damals massgebenden Kreise. 

Später kam jedoch der Kaiser von der Ansieht, dass die Geiste 
liehen auf dem Lande nicht uaterrichten sollen, ab und wurde es 
denselben, 2. April 1802, ausdrücklich gestattet Schüler der ünter- 
classen des Gymnasiums zu unterrichten; ja es wurde ihnen sogar 
die Beförderung zu einträglichen Pfründen für diese Mühewaltung 
zugesichert. Um den Geistlichen selbst aber die Möglichkeit zu bieten 
sich wissensehaftlich fortzubilden, wurde am 1. Juli 1805, die Er- 
richtung von Decanats- und Pfarr-Bibliothoken angeordnet.*} 

imter dea katholischen GeistliahPD Sehranten 
11. August 1199, dwi Wu G»\.4ÜioliOT u 



*) Um der StBlleujigei 
Äi mtzeo, befahl Kaiser Pran; 
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Als sieh speciell in Ostgalizien der Mangel an geistlichen 
Nachwuchs fühlbar machte, befahl der Kaiser, 19. März 1807 . . . 
^inBficksicht des noch immer obwaltenden Mangels an geistlichem 
Nachwüchse finde Ich mich bewogen für die Zeit als derselbe 
noch bestehen wird zu gestatten, dass die bischöflichen Seminariums- 
Zöglinge, welche sittlich und fleissig sind, dem ungeachtet aber 
aus Zufall oder wegen etwas schwächlicherem Talente bei einem oder 
dem anderen Lehrgegenstand, die zwar zur Erlernung vorgeschrieben 
aber zur Ausübung des Seelsorgeramtes nicht so unmittelbar er- 
forderlich ist, in die zweite Fortgangs-Glasse verfallen (eine minder 
gute Gensur erhalten), noch ferner jedoch nur mit Meiner ausdrück- 
lichen Genehmigung, welche von Fall zu Fall einzuholen ist, be- 
lassen werden. In Ansehung der Lehrgegenstände hingegen, ohne 
deren Kenntniss der Seelsorger nie das ist, was er sein soll, als: 
Kirchenrecht, Moral und Pastoraltheologie, dann Eatechetik und 
Pädagogik, bleibt die erste Glasse fortan unerlässlich und ohne diese 
erhalten zu haben darf niemand zu den höheren Weihen befördert 
werden." 

Im Laufe der Zeit kam man jedoch davon ab, dass derartige 
Fälle dem Kaiser zur Entscheidung vorgelegt wurden, und erfolgte 
die Aufnahme ähnlicher Gandidaten überall in die theologische 
Facultät ohne Anstand. Als im Jahre 1849 die neue Organisation 
der Gymnasien eingeführt wurde und Maturitätsprüfungen statt- 
fanden, konnten jene Gymnasialschüler, welche den theologischen 
Studien obliegen wollten, von Maturitätsprüfungen befreit werden 
und genügte für diese ein Zeugniss über das letzte Semester der 
achten Glasse. Derartige absolvirte Gymnasialschüler werden bis auf 
den heutigen Tag wohl als ausserordentliche Hörer an den theo- 
logischen Facultäten eingeschrieben, sie unterscheiden sich jedoch 
blos darin, dass sie nicht Doctores theologiae werden können. 

Als Bewgis, dass man jedoch die Bildung des Glerus nicht 
unter ein gewisses Niveau sinken lassen wollte, führen wir folgende 
Thatsachen an. Im Jahre 1815 baten die Franziskaner in Tirol 
ihnen zu gestatten, die Cleriker, um sie von schlechter Gesellschaft 



höhere Stelle sieh bewerben dürfe, wie dies bis dahin der Fall war Es sei die 
Aufgabe der Geistlichkeit in Bescheidenheit zu wandeln und nicht nach welt- 
lichen Gütern zu streben „da es nach den Grundsätzen der katholischen Lehre 
sich nicht gezieme, dass Priester nach höheren Itdi&QhAw V^^x^<i;cv %v^V ^^^^s^ 
und daium werben,** 
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ZU bewahren, im Kloster die Philosophie zu lehreu. Hierzu bemerkte, 
,->l. Jänner 1816, die Hofkanziei : „Wenn man besorgen muss, dass 
junge Religiöse sobald sie mit weltlichen Studenten zusammentreffen 
den gewählten Stand verlassen, oder doch nicht das werden, was 
man aus ihnen zu bilden sucht, dann ist entweder ihr Beruf nicht 
fest genug und es ist besser, dass sie das geistliche Eleid bei Zeiten 
ablegen, oder wenn doch der Orden sie beibehält, so werden sie in 
späteren Jahren oft ein Opfer nicht zu hebender Unzufriedenheit 
sein. Religiöse können dem Staate gutes leisten, aber nur solche, 
die ihren Stand aufrichtig lieben und nebst echter Bildung Selbst- 
zufriedenheit im Herzen tragen. Religiöse dieser Art, wenn sie auch 
wenig zahlreich sind, wirken weit mehr als eine bedeutende Mehr- 
zahl missmuthiger Ordensgeistlicher. Auf der anderen Seite wirft 
es auf die öffentlichen Lehranstalten ein sehr nachtheiUges Licht, 
wenn man die weltlichen Studenten im allgemeinen fär so '&bel 
geartet ansieht, dass selbst bei weniger Berührung junger Religiösen 
mit denselben schon die Beständigkeit des Benifes, die Klosterzucht 
und die Unterwürfigkeit leiden könnten."* Die Bitte der Franzis- 
kaner wurde hierauf abgelehnt. 

Als Kaiser Ferdinand vernahm, dass sich in Dalmatien mehrere 
Fälle ergeben hatten, dass Leute mitunter ohne wissenschaftliche 
Bildung, allezeit aber ohne die vorgeschriebenen theologischen 
Studien gemacht tu haben, sich eigenmächtig in die angrenzenden 
türkischen Provinzen begaben, und nachdem sie ohne Anstand von 
den dortigen Bischöfen zu Priestern geweihet worden waren, wieder 
nach Dalmatien zumckkehrten, um da die Seelsorge zu versehen, 
schrieb er, 13. Mai 1837, an den obersten Kanzler Grafen 
Mitrowsky: 

„Wenn solche Menschen ohne alle Bildung und manchmal auch 
von zweideutigem Rufe als Priester zugelassen werden, muss das 
Ansehen des geistliehen Standes leiden, und unbillig ist es, dass 
diese Leute, welche die geistliche Weihe nur durch offene Ueber- 
tretung der bestehenden Gesetze und mittelst Lügen und falschen 
Angaben erschlichen haben, den anderen gleichgestellt werden, die 
den Landesgesetzen gehorchend, die vorgeschriebenen theologischen 
Studien absolviren." 

Die Klagen über d^ Mangel an Nachwuchs katholischer ^eist- 
}ieber wurden jeda^ abch.Qfters vernommen. -Am 17. Octoberl817 

/ / ^' i A 



\ 



r 
I 



Qj^n^^ - ^AtT^r^ ''''^4/i/iy) v->irA^ 



ITÄIA. 






^ 



Jz 



8t 




itt«l)e diesbezöglicb die HofkaDzIei in Ue^li-efi' Ualiziens einen ^o^-^;^^^^ 
Als Ursachen dieses Zustandes gabnsie an:*) ^^ 

^ 18 allgemein gesunkene Ansehe/ des Clenis, welcher seit \ ^\ 
geraufkier Zeit gegen den Laien weit zunickgeblieben ist, das lange y 

Studium, das niederschlagende Bild des Elends der fungirendea r 

Seelsorger, die fehlerhafte Erziehung, da die Bildung des Herzens ^^ f 
der Schuljugend den Katecheten allein überlassen sei^ Es werde 
in der Schule zu viel gelehrt, so dass die Kinder kaum Zeit für 
religiöse üebungen finden, die weltlichen Lehrer und Professoren 
sind oft weder fromm, noch religiös, selbst die Beligionslehrer sind 
oft indi£ferent. Auch die theologischen Lehrkanzeln sind nicht 
immer glücklich genug mit Männern besetzt, welche sich durch' 
literarische Kenntnisse oder durch vorzügliche Liebe för ihren Stand, 
auszeichnen. Der Lemberger Erzbischof führt auch Klage über das 
Sittenverderbniss in den Klöstern. 

Um das gesunkene Ansehen des Clerus zu heben, meinte die. 
Hofkanslei, müsste, wenn auch vieles von dem Betragen der Geist- 
lichkeit selbst abhänge, der Staat mitwirken. Bei der Untersuchung 
gegen Seelsorger, welche wegen Vergehen angeklagt werden, müsse 
mehr Schonung gegen den Stand und weniger Publicität gegen den 
Verirrten beobachtet werden. Die Geistlichen aber müssen streben) 
eine Irtäiere Bildung zu erlangen und sich im Amte weiter fort- 
bilden. Der Jugenduntenieht soll den weltlichen Lehrern und 
Professoren abgenommen und den Geistlichen, zunächst den Pia- 
risten, übertragen werden. 

Das Gubernium in Steiermark, wo ähnliche Verhältnisse waren, 
fasste die Sache anders auf. In dem Berichte vom 7. Jänner 1818 
erklärte dasselbe : Nicht blos der Zeitgeist, sondern auch die Zeit- 
Verhältnisse, ein unter den Laien höher verbreiteter Grad der Gultur 
haben dazu beigetragen, dass der Clerus nicht mehr so wie ehedem, 
da er sich fast ausschliess4Bd- im Besitze der Wissenschaft befand, 
geachtet sei. Am Zeitgeist^ sei nicht alles, insbesondere das nicht 
böse, dass man^ei der Wahl eines so wichtigen und beschwer- 
liehen StandesCls der geistliche ist, nicht mehr so leichtsinnig als 
ehedem verfahrt 



^/ 




*) Der Tenor dieser Bemerkungen stimmt ganz mit den Klagen überein, 
wie Ede von gewisser Seite in unserer Zeit gegen das jetzige Unterrichtswesen 
nnd jpeoiell gegen die hentige Volksschule vorgebracht werden. 

Wolf, Skizzen. ^ 
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Das Votum der Hofkanzlei vom 30, Jänner 18 18 zn diesem 
Berichte ist aus einer anderen Tonart als das über Galizien. Es lautet : 

(Man darf sieh nicht verhehlen, der Geist der Zeit ist der 
€• Religiosität, der Devotion, der Selbstverleugnung, der reinen au» 
Gottesfurcht hergeleiteten Sittlichkeit nicht günstig. 

Der vernünftige geistliche Sinn, welcher eigentlich den 
Charakter des wahren Priesters ausmachen muss, wenn er kein 
Heuchler und kein blos mechanischer Gultusdiener sein soll, ist in 
allen Ständen und Volksclassen selten, insbesondere nicht häufig 
bei der studirenden Jugend geachtet. Daher die Erscheinuug, dass 
sich so wenig Söhne aus den höheren Ständen, 4ius den FamiUen 
der Honoratioren und Yermöglichen, ja selbst unter den Armei^ so 
wenig wohltalentirte Jünglinge diesem Stande widmen;.' dass die 
Mehrzahl derer, welche die Aufnahme in diesen Stand ansuchen, 
mittelmässig, schwach an Fähigkeiten und so geeignet sind, dass 
man versucht wird zu glauben, nur die Noth, nur der Mangel an 
Aussicht/ sich auf eine andere Art ilir Brod in der Welt zu ver- 
dienen, nicht Neigung für die Pflicht des geistlichen Standes dürfte 
sie zu diesem ihren Beschlüsse bestimmt haben. 

Mit den Klagen über Mangel an Nachwuchs/ ertönten von 
Zeit zu Zeit auch Klagen über den sittlichen Verfall des Clerus. 

So sehrieb Kaiser Josef am 18. September 1789 an den 
Präsidenten der geistlichen Hofcommission, Freiherm v. Kressel: 

„Ich höre von unterschiedlichen Leuten und selbst die Obrig- 
keiten des Kapuzinerordens haben mich angelegentlichst darum an- 
gegangen, dass die Studenten • ihres Ordens nocJh. Zucht,, noch zu 
einiger Ordnung sich fügen und selbst in moribus .ein ziemlich 
schlechtes Beispiel geben, in Studien höchst nachlässig sind, aus 
den Schulen auslaufen und dergleichen mehr und da nun Ich dieses 
Unwesen will gesteuert wissen, so wird die geistliche Commission 
dem Prälat von Braunau als Director studii theologici den Auftrag 
machen, dass er die sämmtliehe studirende Kapuziner in und vor 
der Stadt zu sich kommen lasse, selbe nebst eimgen Professoribus 
in ihren studiis prüfe, die ganz* und gar untauglichen von wiegen 
ihrer schwachen Talente, schlechter application oder Aufführung 
sogleich aus den Schulen dimittere oder ausstosse und die anderen 
zum anständigen Lebenswandel, Pflicht und Gehorsam gegen ihre 
Obern und zum Fleiss im Erlernen gemessenst aneifre. Die aus- 
gestossenen aber^ohne weiteres dem Kapuzinerorden,, da wo sie Proless 
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sind entweder zur Aiissorlau(l<*ssclii<"kiing oder zur Anwendung als 
Fratres wenn sie nicht 8<;hon Priest<»r waron giUizlieh überlasse, 
wodann bei dem Examme di« Obern des Kapuzinerordens ebenfalls 
zngegen sein müssen. Sollte dieses nichts fruchten, so würde Ich 
die gesammten studirenden Ka^mziner sanit einigen Patribiis in das 
Generalseminarium einnehmen, damit sie zu Zucht und Ordnung 
angehalten werden und nach ihren Statuten zugleich von den 
Pairibus als Obere angeleitet werden.'* 

Kaiser Franz hat sich diesfalls wiederholt veranlasst gesehen, 
persönlich einzugreifen. So richtete er am 14. November 1797 an 
den Hofkanzler Orafen Lazansky folgendes Handschreiben: ^Da 
die junge Geistlichkeit nicht jenes Betragen und jenen Anstand 
beobachtet, welcher ihr eigen sein soll, um Liebe, Achtung und 
Zutrauen zu erwerben, da sie selbst in ihrem Umgänge, Aufwand 
und Anzüge sich manchem billigen Tadel aussetzt und dadurch eine 
wohlverdiente G^ingschätzung zuzieht, die nebst der Herabwürdigung 
noch die übelsten Folgen und selbst auf die Beligion den nach- 
thjdiligsten Einfiuss haben kann, so werden Sie sämmtliche Bischöfe 
darauf luifmerksain machen und sie anweisen, ihr vorzüglichstes 
Augenmerk auf die junge Geistlichkeit zu tragen, damit dieselbe 
auch durch das Aeusserliche und durch anständiges Betragen, Liebe, 
Achtung und Zutrauen, so ihnen als Diener der Beligion gebührt, 
einflösse und .erhalte, '* 

Mehr allgemein gehalten ist ein Handschreiben des Kaisers 
vom 12, April 1802 an den Gouverneur von OstgaUzien, Grafen 
Wojnav. in welchem der Ueberzeugung Ausdruck gegeben wird, 
dass das gesunkene Ansehen der Geistlichkeit am schnellsten ge- 
hoben werden wird, wenn diese ihrerseits durch gründliche Kennt- 
nisse und treue- Pflichterfüllung, durch thätigen Eifer für das Wohl 
der Menschen, durch Tugend und musterhSftes Betragen und per- 
sönUche Vorzüge, die bei Jedem Hochachtung und Ehrfurcht er- 
wecken, sich auszeichnen wird. 

Schärfer ist der Ton in einem Handschreiben (Laxenburg, 

11, October 1802) an den obersten Hofkanzler Grafen ügarte. Der 

Kaiser hatte nämlich gesucht, dem Wirthshausleben der Geistlichen 

zu steuern und gab den Hilfspriestern eine Dotation aus dem 

Beligionsfonde, für welche sie bei ihren Pfarrern Wohnung und 

Kost um einen den Zeitumständen angemessenen Preis erhalten 

sollten. Mit „äusserstem Missfalien'V erfuhr daher der Kaiser, dass 

6* 
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nichtsdestoweniger zahlreiche Geistliehe in Privat- und sogar in 
Wirthshäusem zu Tische gehen, und er schrieb an den genannten 
Grafen Ugarte : „Sie werden daher säramtlichen Ordinariaten ernst- 
gemessen auftragen, dass sie bei ihrer eigenen Dafürhaftung diese 
mit dem Amte und der guten Art eines Seelsorgers nicht zu ver- 
einbarenden auswärtigen Tischbesuche, da, wo sie noch bestehen, 
allsogleieh verbieten und die betreffenden Hilfspriester zur gemein- 
schaftlichen Kost mit ihren Pfarrern anweisen." 

Nimmt man statistische Tabellen zur Hand, so wird man 
finden, dass auch in den letzten Jahren die Zahl der an Universi- 
täten studirenden Theologen bedeutend abnimmt; wohl aber darf 
man sagen, dass die Regsamkeit auf geistigem Gebiete von Seite 
des katholischen Glerus grösser als früher ist, und wenn man von 
seltenen, vereinzelten Fällen absieht, und welcher Stand hat nicht 
Ausnahmen, so kann man jetzt nicht über den Verfall der Sittlich- 
keit beim Glerus Klage führen. 

Trotzdem jedoch, wie aus dieser Darstellung hervorgeht, mannig- 
fache Klagen über den Mangel an Nachwuclis ertönten, hat man 
es stets perhorrescirt ausländische Geistliche nach Gestenreich kommen 
zu lassen. 

Am 9. März 1575 schrieb Kaiser Max an seinen Sohn, den 
Erzherzog Ernst, dass von nun an gar kein wälscher oder fremder 
Mönch unter welchem Scheine immer mehr aufgenommen, sondern 
mit Ernst weggewiesen werden soll. Die Stände zu Görz jedoch baten 
1778, es möge ihnen gestattet werden, wie dies früher der Fall war, 
wälsche Fastenprediger zu halten und wurde diese Bitte gewährt. 

Im Jahre 1763 machte Gomtesse Kinsky ein Legat von 
20.000 fl., deren Interessen einigen französischen Predigern aus 
dem Orden Jesu zugute kommen sollten. Die Kaiserin Maria Theresia 
schrieb eigenhändig die Resolution: „Doch also das nicht papier 
sondern geld oder banco papier vor die 20.000 fl. angenohmen 
werden und expresse mir nicht die händ binden will jesuiter zu 
nehmen vor alezeit, indem in dem testament nichts davon gemeldet 
wird, so lang mit denen Jesuit zufrieden bin, werde selbe dabey 
erhalten nicht aber mir die bände dessenthalben binden will dies 
expresse bey zusetzen." 

Wie wir übrigens bereits bemerkten, befahl die Kaiserin, dass 
jene Geistliche, auch Inländer, welche in Oesterreich angestellt 
werden wollen, daselbst studirt haben müssen. 
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Josef II. verbot den Besuch AJ^ollegium germauicae hun- 
garicum zu Bom. *) Aus den über diese Frage gepflogenen Ver- . 
handlangen heben wir folgende -GMLqIo. hervor : ^t/clo^tH/iC^ 

Hofrath Greiner meinte, dass in diesem CoUegio die Rechte, 
ja sogar die erzwungenen Rechte der Curie als ecclesia romana ge- 
lehrt werden, sei ausser Zweifel ; dass es daher für den Staat, für den 
ganzen österreichischen Glerus und selbst für das wahre Wohl der 
Kirche bedenklich sei, Vorsteher der Capitel, Erz- und Bischöfe in 
Ländern* und noch mehr im römischen Reiche zu haben, die mit 
den ultramontanen Grundsätzen sich den Kopf und auch das Herz 
angefüllt, haben uns schon tausend Beweise gelehrt, und wir er- 
fahren es leider noch täglich. Wie jedoch diesem Uebel vorzubeugen 
wäre, sei ihm kein genug wirkendes Mittel bekannt. 

Der Abt von Braunau als Referent bemerkte: „Viele üble 
Folgen und Nachtheile entstehen für den Staat, wenn die höhere 
erbländische Geistlichkeit mit den Lehren der römischen Curie an- 
gefüllt und nach deren Grundsätzen in Rom erzogen und gebildet 
wird. Die Lehren, die man der Jugend in diesem Collegium ein- 
flösst, sind ganz nach dem römischen Curiahsmus geformt. Man 
lehrt daselbst viel mehr die Rechte, und oft nur die vermeintlichen 
Rechte des römischen Stuhles, als die Rechte der Kirche. Die 
Jugend wird viel mehr in den Gebräuchen der römischen Curie als 
in der Disciplin der Kirche unterrichtet. Man lehrt da zum Bei- 
spiel, der Papst sei in Glaubens- und Sittenlehren untrüglich, seine 
Gewalt erstrecke sich auch über die allgemeinen Kirchenversamm- 
lungen, er sei Herr über kirchliche Gesetze, auch über die tempo- 
ralia regum^ mindestens indirect. Die Bulle Unigenitus sei eine 
Glaubensregel, und die Bulle /n coena domin% welche in gewissen 
Fällen selbst den Fürstenmord entschuldigt, sowie alle päpstlichen 
Bullen verpflichten jeden Katholiken, sobald er nach geschehener 
Publication in Rom Kenntniss derselben erhält; das Ketzergericht 
und das sogenannte Inquisitions-Tribunal wegen des Verbrechens 
der Häresie sei ebenso rechtmässig als erspriesslich u. s. w. 
Cardinal Marefoschi erstattete an Clemens XtV. im Jahre 1771 
Bericht über die römischen Schulen und bezeugt, dass man sich 



*) Das Collegium germanicum wurde vom Piipst Julius III. 1552 gegründet; 
Ferdinand JI. ertheilte demsel^eu 14. September ItisJH das Privilegium, dass dU 
Promotion an diesem Goll«»giuui auch \ü D^uUei\\\\\i\A acA^wtxw V^X^'t. 
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daselbni last mit lauter unnützen Scholastereien abgebe und dass 
es den Alumnen eben an Unterricht mangle, 

DsLf^ aber Rom bis auf die gegenwärtigen Zeiten bei diesen 
seinen Lehren und Maximen beharre, bezeugen die neuesten öffent- 
lichen Ereignis4ie, zum Beispiel der Widerruf des Bischofs von Hont- 
heim, die Verdammung und Einkerkerung Isenbichrs, das über 
David, der öde Plätze durch Eetzerhand zu Eden ^ umschaffen liess, 
von dem Inquisitions-Tribunal verhängte Urtheil u..s. w. 

Was- kann der Staat vop Bischöfidn, die mit einer solchen 
Theologie, die mit den Mazim(;n des römischen Hofes angefüllt und 
nach denselben gebildet werden, hoffen?" 

C ' - .1., 

In Folge dieser Vorstellungen hat Kaiser Josef „die fernere 
Versendung erbländischer Unterthanen in d^a. Collegium germanicam"- 
nach Rom verboten. 

Unter Leopold IL wurde die Frage ventilirt, ob es nicht an- 
gemessen wäre, katholische Geistliche aus anderen Ländern, aus 
dem deutschen Reiche, der Schweiz u. s. w. nach Oesterreich 
kommen zu lassen, respective die Eingewanderten anzustellen. Die 
geistliehe Hofcommission sprach sich am 17. Juni 1792 entschieden 
dagegen aus. Unter Anderm bemerkte sie: „Es ist für eine Volks- 
gemeinde besser, keinen Seelsorger, als einen rohen und unwissenden 
zu haben. Der natürliche Menschensinn ist, wenn er sich selbst 
überlassen bleibt, weniger in Gefahr, auszuarten, als wenn er 
unter die Leitung eines Priesters kommt, der anstatt der Religion 
unverständliche Theologie, anstatt der Tugend abergläubische Forma- 
litäten lehrt und so den Verstand, statt ihn anzubauen, erstickt 
und das Gefühl für Tugend, anstatt es auszubilden, unterdrückt 
oder irreführt. Unwissenheit ist die Mutter des religiösen Fana- 
tismus. Es ist daher äusserst wichtig für den Staat, dass die Priester- 
schaft hinlänglich unterrichtet werde und richtige Grundsätze und 
Religionsbegriffe erhalte." 

Im Jahre 1798 kamen schaarenweise Geistliche und Nonnen, 
speciell aus dem Trappisten-Orden, aus Frankreich nach Oester- 
reich. In einem Handschreiben des Kaisers Franz an den Vice- 
Präsidenten der Hofkanzlei, Freiherrn v. d. Mark, vom 8. Juni, 
erklärte derselbe, er wolle diesen Flüchtlingen einen Zufluchtsort 
gewähren und sollten sie nach Plass in Böhmen gehen. Die Prin- 
zessin Ooude hatte sich fär dieselben bei der russischen Regierung 
rerfveudet. XHchdein dreissig MitglievlieY me\\ "R\y^%\md gegangen 
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waren, blieben nocb C9 ia Wi«n xurück, darunter beiläufig 26 
Oeistliehe, 14 Nonnen, 24 Kinder und o Meister. Ausser diesen 
waren noch 9ti in Linz, die sich von den anderen getrennt hatten. 
Im Ganzen waren es beiliUifig IGö Köpfe. Sie besciiäftigten sieh 
mit Aekffribaa und Besorgung der Wiesen und Waldungen. Einige 
waren Handwerker, Sehmiede, Tuehmacher etc. Die Nonnen besorgten 
(Gartenbau und Felder, die an ihre Wohnungen stiessen; sie 
beschäftigten bich ausserdem mit Nähen und Spinnen. 

Doch bald hernach kam Kaiser Franz von seiner früheren 
Anschauung ab. Er rescribirte am 4. August: „Es hat von der 
zugedachten Aufnahme dieser Mönche in den Erbstaaten abzukommen, 
und sollen sie lediglicli ein Almosen von tausend Ducaten bekommen, 
wenn sie ihr Unterkommen anderweitig suchen." 

Bald fanden jedoch einige dieser Nonnen einen anderen Be- 
schützer, Der J&Morfabrikant Heinrich Mayerhofer in der Leopold- 
8tadt in Wien bat, vierzehn Nonnen, welche dem Orden de la 
Trappe angehörten^ aufnehmen und sie in seiner Fabrik als 
Arbeiterinnen verwenden zu dürfen. Die Hofkanzlei befürwortete 
dieses Gesuch am 11. October 1798. Der Kaiser rescribirte hierauf : 
^Ich will das Einirathen der Kanzlei unter der Bedingniss ge- 
nebmigöh, dass diese vierzehn Personen ihi^n wahren und eigentlichen 
Namen nebst ihrer Herkunft schriftlich abgeben, um solches Ver- 
zeichni£S bei der Polizeibehörde aufzubewahren, dann dass sie sich 
ganz weltlieh tragen ; der Bittsteller Mayerhofer aber unter eigener 
Verantwortung auf ihr Betragen aufmerksam sei und jedes ver- 
dächtige Benehmen sogleich der Poli^i anzeigen soll.'' Wie man 
sieht, hatte der Kaiser gegen die Nonnen Verdacht geschöpft. 
Er verbot awch am 19. November 1798 den einzelnen Mitgliedern 
aus Oestarreich, die in den Trappisten-Orden eingetreten und nach 
Bussland gewandert ware;a, die Kückkehr nach Oesterreich, 

Im Jahre 1802 sollte das Kloster der unbeschuhten Augustiner 
KU Maria-Taxa in Bayern aufgelassen werden, und. die Mönche 
wollten nach Oesterreich kommen. Kaiser Franz gestattete dies am 
9. April 1802, weil dieses Kloster bis zum Jahre 1782 mit der 
österreichischen Ordensprovinz vereint war uAd viele Mönche daselbst 
theils in Oesterreich ihre Bildung erlangt hatten, theils vormals zu 
Klosterdiensten gebraucht worden, schliesslich um dem obwaltenden 
Mangel an Aushilfspriestern und Dienstpersonale abzuhelfen. Jedoch 
wurde angeordnet, ilass jene PriestPi;. wolclie nie in Oesterreich 
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eine Prüfung abgelegt hatten, erst dann im Beiebtstahle, beim 
Predigtamte oder zu sonstiger Aushilfe in der Seelsorge überhaupt 
yerwendet werden sollen, wenn sie, den Normal -Verordnungen vom 
8. und 27. September 1798 entsprechend, sieh den vorgeschriebenen 
Prüfungen bei den betreffenden Ordinariaten unterzogen haben, und 
wurde es den Oberen zur besonderen Pflicht gemacht, auf die 
Grundsätze und das sittliche Betragen der Neuankommenden timt- 
zügliche Aufmerksamkeit zu richten. 

Am 3. Mai 1805 erging an alle Länderstellen eine Oeneral- 
Yerordnung des Inhalts: „Es darf ohne Ansuchung und Erlangung 
der höchsten Erlaubniss keinem Fremden mehr die Aufnahme in 
eine inländische Diöcese, Kloster oder bischöfliches Seminarium 
zugestanden werden.^ 

Nicht ohne Interesse ist ein Schreiben Franz' an den da- 
maligen Präsidenten der obersten Polizei, Freiherrn v. Hager, in 
Betreff des dramatischen Dichters Zacharias Werner. Er war im 
Heimatsorte Eant's geboren and trat nach einem bewegten Leben 
1811 in Bom von der protestantischen zur katholischen Kirche über 
und wurde Priester. In Jahre 1814 kam er nach Wien und predigte 
daselbst. Der Kaiser schrieb, es sei ihm zur Kenntniss gelangt, 
dass der unlängst in Wien angekommene Priester, ehemaliger 
Theaterdichter in Berlin, allhier mit seinen Predigten in ver- 
schiedenen öffentlichen Kirchen grosses Aufsehen errege und des- 
wegen nicht blos lernbegierige Zuhörer dahin kommen. Der Kaiser 
trug daher dem Baron Hager auf, die näheren Auskünfte einzuholen 
und Bericht zu erstatten, ob von Seiten des Ordinariates bei der 
dem Werner ertheilten Erlaubniss, zu predigen, alles das beobachtet 
worden ist, t^as die Gesetze in Ansehung der vom Auslande nach 
Oesterreich einwandernden, zur Seelsorge oder auch nur zum Predigt- 
amte, als dem stets wichtigsten Theile desselben, zu verwendenden 
Geistlichen vorschreiben. 

Unter der Regierung des Kaisers Ferdinand wurde in dieser 
Beziehung nichts geändert. Mit dem Hofdecrete vom 19. December 
1845 wurden die Ordinariate im Wege des Landespräsidiums an- 
gewiesen, bezüglich der Aufnahme fremder Geistlicher mit aller 
Genauigkeit und Vorsicht zu Werke zu gehen, zumal geschickte 
Geistliche, welche unverdorbene Grundsätze und eine gute Erziehung 
haben, von ihrem Bischöfe oder Ordensvorsteher nicht leicht ent- 
lasspii werden. Selbst aber, wenn derartige Geistliche von den sie 
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entla8senden Ordinuriutou dU'. vortlieilliatlcsten Zeugnisse erhalten, 
so sollen die österreichischen Oniiuariate diesen günstigen An- 
ampfehlungen nicht leicht Gehör gcbon und sich im geeigneten 
Wege, allenfalls durch polizoi liehe Auskünfte im Wege des Landes- 
präsidiums, über dieselben vollkommene Sicherheit verschaffen, um 
sieh nicht der Gefahr blossxustellen, nachderhand Scandale erleben 
zu müssen. 

4. Interne kirchliche Fragen. 

(Verminderang der Feiertage, Wnllfahiten, Fasten, Unrnhe in der Eiruhe. 

Polemik auf der Kanzel.) 

Wir hatten bereits Gelegenheit hervorzuheben, dass die öster- 
reichischen Monarchen, und vor allen die Kaiserin Maria Theresia 
der katholischen Kirche treu eigeben waren, dass sie jedoch ander- 
seits ihre Hoheitsrechte nicht antasten lassen wollten und zumeist 
eifersüchtig über dieselben wachten. In solcher Weise kam es, 
dass genannte^ Monarebini während des Erbfolgekrieges auf sehr 
gespanntem Fusse mit dem heiligen Stuhle stand, weil Cardinal 
Yalenti, der damals in Bom am Staatsruder stand, sich als ein er- 
bitterter Gegner Oesterreichs zeigte (Vergleiche Arneth, „Maria , ff 
Theresia] Il.q). Man darf sogar sagen, dass Oesterreich mit Bom / / 
kürzere Zeit hindurch in fast gar keinem diplomatischen Verkehre ' 
stand. 

Im November 1744 verliess der damalige Bevollmächtigte 
Oesterreichs, Graf Thun Rom und sein Posten wurde vorläufig 
nicht wieder besetzt Ebenso besass der heilige Stuhl seit der Ab- 
reise des Cardinais Paolucci von Wien keinen Vertreter dort. Schliess- 
lich kam man in Bom zur Einsicht und durch Vermittlung der 
Königin Marianne von Portugal, einer Tante der Kaiserin, wurde 
die Versöhnung angebahnt. Die Verhandlungen führte der damalige 
portugiesische Gesandte in Wien, der nachmals so berühmte Marquis 
V. Pombal. 

Doch wir wollen nicht von diesen Verhältnissen sprechen, 
sondern darauf hinweisen, dass sieh manchmal auch für dieBegenten, 
um ihre Eechte zu wahren, die Nothwendigkeit ergab, in gewisser- 
massen rein religiöse Fragen einzugreifen. 

So wollen wir hier blos erwähnen, und kommen wir noch 
auf diese Angelegenheit zurück, dass im Jahre 1709 die Frage ent- 
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stiiiitl, wem es zustehe, in aussergewöhnlichen Fällen, Pasten aus- 
zuschreiben, ob der welthchen oder der geistliehen Behörde. 

Von grösserer Wichtigkeit war die Frage, bezüglich der Ver- 
minderung der Feiertage. Im Laufe der Zeit, insbesondere seit der 
Regierung Ferdinand IL, wurden in Oesterreich massenhaft katho- 
lische Feiertage gehalten, durch welche die Arbeitskraft erlahmte. 
Die Kaiserin Maria Theresia, welche darauf bedacht war, den 
National Wohlstand zu heben, setzte sieh daher 1751 mit dem Papste 
Benedict XIV. in Verbindung, um die Unmasse der Feiertage zu 
vermindern, damit ihre- ünterthanen sich nicht an den so häufig 
kommenden Feiertagen der Arbeit entziehen und dem Müssiggange 
und den Ausschweifungen fröhnen. In der That führten diese 
Verhandlungen zu einem Resultate, indem mehrere Feiertage 
aujgehobejn wurden,, so der dritte Ostertag und der St. Georgitag 
.{24. April) etc. . 

Dieser Vorgang rief die heftigste Opposition von Seite der 
Geistlichkeit hervor, welcher die Kaiserin insbesondere bei vielen 
Gelegenheiten ihre Gunst bezeugte. An der Spitze der Opposition 
stand der Erzbischof von Olmütz Cardinal Troyer. Der Erzbisehof 
Trautson in^ Wien, der von der Kaiserin beauftragt war, die Aus- 
wahl der aufzuhebenden Feiertage vorzunehmen, weshalb er als 
geheimer Protestant verschrieen wurde, sah sich veranlasst am 
1. Jänner 1752 einen Hirtenbrief zu erlassen, in welchem es heisst, 
dass man in den trübseligen Zeiten, als die Kirche in Deutschland 
so schmählich gespalten worden, es den geistlichen Redm&rn zum 
Vorwurfe gemacht habe, dass sie meistens von Heiligen, von- Ab- 
lass, von Rosenkränzen, Bildern, Processionen und dergleichen Dingen 
zu den Gläubigen geredet, von Christus selbst aber und-den eigent- 
lichen Glaubens Wahrheiten fast gar nicht gesprochen hätten. In 
diese falsche Richtung gerathe man jetzt von Neuem. Man predige 
von Heiligen und schweige von dem AUerheiligsten, man preise 
Gnadenbilder und vergesse den Erlöser, die Quelle der Gnaden, man 
erhebe die Ablässe und Bruderschaften und lasse das Nothwendige, 
die Lehre von der Barmherzigkeit und der Gerechtigkeit Gottes, 
von der Sünde und der Busse, von dem Glauben, der Liebe und 
der Hoffnung beiseite. Lebhaft tadelte Trautson die Prediger, welche 
sich entweder durch Schmähungen gegen die Regierung und deren 
Verordnungen oder durch Possen, Scherzreden und unziemliche 
Witze Zuhörer zu verschaffen suchten. 
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Doch (li(» Kjnscriu lioss sich von <lc»r oiiragirtoii Opposition 
nicht beirren, und am l\ März 1704*) wurde in AVicn das Kdict 
publieh't, deraziifulgo an 24 früheren Festtagen zwar der (lottos- 
dienst besucht , nach demselben aber jedwede Arbeit erlaubt 
werden so Ifte. 

Die Kaiserin ginjj^ mit dem Meispieh^ voran und befahl, dass 
an einem der Vollendung nahi^n iiau auf dem J^urgplatze die Werk- ,/''. 
leute am vmkten Ostertage die Arbeit fortsetzen sollten. Das war 
för die Zeloten denn doch zu viel und es wurde ein "Krawall" 
orgänisirt. Die Kaiserin war über diese Vorgänge in hohem Masse 
erzürnt, und als sie erfuhr, dass einige katholische Geistliche ihren 
Einfluss auf die Bevölkerung benutzen, um deren Aufregung zu 
vermehren, statt sie zu beschwichtigen und zum Gehöröam' gegen 
die Anordaungoh der Regierungen zu überreden, Hess sie mit 'den- 
selben kurzen Process machen. Einige derselben wurden nach 
Greifenstein biei Wien abgeführt, welches man damals als Gefahg- 
niss für Geistliche benützte. 

Als ihr am 25. April 1754 berichtet wurde, dass in Wien 
nach wie vor der St. Georgiiag gefeiert ^verde, rescribirte sie 
eigenhändig: 

„Es wäre durch drey monath noch alle attention zu halten 
das die Befehl observirt werden und einmal die Wiener gewohnt 
werden zu gehorsamen, umb 10 uhr sollen alle gewölber 
vor und in der Stadt eröffnet sein, man kann aber die Leute nicht 
zu verkauffen noch zum arbeiten zwingen, sie müssen eröffnet 
bleiben wie sonsten und eine specification deren jenigen einzugeben, 
die dawider gehandelt damit sie gestrafft werden vor künfftig. Der 
magistrat hat zum meisten gefiihlt und wäre an selben sowohl als 
an die ricliter mit kurzen worten zii melden das nachdem die 
Kirche dispensirt diese tage auch ich befehle das nach deren publi'- 
cation man es also halten solle, es wäre allezeit bey zusetzen der 



*) Auf einoin {lie.-bey.üglich<^ii Vortrage vom 3. Dezember 1753 rescribirte 
die Kaiserin: „Das doch an dennisolben lägen in grossen statten wie vorhin der 
gottesdienst gehalten werde auch vsogen der seill tinzer und mnsic wie vorhin 
es zn lassen und expresse boygesetzt werde, das auflf dem land die Kinderlehre 
nicht unterlassen werde und nachdem das lateinische evangelio bei der mess 
gantz kurz der pfarrer auf dem land dem volk das teutsche vorlese un^.ein 
wenig explicire, wäre hier ein formular zu formiren was an alle bischöffe zu 
8f*nt}on wiin.', dimit <//«• uiiiforuiität iiUoraW ^o\.^^ 
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befehl des papst als eine pure geistliche sache, wegen der hand- 
werker wäre das beste wan die meister ihnen den nembliehen loha 
geben wie sonsten und erst umb 10 uhr anfangen zu arbeiten, dies 
aber nach und nach zu insinuiren.^ 

lieber eine weitere Anfrage des Grafen Chotek vom 26. April 
1754, ob die Leute gezwungen werden sollten, an diesen Feiertagen 
zu arbeiten, rescribirte die Kaiserin: 

„Placet mit denen anmerkungen, die dem protocol beygesetzt, 
zwingen solle man niemanden zum arbeiten noch verkauffen aber 
wohl sich gehorsame machen, was die Kirche und der Herr 
befihlet." 

Die ,, ungehorsamen" Wiener fügten sich jedoch bald. Wie 
bereits bemerkt, hatte der Papst auch die Feiertage der Heiligen 
Leopold (15. November) und Josef (19. März) aufgehoben; doch 
die Kaiserin wollte darauf nicht eingehen, und sie rescribirte: 
„Der heilige Leopold und Joseph hier beizubehalten." 

£s stellte sich jedoch heraus, dass die Zahl der vorhandenen 
Feiertage noch immer zu gross war. Ueberdies aber verminderte 
auch der Kurfürst von Mainz, Emmerich Josef, im Jahre 1769 die 
Feiertage, In dem betreffenden Erlasse von 23. December heisst es : 
„Das vierte Kircbenjabrhundert feierte nach dem Zeugnisse des heiligen 
Augustinus ausser den Sonntagen nur noch die Ostern und Pfingsten 
und den Christi -Himmelfahrtstag." Die Frage wurde daher neuer- 
dings im Jahre 1770 behandelt. Wir geben nun einen Auszug aus 
dem umfangreichen Gutachten des Beferenten Paul Ignaz v. Bieg ger, 
welches für die Geschichte der katholischen Feiertage überhaupt 
von nicht geringem Interesse ist. Es heisst daselbst: 

Papst Victor entschied im Jahre 197, dass Ostern an einem 
Sonntage gefeiert werde. Polycartes, Bischof zu Ephesus, und viele 
andere asiatische Kirchen widersetzten sich und meinten, dass 
Ostern den vierzehnten Tag nach dem Neumonde gefeiert werde. 
Das Nicäische Concil entschied jedoch im Sinne Victors. 

Das Fest der Beschneidung Christi wurde noch vor Ende des 
vierten Jahrhunderts auf den 1. Jänner bestimmt, um der heid- 
nischen Abergläubigkeit, welche diesen Tag als Calendas Januarii 
begingen, zu begegnen. (Honoratus a. S. Maria in animadvers.) 

Der Kirchenversammlung zu Gonstanz wurden von allen 
Seiten die einreissenden häufigen üebel und Verderbnisse durch 
die vielen Feiertage geschildert. Es sollte eine ernsthafte und all- 
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werden. Kaiser Gonstantin der Grosse erlaubte on Sonntagen den 
Ackerbau, und kein Bischof beschwerte sich darüber. Der heilige 
Augustinus erklärte sich nicht undeutlich, dass man sich tiaupt- 
sächlich an Feiertagen befleissen solle, blos von sündhaften 
Handlungen abzustehen. Der heilige Märtyrer Ignatius, 
welcher dem heiligen Petrus auf dem Stuhle zu Antiochia folgte, 
sagte, man solle nicht dem Körper, sondern dem Geiste nach feiern. 
Wer nicht arbeiten will, soll nicht essen. (Epistol. ad Magnes.) 
Papst Nicolaus I. ermahnte die Bulgaren, dass sie, statt auf müssige 
Ergötzungen zu verfallen, lieber arbeiten und etwas verdienen 
sollen, um ihren dürftigen Nebenmenschen behilflich zu sein. (In 
Besponsis ad Bulgaros XL apud Harduin.) Der heilige Benedict 
schreibt im 48. Gapitel seiner Kegel de labore manuum quotidiano 
seinen Mönchen vor, sich an Sonntagen der Arbeit zu enthalten 
mit dem Beisatze: Si quis ita negligens et desidiosus fuerit, ut 
nan vdit^ auf non possit meditari aut legete^ injtmgatur ei opm, 
faciatj ut non vacet. (Wenn Jemand jedoch so nachlässig und träge 
ist, nicht will oder nicht kann nachdenken oder lesen^ so soll er 
irgend etwas arbeiten, damit er nicht müssig gehe.) Erst zu den 
Zeiten Gregors des Grossen wurden alle Handarbeiten an Sonntagen 
verboten, um dadurch den Leibeigenen einen Tag der Ruhe zu 
gönnen. Aber schon aus Eücksichten für den Staat wäre eine Ver- 
minderung der Feiertage nothwendig, denn der heilige Chryso- 
stomus (in homü. XXV. in epist, Apost. ad Corinthos) sagt: Haec 
est Christianismi regtda, haec ülius exacta definitio^ hie est Vertex 
super omnes eminens, publicae utilitati constdere. (Das ist die Begel 
des Ghristenthums, dass ist dessen genaue Erklärung und die über 
Alles hervorragende Spitze : für das Staatswohl zu sorgen.) 

Das Fest der Reinigung oder Lichtmess soll von dem Papste 
Gelasio um das Jahr 496 eingesetzt worden sein* um dadurch das 
eitle und sittenlose Fest Lupercalia und Saturnalia auszutilgen. 
Weil die Juden ihren Sabbath mit allerlei weltlichen Ergötzlich- 
keiten und Lustbarkeiten zubrachten, dagegen aber die geringste 
Handarbeit als unerlaubt verabscheuten, so zeigten die Kirchen- 
lehrer, dass die Ghristen an dem Tage des Herrn sich ganz 
anders zu verhalten hätten und es besser sei, eine Arbeit zu ver- 
richten, als auf jüdische Art müssig zu sein. (S. Augustinus in 
Psalm 91.) 
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JSiinoü Mepluiui, Erzhiscliof zu ('aaterbiiry, klagt iu einer im 
Jahre 1332 (Kalend. Augusti) in Mayhfeld abgehaltenen Provinzial- 
Kirchenversammlung über die Veriuehrung der Feiertage. Er sagte : 
„Jenes, was zur Verehrung und Verherrlichung Gottes bestimmt 
war, wurde nun in einen ^Gräuel der Verwüstung** umgewandelt, 
da an den geheiligten Tagen Uaudlungs-Zusammenküufte und Ge- 
schäfte oder andere unerlaubte Vorrich u igen unternommen werden. 
Jenes, was bei der geringen Anzalil der Feiertage die Andacht 
entflammte, artete nach deren Vermehrung zu Ausschweifungen aus, 
da man an den gottgeweihten Tagen mehr die Gasthäuser, als die 
Kürchen besuche, und anstatt des Gebetes und Hussthränen, dem 
überflüssigen Essen und Trinken sich ergebe. Man unterhalte sieh 
mehr mit Unlauterkeiten und Beleidigungen Gottes, als mit heiligem 
Müssiggang und den Betrachtungen göttlicher Dinge. Die Christen 
feiern diese Tage nicht^^ wje es sieh geziemt, zu Ehren Gottes, 
sondern sie entehren den HeiTu und die heilige Kirche durch die 
abscheuHch^ten Thaten, als wären diese Tage zur Entheiligung und 
Ausgelassenheit eingesetzt worden (vid, Hardiiin , Toni, VIL, 
Col .1556). 

■ So äussert sich der heilige Thomas : Intentio cujuslibet legis-- 
latoris ordinatut primo et principaliter ad honum commune^ secundo 
autem ad, ordinef^ ju^titiae ei vjrtutis secumlum.quem honum com- 
mune cönserticktur ^ et pervenituf ad primum. (Zu Deutsch: Die 
Absicht ein^s jeden; Gesetzgebers geht hauptsächlich und insbesondere 
dahin, das. allgemeine Wohl zu, fördern^ dann der Gerechtigkeit 
und der Tugend zu entsprechen, durch welche eben der erstan- 
gegebene Zweck zunächst erzielt wird.) 

Riegger schliesst sein Elaborat mit den Worten: 
„Der Urheber der IJatur, welcher dem Menschen den Trieb zu 
seiner zeitlichen Wohlfahrt selbst eingepflanzt, ist der pämliche 
göttliche GesetzgebiEjr des Evangeliums, jenes Grundgesetzes, welches 
nach dem Ausspruch der ewigen Wahrheit eine ganz leichte Bürde 
sein soll D_ä der; nämliche Mensch, welcher der Kirche unter- 
worfen ist, auch dem politischen Staat zu gehorchen angewiesen 
ist, so kann derselbe in. keinen Widerspruch mit sich öelbst dadurch 
gesetzt werden, dass ihm von der Kirche Gesetze gegeben werden 
wollen, die dem Wesen einer bürgerlichen Verfassung hinderlich, 
schädlich oder zuwider wären." 
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Es mag hinzugefügt wurden, duss als dar ihm\\\\i\\ d'Ossat 
den Papst Clemens VIII. im Namen dos Königs von Knuikivich 
bat, die Anzahl der Ft»iertage zu vermindern, dieser zur Antwort, 
gab, dass dieser Gegenstand in den Umfang der (xowalt diT 
Bischöfe gehöre. 

Es wurden hierauf neuerdings Unterhandlungen mit Uom ein- 
geleitet, die zu weiteren Kesultaton filhrten. 

So sehr aber die Kaiserin dafür sorgte, dass die Feiertage 
vermindert werden, so sehr lag es ihr am Herzon, dass die Sonnr 
tage in der Weise begang<m werden, wie dies die Kirche Verlangt, 
und da sie der Ansicht war, dass die Theater und Sp(?ctak.el an 
Sonntagen die wahre Andacht und Weihe des Tages stören, :8o 
wollte sie -derartige Vergnügungen an Sonntagen verbieten.' Sie 
sprach diesen Wunsch der Hofkanzlei am 19. März 1770 aus, die 
jedoch von diesem Vorhaben abrieth. Am 4. December 1771 äusserte 
sie sich in 'gleichem Sinne gegenüber dem Statthalter in Wien, 
Grafen v. Seilern aber auch dieser schloss sich den Anstellten 
der Hofkanzlei an. 

Diese gingen nämlich dahin: 

Die Musik in den Gasthäusern und die öffentliehen Schau- 
spiele nicht zu verbieten, weil nach der Verminderung dör Feier- 
tage die Handwerker und arbeitenden Leute zu ihrer Belöstigung 
fast keine anderen Tage als die Sonntage haben; im öffeÄtllcheh 
Schauspiele sich aber weniger Anlass zu Vergehungen als an anderen 
Orten und bei Privatzusaramenkünften finde. 

Da die „Theaterspectakel" in den Hauptstädten der Länder nicht 
anders als unter vorgegangener Censur geschehen dürfen, so sei 
von den meisten eher die Verbesserung der Sitten, als etwas Ver- 
derbliches zu hoflfen. 

„Fast niemand anderer als der den Abend zu seiner Ergötzung ' 
widmen kann, besuchet die Theater, worunter der grösste Theil ' lii 
jungen Leuten beiderlei Geschlechtes besteht." 

„Wird nun eine Erscheinung in einem solchen öffentlichen 
Orte verboten, so denken die Menschen auf andere Art der Er- 
götzungen, und da diese alsdann in kleinen Zusammenkünften er- 
folgen, äussert sich viel öfter Gelegenheit zu Ausschweifungen und 
Vergehungen, auf die man im Theater nicht verfallen kann." 

Die Kaiserin rescribirte hierauf: „sovill ich gewünscht hätte 
das die Theater wenigs^ns die sonntäge geschlossen werden, so 




bündig fände ich die Vorstellung der Oantzley selbe zu gestatten; 
aber nur in den statten und nicht vor 7 ulir." 

Als dann die betreffende Verordnung bezüglich der Verminderung 
der Feiertage veröffentlicht werden sollte, bemerkte die Kaiserin zu 
dem Vortrage vom 1. Jänner 1772: 

„Kunnte nicht in Anfang gesetzt werde nachdem der h. Vatter 
die mehrere Feuertag nach unser begeren auffgehoben umb dem 
publico mehr Verdienste zu preveniren so hat er beygesetzt das 
desto mehr die sonn und feuertage soll geheiligt werden dessent- • 
halben also dies weiter zu setzen das alle creis Haubtieute und 
Vorsteher selbst mit ihren Exempel dem vor und nachmitagigen 
gottesdienst beywohnen sollen keine gajlstmahle, comission oder noch 
weniger landreisen was sonsten nahmeii hat an diesen gottgeweihten 
tagen zu halten wären und mit dem eygenen beyspill denen unter- . 
gebenen beyspringen sollen, auch berieht wie es überall in jeder 
Haubtstatt oder creis gehalten werden, beyläuffig also wann er 
(der Hofkanzler) nichts dagegen Einwendet mir eine Oopie der : 
expedition zu schicken." , 

In der diesbezüglichen Verordnung vom 6; Octo'jer 1772 hiess 
es daher, „dass die bestehenden Feiertage gehörig gehalten, die 
Messe und die Predigt angehört und der Vor- und Nachmittägige 
Gottesdienst besucht werden sollen ; jene die dies verabsäumen und 
in Schank- und Wirtshäuser etc. gehen, sollen bestraft werden." Eine 
Verordnung vom 29. September 1786 bestimme, „dass die Jugend 
unter 18 Jahren am Sontage der Christenlehre beiwohnen muss". 
Im Laufe der Zeit verknöcherten gewissermassen diese Verordnungen 
und auf Grund derselben rescribirte Kaiser Franz einen Vortrag 
vom 28. Februar 1807: 

„ Da der Besuch des öffentlichen Gottesdienstes und des ßeligions- . 
Unterrichtes an Sonn und Feiertagen nicht blos ein Kirchengebot, 
sondern eine landesfürstliche Verordnung ist, so müssen die üeber- 
treter als Verächter der Landesgesetze bestraft werden und müssen 
auch die Schwärmer das gleiche thun." — Die Hof kanzlei bemerkte 
/ jedoch der Kirchenbesuch sei nur den Katholiken geboten; auf 
/ dem Lande aber sei es allen Katholiken nicht möglichÄen Gottes- 
dienst zu besuchen, da nur einer abgehalten wird.^ 

Auf diesen Vortrag vom 10. Dec. 1807 rescribirte der Kaiser: 

»Dass die Schwärmer sich zur katholischen oder zu einer 
akatholisch-tolerirte' Religion bekennen sollen, un^«ind sie zu den 
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Pflichten der Religion, zu der sie sich bekennen, zu verb^iJfen. da 
sonst das Bekenntniss blos in Worten und nicht in der That besteht.'' 

Noch in einer anderen Beziehung mischte sich der Staat in 
eine kirchliche Angelegenheit, nämlich in Betreflf der Wall- 
fahrten. Die Kirche hat es stets als ein frommes Werk betrachtet, 
wenn ihre Gläubigen heilige Orte aufsuchen. Wie jedoch bekannt 
ist, wurden im Laufe der Zeit die Wallfahrten mannigfach profanirt 
lind statt das religiöse Gefühl und Bewusstsein zu kräftigen, waren 
sie vielmehr die Ursache mancher Laster. 

Die fromme Kaiserin Maria Theresia suchte dei^ Uebelstanoli^ 
mit sanfter Hund zu steuern. In Brunn fand alljährlich ein feier- 
liebes Dankfest und ein |U mgang/^mit dem wuuderthätigen Bilde 
Mariens beim heiligen Thomas statt, weil, wie es hiess, durch ihre 
Fürbitte im Jahre 1645 die sechswöchentliche Belagerung Bronns 
Ton den Schweden aufgehoben wurde und die Drangsale des 
Exieges aufhörten. Im Jahre 1745 gedachte man das hundertjährige 
Jubiläum zu begehen, und sollte die Stadt illuminirt werden. Darüber 
klagten mehrere Bürger Brunns, da sie die Auslagen für die Be- 
leuchtung nicht tragen wollten; manche Stimme erhob sich auch 
gegen den Umgang. Die Kaiserin beschloss hierauf, dass das Fest 
durch Kanonenschüsse gefeiert werden sollte, der Umgang und 
die Beleuchtung entfielen. 

In ähnlicher Weise entschied sie am 23. April 1779. Der 
Bischof von Olmütz hatte gefragt, ob von der Kanzel herab ver- 
kündigt werden solle, zur Nepomukfeier am 16,, 17. und 18. Mai, 
nach Prag zu gehen. Sie schrieb: 

„Keine Verkündigung auff denen Oantzeln ausgenohnem das 
in ein jeden land 1 oder ^ Kirchen destinirt werden ihre Andachten 
alda zu dem heiligen zu verrichten nicht aber nach präg zu gehen 
noch weniger geld dahin schicken."*) 

*) Die Kaiserin wurde eingeladen, dem Feste boizuwohnen. Der Präger 
Erzbischot bemerkte in der Einladung, er werde den heiligen Leib in dem glä- 
sernen Sarg ohne ihn zu eröffnen, in der Metropolitaukirche zur öffentliohen Ver- 
ehrung aussetzen lassen; es werde aber nichts unternommen weiden, um das 
Publicum durch Processiontn eto. in der Arbeit zu hindern. Hierzu bemerkte 
die Kaiserin eigenhändig: „placet betaure das meine Kräffc mich nicht mehr so 
weit führen und wüntsche hertzlieh das das gantze land vor beständig in ruhe 
bleibt." (Carl VI. gestattete 1737 l-riedrich August IL Köuig von Polen.' der zur Cur 
in TepUtz weilte, eine Partikel vom Leibe dieses Heiligen zu geben. Da jedoch 
vom Sückgrate schon vieles fphle, so erhielt er von dem oJtf<e sacro thi^ra. parlis.} 

Wolf, Skiz2<n,. * 





I 



Im Jahre 1749 wiitLete fast allgeniGin die Viohseuühe in 
Böhmen, und keiü Mittel htilf gegen sie. Es wurde hierauf der 
Kaiserin vorgeschlagen, dass Wallfahrten angeordnet werden mögen, 
um das Uebel abzuwenden; doch die Kaiserin befahl, dass die 
Bischöfe und Erzbischöfe Bittgänge in die Ortskirchen anordnen. 

Nachdöm in Preussen den Katholiken yerboten wurde, nach 
österreichischen Onadenorten zu wallfahrtea, verbot aoch die Kaiserin 
im Jahre 1765 die Wallfubrien aus Mähren in die Ürte prenssischen 
Gebietes. 

Im Jahre 17t57 befürwortete die Hofkanzlei die Herabmin- 
demng der Stolagehühren in Steiermark, Die Kaiserin rescribirta 
hierauf: „Da ausserdem auch alle Aufmerksamkeit verdient, dass 
die ümerthanen durch die eingeführten verschiedenen Bruderschaften 
und die zahlreichen Processiones oder VPalltuhrten, welche auf dem 
Lande besonders zur Sommers- und bester Arbeitsieit fast wöchent- 
lich gesehen werden, in beträchtliche Ausgaben versetzt werden, 
so hat sich die Kanzlei gutachLÜch zu äussum, wie hieriufails eine 
unbedenkliche Müssigung zu Htande gebracht und der Missbraußh 
in anständiger Art abgestellt werden möge." 

Nach der Aufhebung des Jesuiten-Ordens wurden von der 
Kaiserin Maria Theresia die geistlichen Missionen aufgehoben. Als 
der Card inal-Erzbischof von Wien, Migazzi, im Jahre 1795 Missiooea 
in Baden und Enzersdorf veranstalten Hess, ohne die Eegieriing 
oder die Hofkanzlei zu fragen , befahl der Kaiser t'ranz , den 
Cardinal-Erzbischöf anzuweisan, niemals eine solche Andacht zu 
veranlassen, ohne sie zuvor der Regierung oder der wellliehen 
Behörde anauzeigen. 

Es mag hervorgehoben werden, dass Kaiser Josef II. wieder- 
holt nach Muriazell wallfahrteto und Gnadenorte besuchte. Bald nach 
seinem Tode ereignete sich folgendes : Auf dem h. Berge belTarris 
in Kärnten befand sich ein Marienbild, zu welchem gewalltahrtet 
wurde. Dieses Bild wurde in die Kirche zu Saifnitz gebrachL Im. 
Jahre 1790 baten die Einwohner von Tarvis, es möchte das Bild 
wieder auf den Berg zurück gebracht werden, da sie sieh davon 
Vortheil versprachen. Kaiser Leopold war gpneigt , diese Bitte 
zu bewilligen, um dadurch diesen Leuten und ihren ohnedies Öden 
Gegenden einigen Verdienst anzuwenden. Die Hofkanzlei erstattete 
hieran! am 14. August 1790 einen Vortrag, in wel " 
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„Die sogenannten Guadenbilder stehen nicht nur an sich 
selbst mit dem Grundsätze der Religion ganz im Widerspruche, weil 
das Volk dadurch von der Anbetung Gottes abgezogen und zum 
abergläubischen Vertrauen auf Bilder verleitet wird, sondern sie 
sind zugleich der eigentliche Anlass zu den mit der Religion ebenso 
unv«reinbarlichen Wallfahrten." 

„8eit der Regierung der Kaiserin Maria Theresia wurde daran 
gearbeitet, die Wallfahrten zu vermindern, weil diese das Volk vom 
einheimischen Gottesdienste abziehen, falsche Andachten befördern, 
Unordnungen in Gemeinden und Familien verursachen und den 
gemeinen Mann zur Versäumung seiner Arbeit und zu unnützen 
Geldauslagen veranlassen. Die meisten Wallfahrtsorte verdanken 
ihre Entstehung dem Eigennutze, und was dem einen gestattet wird, 
konnte dem anderen nicht versagt werden. Der Vortheil, den die 
Einwohner eines Gnadenortes von den Wallfahrten haben können, 
ist nicht zu vergleichen mit dem Schaden, welcher für das Volk 
durch die Wallfahrten entsteht."* 

„Die Religion gestattet nicht, den erhabenen christlichen 
Gottesdienst, der nach der Vorschrift der Religion vernünftig sein 
und in der Anbetung im Geiste und in der Wahrheit bestehen soll, 
zeitlichen (Gewinnes wegen durch Missbräuche zu entstellen, noch 
viel weniger denselben so zu organisiren, dass dadurch schädlicher 
Aberglaube veranlasst oder fortgepflanzt werde." 

„Die mehrjährige Erfahrung hat gelehrt, dass sich müssige 
Messeleser oder eigennützige Beamte der Ortsobrigkeit hinter das 
Volk stecken. Der Messeleser erhält Geld und Opfer, und die Ein- 
gänge der Gemeinde -Wirthshäuser vermehren sich. Dazu kommt 
noch, der Messpater etc. stellt Hütten mit Hunderten kleiner 
wächserner Figuren von Heiligen, von Gliedern der Menschen etc. 
neben oder in der Kirche oder Capelle auf. Was heute das arme 
Volk kauft und zum Opfer in das Gotteshaus bringt, wird in einigen 
Tagen wieder in die Hütte gebracht und so zehnmal verkauft und , , 
zehnmal bezahlt. Von Sittengebrechen* aus Anlass der Wallfahrten,^ / , 
zwischen beiden Geschlechtern bei derartigen Gelegenheiten will 
man nichts sagen. Ein alter Spruch lautet : Cidtus sanctorum utilis 
est, non necessarius (die Verehrung der Heiligen ist nützlich, aber 
nicht noth wendig)." 

Nicht ohne Interesse ist folgender Fall: Am 12. September 
179(3, an einem warmen, trockenen und heiteien Tage, wurde von 
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einigen Personen, die bei der Statue der Mutter Gottes (an der 
Gartenmauer des aufgelassenen Kapuziner-Klostergebäudes in der 
Stadt Steyr, welche Maria sitzend und den entseelten Leib Christi 
auf dem Schosse haltend darstellt) ihr Gebet verrichteten, bemerkt, 
dass sich an der Statue des Frauenbildes unter den Augen eine 
klare Feuchtigkeit, ein dem Schweisse ähnlicher Tropfen, gesammelt 
habe und da^s dabei das Angesicht des Bildes wie bei einem 
Menschen, der sich zu etwas besonders anstrengt, röther erschien. 
Diese Erscheinung wurde bis zum 24, Februar 1797, während eines 
Zeitraumes von fünf Monaten, von mehreren Hunderten Menschen 
bemerkt« Einige wollten auch gesehen haben, dass das Gesicht bald 
J^ röther, bald bleioher/und manchmal besonders traurig schien. 

Das Wunder war fertig und liess nichts zu wünschen übrig. 
£s fanden häufig Andachten statt, und der Zulauf zahlreichen Volkes 
war gross. Doch mehrere Bürger der Stadt Steyr wallten an das 
Wunder nicht glauben und meinten, es wäre der Reiaheit der Religion 
und der guten Ordnung entgegen, diese Vorgänge, ferner zu dulden, 
und es sei die Nothwendigkeit vorhanden, angemessene Vorkehrungen 
t/^i^Aiy, bo i ttj^lieh dieses Bildes vx treffen. 

Der Bischof von Linzi liess hierauf die Sache durch zwei Con- 
sistorialräthe untersuchen, und man fand, dass die Feuchtigkeit, 
die im Angesichte dieser Statue, an weicht Thränen gemeisselt 
waren, beobachtet worden, höchst wahrscheinlich von dem Schwitzen 
des Kalksteins, woraus die. Statue bestand, besonders bei veränder- 
licher Witterung henrühre und durch die Ritzen der schon zer- 
sprungenen Oelfarben durchdringe, wozu vielleicht noch ein frommer 
Betrug mitgewirkt haben mag. 

Die Bürger meinten nun, man möge die Statue in die Kirche 
bringen. Der Bischof von Linz^ war jedoch mit diesem Vorschlage 
nicht einverstanden, da er glaubte, dass dadurch der Wunderglaube 
und die uneohte Andacht des Volkes zu dem einzelnen Bilde feier- 
lieh autorisirt würde. 

Der Fall kam s^ur Hof kanzlei zur Entscheidung, die denselben 
dem Kaiser vorlegte. In dem betreffenden Vortrage heisst es: „Ein 
vor nicht allstu langer Zeit in der nämlichen Stadt Steyer sich zu- 
getragener Fall mit einer Statue der Erlöserin, die als miraculos. 
Yo» der ganzen Gegend in Verehrung gehalten wurde^ hat gezeigt, 
dass die angetragene üebersetzung in die Kirche die anständigste 
und am wenigsten anstössige Vorkehrung sei, derlei Afterandachten 
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. unter dem Wilke verbreitete OerQcht« Von Wumlerlhiiten in 
Kurzem erlöschen zu machen." 

Der Kaisei- etitsciiied hierauf; „Ks ist die Einleitung zu treffen, 
dass diese Statue unvürsehens in Gegeuwart eines Kreisbeamten 
und eines PfarrgeistJiehen von dem Orte, wo sie ist, weggenommen 
und in der PfaiTkirclie aufgestellt werde, wozu jedoch kein Altar, 
Bflndem so viel wie möglich ein nicht »ehr in die Augen fallender 
Ort, der nicht leicht mit den Ililnden erreicht werden kann, zu 
wählen ist. Das Ordinariat ist anzuweisen, dass wegen dieser Ueber' 
Setzung von Seite der Geistlichkeit im Predigen und in der Kateehi* 
airung g:ir nichts erwähnt werde." 

Wie bereits bemerkt, gingen diese Beformen von der Kaiserin 
Maria Theresia aus. Andererseits wieder war es für sie betrübend, 
als sie 1767 vernahm, dass Leute sieh Öffentlich abfällig Aber 
BeligionsBaehen aussprachen und die heiligsten Glaubenegeheimnisse 
mit ärgerlichem Frevel verspotteten, und wünschte sie die Bestrafung 
derartiger Personen. 

Die Hofkanslei schlug vor: 

Ea solle der Regierung und dem Ordinariate mitgetheilt werden, 
dasB „Euer Majestät zu dero grösstem Leidwesen vernehmen müssen, 
daas in höchst dero Residenzstadt Wien vielerlei Lästerzungen sich 
nicht nur erkühnen die Gebota der christlichen Kirche und der- 
selben alten Gi-brfiuche ganz öffentlich zu schimpfen, sondern sogar 
auch die wesentlichsten Olaubensgeheimnisse mit ärgerlichem Frevel 
zu verspotten, die göttliche Offenbarung für ein blosses Menschen- 
gedieht zu verrufen und überhaupt so gottlose Reden au führen, 
welche nur den muthwilligen Freigeistern eigen sind." 

Die Regierung solle durch Polizeiaufseher diese Dinge sorg- 
samst invigiliren lassen und die Dawiderhandelnden empfindlich 
strafen. 

Die Beamten aller Kathegorien sollen von den betreffenden 
Centralstellen vor der Freigeisterei gewarnt werden, und zwar im 
Namen der Kaiserin. 

Wer derartige Beden anhört ohne den Frevler anzuzeigen, 
soll wie dieser bestraft werden. 

Zu diesem Passus fügte die Kaisnriu eigenhändig hinzu: 

„Doch selbe ernstlich zu ermahnen, das sie sieh unter schwerer 
Bestraffang dieses wegs zur Verleumdung der nur allzu vill bay 
uns in sebwung ist sich nicht gebrauchen." 
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Wer lierartige BGeber liositzt, Ijc-inei-kte diu HolTfanÄlei lerner, 
soll sie im Laufe von aeht Tagen selbst verbrennen. Bei weiu nach 
dieser Zeit derartige Bücher gefiißden werden, soll streng bestrall 
werden. 

Die Regierung wie der Polizei ist nachdrut-'ksamst mitzugeben, 
dasB sie diesen als den wichtigsten Polizeigegenstand stets vor 
Augen haben. 

Der Vortrag schlieast: Sonderlich hat die Regierimg und der 
hiesige Krzbischof auf die Hofmeister, Instruetores und Guber- 
natoren der Jugend die Obsicht zuzuwenden, damit am wenigsteo 
darunter einige Freigeister, Gott- und Eeligiousspötter geduldet 
werden, die sogar der Jugend das Qift beizubringen sich erkühnen 
kennten. 

Die Geistliehen sollen das Volk in der Religion gut unter- 
richten, und Principia, die zum Aberglauben verleiten und materialft 
Begriffe der Religion geben, vermeiden. 

Sehr ernst und strenge nahm es die Kaiserin mit den 
Fasten. 

So befahl sie am 10. März 1753, dass die Fasten genau 
gehalten werden sollen und beklagte sie die Lauigkeit, die in dieser 
Beziehung herrschte. Am 10. Juli 17ti9 forderte sie den obersten 
Kanzler Grafen Chotek auf, wieder einen „Handbrieff" an die 
Bischöfe ergehen zu lassen, wie vor zwei oder mehreren Jahren 
geschehen, „das sie mir erinnern sollen, ob sie keine klagen in 
rdigions und Sitten haben, ob selbe mit denen politischen steilen 
Handhabung zufrieden sejn, oder was sie zu begeren dessenhalben 
hätten, besonders weg (en) deren lauen Christen, die so vil! durch 
ihre üble exanpel und raisonh-eii sitten verführen die so genannte 
jetzige Freygeister oder pMlosophen ob solche sieh in mein Dienst 
befinden." 

Wie strenge es übrigens die Kaiserin mit den Fasten nahm, 
geht auch aus Folgendeua hervor. Im Jahre 1773 herrschte eine 
Epidemie, überdies entstand in Folge einer schlechten Ernte eine 
grosse Thenernng aller Lebensmittel. Die niederösterreichisehe Re- 
gierung befürwortete daher bei der Hofkanzlei, sich an die Ordi- 
nariate zu wenden, damit diese von den Fastenspeisen bis inclusive 
am Donnerstag vor dem schwaraen Sonntag (dem Sonntag vor dem 
Palmsonntag, an welchem die Cruzifise in der Kirche mit schwarzem 
Tuche verhängt werden) dispenairen. Die Hofkanzlei befürwortete 
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ainuin Vortrage vom 14. Februar 1772 den Vorsclilag der 
liederßsterreiciiischou KugieruDg. Die Kaiserin entschied hierauf, 
man bei den vorhandeaen misslii'lit'n und dringlichen Um- 
st&aden allerdings diese Dispens Fon dem Oardittal begehren könne, 
doch ohne Folge J'ür ein underes Jahr. Zugleich befahl sie, dasa 
künftig ein derartiger Vortrug vier Wochen und nicht vierzehn 
'läge vor Beginn der Fasten erstattet werde, da er sonst „wegen 
,des spätter' nicht mehr angenommen wQrde. 

Da jedoch die Epidemie nach wie vor bestand, so wurden 
geistliche Missionen gehalten. Diesbezüglich erschien am 4. April 
1772 die Verordnung, da^s während der Zeit, in welcher in einem 
Orte Missionen stattfinden, Tünze und öffentliche Lustbarkeiten ein- 
gestellt werden müssen. 

Im Jahre 177Ö erhob der päpstliche Nuntius darDber Be- 
schwerde, dass Viele, die wirblich zu fasten schuldig wären, durch 
allerhand Bänke und ungUtige Auädeutungen oder Vorwände die 
ErlaubnJBs, Fleisch während der Fusteuieit zn geniessen, sich er- 

^l9chleichen. Seine Heiligkeit habe sich deshalb veranlasst gesehen, 

[a Pfarrer etc. aufmerksam zu machen, ausser in nüthigen Fällen, 

pens zu ertheilen und solle den Aerzten „ mitgegeben" 

werden, nicht zu leicht in dieser Beziehung vorzugeben. Die Hof- 

kanzlei fand es, 22. Februar 1778, überflüssig, in dieser Beziehung 

eiozugreilen und das placutum zu ertheilen, worauf die Kaiserin 

itschied: „ist nichts dabey zu erinnern, Nuntius zu erlauben, es 

die biscbäS'e ergehen zu lassen, braucht keine aadera ptd/lication.'* 

AuehKaiser Josef II. sah sieh einmal veranlasst, die Faschings- 

iBden einzudämmen. Die Elisabethinerinnen in Brunn veranstalteten 

imlich aJljährlich während des Faschings eine Unterhaltung, zu 

reicher sie Geistliche einluden. Im Jahre 1785 verhessen hach 

iner derartigen Faschingsunterhall ung einige Religiöse erst am 

hen Morgen das Kloster und zwar in einem etwas angeheiterten 

instande, so dass sie die Aufmerksamkeit der Leute, die sich. 

bereits auf der Strasse befanden, auf sich lenkten, welche ober , 

dieselben und über die Klisabethinerinnen ihre Glossen machten. \ 

per Kaiser erfuhr davon und befahl, 11. Mai 1785, daas die 

Elisabethinerinnen zu ihren Faschingslustbarbeiten nicht mehr Be- 

ügiose einladen soüen. 

Sehr strenge natim es Kaiser Franz mit 3en Fasten. Am 
:5. Deceraber 1803 erging ein Decret an alle Läa.d6r&tey«&, 
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der Kaiser habe missfallig erfahren, dass es um die Beh'giositat 
des Volkes in den Provinzen grösstentheils sehleeht bestellt sei, 
dass die Fftstengebote so häufig übertreten werden. Die Ordinariate 
sollen daher die Beobachtung derselben durch einen passenden 
öffentlichen und Privatunterricht von Seite der Geistlichkeit zu 
bewirken streben. Die Dawiderhandelnden seien von den Polizei- 
behörden ernstlich »anzusehen". Es sei auch strenge darüber zu 
wachen, die Sonii- und Feiertage heilig zu halten. Die Entheiligung 
derselben ist der Landesstelle oder direct dem Kaiser anzuzeigen.*) 
j ^Is der Kaiser mit den Alliirten im Jahre 1814 auf dem Zuge 

^ gegen Paris war, erhielt er den Bericht des Präsidenten der obersten 

Polizeibehörde, Freiherrn v. Hager, dass während der Fasten an 
mehreren Orten im Kaiserstaate getanzt werde. Der Kaiser nahm 
diese Nachricht mit tiefem Missfallen zur Kenntniss und befahl, 
diesen Unfug zu ahnden. Die Polizeiorgane in ganz Oesterreich 
erhielten in Folge dieses kaiserlichen Befehles Auftrag, das Augen- 
merk auf Jene zu richten, welche die Fastenzeit durch das sünd- 
hafte Tanzen entwürdigen. ¥Ad-4(i der That hatte die Polizei Ge- 
legenheit, in Lemberg, Kaschau etc. einzuschreiten. Die Wiener, 
welche zu allen Zeiten gerne dem Tanzvergnügen huldigten, fanden 
ein Hinterpförtchen, durch welches sie dem polizeilichen Verbote 
entschlüpften. Sie tanzten nämlich mit den Griechisch-Katbolischen, 
deren Kalender von dem gewöhnlichen Gregorianischen abweicht, 
da sie nach dem Julianischen rechnen, weshalb der Fasching, da er 
später als bei den Bömisch-Katholischen beginnt, auch später endet. 
Als der Kaiser von diesem Vorgange erfahren hatte, verbot 
er von Ghaumont aus, wo er sich damals befand, 11. März 1814 
den Griechisch -Katholischen , während der römisch-katholischen 
Fastenzeit Bälle zu geben. 

Im Laufe der Zeit hatte sich in Oesterreich ein eigenthüm- 
liches Verhältniss zwischen Staat und Kirche ausgebildet. Der 



^) Ein CabiJietsschreibeD äbulioben Inbaltes erging an den obersten Hof- 
kanzler Grafen Sanraa, 13. Febrnar 1823, in Betreff Galiziens. Daselbst wurden 
an SoDB- und Feiertagen öffentliche Märkte gehalten, Herrsehaftsbeamte schlössen 
an diesen Tagen Reohnangen über die Robottage ab, katholische Mädchen 
standen häufig bei Juden im Dienste, die Fastengebote und die Verordnungen 
bezüglich der Tanzmusik wurden nicht gehalten. Diese Missbräuche uad Gesetzes- 
TwletzuDgen wollte der Kaiser durch die Bestrafung iener, die sich dieselben sa 
S^vlden kommen lassen, abgesehafft wissen. 



Staat sorgte eiueräeitH für di« Beobuclitang der kirclilichen tiebote 
und audererseirs bevoimuDdetc er die Kirdie in der kleinlichsten 
Weise. Cbaraktoristisch ist es. dass die Hofkanzlei mittelst eines 
eigenen Vortrages vom 12. März 1832 die Bitte des erzbisohöf- 
lichen Consistoriuras in Wien beim Kaiser befürworten musste, 
dumit die Faste npred igten bei den Mechitaristen statt Freitag 

fcMorgena 8 "Uhr, Nauhinlttags 4 Uhr gehalten worden können. 

Die Leute waren zumeist bigott und abergläubisch, aber das 
Benehmen in der Kircbe iiess vieles zu wünschen übrig, Geben 

ftirir einige Belege: 

In den Wiener Kirchen tumnaelten sich nach einem Berichte 

■von 1770 Hunde herum, und zwar nicht blos Sehosshflndchen,/ 
■»ndern auch grosse färuhterliehe Jagd- und Fanghunde, Pudel, die 

\ in den Gotteshäusern zu bellen und zu raufen anfingen*). 

In den Prager Kirchen war das Benehmen der Leute sehr 

l^despectirlich, so dass die Kaiserin 1751 befahl, die Repräsentation 

'''und Kammer im Königreiche Böhmen solle im Einverständnisse mit 
der Geistlichkeit in den Kirchen and Gotteshäusern eigene AufBeber 
bestellen, welche während des Gottesdienstes auf derlei leichtfertige, 
unehrbare Personen, hohen oder niedrigen Standes, alle Wachsam- 
keit tragen, sie zuerst warnen, dann öffentlich aus dem gottes- 

p heiligen Ort hinausschaffen, und wenn auch dieses nichts nOtzen 

[ sollte, Militärwache zu Hilfe rufen und die Verbrecher empfind' 

[ lieh bestrafen. 

Derartige Aufseher wurden dann auch in anderen Kirchen 

[ bestellt. 

In Brunn wurde in jeder Kirche Je ein Aufseher bestellt, 
welcher jedoch nicht ausreiL'hte. Man dachte daran Borger mit 
diesem Dienste als Ehrenamt zu betrauen. Diese hatten jedoch 

1 teine Zeit. Die Hofkanzlei befürwortete daher 29. März 1774 der 
Geistlichkeit die Aufsieht zu flbertragen, oder mehr Personen, die 
daffir bezahlt werden, welche, wie in Wien, die kaiserliche Livree 
tragen, mit dieser Aufsieht zu betrauen. 

Am 4. August 1784 schlug der Bischof von Brönn vor: 
1. Es sei nothwendig. dass man beiden Geschlechtern bei dem 
Gottesdienste eine einfache Kleidung empfehle und deshalb dem 

') Za vaserem Bedauern erlebten nir jüngst elwsB älmlicbea in dsr 
Bt. PeterBkirohe in SnUburg, Da vernabmen wir dike kaurrv&de Gebelle einn 
Rundes, i1«d eine Beterin an der Leine fährte. 
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weiblichen Gcschlechle alles Tiagen von Hüten und eines solchen 

< 

Kopfputzes, den man auf Thoatern und in Kedouten gebraucht, der 
eben für den Gottesdienst ganz unanständig ist, ernstlich untersage. 

2. Es soll verboten werden Schosshündchen in die Kirche 
mitzunehmen, und 

3. um jede Zerstreuung abzuschneiden, sollen die Geschlechter 
in der Kirche getrennt werden. 

Die Hofkanzlei meinte, 16. September 1784, der Antrag, die 
Männer von den Frauen zu sondern, könne nicht genehmigt werden. 
Was die Hunde betrifft, so sei es ohnehin verboten, dieselben mit- 
zunehmen und sollen die Kirchendiener ihre Pflicht erfüllen. \84ö 
djt Kleidung U e tiidfi; bo dürfte es genügen, wenn die Ordinariate 
speciell die Weiber ermahnen. Doch der Kaiser wies das Ansinnen 
zurück; er schrieb: 

„Diese ganze lächerliche Vorstellung des Bischofs, die seinen 

schwachen Geist vollkommen aufdeckt, ist lediglich zu reponiren." 

Der Luxus der Frauen beschäftigte auch den Bisehof von 

Udine und er befahl Juli 1.^30 bezüglich der Kopfbedeckung der 

Frauenzimmer: Ch'e il nostro preciso comando che deite donne 

vengano al tempio con velo o fazzoldto in testa^ und drohte, dass 

^ die politischen Behörden ihm beistehen werden, die Zuwider- 

^ü^ *^ handißlnden zu bestrafen, wjfo jedoch unw i chtig war. 

* jf L^^J^ Wir würden jedoch aer Wahrheit nicht die Elire geben, wenn 

v'* y ^^^ behaupten wollten, dass die Störungen in der Kirche blos von 

^^ Seite des Publicums ausgingen. Manchmal waren die Geistlichen 

die Euhestörer, und zwar durch die Polemik, die sie auf der Kanzel 

trieben. 

Zur Zeit des Kaisers Ferdinand H. predigten katholische Geist- 
liche in Deutschland, speciell in Hanau, wider die Juden. Sie er- 
klärten, dass die traurigen Verhältnisse, in welchen sich das Volk 
befindet, durch die Juden verschuldet seien, und wären die Kriege 
' Jf . v/ eine Strafe Gottes, weil man die Juden noch im Lande dulde. Die 
yc/*v4*y Juden in Hanau wendeten sich /an ihre Gkuben&brüder in Wien, 
damit diese für sie Schritte beim Kaiser machen, um das drohende 
Verhängniss einer Vergewaltigung oder Vertreibung von ihnen ab- 
zuwenden. In der That nahm sich der Kaiser, der mit Feuer und 
Schwert gegen die Protestanten wüthete, der bedrohten Juden an. 
Er erliess aüi 13. Juli 1627 ein Schreiben an den Grafen Philipp' 
Moriz zu Hanau, in welchem er diesen aufforderte, dafür zu sorgen. 
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dass die Juden in ihren Privilegien geschützt und nichts gegen 
dieselben unternommen werde. 

Von Erfolg begleitet war die Predigt des Bischofs von Wiener- 
Neustadt, Grafen Kolonitsch, welcher als Hofprediger im Jahre 1G69 
in Wien in Gegenwart des Hofes zur Austreibung der Juden auf- 
forderte. Der Text der Predigt war der Vers aus dem alten Testa- 
mente: „Jage weg diese Magd und ihren Sohn". (Genesis 21. 10.) 
Wie wir sofort hinzufügen wollen, ist, soweit bekannt, der Fall nicht 
weiter vorgekommen, dass ein Hofprediger in Wien eine Predigt 
gehalten, die zum Hasse gegen Andersgläubige aufgefordert, oder 
der überhaupt eine agitatorische Thätigkeit entwickelt hätte. 

Doch verlassen wir vorläufig die Polemik gegen Andersgläubige 
auf der Kanzel. In politisch aufgeregten Zeiten kam es häufig vor, 
dass die ehrwürdigen Herren auf der Kanzel Politik trieben. Es 
ist z. B. bekannt, in welcher Weise protestantische Geistliche . in 
Prag während der Herrschaft des Winterkönigs predigten. Wir 
wollen uns jedoch der Zeit Maria Theresia's zuwenden und zunächst 
des Stadtpfarrers in Baden bei Wien, Johann Michael Frani, ge- 
denken. Er war in Bayern geboren, wurde von Seite des Passauer 
Ordinariats (damals gehörten bekanntlich Theile von Niederösterreich 
zur Passauer Diöcese) nach Baden versetzt und hing Carl VE. an. 
Er verhehlte nicht diese Gesinnung, weder auf der Kanzel, noch 
in Privatgesprächen, und äusserte sogar ofi'en seine Sympathien für 
die feindlichen Waff*en. Am Charfreitag des Jahres 1742 Hess er 
sogar das Gebet pro Imperatore aus und im Laufe von sechs Wochen 
sang er nur einmal die Colledam *) für die Kaiserin. Selbstverständ- 
lich legte er seiner Zunge noch weniger Zügel an, wenn er in 
heiterer Gesellschaft war. So kam es, dass er einmal im Spital- 
keller behauptete, die Erblande gehören nach dem Ferdinand'schen 
Testamente dem Kurfürsten von Bayern und der neugeborene Erz- 
herzog (Josef) sei blos ein lothringischer und toscanischer Prinz, da 
auch dessen Vater nur ein Herzog von Lothringen und Grossherzog 
von Toscana ist und der Eechtsspruch laute: j^Quod uxor sequatur 
condüionem mariti^ (dass die Gattin in den Stand des Mannes 
eintritt). Als die Bayern und Franzosen im Jahre 1741 nach 
Niederösterreich kamen, trieben sie bei St. Polten und Lengbach 



*) Es ist dies das Gebet für den Monarohen, für den Papst etc., welches 
bei jeder Messe recitii-t wird. 
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Coutributioni'ii ein. l):i liciiu-rktc? der Stadtritliter von Badt^n dem 
Ffun-er gegotiülier : „Soll di'Uii unserer Kaisi'Hn gar nielils bleiben 
und wo soll sie mit ihrem l'rinxcn liin?-" Hierauf antwortete der 
Pfarrer kurz und troüken: ,Nacli h'lorenz". Nachdem am II. Juni 
1742 der Bresl:iuur Präliminarfriedo mit Preussen geschlossen und 
die Aassicht vorliauHeo war. die bay'risch-fraiizösisehe Armee za 
schlagen, kam die Aii-ieloiienliiiit dua liaden^r Stadtplarrere vor die 
böhmisch -österreichische Hoftanzlei. Hier waren die Ansichten 
getheilt. Eine Minorität voa ivmi Stimmen meinte, mart solle einen 
Coufliet mit dem Passauer Oonsistorium vermoiden und da der 
Pfarrer bios gesprochen und nicht gehandelt habe, so lege man 
ihm eine Geidbtrufe von fi. 40(iCi zu Gunsten einer frommen Stiftung 
auf Es sei auch zu berücksiclitigen, dass der Pfurrer zumeist 
inter pocula gesprochen und sei mehr Unbf-sonneiihcit als gefähr- 
liche Absicht zu vermuthen, Thatsächlich hätten auch die Beden 
keine Folgen gehabt, Die Miijorität, aus vier Stimmen bestehend, 
war jedoch für eine exemplarisclie Bestrafung des Pfarrers und ver- 
langte, dasg derselbe aus allen Krbtändern verwiesen werde. Ea 
müaste sein Benehmen umsomeiir geahndet werden, da der An- 
geschuldigte eben Pfarrer und Boctor thmlogiae sei. Derartige 
lästerliehe Beden seien auch nicht durch eine blosse Geldstrafe za 
sühnen. Sie besorgten keinen Confliet mit dem Passauer Ordinariate 
und wiesen auf einen Präeedenzfali hin, dass uftmlich im Jahre 1705 
der damalige Viee-OlBcial des Passauer Consietoriums in Wien, 
Namens Permeilinger, wegen minder gravirender Reden/ des Landes 
verwiesen wurde, ohne dass das Consistorium Einsprache erhoben 
hätte. Wohl sei zwischen Thaten und Worten ein Unterschied zu 
machen und fehle es nicht an Beispielen grossmüthiger Regenten, , 
welche die wider sie „ausgegossenen Beden" verachtet und un- 
gestraft gelassen haben. Es musa jedoch in solchen Fällen die 
Beschaffenheit der Person, der Zeit und Umstände berOeksichtjgt 
werden und im gegebenen Falle spreche aües gegen den Angeklagten. 
Es sei auch eine Demonstration erforderlieh, damit anderen dergleichen 
übelgesinnten Geistlichen, welche sieh ort gar zu viel auf ihre Im- 
munität verlassen, ein Öffentliches „spiegelndes" Esempel gegeben 
werde, dass die von den Geistlichen insbesondere m mere perso- 
nalibus et in materia delicti (in persönlichen Angelegenheiten nnd 
bei Verbrechen) beanspruchte Immunität nicht zum Nachiheile des 
Staates ausgedehnt werden dürfe und ein Regent nicht durch Uanones 
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oder Privilegien in der Ausübung seiner HeiTschenechte gehindert 
werden könne, und diese auch üeistlichen gogentiber geltend zu 
machen habe, da sonst die landesfürstliehe Hoheit und Sicherheit 
des Staates nicht erhalten werden können. Es sei schliesslich ausser 
Zweifel, dass ein Landosfürst einen sich übel aufführenden üeist- 
lichen aus seinem Lande abschaffen kann. 

Die Hofkanzlei erstattete die><eu Vortrag am 28. Juni 1742 
und die Kaiserin resciibirto auf demselben eigenhändig: „placet ist 
zu disen zeitten dem grösten rigor zu gebrauchen, belobe den eiffcr 
der eantzley." 

Am 18. Mai 175'») wurde von Seite des Hof-Kriogsrathes eine 
Klage gegen einen Piediger aus dem Jesuitenorden erhoben. Da- 
mals gab es keine Garnisonskirche in Wien und es bestand die Ein- 
richtung, dass die Soldaten unter Führung eines Stabsofficiers mit 
J7 subalterren Officieren, nämlich von jeder Compagnie einer, in 
die Kirche zum Gottesdienste und zur Anhörung der Predigt ge- 
schickt wurden. Diese berichteten einiual. dass der Geistliche aus 
dem Orden Jesu in der letzten Predigt über die Lüge sprach und 
erörterte, dass es dreierlei Lügen gebe : Noth-, Spass- und wirkliche 
Lügen. Die beiden letzten Arten von Lügen erklärte er für sünd- 
haft, die Nothlüge jedoch sei. wenn sie dem Lügner oder dem 
Nebenmenschen zum Nutzen gereiche, gestattet. Er illustrirte diese 
These durch folgende Bei^ipielc: Ein Bischof hatte in seinen^ Hause 
einen Deserteur versteckt. Er wagte jedoch lieber alles, als dass / 
er den Deserteur ifannt^ oder ausjreliefert hätte, selbst als er vom /y*^ 
Kaiser dazu aufgefordert wurde. Ein zweites Ikäspiel war: Es sei 
einmal dem heiligen Franciscus eine Compagnie Soldaten begegnet, 
welche einem Deserteur nachsetzten, dessen Aufenthalt der Heilige 
kannte. Von den Soldaten befragt, ob der Deserteur da passirt sei, 
antwortete er, indem er seine Arme in die weiten Aermel seines 
Mantels steckte: Hier ist er nicht passirt. Dieses habe Franciscus 
aus Liebe und Erbarmen zu seinem Nächsten gethan, woraus auf's 
IJeutlichste hervorgehe, dass in ähnlichen Fällen Nothlügen ge 
/stattet seien. 

Derartige Lehrmeinungen waren zu jener Zeit, in welcher es 
nicht an Deserteuren fehlte, sehr bedenklich. Der Hof-Kriegsrath 
fiigte daher dem erstatteten Berichte hinzu: „Hieraus erhellt deut- 
lich, dass diese unruhigen und gefährlichen Leute bei allen Gelegen- 
heiten die im Lande gemachten guten Veranstaltungen wider die 
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Desertion zu vcmichtGii und den gemciDeu Miicn anstatt deoseiben 
zum Gehorsam anznmahneii, davi>n abwendig zu luuchun suchen." 
Der Hof-Kriegsrath wollte vorläutig seibat nicht weiter vorgehen, 
da die KaiseriD demsulbun im Jahre zuvor einen Verweis ertheilt 
hatte, mit dem Bemerlcen, dass er gegen „dieae Leute^* zu hart ver- 
fahre uad fragte dulier, ob die tjauhe weiter untersucht und ob 
dann der Prediger allein oder auch das Kloster, iu welchem er steh 
befindet, mitbestrafi, werden soll, „inmassen deren Obern versehiedent- 
lich bei Strafe anbefohlen ist, ihre Priester von so gelahrlichen 
Predigten abzuhalten", wolilr sie auch verantwortlieh sind. Schliess- 
lich schlug der Hof-Kriegsrath vor, um derartigen Unzukömmlich- 
keiten vorzubeugen, eine Garnisonsbirehe au erbauen. 

Wie sehr jedoch zu jener Zeit die Politik auf der Kanzel ge- 
trieben wurde, geht aus dem 9. ÜO bereits citirten Hirtenbriefe des 
Erzbischoi's von Wien, Grafen 'IVautson, vom I. Jäuner 1752 
hervor. 

Nachdem der Jesuitenorden aufgehoben wurde, häuften sieh 
die Angriffe gegen die Behörden, ja selbst gegen die Kaiserin von 
Seite der Geistlichkeit. Es gelangten an die Hofkanzlei zahlreiche 
Anzeigen, von welchen sie einen grossen Theil nicht zur Kennt- 
nisa der Kaiserin brachte, um sie nicht zu kräuken. Betrachtet man 
jedoch, bemerkte der oberste Hofkanzler liraf Blfimegen in einem 
Vortrage an die Kaiserin vom 2. November 1776, „was hierin sogar 
in manchen Orten auf dem Predigerstuhl gesagt worden, so findet 
man einen Geist der Critiquen und eine Beurtheilung gegen landes- 
fürstliehe Gesetze bei vielen von dem clero, die ihnen nichts als 
Verantwortung und zugh'ich Verachtung von weltliehen Personen - 
zuziehen kann." Als inabesondere gravirt wurde der Pater Woller 
bezeichnet. Blömegen schlug daher vor, ein Generale ergehen au 
lassen, in welchem den Geistliehen aufgetragen wird, alle Ubsorge 
zu tragen, damit sieh geistliche Personen aller unbefugten und un- 
geziemenden Ausdrücke gegen die landesfürst lieben Gesetze sowohl 
in Privatgesprächen wie auf der Kanzel enthalten. Bliimegen hebt 
hervor, dass er vorsätzlich, um den Scandal nicht oöenkuudiger zu 
machen, als er es schon ohnedies ist, von dem Verbrechen gegen 
die Allerhöchste Person geschwiegen habe. Es wird in dem Generale 
auch nur von „einigen geistlichen Personen" gesiirochen und werden 
nicht Alle beschuldigt, um es den Ordensobern desto möglicher zu 
machen, durch einen solchen Befehl ihre fJniergebenen iui Zaume 
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halten. Es sei übrigens der Auftrag, dass die Ürduusobcru das 
U^oerale pubüciien und as zur Ki>DiUiii)is der Biäcbölu briitgen 
nothwendig, „weil man bo olt und viulimiliiii überzeugt worden iai, 
dass die landest'ürstlii-hen Verordumiguu in Klöstern mit dem 
äussersten Bestreiken den Meisten gctiuimgßiialcen werden, damit 
die Vorstelier gegen die Anzeigen der allünfalls niclit gi'suli eilenden 
Befolgung desto meiir gesicliert suin mögen." 

Die Kaiserin resolvirte eigeniiilndig ausführlich diesen Vortrag, 
und zwar ist diese Uesotuttou ditr&liwügs in latitiuischer iSehrill 
geschrieben. Stets röcltsicIitsTüil gegen diu Uloner der Kirche, war 
sie auch in dum gegebenen Falle nicht damit einverstanden, dass 
ein „Generale" erlassen würde, miin seilte bloa die Individuen 
bestrafen. Sie bezeichnet Pater Woller als einen Visionär, Phan- 
tasten und boshal'ten Menschen, der in ein Kloster kommen und 
dort „unter der Zuebt" gelassen werden 80II. — In der Thal wurde 
er in das Kloster zu St. Lambrecht gebracht. 

Unter Kaiser Josef kamen Ausschreitungen auf der Kanzel 
nach doppelter Richtung hin vor. Die Einen vejketzerten die Mass- 
regeln des Kaisers, den Änderen wieder war das, was der Kaiser 
getban, noch zu wenig. 

Unter den diesbezüglichen zahlreichen Verordnungen heben 
wir jene, welche zu Kolgo eines Vortrages vom 28. Juni 1781 
erfolgte, hervor, sie lautnie: „fe ist übrigens vorzüglich darauf 
als das beste Mittel zur Erhaltung der Ruhe und des Friedens zu 
sehen, dass einestheils die üeistlichkeit das Volk mit gutem Bei- 
spiele und reiner Lehre unterrichte, auch sich in kein Oontroverse 
oder Disputiren einlasse; anderntheils aber die Beamten und Kreis- 
ämter derlei Leuten, wenn sie mit Religionssaehen kommen, kein 
Gehör geben, sondern ihnen bedeuten, dass sie sieb in keinen Be- 
ligionsuuterrieht einlassen können, sondern nur die Befolgung der 
Landesgesetze und den (jehorsam gegen ihre Vorgesetzten von ihnen 
fordern, " 

Grossen Kumor verursachte in Wien eine Predigt des Pfarrera 
Siegfried Wieser am ersten Mountag in den Fasten des Jahres 1706 
in der Pfarrkirche bei den Piaiisten in der Josefstadt. Kr besprach 
in seiner Predigt das vorgesehriebeae Evangelium über die Ver- 
suchungsgeeehiehte (Jhristi und legt« seinen Zuhörern die Frage 
vor, ob Derjenige, der Christus versucht hat, ein Teufel, ein Phari- 
säer oder bloH ein wltlicll gosinnter Mensch gewi'unn sei. Wiesnr 




erklärte, duBS der angebliche Teufel eben blus ein weltliuti gesiimtcr 
Mensch gewesen uud sprach die Ansicht aus, dass die Erzühlung 

bildlich aufzutuäüeo sei, denn der Teufel, der die Menschen 
zum Bösen versuche, sei keia Wesen mit itücklussäu, Uuck- 
hömern etc. und habe auch kein derartigtir Tuut'ul Jesum ver- 
führt. Cardinal Migazzi war mit dieser ratiunalistischen Auslegung 
nicht einverstanden und entsetzte den Prediger seines Amtes. 
Hierauf wendeten sich zweihunJeit Bärger an den Kaiser mit der 
Bitte, den Geistlichen wieder in sein Amt einzusetzen, da er gar 
so schön predige. Der Kaiser, der sieb nicht in die internen An- 
gelegenbeiten der Kirche mischen wollte, übergab die Petition der 
Hofuanzlei zur Begutachtung und nachdem auch die theologische 
Facultät in Wien ihr Votum abgegeben hatte, entschied der Kaiser 
auf den betreßeuden Vortrag vom l'i. Mai, dass dur Cardinal 
Migazzi den üeistlichen über seinen Irrthum belehre. 

Feldmarschall Badetzky hat sich am 15. JVlärz 184H ver- 
anlasst gesehen, den Truppen zu verbieten, die österliche Beichte, 
ausser bei den Feldgeisthchen, abzulegen. Khenso wurde es denselben 
verboten, die Predigten der itatieuisehen geistlichen zu hören. 
„£ meijUo, heisst es in dem Krlasse, che il soldato si asttnga 
dcdVandare ä predica, che l'ascoltare una che Vabbia d rettdere 
fdlonc.' ' ^ 

Schliesslich wollen wir noch bemerken, dass üraf Thun al» 
Gultusminister im Jahre ItJOU sich ebenfalls veranlasst sah, eine 
Mahnung betreff der Polemik auf der Kanzel ergehen zu lassen. 
Der damalige Bischof von Przemjsl, Wierzchlejski, erliess uämlicb 
eine Gurrende, welche gegen die Juden gerichtet war, und Uraf 
Thiin machte denselben aufmerksam, welche aufregende Wirkung 
es hervorbringen muss, wenn die gehässigen Ansichten, welche die 
Gurrende enthält, von der Ueistlichkeit, von weicher nicht imauu: 
ein feiner Tact erwartet werden kann, in KanKelredeu weiter «-a^ 
geführt werden. 

Es mag jedoch hervorgehoben werden, dass manche Klöster*) 
auch politisch in patriotischem Sinne wirkten, uud beben wir 




*) Ad vocem Elüster, wollen wir einer e<:ht JosefiaUobeu ReBolatioii ge- 
denken. Die guiBiliotie üufuominiseiou bellltwonete am 13. Apiil IWi dae Aa- 
BUebeD des tinardiani der FniuxiHcaner, den Geiatl.euen die^ei Oi'dene, we:eb6 
dia Seeleorge ve i-aHien, die Mlitel zur ADaoliall'aDg vun Kleidern, wie sie dm 
OeiBtliobao geff'iliiHioii tngen, »ne dem RelJgicnitoude zu gewalKei^- l^i^r ^flifet;. 
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specicil einen Fall hervor. Wie man weiss, war dfts Verliältniss 

zwischen Oesterreich und Preussen während de^ Begierungszeit 

Josef II. kein günstiges und benutzte man hüben imd drüben Spione. /-^, 

Der Chef des /"Kund schafter wesens an der /ächsischen Grenze / ^j^-v^, 

(Sachsen neigte sieh damals mehr zur preussiscEen Seite), war 

Leopold Zeidler, der seinen Sitz in Ossegg bei Teplitz in Böhmen -. 

an der sächsischen Grenze, wo sich seit li9o ein Oistercienser- 

Eloster befand, hatte. Daselbst war die Aebtissin des Klosters 

gestorben und es sollte eine neue gewählt werden. Zeidler inter- 

essirte sich für die Gräfin Hrzan, die Schwester des bekannten 

Gardinais Hrzan in Born, weil er bei dieser seine Correspondenz 

aieher. hielt. Er richtete daher in diesem Sinne ein Schreiben, de 

420^0 ' 26. März 1784, an den Cöinmandirenden in Prag, ' Grafen 

.Wallis, das also lautet: 

„fis ist in der Lausnitz zu Marienthal die Äbtissin verstorben, 
and wozu die dermalige Priorin. geborne Gräfin Hrzan, eine leib- 
liche Schwester des Cardinal Hrzan zu Bom, die meiste Hoflfnung 
:Mtte, 80 wie $ie es auch in Bücksicht ihrer besonderen Eigen- 
i^B^aiton ^«rdiente, wenn ihr nicht der dortige Probst, der ein 
grober Ma&n ist, alle Hindernisse legte und ihr so viel als möglich 
die Wahl erschwerte. 

Mich würde nun die Wahl nicht interessiren, aber da mich 
Marienthal, respective meine mir allergnädigst anvertraute Corre- 
spondenz zu Kriegs- und Friedenszeiten immer decken muss, so 
kann icli niemalen eine andere Obere wüuschen, als die dem aller- 
höcbston Interesse und mir besonders zugethau ist, und daranliegt 
mir ausserordentlich viel, dass Hrzan, die ganz kaiserlich ist, OI>erin 
pnd Aebtissin wird, und dieses herzustellen braucht es nur Befehl- 
an den Visitator des Ordens nach Wellehrad in Mähren und an 
c(M Assistenten, nämlich den hiesigen Prälaten von Ossegg ergehen 
ZQ lassen, dass sie ihre vorzügliche Attention auf die dermalige 
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riwjorlbirte i „Mit diesem Gesuche, da es in das witLtigfte Disciplinargescliäft 

■ eiosghlägt, so aüein vom gcsammteu Oidei und dessen Uaidiual-Pjo.ootur, dann 
dem Papste reibst Jediglich abhanget, da es um Tnigung der Strümpfe und 
Miosen zu thuu ist, siiicl diese an ilire geistlichen Beliöiden blos anxuweisön, 
nnd hat die weltl che, landesfüi etliche Macht in derlei blos gei^tlichen Saeheu 

■ keiinen audeien fiinQues, als da? auf zu wachen, dass gute, emsige, wohlbelehrte 

- Gooperatoien seieüiooii^ sie es aber mit oder ohne Strümpfe in Ausübuog setaen, / 

. da.^tßj; wenig dai an gcfi&gen.** ^ 

M^olf^ Skizzen. 8 
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Priorin Gräfin Theresia Hrzan bei der Wahl zu Marientbal nehi 
8*011611 und so ist Hrzan Äbtissin und ich bin dadurch in 
Gegend zu Kriegs- und Friedenszeit mit meiner Oorrespondenz sk 
gestellt." 

Wallis berichtete hierüber dem Kaiser und dieser reseribii 

„Dient zur Nachricht und werden Sie dem Prälaten von Ol 

die Gräfin Hrzan anempfehlen, welches Ich unter Einem dem^F« 

marschall-Lieutenant Vrotta auftrage, damit ein Gleiches von 

des Prälaten von Wellehrad geschehe." 



5, Zur Geschichte der Protestanten in Oesterreich, 

Die Bibel (Hiob 38, 8) sagt vom Meere, es sei „hervf 
brechend" geboren worden. Eine ähnliche Erscheinung nehmen ^ 
auch bei der Lehre Luther's wahr. Kaum dass sie ausgesprochj 
und verkündigt ward, drang sie nach allen Seiten und Eichtung 
hin. Easch fasste sie auch Wurzel in den österreichischen Land 
und verbreitete sich da immer mehr, trotz der Hindernisse, die m 
ihr in den Weg legie. Schon am I.Mai 1528 erliess Kai 
Ferdinand L von Prag aus an die Eegierung in Niederösterrei( 
ein Mandat und befahl derselben, dem mährischen Landeshaup 
mann bei der Ausrottung der sich dort bildenden ketzerische 
Secten allen Beistand zu leisten. Einzelweise wurde jedoch Wi« 
selbst insbesondere durch protestantische Lehrer immer mehr v6 
lutherischem Geiste erfüllt. Es erging daher am 18. Mai 1561 
von der römisch kaiserlichen Majestät an den Bürgermeister ui 
Eath ein Decret des Inhaltes, da es in der Bürgerschule (bei San< 
Stephan) „in den fürnembsten und nothwendigsten Hauptpunkte 
mangelhaft und übel bestellt" sei, welches zunächst davon -hei 
rühre, weil sectische Präceptoren und Collaboratoren angestellt seiei 
welche die Jugend verführen und den kleinen Katechismus, welch( 
von Ferdinand I. eingeführt wurde, nicht lehren, so sollen von nun J 
in allen Schulen nur solche Männer als Präceptoren und CJoBi 
boratoren bestellt werden, die voll christkatholischen Eifers sin 
und soU der bezeichnete kleine Katechismus als Lehrtext dienrf 

Dieser Befehl scheint jedoch nicht berücksichtigt worden i 
sein; denn bald hernach (18. November 1573) erschien vom Er 
herzog Ernst, dem alter ego des Kaisers in Wien, ein „Decretun 
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denen von Wien zuzustellen", welches wir dem: Wortlaut naep />^ 
folgen lassen: 

„Auf der Eöm. Kays. Maj. vnseres allergnädigsten JJerrn 
sondere Verordnung von dem durchl. Ertzherzog Ernsst zu Össter- 
reich vnseres gdsten Herrn wegen denen von Wien in gnaden an- 
zuzaigen, höchst ermelte kays. Majestät khumen In erinnerung 
Weichermassen in der Statt alhier zum tail mit zum tail aber ohne 
d. von Wien erlaubnusse etliche viel Teutschei Schulmeister und 
Sehulhalterin als: Esman Trinkhl In Sandt Margrethe Hoff, Daniel 
Kunikh In ßegenspurg Hoff , Jacob Grisenheuer zum blaben Krebsen, 
dessglaichen Yrsula Ansingerin in das Strauhs Hauss am Pitters- 
batthoff, Margretha Puchlspergerin an Lugeckh in des Georg 
Schachners behau^ung, Anna Lampergerin In Kumpfgässel sich 
halten, welche samdt vnd sonderlich nit der katholischen sonder 
vnschidlieh newer religionen sein vnd die Jugend so luen vertraut 
ebnermassen auf Ihre opinion ziehen vnd weisen sollen, weil dann 
Ire Kays. Maj. diese beschwerliche und so heylige katholische re- 
ligion nachtheilige auferziehung der Jugend auss deren auch sonsten 
anders nichts dann allerlei hochschedliche Weiterung zu gewarten 
lenger zuzusehen keineswegs gemaint. Demnach ist an statt vnd In 
namen derselben Irer Fürstl. Durchlaucht ernesstlicher Beuelch das 
Sj die von Wien denen obspeceficirten vnd andern Mans- vnd 
Weibspersonen so sich vber dieselb in der Statt finden möchten 
vnd biss hero mit oder ohne der von Wien Consens vnd erlaub- 
nuss sich der Schuelhaltung vndfangen vnd nit katholisch sein, 
solliche Schuelhaltung alspald allerdings ab- vnd einstellen. Hin- 
füro auch nimand wer der sey ausser höchsternielter Kays. Maj. 
vnd In derselben abwesen der Fürstl. Durchlaucht oder der Ihenige 
so In Ihrer Kays. Maj. namen desshalb Beuelch haben werde auss- 
trucksamliche Verordnung, Khaine Schuel es sey lateinisch oder 
deutsch aufzurichten oder zu halten zuesehen vnd gestatten sollen. 
Dann werden Sj die von Wien also gehorsamblich wissen nach- 
zukhumen vnd es besteht darin höchstgedacbte k. M. so wol auch 
der Fürstl. Durchl. endtlich. will vnd mainung," 

Wie aus diesem Decret hervorgeht, gab es damals in Wien 
in nicht geringer Zahl nicht blos protestantische Lehrp, sondern 
auch protestantische Lehrerinnen. 

Wie man übrigens weiss, ■. kamen unter Kaiser Friedrich III, 
und noch mehr unter Maximilian IL die Human istea tSÄri^ 






/ 
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Wien, welche eine Blüthezeit der Wiener Unifersität schufen . 
(vergl. Aschbach, Geschichte der Wiener Universität IDi^/iese /, 
gehörten der protestantischen Eiehtung an und verschafften der ^ 
neuen Lehre zahlreiche Anhänger. Aber nicht blos das wissen- 
schaftliche, sondern auch das national-ökonomische Moment förderte 
der Protestantismus; denn nicht nur die Geister waren erschlafft, 
sondern auch die Hände. In Oesterreich gab es zu jener Zeit nur 
wenige, die sich mit Handel und Industrie beschäftigten. In Wien 
selbst gab es nur Wiener „Kramer" ; da man sich jede Concurrems ' 
vom Halse schaffen wollte, so schloss man jeden Fremden aus. 

Di^se „Kramer" bemühten sich umsowenigey dem Handel ^ 
einen Aufschwung zu geben, da sie eben keine fconcurrenz zu 
furchten hatten. Kaiser Max gestattete daher, dass aus anderen 
Ländern Handelsleute mit ihren Waaren, Pactoren und Dienern 
nach Wien kommen durften und wurde ihnen die Niederlagsfreiheit 
/gewährt. Ueberdies wurde ihnen gestattet, von Wien aus weiter 
Handel in Oesterreich zu treiben. Den Wiener Kaufleuten war jedoch 
diese Concurrenz sehr unangenehm und sie suchten sich derselben 
zu entledigen. Es entstanden Streitigkeiten zwischen den Fremden 
und dem Magistrate und der Schluss war, dass die ausländischen 
Kaufleute abziehen mussten. Die Folgen blieben nicht aus, der 
Handel wurde geschwächt; was aber noch empfindlicher war, die 
Steuein, die Einkünfte an Gefallen und Mauthgebühren wurden 
geschmälert und man war nicht in der Lage, auf diese Einkünfte 
verzichten zn können. Im Jahre 1515 berief Kaiser Max neuerdings 
fremde K'äufleute nach Wien und es wurde eine neue Niederlags- 
ordnung festgesetzt. In Folge dieser Massregel kamen wieder zahl- 
reiche- Protestanten nach Wien und der „Irrglaube" wurde noch 
mehr ausgebreitet. 

Unter Kaiser Bndolf suchte man insbesondere die Protestanten 
iiÄ. Salzkammergute zur alleinseligmachenden Kirche zu führen. Die 
Wittel, die man bei dieser Gelegenheit anwendete, schienen jedoch 
"dem Erzherzog Mathias, welcher Stellvertreter des Kaisers in Wien 
war, nicht die angemessenen zu sein und er schrieb deshalb an 
den Kaiser (4. Mai 1599), bei diesen groben Leuton und dem un- 
bändigen Pöbel im Salzkammergute dürfe man nicht strenge Mittel 
anwenden, welche die Leute zur Gegenwehr veranlassen; bessere 
Erfolge Hessen sich von einem massigen Vorgehen versprechen, und 
Wäre es wichtig, An Seminar für kutholische Geistliche zu er- 
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richten. Man dürfe um so weniger jetzt das Volk reizen, da sonst 
bei dem bevorstehenden Feldzuge ein Stocken in der Sehiflffahrt 
und Salzmangel zu besorgen wäre. 

Es ist unnöthig zu sagen, wie sieh die Verhältnisse der 
Protestanten unter Kaiser Ferdinand II. gestalteten. Hier wollen wir ; 
nur des Patentes vom l. August 1628 gedenken, nach welchem 
denjenigen, welche im evangelischen Glauben beharren wollten, die 
Frist eines Jahres gegönnt wurde, um auszuwandern und ihre Güter 
zu verkaufen. 

Am 4. Jänner 1652 erschien das Beformations-Patent für Oester- 
reich unter der Enns, nach welchem alle Akatholiken katholisch 
werden mussten. Am 20. Jänner lö52 wurde eonstatirt, dass noch 
1594 Protestanten in Niederösterreich lebten und zwar 265 haus- 
gesessene Männer und 256 hausgesessene Weiber, 106 Kinder, 23 ver- 
witwete hausgesesseue Weiber, 104 Inwohner, Männer, 103 Inwohner, 
Weiber, und 138 Dienstleute. 

Am 29. August 1721 und am 15. Mai 1724 erflossen kaiser- 
liche Befehle, nach welchen die Inquisition als forum sectdare und 
der Akatholicismus als crimen contra statum erklärt wurdep. 
Nichtsdestoweniger nahm die Ketzerei in Böhmen immer mehr zu. 
Kaiser Carl VI. sah sich deshalb veranlasst, an den Cardinal in 
Prag, Ferdinand Graf von Khuenburg, am 28. November 1725 ein 
Rescript zu erlassen, in welchem er denselben für die auf dem 
Lande und in den Städten zunehmende Ketzerei verantwortlich 
machte, indem der Cardinal im Gegensatze zu seinen Vorgängern 
Gelegenheit zum Verfalle der heiligen alleinseligmachenden Kirche 
gebe. Der Kaiser erinnerte ferner den Cardinal daran, dass ihm, 
dem Kaiser, das Eecht zustehe, über die Eeinheit der Eeligion zu 
wachen, da davon das Wohl des Kelches abhänge, und sollte sich 
daher der Cardinal den vorgeschriebenen Anordnungen fügen. Dieser 
werde auch einsehen, dass die Vorkehrungen von Seite der Geistlich- 
keit, die blosse professio ßdei, wenn nicht die Schärfe der politischen 
Strafe hinzukomme, dem üebel nicht abhelfe. Er, der Kaiser, habe 
daher auch der königl. Appellation den Auftrag gegeben, wider die 
Ketzer sub utraque, die als Staatsverbrecher betrachtet werden, yor- 
zugehen. Der Kaiser verlangte ferner, dass der Cardinal den Pfarrern, / 

welche die Verantwortung für die cura animar^m tragen, den Ai^f- / A 
trag gebe, fleissig auf dem Lande zu katechisiren, und zu diesem ' ' 
Zwecke Missionäre zu bestellen, welcb*^ * * '^sQi\3A3^ "^ ^^^ ''^^ 



eeitig gelegenen und oinschiclitigt-n Woliituiigen der um Prag ge- 
legenen Weinborge, wo die Sci-tircr zuniuiwt ihre Conventilceln balten, 
da» Augenmerk zu ri<-hten lialiiu. In l'rag »vUtat soll der üftrdinil 
wie Htsiuu Vorfubruu Hi'ii^sr^ grisilidi« Visitationen halten. Dasselbe 
gelte Huch von der KöiiifC<rniizi>r Diöci'stt. wo das Ketzerthum mehr 
al» anderswo Wiir7,<'l gcfusst hattu. und soll der Cardinal aueh dem 
Metropoliten in LfitintritK dii'sbt'züj;lit.'ii KrinnoruDg machen. 

Man wird zugeben, es wurt'n soudcriiare Zuslände, wenn dn 
weltlicher Monar<:li in rein kircliliolu'u Fragen einem Cardinal 
den Vorwurf' uiadit, it sei nirlil geuuj; katholisch, und ihn nnd 
andere Würden triigiT der Kirche uutVordert, eifrig ihres Amtes sn 
walten. 

Doeh die Vorhilltni»<!e liesstTten üicli nii-ht und es erschien 
hierauf auf (iniuil eiuoH kaiscrliirlieii Rest-riiiteH vom 28. DecemiMT 
1725 ein Patent des Statthalters in Hidimen Tora Ü9. Jänner 1726 
folgenden Inhalts: 

1. Jeder Unterthan auf dein Lande, der in Ketzerei Terfallen 
ist, wird das erste Mal mit eiujfihrifjiiT strenger öffentlicher Arbeit 
bestraft. IJessert er Mieh wühreud dieser Zeit, kann er wieder in 
seine Heimat gesehiekt werden. 

2. Keharrt er jedoch in seinem Irrthum, soll er noch ein Jahr, 
und wenn er dann noch unfrebessert ist, auch ein drittes Jahr zur 
öffentlichen Arbeit angehalten werden; und wenn alles dieses nichla 
nutzt, soll er gegen einen gcschwurcnen Halsrevers des Landes ver- 
wiesen werden, und falls er es wagt/ zu rüekzukom inen, soll er wegen 
der gebrochenen ^-rridicd"* mit dem Sehwerit bestraft werden. 

3. Wenn Jemand in Folge der gbleistcieu üffentüchon J -*" 
sich bekehrt und dann nach einer Zeit röcklilUig wird, 
derartige Personen ob ,Jani commisstnii. diiph'x c 
wenn ea Mituiier sind, die zur Oaleere 
Strafe belegt werden, die Weiher aber i 
tustigirt. deren Verniögcn eonliscirt ondj 
werden. 

4. Oegen die Uüiger in m 
t>tädten ist eben») wie gegen dr' 

5. (.lemeine Bürger in t 
selben Weise zu behandeln, 
tioren. die eine beBUudere 
Edelleiite oder die im k. ' 
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machen, dann hat die Appellationskammer darüber an den Kaiser 
Bericht zu erstatten. 

6. Wer ketzerischen Lehrern, Emissären etc. Aufenthalt gibt, 
soll nach dem Josephinischen Gesetze mit dem Schwerdt gerichtet 
und sollen derartige Ketzer sofort handfest gemacht werden. Die 
Denuncianten erhalten 100 Thaler, und wer sie zu Stande bringt, 
3l0 Thaler als Belohnung. Es darf ferner kein Kauf- oder Fuhr- 
mann, Spitzen-, Garn- und Leinwandhändler, ferner Breslauer, 
Nürnberger, Leipziger und Kommotauer Bote irgendwelche ketze- 
rische Bücher nach Böhmen einschleppen ; diesen sollen ausser den 
obigen Strafen, welchen sie verfallen, alle Waaren confiscirt werden. 

Dieses Gesetz lässt an drakonischer Strenge nichts zu wünschen 
übrig und kann sich wohl mit den verfehmtesten Inquisitions- 
gesetzen messen; wie wir jedoch hinzufügen können, wurde es 
thatsächlich nicht in seiner ganzen Strenge ausgeführt und. ins- 
besondere fanden keine Hinrichtungen statt. So wurde Hans Lärcher, 
geboren in Salzburg] im Jahre 1732 angeklagt und überführt, in 
Linz Leute zum Protestantismus verleitet zu haben. Auf Grund 
einer kaiserlichen Eesolution vom 3. December 1733 wurde er zu 
acht Jahren Arbeit in Eisen und Banden in einem Grenzorte ver- 
urtheilt Zugleich wurde ausgesprochen, dass derselbe, wenn er die 
Strafe abgebüsst, aus allen Erbländern mit Zurüoklassung der be- 
schworenen Urfehd für ewig verwiesen sein soll. 

Auf einen Vortrag vom 14. April 1734 über die Protestanten 
im Salzkammergut rescribirte der Kaiser: „/w reliquo placet und 
genau acht zu haben und alle erdenklichen Mittel anzuwenden, um 
diess Unkraut förderst nicht weiter greifen (zu lassen), das gegen- 
wärtige aber gänzlich auf alle erdenkliche Art auszm'otten.'* 

Während jedoch der Kaiser bemüht war, den Protestantismus 
in den Provinzen auszurotten, hatte er in Wien selbst Boden. Der 
Cardinal in Wien, Sigm. Graf v. Kollonitsch, ungleich seinem CJUegen / y 
in Prag, waltete eifrig seines Amtes und fand sich veranlasst, über 
die religiösen Missstände Klage beim Kaiser zu führen. Hierauf 
rescribirte der Kaiser (16. März 1736): „Da das Geschäft wichtig 
und heiklich ist und es unverantwortlich wäre derartige Gewissens- 
sachen länger liegen zu lassen, andererseits aber jeder grössere 
edat bei den dermaligen Umständen übel gedeutet werden und üble 
Folgen haben könnte, so soll dieses Werk in der engsten geheimen 
ConferenÄ wohl überlegt und in re et modo deliberirt, wie diese 
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Sachen am nüt/Jichsten anzfiu:roitV'n, in geheim zu traetiren und 
die Abstellungsmittel so vor/nkehren seien, dass sie sueeessive 
mehr als eine natürliche Folge deren vorigen landesförstlichen Ver- 
ordnungen von denen Stelleu, denen es obliegt, vollzogen und be- 
folgt werden möchten." 

Am 13. April fand hierauf eine engere Gonferens unter dem 
Vorsitze des Hofkanzlers Umf v. Sinzeudorf im Beisein desCardinal- 
Erzbischofs. des Grafen v. Seilern, Grafen v. Kuefstein, Grafen von 
Oed, des Paters Tenneman und der Hotraihe Managetta, Pelsorn 
und Dobblhof statt. 

Die Beschwerden des Cardinais waren : 

1. Die grosse Zahl der protestantischen Kiederläger und 
Fabrikanten in Wien, von welchen sieh eine ganze Golonie in 
Sehwechat befindet, dann auch die Zahl der protestirenden Künstler 
(Handwerker) und Schutzverwandlen. wenn ni(;ht abzustellen, doch 
zu reduciren, und jene Künstler, welche einige Buben und Mägdlein 
in der Kost haben und sie nicht in die Kirche gehen lassen und sogar 
in der Irrlehre unterrichten, gänzlich abzuschaffen. Die Prädicanten 
und Missionäre, die sich hier unter dem Namen der Pruceptoren 
der Kinder dieser Niederläger aufhalten, wären nicht zu dulden. 

2. Die Mannszucht bei den vielen lutherischen und calviniscben 
Handwerkslehrlingen wäre wieder herzustellen. 

3. Der altzufreie Zutritt zu den Bethäusern und Oratorien der 
protestantischen Gesandten soll abgethan werden. 

4. Der allzuweit gehende Schutz der protestantischen Ge- 
sandten für ihre Glaubensgenossen wäre zu restringiren ; auch sollen 
die Gesandschafts Prädicanten ihre kranken Religionsverwandten 
nicht besuchen, sondern dies den katholischen Priestern über- 
lassen. 

5. Wäre die allzufreie Einführung verbotener Bücher zu ver- 
bieten. Unter den 12 oder 13 Wiener Buchhändlern befinden sieh 
kaum drei oder vier katholische, welches 'pro futuro abzustellen 
wäre. Ebenso wäre es den protestantischen Buchhändlern zu ver- 
bieten, Catalogos librorum prohihitorum zu führen. 

6. Der beständige Umgang der Katholischen mit den Prote- 
stantischen wäre einzuschränken. Vor kurzer Zeit seien vier 
Katholiken zum Protestantismus übergetreten, ohne 
dass sie bestraft worden wären. Unter diesen Verhältnissen werden 
noch mehr Katholiken von ihrem Glauben abfallen. ^ 
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Schliesslich beruft sieh der Cardinal auf die G^ncrule Fer- 
dinands I wegen Ausrottung der Ketzer, dann auf die von Fer- 
dinand II. und III. und Leopolds I. in Keli<^ionssachen. 

Die Conferenz erklärte hierauf, sie habe im Laufe der Zeit 
mehrere Anordnungen getrotfen, um diese Uebelslände zu mildern, 
und geht die einzelnen Punkte durch. 

Ad 1. Sei es bekannt, dass man in alter Zeit in Üestorreich^ 
keine oder doch nur sehr geringe Kaufmannschaft getrieben habe 
und waren blos Wienerische Krämer in Wien. Man hat daher 
schon unter Maximilian L gestattet, dass aus dem röiniüchen 
Beiche oder anderen Ländern Kauf- und Handelsleute mit ihren 
Waaren und mit ihren Factoren und Dienern hach Wien kämen 
und wurden ihnen auch Niederlagsfreiheiten gestattet. Ueberdie« 
wurde ihnen gestattet, von Wien aus weiter Handel zu treiben. 
Im fünfzehnten Jahrhundert entstanden zwischen diesen Kaufl^uieu 
und dem Magistrate {Streitigkeiten, weshalb sie wegi&iehen mussten. 
Dadurch wurde jedoch der Handel geschwächt und die IStaatsein- 
künfte an Gefällen und Mauthgebühren geschmälert, weshalb diese 
Eaufleute im Jahre 1515 wieder vom Kaiser Maxiujiliau I. nach 
Wien berufen und eine Niederlagsordnung errichtet wurde Die 
Folge davon war, dass viele Lutherische nach Wien kamen und 
der Irrglaube wurde noch mehr ausgebreitet. 

Im Laufe der Zeit suchte mau dem überhandnehmenden Debel 
zu steuern. In Folge eines Berichtes vom 14. -Mai 10.0 befahl 
Kaiser Leopold, dass Jedes Gesuch eines Nichtkatholischen um eiite^ 
Niederlage dem Kaiser selbst zur Besolution vorgelegt werdim 
müsse» 

Am 2t). September 1675 rescribirte der Kaiser in Folge des 
Einschreitens des Buchhändlers Ender zu Nürnberg, dass künftigbin 
kein akatholiseher Buchführer (Buchhändler) mehr in die hiesige 
Niederlage eingenommen werden soll. 

Trotz alldem wuchs die Zahl der protestaltisehen Niederlager \ 
auf 160 und sogar Buchhändler wurden aufgenommen. ^ 

Im Jahre 1736 befanden sich in Wien 8j Niederläger, darunter 
waren blos 30 katholisch. 

Da die Kanzlei nicht offen gegen die Protestanten auftrieten 
wollte, gab sie am 1. März 1734 und am 2. März 1736 den ünter- 
behörden die Weisung, die Zahl der Niederläger zu restringiren, 
da sie zu gross sei. Ferner wurde ihnen befohlen, ^\ftJ^ ^^^-^^i. ^s^^i^ 
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den citiiiea Besolutionen aus den Jahren 1670 und 1675 zu halten. 
Man werde auch die kluge Einsieht gebrauchen, dass man den 
usum et ledionem Ubrorum prohihitorum ex regula prudentia so 
moderire, dass dieses Verbot nicht eine allgemeine Ignoranz gebähre, 
sondern habita ratione classium et cum discretione personarum 
gewisse Bücher zu lesen gestattet werde und werde sie diesbezüg- 
liche Vorschläge unterbreiten. 

Zu diesem Votum bemerkte der Kaiser eigenbändig: 

fjQuoad hunc passum placet vndt absolut keinen obnne aigen- 
hendige Resolution aui'nemmen." 

Was Schwechat betrifft, lahrt die Conferenz weiter, so befinden 
sich daselbst zwei bis drei akatbolische Familien. Die dritte kommt 
nächstens weg. Da die dermaligen Bepräsentanten der orientalischen 
Compagnie nur katholische Directoren bestellen und hiesige Landes- 
kinder in der Fabrikation unterrichtet werden, so werden bald die 
andein Akatholiken wegziehen. Auch in Linz, wo sich mehrere 
akatholische Beamte und Arbeiter in den dortigen Fabriken befinden, 
werde man eine Reduction ohne strepitu vornehmen. 

Um dem Unfug, dass Künstler und Schutzverwandte, die Buben 
und Mädchen in Kost haben und sie nicht in die Kirche schicken 
oder sogar im Irrglauben unterrichten, zu steuern, wurden die Grund- 
richter*) aufgefordert, alle Schutzverwandten und Störer aufs Neue 
zu beschreiben und zu bemerken, welcher Religion sie seien, ins- 
besondere aber diejenigen zu specificiren, welche katholische ohn- 
vogtbare Kinder in der Lehre haben. Die Störer, wenn sie nicht 
besondere Künstler oder zur Belehrung der katholischen Jugend ge- 
schickte und anständige Leute wären, sind sofort abzuschaffen und 
über diejenigen, die zu Gunsten des Handels hier belassen werden 
könnten, ist nach Hof Bericht zu erstatten. Insbesondere aber ist 
darauf zu sehen, dass Kinder nicht verführt werden und wu:d der 
CardiJual in die Wohnung der Sehwankenden Curatos und Missionäre 
senden, um sie in Glaubenssachen recht zu unterrichten. 

In Schwechat wird die Sache untersucht werden und falls ein 
Prädicant unter dem Vorwande .^nes Präceptors in einem Hause ist 
oder wer lutherische Bücher einschmuggelt, «4 soll ti sofort ab- 
geschafft werden. ^ 



*) In Wien gab es damftls keine Bezirke, wohl aber „Gründe**, die ihre 
Richter hatten. 






AT'as Wien betriflft, so existiren blos zwei zeitliche Indulte für 

ix Ehrenreich Hoppe vom 25. April 1728 mit der Bedingung, 

*ir innerhalb sechs Jahren katholiscli werde, und für den enj?- 

jciL Galanteriehändler Johann Coste Badie vom LO. Jänner 1732 

t^x Jahre. Es wurde verboten, weitere derartige Decrete zu er- 

pX. Nichtsdestoweniger sind so viel iuiherisehe Professionisten 

ien und in den Vorstädten und da wäre es die Frage, ob der- 

Leute, die ohne Schutz hier sind, nicht sofort den Werbern 

[loergeben wären, auch wenn sie verheiratet sind. 

Ad 2. Wird, um besseie Mannszucht herzustellen, auch ein 
vom Hofkriegsrath bei der Hofcommission erscheinen und man 
wohl gute Ordnung herstellen. 

Ad 3. Der freie Zutritt zu den Predigten und Oratorien der 

iden Gesandten lasse sich schwer verbieten, weil man sonst auf 

Fressalien gefasst sein müsste, da es den Katholiken gestattet ist, 

Gottesdienste der kaiserlichen Gesandten an protestantischen 

»fen beizuwohnen. Was die Kranken betrifft, so soll, falls diese 

Familie einer fremden Gesandtschaft gehören, kein Geistlicher 

l's Haus kommen, um Repressalien zu vermeiden. Ist dies aber 

icht der Fall, so soll der katholische Geistliche ihn besuchen und 

ich gegen die etwa herumstehenden lutherischen Leute ^^beschei- 

lentlich'' aufführen und sich nicht in Zank einlassen. 

Ad 4. Die Glaubensverwandten der Gesandten sind zu speci- 
iciren. 

Ad 5. Soll kein protestantischer Buchhändler mehr aufgenommen 
werden, und wird eine bessere Beaufsichtigung und Büchercensur 
stattfinden. 

Ad 6. Hält es die Oonferenz nicht für angemessen, den Umgang 
zu verhindern, geschweige denn zu verwehren, da das in Wien, 
wo Leute aus allen Orten kommen und leben, unmöglich sei. Wohl 
sind zwei Personen vom Katholicismus zum Protestantismus über- 
getreten, Gräfin von Eingsmaul und eine bürgerliche Köchin 
Schätzinger, „vielleicht aus Schwachheit des Geistes oder Unbestän- 
digkeit des Gemüthes", aber die Fälle, dass Protestanten zum Ka- 
tholicismus übertreten, seien noch häufiger. 

Viel schlimmer als unter Carl VI. waren die Verhältnisse der 
Protestanten unter seiner grossen Tochter, der Kaiserin Maria 
Theresia, wie dies auch von ihrem Biographen Arneth constatirt 
wurde. Wir selbst haben eine Studie über diese Fra^e ntttÄt ^^^ö. 
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Titel: „Die Protestanten in Oesterreich unter der Kaiserin Maria 
Tlieresia*', veröfl'eutliclit. *) Hier möchten wir nur einen Fall hervor- 
heben, welcher die Serupulosität der Kaiserin auf diesem Gebiete 
aui deutlichsten bezeichnet. 

Johann Daniel Selig, Kammerdiener des grossbritanischen 
Logations-ISecretärs v. Ernst, hatte den Consens zur ehelichian Ver- 
^Vf^Jw^biiidung mit Barbara Mazin, stadträthlicher PupiUin, erhalten. Cardinal 
Migazzi wollte die/^ Verehelichung nicht als giltig anerkennen, da der 
Bräutigam akatholisch war. Die Kaiserin fragte daher, wer den 
Consens ertheilt habe. 

Die Hofkanzlei berichtete hierauf 17. December 1779, der 
Bräutigam habe einen Eevers ausgestellt, dass er sein künftiges 
Eheweib in ihrer Religionsübung nicht beirren, die Kinaer im 
katholischen Glauben erziehen, und weder selbe, noch sein Weib 
jemals ausser Landes fuhren wolle. 

Unter diesen Bedingungen sei von jeher in Oester- 
reich kein Anstand genommen worden, derartige Ehen isu 
bewilligen. Man glaubte daher das Ordinariat in pohtischer Be- 
ziehung nicht in's Einvernehmen ziehen zu sollen. Genüge jedoch 
dieser Kevers dem Cardinal nicht, so könne er sich einen anderen 
geben lassen, um hinlängliche (Sicherheit für das Seelenheil des 
Weibes und der Kinder zu haben. 

Hierzu bemerkte die Kaiserin eigenhändig: „es solle keiner 
stelle mehr erlaubt sein, in kein land solche ehen zu erlauben 
ehe sie mit dem ordinario verstanden und nachgehends mir vor- 
zulegen meine weitere resolution zu erwarten sei. Diese ehe apro- 
hire nicht habe herberstain**) befohlen sie zu denen urStUinerinen 
zu geben. 

Wer hat es dan expedirt nachdem meine weitere resolution 
vom july vorhanden ist." 

Die Hofkanzlei hielt es nun für Pflicht, wenn auch in aller 
Demuth auf diese Resolution, 22. December 177V, zu repliciren. 

Sie bemerkte zunächst, dass sie alle Vorsichten ihrerseits 
gebraucht habe, und es dann der Partei zusteht, sich die Erlaübniss 
vom Ordinariate zu erwirken. Diese Ordnung liege in der JMatur 
der Sache, da der Civilcontract der Ehe immer vorausgehen müsse. 
Nur der weltlichen Macht stehe es zu diesen Contract gutzuheissen 

*) Historisclies Tasohenbuoh von Baimier-ßiehl, 5. Folge, 8. Jahrgang. 
**) Graf Josef Herbeisiein war ISiuitlialter in Wiedeiösierreieh. 
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oder zu verwerfen, und daher muss der landesfürstliehe Consens 
voraussehen. Eine entgegengesetzte Entscheidung vom Juli sei nicht 
vorhanden. Hingegen führte die Hofkanzloi einige Fülle an, wo 
die Kaiserin selbst unter ähnh'chen Verhältnissen den Eheoonsens 
zu erthei'en gestattete, und sei es dem Cardinal nicht eingefallen 
dagegen etwas einzuwenden. Er bemerkte nur, dass der Bräutigam, 
da es sich zugleich um ein Sacrament handle, auch von dem Or- 
dinariate die Erlaubniss haben müsse, „damit der Pfarrer ihn 
zusammen geben dtirflfe''. Bei der Oonsensertheilung des Badisehen 
Minister-Kesidenten von Sockmar mit der Stettnerisehen Tochter 
wurde der Cardinal überhaupt gar nicht gefragt. Dasselbe war der 
Fall bei Christian Bartenstein, der eine Tochter des Münzmeisters 
von Kronberg heiratete. 

„Diese allerhöchste Befugniss stehet jedem Souverain zu, 
worüber ein Ordinarius einiges arbitrium sich nicht anmassen kann, 
dessen vorläufige Vernehmung, somit von ihm als eine Schuldigkeit 
behauptet und jeder Fall dergestalt erschwert werden könnte, dass 
hieraus viele unliebsame Folgen und Klagen auch grosses Aufsehen 
bei auswärtigen und protestantischen Höfen entstehen dürfte." 

Hat einmal die landesfürstliche Behörde den Consens gegeben, 
so kann die priesterliche Einsegnung nicht mehr abgeschlagen 
werden. Sollte die Geistlichkeit die Einsegnung abschlagen dürfen, 
so könnten hieraus die grössten Unordnungen und Aufsehen im 
Staate und in der Kirche geschehen. Der Nachtheil für die landes- 
fürstlichen Gerechtsamen wäre zu gross, wenn man in solchen 
Fällen zuvor den Beifall der Ordinariate einholen müsste. 

Diese Bemerkungen stimmten die Kaiserin, die eben ihre 
Gerechtsame nicht angetastet wissen wollte, um, und sie rescribirte 
wieder eigenhändig: 

„An die Landesstellen solle allein expedirt werden, das in 
solchen Fällen sie eher hieher berichten sollen und die Ursachen 
beysetzen, die dafür oder dawider sind." 

Josef IL hat den Protestanten die schweren Fesseln ab- 
genommen, aber er war zu sehr katholisch, als dass er ihnen die 
Gleichberechtigung gewährt hätte, er gab ihnen blos das Toleranz- 
patent. In diesem Sinne erging auch an die Landesstellen ein Cir- 
cular, am 25. September 1783, des Inhaltes: 

„Die Copulation ungleicher Eeligionsverwandter muss immer 
vom katholischen Pfarrer geschehen zum Beweis des Vorzuges der 
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Jbi^Tsch enden Religion. Nur auf ausdrückliches Verlangen des akatiio- 
lischen Theiles kann die Anwesenheit des Pastors gestattet werden." 

Am 22. Mai 178H wurde den Protestanten gestattet, katholische 
Kirchen, behufs Umwandlung in protestantische, anzukaufen, jedoch 
mussten sie sie in ihrer äusseren Gestalt derart umändern, dass 
sie einem bürgerlichen Hause ähnlich wurden. 

Nachsichtig zeigte sich der Kaiser in Angelegenheit des 
Pastors Stefan Hoszu zu Hermanseifen im Bidschower Kreise in 
Böhmen, welcher jene Personen, die einen sechswöchentlichen 
Unterricht erhalten sollten, um im katholischen Glauben zu ver- 
harren, zu verleiten suchte. Gubernium und Hofkanzlei trugen darauf 
an, 4. September 1783, den Pastor vom Amte zu entfernen und 
ihn aus dem Lande zu schaflfen. Zum absehreckenden Beispiel sollte 
überdies die Strafe öffentlich kundgemacht werden. Doch der Kaiser 
entschied: „Wer blos aus Fanatismus und übertriebenem Eifer fehlt, 
ist das erste Mal deshalb zu ermahnen. Daher dieser Pastor, weil 
er sonst ein geschickter Mann ist, nur mit einem Verweise an- 
zusehen, aber bei seinem Amte zu belassen ist." 

Mittels eines General-Mandats wurde auf Grund des Toleranz- 
patents angeordnet, dass Protestanten auf katholischen Kirchhöfen 
begraben werden sollen. Der damalige Bischof von Königgrätz, Hay, 
ein Priester in der wahren Bedeutung des Wortes, erklärte in einem 
Hirtenbriefe, dass, obzwar nach dem Kirclienrechte jene, welche 
ausser dem Schoosse der Kirche sterben, nicht mit den Eecht- 
gläubigen auf gemeinschaftlichem Kirchhofe in geweihter Erde 
begraben werden sollen, so sei dies doch nur ein Zuchtgesetz, 
das nach Zeit und umständen geändert werden kann. 

Da und dort gab es jedoch, insbesondere in Böhmen, fana- 
tische Katholiken und kam es bei Beerdigungen von Protestanten 
auf katholischen Friedhöfen zu argen Excessen, so dass Militär re- 
quirirt werden musste. Es kam sogar vor, dass auch das Militär in- 
sultirt wurde. Der Kaiser rescribirte daher auf einen derartigen 
Bericht jrom 14. April 178i3: „Ueberhaupt aber ist das schon so 
oft anbefohlene fleissig beobachten zu machen, nämlich dass sobald 
eine Militär-Assistenz und deren Comando nach allen Vorstellungen: 
und gehabter Langmut entweder wirklich misshandelt oder von 
Erfüllung seines Auftrages platterdings verhindert wird, selbes nie 
keine blinden Schüsse machen oder in die Luft schiesse, sondern 
allsogleich scharf Feuer gebe und durch Bestrafung einiger Menschen 
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den ganzen Unfug bei Zeiten und von WeSferen Folgen hintan- 
halte." - 

Als bald hernach Baufexeesse bei einendi^ Leichenbegängnisse 
eines Akatholiken in Podiebrad vorkamen, faisste der Kaiser die 
Sache von einem andern Ende an. Er resolvirte auf den diesbezüg- 
lichen Vortrag vom 2. Mai 1783, da an derartigen Vorgängen die 
unrechten ßeligionsbegriflfe des Volkes Söhuld-itiiägen, so sollen die 
Ordinarien den ihnen untergeordneten Geisiliehen die Weisung 
geben, das Volk gründlich in der Religion zu unterrichten und 
demselben die schuldige Folgsamkeit geg^n die landesfürstliehen 
Befehle auf das Nachdrücklichste einprägen lassen. 

Kaum war diese Eesolution erflossen, berichtete die Hofkanzlei 
am 15. Mai 1783 über einen Auflauf und eine Zusammenrottung 
in Sehwarzkosteletz. um derartigen Vorgängen ein Ende zu machen, 
befürwortete sie, neben den katholischen Kirchhöfen den Prote- 
stanten Grabstellen anzuweisen. Doch der Kaiser bemerkte: „Es 
wäre allzu bedenklich, in einer blos auf Vorurtheil sich gründenden 
Sache dem Volke nachzugeben und selbes dadurch in den Gedanken 
zu setzen, als ob es durch Gewalt und Widersetzlichkeit jenes zu 
erhalten vermöge, was der Landesfürst ihm* sonst aus wichtigen 
Gründen einzugestehen nicht für gut befurideni haben würde. Man 
könne daher wegen der üblen Folgen^ "nicht nachgeben; es mag 
treffen, wen es wolle." Nach wie vor" hielt jedoch der Kaiser an 
dem Gedanken fest, dass katholische und akatholische Seelsorger 
sich bestreben sollen, ihren Pfarrtindern Liebe und Freundschaft 
gegen andersdenkende Mitunterthanen bestens einzubinden. 

Dieses vorausgeschickt, wird man folgende MittheiluBg desto 
besser zu würdigen wissen. 

In der Gegend des Cistercienserklostöfs Ossegg in Böhmen 
fand man am 18. October 1784 ein* Weib in elendem wasser- 
süchtigen Zustande auf oflfener Strasse schmachtend: Die klösterliche 
Obrigkeit nahm dieselbe in's Haus und stand derselben mit ärzt- 
licher Hilfe bei und gewährte ihr" alles Nöthige. Aller Hilfe un- 
geachtet starb sie jedoch noch in derselben Nacht. Nachdem sie 
verschieden war, entdeckte man, dass äie die Tofehter eines Sol- 
daten und protestantischer Eeligion gewesen sei. Der Pater Secre- 
tarius des Klosters als Ortsobriorkek veranstaltete, dass die Leiche 
nach dem Toleranzpatente auf dem katholischen Friedhof begraben 
und mittelst Wagen dahin geführt werde. Da jedoch in Folge des 
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(icistos <I<M- üiidulilsainkoit, der gegon die Protestanten geliegt 
wurde, gar oft iiiian;«;rn= hine Ereigiiisse bei derartigen Leichen- 
begängnissen stattfandt^n, ging der Pater Secretär selbst mit dorn 
Ca plan znin Ilaiisc, wo die Verstorbene lag, vor welchem bereits 
di'V llorrschaft.>wag«'n zur Abholung bereit stand. Doch die Haus- 
halte, die gehört hatten, dass die Verstorbene protestantisch gewesen 
sei, entfernten sich sainrat und sonders. Die bestellten Todtengräber 
kamen nicht und selbst au?^ dem benachbarten Meierhofe war Alles 
verschwunden, da Kicinand etwas mit der Leiche zu thun haben 
wollte. Unter diesen üin>tänden sahen sich der Amtsschreiber und 
der Kuhrkueclit jrenöthigt, selbst die Leiche in die Todtentruhe zu 
lejren. Nun si»llte der Sarg auf den Wag^n gebracht werden. Dazu 
reichten jedoch die Kräfte der beiden Männer nicht aus, da die 
Verstorbene sehr schwer war. Der Secretär begab sich auf die 
Strasse, um den Einen oder den Andern zu Hilfe zu rufen. Doch 
weit und breit sah man keinen Menschen. Da kamen drei Schul- 
knab(n (Jacob Senger, Wenzel Kraus und Anton Nache). Diese 
bat der Secretär, sie möchten helfen,, dii Leiche aus dem Hau^e 
auf den Wagen zu bringen. Mit grosser Bereitwilli-gkeit kamen die 
Kinder dem Wunsche nach und halfen aus Leibeskräften. Als sie 
dann gefragt wurden, ob sie picht auch helfen möchten, die Lefclia 
zu ürÄbc zu. Irage^n^j antworteten 'sie: y'öt-.ttge^^^ das ht onselNs^ 
Pfticht.-' Auif deni kircfihofe kelbii vi'aiW. viele Menschen, ab^r' 
Niemand half. Darv lud(»n die drei Knabeli andere Knaben eiti, sich 
au dem Werke der Menschenliebe zu betheiligen und nun wurde 
es möglich, den Leichnam zur ewigen Ruhe zu bestatten. 

Als dejn KaiK0r fliese Thatsache mitgetheilt wurde, befahl ^r, 
dass man die datei betheingfen Personen -und den Schullehrer 
belobe. Die drei Knaben , solltoJi jeder einen neuen Anzug sammt 
Leibwäsche bckonunen, überdies/, aber die Eltern das Aufdinggeld 
erhalten, wenn die KnabeK irgend ein Handwerk wählen' werden. 
So versuchte es Kaiser Josef den Gdist ddr confessionellefn Duldung 
im Volke zu beleben.. ' ^''*' ^ ^ . ^^ y - v; - 

Als der ungarische flofkanzler* Graf .Pi4i8y am -fr. Mäfz : 1787 
vorschlug, dass auch Akathoüten ^s Paü*dntoecht" eingeräumt 
werden möge (es würde dies, * wiö Hv nieiiftö, cTer Eeligioii*< öicht , 
schaden und möchte aufs heue ein BeVcis^;det schon jetlft öo^ heil- 
same Früchte bringenden christlichen Dulduög «ein), •gien^höiigte 
Josef diesen Vorschlag und fffgtä hinzu: ^ „Und ist nur ^uf^riönÄrn, 
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dass für d*ü Ha« und die Reparation Aax Sehulliäiiser sowol kaiho- 
liecbe als akatholische InwohiMr aach ihrer Zahl und Kräften 
sämmtlieh beiautragen haben, weil Alte hievon Nutzen ziehen." 
ll^ährcnd der retrogradeii Richtung der Kegierimg des Kaisera 
'' Franz war sei bBtverßtfind lieh von einer wesentlichen Besserung der 
Verhältnisse der r'rot«st!inteD nicht die Bede und sein Kacbfulger, 
«ier Kaiser Ferdinand, hatte das üestreben, so weit er Oberhaupt in 
die Regierung eingrilf, im Sinne seines Vaters lu handeln, wozu 
noch eine raissverstandene Aeuäseruu^ des Kaisers Franz auf dem 
Sterbebette, zu seinem ^»^folger. kam. (Vergl. Jahrb. der (jte&ell- 
schalt für die Oesehidit« des PiYitestsntismus in Oesterreicfa I8S0, 
Seite 53.) 

Im Jahre 1836 gab es Filialbethäuser der Akatboliken: 
__^ In Oberösterreich zu HallstÄdt und Pichlwang; 
, n Steiermark ku (.iras und Thauem(>Judenbui^er Kreis); 

« N iederö st erreich EwVieüer-Ne«8t»dt; 
'^ _ HBöhmenzu Gablonz, Strmeieh (Taborer Kreis), BohoB- 

lawitz (Königgrätser Kreis) und Lositz. 

S-r, Mähren und Schlesien zu iglau, Dankowits, Ghrist- 
dorf, üowiesy in Mahren and zu Kleinbretsel in 
Schlesien. 
tn Galisien und in der Bukowina waren 24 akatholisehe Filial- 
netbäuser. In Kärnten und Krain. zu Laibach, und 9 im Villacher 
Kreise. Die Zahl der protestantischen Kirchen aber war eine minimale. 
Da und dort kam es jedoch vor, dass die ontergoM-dneten 
Behörden liberale Anschauungen hegten und die Bewilligung zur 
Errichtung akatholischer Betliäuser ertheilten. Ks erfolgt« daher am 
11. Februar 1841 eine kaiserliche Entsehliessung, nach welcher der- 
artige BetbÄUBer nur mit Bewilligung der Landesslelle unter Frei- 
lassung des Reeurses an die Beistelle errichtet werden durften, und 
konnte die Bewilligung hierzu nur dann ertheilt werden, „wenn ein 
bleibendes Bedürfniss einer grössei'en Zahl von zu einem Pastorate 
gehörigen, aber am Gottesdienste im Pastoratabethause Theil zu 
nehmen nicht fähigen Protestanten diese Massregel erfordert; wenn 
die Kosten dieser Anstalt durch gesetzlieh zulässige Quellen bedeckt 
sind, und wenn und in wie fem dadurch keine Rechte dritter Per- 
sonen gekränkt werden." 

Glaubeuseifiige Bischöfe Hessen es auch nicht an Versuchen 
li ^ fehlen, die Rechte der Akatholiken noch mehr einzuschränkaii, da 
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sie von denselben eine Schädigung der katholischen Kirche be- 
fürchteten. So überreichte der Fürstbischof von Seckaii am 20. IV 
bniar 1825 dem Kaiser ein Pjomemoria, in welchem es hoisst: 
„Wenn die Akatholiken in Obersteiermark und insbesondere in den 
Gegenden von Wald, Schladming und Rarasaü weiter um sich greifen, 
wtrdj^ nach zwei Decennien die katholische Kirche ganz rerdrängt 
und tein Geistlicher mehr nothwendig sein.** 

Ueber dieses Promeraoria erstattete die Hofkanzlei erst m 
15. December 1847 Vortrag und sie konnte sagen: 

^Mehr als 20 Jahre sind vorübergegangen. Während dieser 
Zeit sind zahheiche Klöster und Congregationen daselbst entstandi^D, 
doch kein einziges neues akatholisches Bethaus. Während dieser 
Z^eit sind 18 Katholiken von ihrem Glauben abgefallen, hingegen 
wurden 80 Akatholiken katholisch. unter den verschiedenen 
Glaubensgenossen kamen keine confessionelle Reibcingou und 
Zerwürfnisse vor." 

r 

Der Fürst-Erzbischof Äugustin G ruber in Satzburg wieder 
überreichte, 18. Juni 1833, dem Kaiser eine tinmediat)ingabe, in 
welcher es heisst: 

„Die schwindelnden Ideen von Gewissensfreiheit uod all- 
gemeiner Eeligionsfreiheit haben wahrhaftig schon die traurigsten 
Folgen genug in der Welt gehabt, um sie als unhaltbar und ver- 
derblich zii erkennen. Es ist nicht wahr, dass von Gott eine jede sab- 
jective Ansicht über die trns gnädig geschenkte OflFenbarung gelte." .. 

Das wichtigste und bedeutendste Moment ist jedoch die An- 
gelegenheit der Zillefthalor. Im Zillerthale in Tirol lebten nSinKcl 
»eit mehr als einem Jahrhundert Protestanten, welche nach der Ver- 
sicherung des Gouverneurs in Tirol achtbare Menscheti uüd treu< 
Unterthanen waren. Man wird es jedoch begreiflich finden, vreni 
man die diesbezüglichen Anschauungen, wie feie noch jetzt vielftcl 
in Tirol hertschen, keimt, dass diese Protestanten vielen Tirolern anc 
speciell dein katholischen Cferus ein Dotn im Auge waren.. Ei 
häuften sich daher Eingabeh auf Eingaben und schliesslich erstattete 
die Hofk&nzlei am 25. Juni 1833 Vortrag. Sie meinte, dass mai 
das Gesetz nicht verlassen sollte, da man sich sonst auf schwan- 
kendem Foden befinde, den Richtpunkt verliere und dadurch of 
gefahrliehen Zuständen entgegen gehe. Man möge daher das Oeset; 
l^obaehten und handhaben und behandle jene im Zillerthale, di< 
idöh ium Protestantisinüss bekennen, strenge nach dem Tolerau^- 
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geßetze. Es sei dabei wedet Ar Atn Stuat noch für die fieligioft 
irgend ein N^ebtlieii zu besorgea, da die Protestanten seit 50 Jahren 
in der ganzen Monarchie unter 34 Millionen Einwohnern keine nach- 
theiligen Einwirkungen hervorgebracht, so werde das auch in Tirol 
nicht der Fall sein. 

Kaiser Fitnz jedoch rescribirte, 2. Aj^ril 1834: ^Dieyonigei^ 
<lje akatholisch bleiben woUea, soUen in andere Provinzen Ms^ev" 
«iedeln, wo akatholische Gemeinden ;sind.'' 

Es ist begneiflich, dass die Hofkanzloi aur Ausführung dieser 
harten Maßregel der Expatriirung und «war des Glaubens wegen 
nur un^rn schritt. Wohl war zu jener Zeit noch nicht Glaubens^ 
und 6ewissefii6freiheit eine nnbedingte Forderung der Gebildeten, 
aber die besser Denkenden, die vorgeschrittenen Goister verlangten 
«ie und nun gar die Austreibung von Glaubensbekennern, denen die 
Toleranz verbürgt war. Selbstverständlioh machten die Zillerthaler 
Prot^t^^Dten Vorstellungen gegen diese Massnegel. Die Ausführung 
der kaiserlichen Enteehliessung wurde daher verzögert. Inswischem 
«tarb Kaiser Franz und die Hofkanzlei erstattete neuerdings «m 
23. Juni 1836 Vortrag über diesen G^enstand und spraeh 
deh die Majorität der Votanten gegen die Massregel aus. Doch 
.am 22. Jänner 1839 ei*iblgte die Resolution im Sinne dds Kaisers 
Franz, und so wurden 500 Zillerthaler, die in dem Abfalle vtNi 
der katholischen Kirche beharrl»n (mehrere opferten ihrem Vater* 
lande den Gliben), zur Auswanderung oder Uebersiedlung aus Tirol 
in ein anderes österreichisches Kronland, wo Protestanten wohnten^ 
verhalten. Sie wanderten jedoch zumeist nach Schwabafch in Mittel« 
franken. 

Diese Angelegenheit hatte aber no«h ein Nachspiel. Nachdem 
die Marzrevolution im Jahre 1848 stattgefunden hatte, wendeten sich 
die Exulanten an das Ministerium des Innern in Wien und baten, 
dass ihnen die Bückkehr nach Tirol gestattet werden möge. Das 
Landespräsidium in Tirol, um seine Ansicht befragt, meinte dieses 
Gesuch nicht befürworten zu sollen, da die Auswanderung auf 
Orund einer allerhöchsten Entschliessung erfolgte und die Ver* 
fassung noch nicht in Wirksamkeit getreten sei, sondern erst be* 
rathen werde. Das Ministerium schloss sich dieser Ansicht an und 
lehnte das Gesuch am 6. October lb48 ab. 

Wie engherzig man in dieser Beziehung vor dea 
tagen 1848 war, geht auch daraus \i^tNQt^ di^»^ ^\^ 
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Staude im Jahre 1848 damiD petireo mussteo. za gestattuB, den 
Oberlieuteuant Peche Stsflford, einen Akatholikeo, zum inäbrisch^ 
ttöndi*cben Bereiter zu beateilen. Die Hofkanzl« ^wäbrte 17. So- 
rember 1^3 diese Bitte, da der dem Stafford xi^wiesene Unter^ 
rieht iD ävc Reitkunst in keiner Bnzifbuug nail fer geistiges und' 
religiösen Bildnug idJnai tiltrm steht. ^ 

Als gewiiwennassen liberal jedoch mnss die Ent'^cheidung der 
Hoflfanzlei vom 17, Decembei IH4-2 betraehiet werden, nwh weither 
■^r Tanfaet nicbt al» entschiedenes Criteriani in Beziehung aaj 
'die religiöse Erziehung ^fär und daher derjenige, der liftthotiseti 
getauft, al>er als Akatholik erzogen wurde, als &katholi»ch aor 
lusehen sei. 

Im Ganzen nnd Grftasen jedoeh war die Btnniaang aaeh wia 
Tur gegen die AkatholiteD, 

Im Jalir« 1844> woltten äfe beiden Schwestern t. Angera ans 

'Magdeburg, die frflher wiederholt in Tirol während de» Somraers 

gelebt hatten, und denen e» dort geäel, die Sehlussniine Kropfa- 

"^erg, die sie asgekaufl hatten, neu erbauen lassen, um daselbst 

wÄhreöd der sehöHen Jabres-/.«t zu wohnen. Da sterile e« sieb 

hemns, da»8 die beiden nicht mehr jungeo Damen/ protostantiseh 

waren- Die Hans-, Hof- und Staatskanzlei wurde hierauf ver- 

aolaset, über dieselben Reehereben zu machen. Der österreichische 

Gesandte in Berlin, Graf TrauttmansdortT, iiisserte sich bosoodei» 

günstig Aber sie, bemerkend, sie seien die dt^'hwügeriunen de» 

Präsidenie» t. Kleist, Doch der Gouvernenr von Tirol, üraf BrattdWy 

sowie der Cardinal Sehwarzenberg eifwten auf das entschlede«Btö 

il»gegen. Sie oieinten, man habe acht Jahre »u?er 500 Zillerthaler,, 

die in dem Abfalle von der kalhollsehoD Kirche bt^iarrteo, zur 

Answandernng aus Tirol rerhallen, mit welchem Beebte wollte u 

P'*' jetzt diese protestaal isc hon Biltstüllerißnen aiifnebnieü? w» tei- 

; ff^f, tbellten überdies Tractällein, um die Katholiken von ibretaGlaubeD 

abwendig zn machen, und da dtrfte es angezeigt sein, -di^tse-Pa»««, 

' wenn sie wieder nach Tirol kämen, polizeilieb aaaweisun zn lassen. 

Nseh genauen Erhebungen ergab sieh, dass die Damen xwdli 

Jfflchtein verthelJt hatten: das gnt kathclisehe Thoinas v. Kempi» 

„Nachfolge Jesn Christi" nnd ein protestantisches ErbaBungsbuch, 

weiches nach der Erklänia^ des Bischofs von Brisen keine t'elnd- 

Mligkeiten gegen die kalbolisehe Kirche enthielt. Nach langen Ver- 

"-irnidlnngen gaben schliesslich die Bittstellßriniion ihr Vorhaben auf. 
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Iw Jühra 1846 war aach die dreihuadetlj&hrig« Büculnrfeier 
dfls Todfesiages Dr. Martin Luther'B. Da stellte der zweite Prediger 
•m<J geistlicliu Uatli des aJfatlioli3i:be£L Cousistoriums iu Wien, 
AudreaM (juaescli, Anfangs Febi-uor lti4(i bei der genaaiiteii Be- 
hörde den Antj'tkg, die bevorsteiieade Säeularreier zu begeben. la 
diesem Antrage ho'isat es: Der l«. Februar Ibiü ist der Tag, an 
welchem Dr. Martin Luther vor drei Jahrhunderten die Augen 
suhloss. UeJ der Bedeutung dessen, was ihm die evangelische Kh'cbe 
verdaulit, liegt en uabe, dasa die Wiederkehr dieses Tages nach 
Vei'lauf von drei Jahrhunderten von den üenosseu dieser Kirche 
oiubt gleiuhgiltig aujguuommeu werden könne. Ueberall, wo die 
Wii-htigkeit des Wirkens Luther's zum Bewusstsein gekommen ist, 
werde eine soli;be Uedächtnifisteier vorbereitet. Es liege in der 
Katur der Sache, dass diuaer Tag auch von den evangeiischea 
Olaubensgenot^en in Oesterreieh nicht unbeachtet bleibe, und werden 
die evun^ehschen Geistlichen di«i36u Tag gewiss nicht mit titill- 
schweigen fibergehen. Allerdings lege eine derartige Feier in 
Oesterreich den geistlieben Ubeibi^hürden gro^e Vorsicht auf und 
könui« Jede aulfallende Feier als Demonstration gelten. Andererseits 
aber könne aneh das ConsistArium in einem Momente, wo aller 
Augen auf d&sselbe gerichtet sind, nicht schweigen. Selbst wenn 
Missgrifie vorkommen sollten, kann es ehur die Folgen derselben 
tragen, als den Vorwurf der Lauigkeit. 

Es handelt gich nicht um eine auflallende Feier. Diese kann 
nur unler Ireieu und günstigen Verhältnissen geschehen ; hier soll 
die Feier nur in stiller Pietät geschehen, die auch nicht miss- 
billigt werden wird. 

Di« evatigelischen (jeistliehen sollen in den Predigten bei 
dieser Gelegenheit nicht polemisiren, sie sollen die Gemeinden zum 
Danke gegen den Mann, dessen Augen sich an Jenem Tage schlössen, 
und zur Aubänglicbkeit an die Xirche ermuntern. 

Der Präses des k. k. Gonsistoriums Augsburger und Hel- 
vetischer Oonfession, IJraf Hohe.iwart-üerlachstein, Katholik (erst 
im Jahre Isöij wurde es Protestaubeu gestattet/einen Ulanbens- 
genossen zum Präsidenten zu babenj, war durchwegs mit diesem 
Antrage nicht einverstanden. Schon das Hervortreten Uuuesch's 
meinte er, unterbreche auf eine tiehr unfreundliche Weise die bisher 
in Oesterreich im üegeusaize zu Deutsehland vorherrschende w- 
Ireoliche Bnhe, Wenn in dieser Angelegtmheit etwas geschehe» 
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eoUee, so hätte es vom ersten Piedigei', dmu Supei'iateDiläRteil 
Faiier, aiisgetian müsseu. Da überdies der Termia ^u kurz soi, s<h 
könnte iiberlinupt auf den Autrag nicbt eiugogangeii \i'erd«a. Dent 
Schritte GuimscL's sei überhaupt keine loyale Timdeo^ abmsehea* 
und wurde auch diesbezüglidi von keiuer anderen Seite aogefra; 
Sollte dieses gescheben. so beab&icbtigt/Grat' Uobenwart eine stilJ 
Feier zu gestatten, wobei sieb Jedoch jeder auflegenden Poleuük^ 
zu enthalten sei, und müsse man ti-achtun, jede uoliebsame 
pUeatioa au Yermeiden. 

In dieser Weise kam es, dass der dieibundertjäbrige Todestag 

Lutber's bei den Protestanten in Oesterreieb uimeist todigeseh wiegen 

wurde, und da wo ein Prediger dieses Theioa berührte, mus»te er 

alles vermeiden, was von de'Ui eigentlichen Zwecke ahweichon 

t oder zu aafregenden Hinweisnogea au/ die neueren Erscbainungea { 

' (darunter verstand mau den Deutscrh-Katbolicisoius) lubren könnte. ' 

»Es ist unter diesen Verhältnissen begreitlieb, dasä maji das 
Wirken des Gustav Adolf- Vereines nicht mit freundlichen Augj 
ansah. Als daher dieser Verein dämm ansuchte^ Oesterreleh b^ 
Akatholikeu Beitrüge zu sammeln, bemerkte Fümt Mettecnich in 
einer Note an dw Hofkanzlei 2.6. Juni 1^47: 

„Ich kann jedoeh bei diesem Anlasse die Bemerkung nicht 
snterdrücken, das» die grosse VerviellSJtigung ühnllbber Uesucbö 
ioQ Auslande keinen für die österreicbisehen Zustände, erfreulichen 
Sindruck erzeugen, und dass immerhin darauf gewirkt werden 
dürfte, die akatholiachen Gemeinden dahin zu leiten, zur Bestreitung] 
ihrer Bedürfnisse auch auf anderen Wegen Bedeckung zu suchen, 
wie ^solches vor dem Bestände des (iustav Adolt- Vereines geschehen 
ist, die mife von daher aJber auf wenige besonders rücksiehtf 
würdige Fälle zu beschränken." 

Das Gesuch des genannten Vereines zu Schleswig, einen evan- 
felisehea Prediger nach Oeslerreich zu senden, um die Bedürfnisse 
und Verhältnisse der evangelischen Gemeinden näher kennen zu 
lernen, wurde selbstverständlich rundweg, 30. Jänner IH47, ah- 
gelehnt. 

Ks wäre jedoch ein Irrtbum, zu glauben, dass die damahgeu 
teterreichischen ätaatsmünner Ihr Vorgehen füi- objectiv berechtigt 
hielten; wohl aber meinten sie, es sei ein» ätaatsnotbwendigkeit 
uuL dai*um schreckte sie auch jedes rauschende Blatt. Fast einen 
kauüebßQ Kindruck macht es, daes die öBt^rreichischen Staats« 
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männer in Sorge waren, weil ein Pastor zu Hannover einen Voilrag 
über den Zustand der protestantischen Kirche in Böhmen halten 
wollte, und fand deshalb eine diplomatische Intervention statt. Der 
Sachverhalt war nämlich: 

Deutsche Blätter berichteten 1848, dass im Laufe des Winters 
zu Hannover Zusammenkünfte des Gustav Adolf- Vereines abgehalten 
werden, wobei der Präsident, Pastor Flügge, über den Zustand der 
protestantischen Kirche in Böhmen zu sprechen beabsichtige. Da 
überdies Andeutungen vorkamen^ dass der genannte Verein neue 
Bethäuser und Schulen in böhmischen Ortschaften gründen wolle, 
wo solche gesetzlich nicht bestehen, so wurde das Ministerium des 
Aeussern von Seite der Hof kanzlei ersucht, durch den österreichischen 
Gesandten in Hannover darüber Auskünfte einzuholen ; ebenso wurde 
* der Präses der akatholischen Confessionen, Weber, aufgefordert^inen ^ 
\* Bericht zu erstatten. / 

Fürst Metternich sendete hietauf der Hofkanzlei am 28. Fe- 
bruar den vom österreichischen Gesandten in Hannover, Freiherrn 
V. Kress, eingelaufenen Bericht vom 1. Februar lö48, in welchem 
es heisst, der König sei gegen den Unfug der Bildung von Vereinen, 
nichtsdestoweniger sei der Zweigverein in Hannover entstanden. 

Nachdem der Vortrag angekündigt war und bei der Leidenschaft- 
lichkeit und Parteilichkeit des protestantischen Clerus erwachte in 
dem Gesandten die Besorgniss, dass der Vortrag Angriflfe auf die 
k. k. Staatsverwaltung enthalte und etwa picante aber falsche That- 
sachen auftischt, die bei der leidigen vorherrschenden Neigung 
zur Publicität gedruckt werden. 

Kress begab sich daher zu dem Geheimrath Freiherrn v. Falke / 
und gab dem Wunsche Ausdruck/dem fraglichen Gegenstand Auf- / 
merksamkeit zu widmen und Flügge zur Zurücknahme des Vortrages ^ 
zu bewegen, oder etwaige anstössige Stellen zu streichen. 

Falke liess sich das Manuscript vorlegen, das jedoch nichts 
Anstössiges, blos historische Daten und keine Polemik enthielt. 
Der Verfasser beabsichtigte auch nicht den Aufsatz, drucken zu 
lassen. 

Die Staatskanzlei theilte dieses Resultat der Hof kanzlei mit der 
Bemerkung mit, „dass die Verhältnisse der Protestanten in Böhmen 
die besondere Aufmerksamkeit der Behörden noth wendig machen/ 
weil begünstigt durch die Grenz Verhältnisse die ausländischen 'prote- 
stantischen Vereine auf die Culturverhältnisse in Böhmen in Corre- 
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1^ : i^)ondeii2 mit inländiseben Padtoren, mittelst GeldanterstötzfiDgeo, 

14 j da die Lage der Pastoren sehr drückend i»t, durch Emissäre ete. 

i; j immer mehr Einfluss zu gewinnen suchen. -" 

s 

1 i 6. Kichtnnirtß firiechen in Wien. 
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Zu den Akatholiken gehörten auch die nicbtnnirteii 
Griechen und wir wollen einiges ober deren Yerhäitiüsse in Wien 
erwähnen. 

Lange bevor das Toleranzpatent erfiossen war, lebten nichtunirte 
Griechen in Wien. Zur Befriedigung ihrer religiösen Bedürfnisse 
war den nichtunirten Metropoliten und Bisehöfen, welche von Zeit 
zu Zeit nach Wien kamen, gestattet, in ihren Wohnungen Gottes- 
dienst zu halten, bei welcher Gelegenheit es ihnen erlaubt war, 
ihre Glaubensgenossen an demselben theilnehmen zu lassen. Da 
diese Glaubensbekenner immer zahlreicher in Wien wurden, S9» 
miethete der Metropolit im Jahre 1730 eine Wohnung im Dempfinger- 
hof in der Seitenstettengasse, wo sich jetzt das jüdische Gotteshaus^ 
befindet und richtete einige Zimmer zu gottesdienstlichen Zwecken 
ein. Nach sechs Jahren übersiedelte das Gotteshaus in den Steyrer- 
hof. Die Priester wurden anfangs aus dem Clerus der illyrischea 
Nation und dann aus dem Möncbstande der Hierosolymitaner Klöster 
berufen. Im Jahre 1753 beriefen sich türkische Unterthanen 
in Wien, welche griechisch nichtunirt waren, auf ein angebliches 
Privilegium, welches sie vom Kaiser Carl VL erhalten haben sollen,, 
dass ihnen die Capelle im Steyrerhof als unbeschränktes Eigenthum 
gehöre und setzten jene nichtunirten Griechen, welche nicht türkische 
Unterthanen waren, vor die Thüre. Der Hof-Kriegsrath und die- 
Staats- und Hofkanzlei mischten sich nun in diese Angelegenheit 
und mittelst Decret vom 28. März 1761 wurden die türkischen 
Unterthanen verständigt, dass alle nichtunirten Griechen gleiches 
Anrecht an der bezeichneten Gapelle haben. Die türkischen Unter- 
thanen wollten jedoch von einer Gemeinschaft nichts wissen und 
nahmen alle Ornate und kirchlichen Geräthe aus der Gapelle, sperrten 
sie und erklärten, es werde von nun an kein Gottesdienst gehalteoi 
werden. Wohl musste die Capelle auf Befehl der Begierung wiedeir 
geöffnet werden, doch verfiel sie immer mehr und mehr. Die Sach<^ 
bekam eine andere Wendung im Jahre 1770, als Fürst von Galizin 
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als mssjscher Gesandter nach Wiön kam. Dieser fasste die Sache 
an einem anderen Ende an. Er miethete im Pilatischcn Hause 
eine Wohnung und errichtete in derselben eine Gapelle, welche er 
seinen Glaubensgenossen eröffnete. Die Türken sahen sich nun^ 
sozusagen, auf das Trockene gesetzt. Sie wendeten verschiedene 
Mittel an, um sich diese Ooneurrenz vom Halse zu scbafiTen. So 
brachten sie es durch Geldentschädigung dahin, dass der Eigen- 
thümer des genannten H^iuses dem Fürsten Galizin die Wohnung 
kündigte; doch der Fürst fand eine andere Wohnung im Schmidt- 
sehen Hause, und mit allem Eifer pdegte er den griechischen Gottes- 
dienst und suchte für denselben Propaganda zu machen, was den 
österreichischen Behörden und speciell der frommen Kaiserin Maria 
Theresia sehr unangenehm war. Nun sahen sidbk die türkischen 
Unterthanen im Jahre 1775 veranlasst, zur St. Georgs-Gapelle in 
den Steyrerhof wieder zurückzukehren. Diese agitatorische Thätig- m 
koit des russischen Gesandten in Wien für die griechisch /nicht- /« 
unirte Kirche hatte sieh dem Gedächtnisse der osterreichiscnen Be- 
hörden wohl eingeprägt, und man kam desto williger den Wünschen 
der türkischen Unterthanen nach. 

Josef IL erwies sich denselben besonders wohlwollend. Ob- 
sehen er, wie bekannt, einen sehr hohen Werth auf die Allianz 
mit der Kaiserin Katharina von Bussland legte, suchte er doch die 
Propaganda des russischen Gesandten auf kirchlichem Gebiete ein- 
zudämmen. Er gestattete den Illyrern und Wallachen, die sich zur 
griechisch-nichtunirten Beligion bekannten, ein eigenes Gotteshaus 
auf dem Fleischmarkt zu errichten, das noch heute besteht, welches 
jedoch nach dem Toleranzpatente vom Jahre 1781 keinen öffent- 
lichen Eingang haben durfte (dieses Vorrecht besassen ausschliess- 
lich die katholischen Kirchen; ebenso wie nur diese Thürme, Glocken 
und nach Aussen sichtbare Uhren haben durften) und die nicht- 
unirten Griechen, welche türkische Unterthanen waren, behielten 
die St. Gewgs-Capelle im Steyrerhof. Im Jahre 1787, als der Krieg 
mit Bussland gegen die Türkei bereits geplant wurde, baten diese, 
es möge ihnen gestattet werden, einen Thurm in der Capelle zu 
erbauen and beriefen sich darauf, dass auch den niehtunirten . 
Griechen und Protestanten in Ungarn gestattet wurde^hürme nnd l^ j 
Glocken auf ihren Bethäusem zu haben. Die Uofkanzlei rieth | 
davon ab (3. beptember il8«), bemerkend, dabs m Ungarn» di« 
Protestanten stets gesetzlich geduldet* waren, was in Wien nwti^. 
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]y der Fall wA. Sie fügte hinzu: „Wenn also den Bittstellern Le- 

^ willigt würde/ einen Tliurm mit Glocken auf ihr hiesiges Bethaus 

f^. setzen zu können, so wird man auch den Protestanten hier und 

gl überall diese Freiheit eingestehen und ihren Bethäusern auch die 

r äusserliehen Formen einer Kirciie zulassen müssen, welche sie so- 

[ gleich alle ansuchen werden, und wodurch die mit vieler Vorsicht 

gesetzte Beschränkung ihres Gottesdienstes auf einen privaten und 
nicht öffentlichen Gottesdienst gänzlich aufhören und ihre Religionen 
nicht mehr blos tolerirt, sondern eigentlich Staatsreligionen zu sein 
ij scheinen. •* JJoch der Kaiser reseribirte, dass die Erbauung eines 

Thurmes und Anschaffung von Glocken ohne wjöiters zu gestatten 
sei. Da Josef bezüglich der Katholiken eine neue Diöcesanein- 
theilung traf, welche von dem Principe ausging, dass öiterreichische 
Katholiken nicht unter einem auswärtigen Bischof stehen sollen, 
so ordnete er consequenter Weise auch an, dass die nichtunirten 
Griechen weder von dem Patriarchen in Constantinopel noch von 
j einem in Bussland abhängig sein sollen, sondejn vom Erzbischof 

iöi Carlowiiz. '^ 

1 .... 

\ Im Jahre 1792 entstanden Streitigkeiten zwischen diesen beiden 
Bethäusern/ da nahm die Hofkanzlei für die Türken im Steyrerhofe 
das Wort. 'Sie bemerkte am 21. September: „Nachdem man weiters 
in die billige Betrachtung ziehen muss, dass diese Nation wegen 
ihres ausgebreiteten Handels, wegen des Nutzens, den sie dadurch 
den Erbländern verschafft und selbst wegen der verschiedenen 
politischen Bücksichten, welche anderseits bei den ttirkitchen Unter- 
thanen eintreten, mit allem thunlichen Menagement behandelt zu 
werden verdient, um nicht Beschwerden zu veranlassen, grössere 
Vortheile zu verlieren oder mit Beseitigung der türkischen Dependenz 
zu der weit bedenklichem russischen, wie sie im vorigen 
Zeiten war, den Eingang zu machen." Im Jahre 1797 trat der 
^ griechisch /nichtunirte Bischof von Ofen, Dionysius Poppowieh, als 
Denunciant gegen dieselben auf. Er zeigte nämlich an, dass in 
der Wiener Capelle der türkischen ünterthanen nicht für den Kaiser 
namentlich gebetet wird. Die Regierung (die jetzige Statthalterei) 
suchte nun den Vorstehern der Kirche begreiflich zu machen, das« 
es doch mindestens schicksam wäre, wenn sie des höchsten Landes- 

\fär8ten in ihren Gebeten besonders gedächten. Diese baten jedoch 
. dringend, sie mit jedec^eränderung zu verschonen, da sie und ihre 
' Angehörigen, die in der Türkei leben, die unangenehmsten Folgen 
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haben könnten. In ihrer Liturgie komme eine Stelle vor, in welcher 
sie fllr alle christliehen Monarchen beten, ohne Jemanden besonders 
zu nennen. Wollten sie Namen nennen, dann müssten sie auch 
des russischen Kaisers gedenken, der ihres Glaubens sei. Es gäbe 
auch Leute, die diese Sache dann in ein schiefes Lieht bei der 
Pl'orte stellen und sie als unpatriotisch denunciren wfirden, wodurch 
sie der Gefahr ausgesetzt war^n, dass sie oder ihre Familien, die 
in der Türkei leben, misshandelt werden möchten Ohnehin hätten 
ihnen die Kriegs bei träge, die sie gegeben, Verdriesslichkeiten in der 
Türkei bereitet; würden sie das Rituale ändern, dann könnte sich 
ihre Lage noch unangenehmer gestalten. Die Begierung würdigte 
diese Gründe und der Kaiser stimmte ihr bei. 

Wie sehr haben sich seit jener Zeit die Verhältnisse geändert. 
Wer kümmert sieh jetzt darum, ob ein akatholisches Bethaus Thürme 
und Glocken hat oder nicht. Ist doch sogar in Tirol eine prote* 
stantische Gemeinde eM^tanden! 

So viel man weiss/ ist auch Oesterreieh heute stärker und 
kräftiger als vor dem Jahre 1848, als österreichische Staatsmänner 
derartige Fragen als vitale behandelten. 
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Militari a. 



1. Eriegssteuem. 

(AFer Spruch: „Zum Kriege braucht man drei Dinge: Geld, 
Gelwund wieder Geld** wird verschiedenen Feldherren zugeschrieben. 
Wir/ wollen nicht nach dem Autor forschen, so viel aber ist gewiss, 
dass der Spruch wahr ist. Und da Oesterreicb oft und häufig Krieg 
fährte, so ist es begreiflich^ dass man eben sehr oft und häu% 
Geld brauchte und in Geldverlegenheiten wai» Am Ende des sieb- 
zehnten Jahrhunderts kam es so weit, dass die Hofkammer sich 
gegen die geplante Vertreibung der Juden aus Wien und Nieder- 
österreich, die dann doch im Jahre 1670 stattfand, sträubte, weil 
sie ohne die Judensteuern sich ausser Stande sah, Küche und Keller 
des Kaisers zu versorgen. Thatsächlich gestattete man bald hernach, 
aus finanziellen Gründen, mehreren Juden? wieder nach Wien zu 
/ kommen. Nichtsdestoweniger war man genöthigt/das silberne Ge- 

' schirr des Hofes und mancherlei Geschmeide zu verpfänden, und er^ 

hielt darauf ein Darlehen von 2000 Thaler. *) Im Jahre 16VK) sah man 

*) Im Jahre 1793 warden mit Prenssen Unterhandlungen gepflogen, 
Bilfstnippen g(gen Fiankreich zu stellen. Prenssen erklärte auf dieses Ansinnen 
ein/.ugehen und lOO.UOO Mann aufzustellen, verlangte jedoch für das nächste 
Jahr als £utgolt 22 Millionen Thaier in vierteljährigen Baten im vorhinein 
zahlbar. Minister Thugut aber erklärte, als ihm diese Forderung durch den 
^ preussischen Kesidenten Cäsar am 5. November bekannt wurde, bei Oesterreiohs 

^ erschöpften Kräften sei es uumögiich, auf d^ese Forderuug einzugehen. Er fügte 

hinzu : „Wenn der Kaiser sich selbst und semen ganzen Hof verptanden wollte» 
er würde eine solche bumme nicht aufbringen köunen.** 
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sieb genötbigt, zu den damals bestandenen Stfü^m nc^h t^um 
Kopfsteuer aufzulegen. JMotivirt wurde diese Masj^n^pel : 

„Wegen der andringenden Gewalt und Mac!it/ fii>vrolil d^ / 
Erbfeindes cbristlicben Namins, als der stets rrieiibrikehiir^'ü Kn>iio 
Frankreieb, wie genugsam vor Augen, dass rrtord^TÜrb ist ein«« 
genügsame Armada in Hungam ins Feld zu stellen.'' 

Die Kopfsteuer wurde folgendermassen festgesetzt: Ein welt- 
licher Fürst erster Glasse zahlte lOO» fl., ein Fürst zweitor C\{\9m\ 
ö(0 fl. ; Grafen erster Classe 50' ^ fl., (ii-afen zweiter Olasse und 
Freiherren erster Classe 3('0fl., Graten dritter Class«» unil Kroihorn^n 
zweiter Glasse 100 fl., I^Veiherren dritter Classe 2;) fl. ; Ritterstands- 
personen erster Glasse 150 fl., JBitter zweiter Classe öO H, Rittiu* 
dritter Classe 10 fl. ; Generale und Oberste erster Classe Ui)0 fl., 
zweiter Classe 200 fl.; Oberstlieutenants GO fl. ; Nobilitirte orster 
Classe und Privatiers 40 fl., Nobilitirte zweiter Classe 25 fl. ; kalsc^r- 
liche Titularräthe 40 fl., kaiserliebe Beamte und Diener/ die mebr .. 
als 200 fl. Besoldung hatten^ Ton jodem Gulden den lO. Pfennig, / 
die unter 20«) fl. Besoldung zahlten den 2 1 Pfennig. — Doctorv.» 
juris et medicinae 50 fl., Doctores zweiter Classe HO fl. ; Akado- 
misehe Burger erster Classe 30 fl. ; Agenten, Sollicitaloren und 
Hofadvoeaten 30 fl.; bofbefreite Juweliere erster ClaHse 150 fl., 
zweiter Classe 100 fl., dritter Classe 25 fl. ; Aufwilrter und Pagen 
erster Glasse 3 fl., zweiter Classe 2 fl. und dritter Classe 1 fl. ; 
Bürger in königlicben Städten erster Classe 12 fl., zweiter ClasMe 
6 fl. und dritter Classe 3 fl. ; Bürger in landesfftrstlieben Htftdten 
erster Glasse 4 fl., zweiter Classe 2 fl.; Bürger in Herrseliatlii- 
städten erster Glasse 1 fl. 30 kr., zweiter Classe 1 fl. 

Die Frauen zahlten die Hälfte von dem, was ihre Gatten 
zahlten, und Kinder, die sieb noch unter väterlieber (iewalt befanden, 
den vierten Theil von dem. was der Vater zahlte, Ko dass z. II« 
ein Fürst erster Classe 1000 fl., dessen (iemaliri Ff(H} fl., und Jede« 
deren Kinder unter väterlieber (iewalt 25^ f fl. entriebteten. (I)abei 
woUan wir bemerken, die Gattinnen der Ad^'ligen bis i'UimhVu'fm' 
lidi der Bitter werden „Oemalin'', die der Milit Arbranehen ^Kbe- 
eonsortien'' genannt Bei den einfa/;h (iea^lelt^n, kaiserlieh^m B^ 
amten und Dienern ete. hei.<isen sie ^Weiber'', die tlw D(K;t4>ren 
«laieweiber*'.) 

Diese Steuer entrichteten au^^h GeiHtliehe. fliesen gegenüber 
hßkut es im Patente: ^Weilen ni/ht zu zweifeln« das« Milbige, wi# 
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sie den königlichen Schutz bei so schweren und kostbaren zweien 
Kriegen geniesst und guten Theils vor Alters von k^nig^ 
liehen und landesfürstliehen Mitteln gestiftet ist, 
um das Publicum, sich selbst, die Gotteshäuser und das gante 
Land von dem mahömedanischen Greuel zu salviren, sich aus freiem 
Willen der Beisteuer bequemen werden." 

Die Kopfsteuer für die Geistlichen war folgender Weise fest- 
gesetzt: Ein Fürst erster Ciasse lO'JO fl., ein Fürst zweiter Glasse 
600 fl. ; Bischöfe, die nicht Fürsten sind, erster Glasse 400 fl., 
zweiter Classe 200 fl. ; Prälaten mit Convent erster Glasse 800 fl., 
zweiter Glasse 400 fl. ; Praepositi sine capitülo 200 fl. ; AhtktHssae 
und Geistliche erster Glasse 600 fl. ; zweiter Glasse 300 i.; 
Manns- und Weibsklöster^ die Güter haben, erster Glasse 300 fl., 
zweiter Glasse 200 fl. ; Thumb(Dom)cänonici 200 fl. ; Golleifial 
canonici 30 fl.; Dechanteü und Pfarrer erster Glasse 100 fl., 
Bweiter Glasse 50 fl., dritter Glasse 12 fl.; Curati erster Glasse 
12 fl., zweiter Glasse 6 fl. ; Capellani erster Classe 5 fl., zweiter 
Glasse 3 fl. 

Schliesslich wurde auch die Kopfsteuer für die Juden bestimmt. 
Juden in königlichen Städten erster Classe 6 fl., zweiter Glasse 
ä fl., dritter Ciasso 1 fl. ; Juden in Herrschaftsstadten erster Glasse 
1 fl. 30 kr., zweiter Glasse 1 fl.; Fremde 30 kr.; Weiber nach 
Proportion die Hälfte, Kinder ein Viertel. 

Die Juden hatten ausserdem zu Jener Zeit zahlreiche Steuern 
zu zahlen; überdies hatten sie Anlehen zu machen, die oft er- 
drückend waren. Zu jener Zeit war es insbesondere der Jude Samuel 
Oppenheimer in Wien, der durch seine Anlehen den Staat in aus* 
giebiger Weise unterstützte und zwar nicht nur er, sondern auch 
seine Söhne, welche in Frankfurt am Main waren. Sie waren es 
auch, die das Militär mit Pulver, die Pferde mit Fourage etc. ver- 
sahen. Nachdem jedoch Samuel Oppenheimer und seine Söhne dem 
Staate enorme Vorschüsse gemacht hatten, ohne dass sie liquidirt 
wurden, wollten dieselben weiter keine Anlehen machen. Da schrieb 
der damalige Erzherzog Josef am 5. September 1702 an den Mark- 
graifen Ludwig Wilhelm zu Baden; dass er sein Wort gebe 
und der Herzog könne sieine „Parola" beim jungen Oppenheimer 
engagiren, dass für die dermaligen Lieferungen (um das Heer bei 
Germersheim und Pilippsburg zu versehen) bar bezahlt, oder sonst 
„vei-inügliche Satisfaetion** gegeben werden solle. (P. M.) 
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*) Im Jahre 1749 waren die Ansgalen für das Militäi- (^s bestand aus 
112.00) Mann) mit 14 Millionen prällminirt. Wir wollen hier einige l'o4ea 
hervorheben. Diö Ausgaben für einen Recniten waren 21 fl. 46Vt ^^-^ "nd zwar: 
Ein Hut 54 kr., ein ßoek 6 il 3'/, k .. ein Caniisot 3 fl. 32 kr., Tuchhosen 
. 1 'fl. 16 kr.; Leinenhosen 30 kr., zwei üeinden 1 fl. liB kr., zwei Binden S kr., 
ein Halsschloss 5 kr., ein Paar Strümpfe 45 kr., weinse Gamaschen 3» kr, 
schwarze Gamaschen 30 kr., Schuhe 1 fl. 15 kr, ein Bajonnet 45 kr., eine 
Kuppel 30 kr., eine Patrontasche 2 fl. 30 kr., Flickereen lö kr., Pülvörhorn 
12 kr., Knieriem 6 kr. und Tornister 21 kr. 

"■ Die Kosten für die Kegimcnter- Verpflegung betragen 9 391.t>28 fl. 56V, kr., 
für Brot und Fonrage 1,047.1(»8 fl.,. für Service 375.7Ö7 fl und die 
Kosten des Generalstabes 757.^27 fl. 49Va kr. (präliminirt waren sie blos mit 
745.737 fl. 35Vt kr.) u. s. w. 

Diese Summen wurden gedeckt dun-h Steuern, nämlich die Contribntion, 
den Landesbeitrag, die Vermögenssteuer, den Kecrutirungs- und den Vorspanns- 
fonds. Ungarn nnd dessen Nebenländer enuichteten blos die Contribution and 
den Landesbeitrag. Wir geben hier in runden Zahlen die ilauptsummen: Tirol 
142.000 fl,, Vorderösterreich 116.00) fl, Böhmen 4,3,j7.0Jv) fl., Mähren 1,530.000 fl., 
Sohlesien 2(0000 fl., Niederösterreich 1,679.000 fl., Oberöste -reich 701.00Ö fl., 
Steiermark 704.000 fl., Kärnten 354.0U0 fl., Krain i:44000 fl., Görz 25000 fl., 
Gradiska 16.000 fl., Ungarn 3,365,000 fl., Siebenbüigen Ö3Ö.000 ft., Banat 
412.000 fl„ Slavonien und Syrmien U^.OOo fl. und die Miiitärgrenze 30.000 fl. 
Die Totalsumme betrag 14,898.113 fl. 59 kr.. l»/i^ Pfennig. 
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Bedenkt man, dass in dem angeflibrten Jahre .liiSo/ n.ach den / 
, uns vorliegend('n Daten Steiermark 300.(00 fl., Krain 120.000 fl.^ZL^ 
; und Kärnten 100 000 fl./ausseiwd(*nlliche Kriegsst^ueri^^ 
. zahlten, so wird man zugeben, dass die Steuerkraft de8 Volkes in 
\ extremer Weise in Anspruch geuommen wurde. 

Unvermittelt gehen wir zur Zeit Josef IL über. Die Daten, die 
' wir geben, sind aus dem Archive des BHiclis-Finanzministeriums, 
: der ehemaligen Hx)fkammer /geschöpft. / j 

Wie man weiss, hat der Kaiser die Erbschaft, die er nach 
dem Tode seines Vaters machte (von seiner Mutter hatte er dies- 
.< bezüglich wenige zu hoffen, da die Kaiserin bekanntlich sehr 
j freigebig war und mit den ihr zur Verfügung gestandenen 
• Mitteln nicht zu rechnen verstand), ganz dem Staatsse li atze 
i widmet. W^ie man ferner weiss, bat der Kaiser seinen Ho£$taat 
^ eingeschränkt und manchen Sparpfennig zurückgelegt. Als d 
der unglückselige Krieg an der Seite Busslands gegen die Pforte 
: dem Ausbruche nahe war, fragte es sich, die Geldmittel zu be- / ^ 
schaffen. 27*) Millionen wa/en im Jahre 1788 für das Militär / y 
; präliminirt und wurden zu Kriegszwecken weitere 2\) Millionen in ^ 
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Aussicht genommen. Der Präsident der Hofkammer, Graf Hatzfeld, 
schlug daher 8. Jänner 1788 (die Kriegserkläruag an die Pforte 
erfolgte am 9. Februar 1788) vor, Anlehen zu zwei Millionen zu 
negociiren, da dies kein Aufsehen machen würde, die Aufkündignngs- 
frelheit bei den ^'/iPercentigen Capitalien aufzuheben*) und falls 
die Eündigui3g der vierpercentigen Gapitalien häufig vorkommen 
sollte, auch diese aufzuheben. Hingegen wurde abgerathen, die 
Bancozettel zu vermehren. Es waren damals nämlich 12 Millionen 
Banoozettel im Umlaufe und falls diese auf 20 Millionen erhöht 
würden, so könnte das Publicum das Vertrauen zur Bank verlieren. 

Zu einem Zwangsanlehen wäre vorläufig nicht zu schreiten, da 
noch einige Reserven da sind. Bezüglich der Natural-Lieferungen 
in Ungarn wäre die Hälfte oder zwei Drittel mit vierpercentigen 
Staatspapieren zu bezahlen. Im siebenjährigen Kriege habe man 
die Obligationen für Lieferungen im Ganzen blos mit 27 Pereent 
bezahlt. 

Der Kaiser genehmigte die Vorschläge. „Die SpeiTung sämmt- 
licher ständischer und Aerarialcassen, Pupillen-, Geistlichen-, Studien- 
und Stiftungsfonds und Majoratsgelder sind (id fundum pMicum 
gegen 3V« Percent anzulegen.** In den Niederlanden, Holland, in 
Frankfurt wie in Genua können Anlehen zu vier Pereent auf- 
genommen werden. Die Resolution schliesst mit d^n Worten: 

„Auf die Weise sind die Papiere gänzlich ihrem Schicksale 
zu überlassen, nur wenn die vierpercentigen Baneopapiere zu 
stark herun|^rfielen und dadurch den Ausländern zu viel Yortheil 
im Einkaufe der^^ßl^iptatt ihrer baren Geldeinlagen erwüchse, so 
sind diese in höherem Gurse zu erhalten, bis dass kein Darlehen 
mehr zu vier Percent zu haben sein werde, wo man alsdann auch 
mit Verleihung der höheren Percente auf die nämliche Art wird 
fortfahren können. 

Da das Wort Krieg ein üebel ist, welches Jederman in seiner 
Art empfinden muss und zu ertragen hat, so ist auch den sämmt- 
liehen Erbländern eine Kriegssteuer aufzulegen, welche nur durch 
die Zeit des Krieges zu dauern, hat, um den Finanzen mehrere Mittel 
zur Erhaltung der ausserordentlichen Auslagen zu verschaffen. 

*) Währendin den jetzigen Staatspapieren (die früher at«fior(aiirlaotetoii) 
dem Inhaber derselben blos die Interessen nnd nioht die Bezahlung desNomrnail- 
betragefl zugesichert werden, hatte man früher das Reeht bei den Staatseaasen 
den Nominalbetrag zu beheben. 
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Diese Kriegssteuer ist darum gleich bei Aüfang des Krieges ein- 
zuleiten, weil dadurch eben das, was mati hier besorgt, vermieden 
wird, nämlich die Verlegenheit der Finanzen an Tag zu geben, 
weH man doch beim Anfang nicht verlegen sein kann und man? *7 
w^nn es ja später geschieht, doch sieht, dass die Gassen erschöpft / 
sind. Es ist also der Vorschlag ehestens heraufzugeben^wie diese U « 

Steuer mit den wenigsten Regiekosten wird können eingeleitet ' / 

weMen. 

Auch beangenehme Ich, dass man in Hungarn die Naturalien- 
Lieferungen zur Hälfte mit eigenen dazu zu verfertigenden Scheinen 
bezahle, diese müssen aber ohne Interesse sein und auch wieder 
nur in der Contributionszahlung in Hungarn 2;ur Zahlung angenommen 
werden. 

• Es sind auch noch mit der gehörigen Voi-sicht und auf alle 
Fälle 10 Millionen Bancozettel zu Verfertigen, welche nach um- 
ständen gebrau-cht werden können oder nicht, und so sollen auch 
die ungarischen Kupt'ermlinzen, ohne jedoch die alten einzulösen, 
in Ourö' gesetzt werden, besonders wenn man in feindliche Lande 
kommt." 

' Die Hofkammer in Verbindung mit der Hofkanzlei erstatteten 
hierauf, aim 25. Juli und 10. October 1788, Vorträge, in welchen 
für das Jahr 1789 70 Millionen zu Kriegszwecken präliminirt ' » 
wurden. tJm diese Summe zu decken /wurde vorgeschlagen, in den , / 
deutschen Erbländern d^n ünterthanen 30 Percent und auf die / 

Obiii,keiten öO Percent der Steuern als Kriegszuschlag aufzuerlegen. 
In Ungarn aber könnte man die Contribution auf 50 Percent setzen, 
da dort die ganze Summe des baren Kriegsaufwandes veraus- 
gabt wird. 

Diese Zuschläge würden in den deutschen Erbländern bei ' 
den Ünterthanen 2*75 Millionen, bei den Dominien 1-9 Millionen ^//^ 
und in Ungarn 50 Percent 3-7, in Summa 8-4 Millionen ergeben. ^ 

Besoldungen und Pensionen sollen belegt werden von 301 bis 
600 fl. mit ö Percent, von öOl bis 9^9 fl. mit 7 Percent, von 1000 
bis 2000 11. mit 10 Percent, von 20ul und weiter 12 Percent. Diese 
Steuer würde 115 Millionen bringen; Quartum genus hominum*) 
wie im Jahre 1779 737.456 fl. 42 kr. 

*) Lnter Quartum genus hominum verstand man Dienstboten, Livree- 
bediente etc.' Diefce zahlt-en nach der Verordnung vom 16. Jäuner 17^9, wenn 
sie .ein^besöndeies Einkommen hauen, das lüO fl. überstieg, 12 Percent. Aach 

Wolf. Skizzen. • il> - 
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Da die MagDaten in Ungarn keine Contribntion entrichten^ 
aber vom Kriegsanfwande Vortheil ziehen, so könnten diese, ferner 
die Geistlichkeit, die freien Städte, Privatbeamte und die Juden- 
Schaft etc. ein donum graimtum von 4 Millionen geben. 

Die Niederlande, welche 1778 und 1779 Ireiwillig jede» Jahr 
3 Millionen gegeben, werden jetzt wohl dasselbe tbun. 

Ebenso die Lombardei 1,000.000, Tirol 100.000, die Vorfände 
75.000, die Hausinhaber zu Wien die Hälfte der ordentlichen Hans- 
steuer als Kriegsbeitrag 1 88.52 l-5i\ Diese Summen geben zu- 
-o / f , sammen 27,388.501 1. Die ordentlichen Militareink flnfte sind 
/; 27,000.000; es blieben daher noch zu bedecken ^15,61 1 .49^59^ 
' Diese Summe müsste bei den sonstigen Ausgaben er&parl 

werden, so beim Pestungsbau, bei der Aufführung neuer Militär- 
gebäude, auch habe die Steuerregulirung, die Ansiedelung fremder 
Unterthanen und der Aufwand zur Steuerung der Hungersnoth 
mehrere Millionen verschlungen. Der Vortrag schliesBt : 

„Das Geschrei der Noth war immer grossen Theils überspannt 
Das Volk hat die vom Staate ihm zugedachte Wohltbat gemiss- 
braucht, indem dieses sich sorgenlos auf die Hilfe verlassen und 
sich dem Müssiggange überlassen hat, ohne auf einigen Verdienst 
durch Fleiss und Arbeitsamkeit zu denken.'' 

Hierzu fügte der Kaiser folgende Apostille bei, welche in hohem 
Masse für die klare Auffassung des Kaisers, wie für sein edles Her& 
Zeugniss gibt: 

. . . „dass Ungarn und Siebenbürgen 507» über ihren Con- 
tributional mehr zahlen sollen ist unmöglich, wegen der Mir bei 
den Bauern bekannten Dürftigkeit. Ueberdies braucht man dazu 
einen Landtagsbeschluss, was keineswegs rätlich. wäre. Diese 
Summe ist als blos idealistisch auszulöschen. 

Wer nicht mehr als 300 fl. hat und der Geistliche der von 
der Congrua lebj, sollen befreit sein. 

Das auf 4 Million berechnete donum gratuitum j[%r Hungam 
ist so überspannt und unmöglich auszuführen, weil dieses der 
hungarische Adel in seinem ganzen Vermögen nicht hat und Ich 
noch weniger von selben bei jetzigen Umständen was fordern 
wollte. 

die Taggehreiber, welche täglich mehr als 30 kc. hatten, mussten ö Percent 
bezahlen. Ebenso hatten jene Beamte, deren Besoldung 4001 fl. erreichte, 
15 Pereent zu «ahlen. 
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Ein donum graiuiium von den Niederlanden zu fordern, heisst 
in diosr m lAmäe nichts anderes/ als die Erlanbiii.^t-« von den Ständen 
«uf iiiiH3n Credit und auf die Moyens courants^ die eine Art von 
Contribution sind, einen Emprant zu eröffnen. Nun sollte Ich 
glauben, dass um Schulden zu machen es deichgiltig sei, selbe 
gegen Vcrpfündting auf die iJoniäneu zu n;acl:eu, ohne die Stände 
darum begrüssen zu müssen, welches mit dor Staatskanzlei aus- 
zumachen ist. 

Dasselbe gilt ven Italien , , , 

Dieses macht in der blos idealistischen Berechnung einea 
grossen üntersehied und bleibt nichts anderes übrig als in Frank- 
furt, in Holland und in Genua fremde Darlehen aufzunehmen. 

Mit der Verminderung der Ausgaben bin Ich voUkommea 
einverstanden und soll man mir nur einige angeben. 

Nicht einverstanden bin Ich mit der Sistirung des Festungs- 
baues in Böhmen, man liefe Gefahr die vielen hierbei schon ver- 
wendeten Millionen umsonst ausgegeben zu haben und diese Festungen 
zum Nutzen des Feindes anstatt zur Sicherheit und Deckung des 
Königreichs erbaut zu haben. 

Die im Banat und etwas in Siebenbürgen abgebrannten und 
verheerten Gegenden, aus welchen sich die ünterthanen aus Trauer 
und mit Hinterlassung ihres Vermögens geflüchtet haben, können 
ohne kostbare Unterstützung noch den Winter, noch den Sommer 
sich durchbringen, da ihre Wohnungen verheert, ihr noch gerettetes 
Vieh keine Nahrung, sie noch Brod zu ihrer Nahrung, noch Samen 
zur Bestellung ihrer unangebauten Aecker erübrigen. Es müssen 
also ohne ausserordentliche Unterstützung des Staates viele tausend 
Menschen die dieses Unglück betroffen hat, ganz verderben, welches 
sowol Meiner Pflicht, als Meiner Empfindung ganz widerstrebt" 

Das Patent bezüglich der Kriegscontribution erschien am 
16. Juni 1789. Nach demselben musste fast jedermann Steuer 
zahlen, selbst Studenten, welche Stipendien, die mehr als fl. 300 
betrugen, bezogen ; die Beamten hatten auch für die Deputate (Bier, 
Holz etc.) 127o Steuer zu zahlen. 

Selbstverständlich fehlte es nicht von Seite der Betroffenen 
an Becriminationen aller Art. 

So erinnerte der Oberstkämmerer Graf Bosenberg, 8. November 
1788, es sei im Jahre 1778 die allerhöchste Eutschüessung erfolgt: 
„Die Acteurs und die Orchester sind frei zu lassen. Die Beamten 
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aber als wirklieh Dienende sollen den Abzug bezahlen." In Folge 
dieser Erinnerung wurden die Hofschauspieler von der Kriegssteuer 
befreit. Hierauf bat der Director des Theaters in der Leopoldstadt, 
Marinelli, auch sein Theuterpersonale von der Kriegssteuer zu be- 
freien. Er wurde jedoch ni.t seinem „uuslattliafteu'^ Gesuche ab- 
gewiesen und zahke die Pauschaisuninie von iL 5ü ». 

Ebenso wurde der Thefiti^r-Lnprcmrio zu Graz dahin be- 
schieden, da er nebst dem HaupULeaLi^i wllinynd des Faschings. 
Bälle gibt und das sogenannte „KreuzerspieP im Sommer hat, so 
habe er eine Kriegssteuer von fl. 150 zu zahlen. 

Die fremden Gesandtschaften, sowie das Per:iOiiule des Ueichs- 
Hofrathes und der ßeichs-Hofkanzlei waren für sich, ibre Familien 
und ihre Diener von der Kriegssteuer beireit. Ebenso waren 
die Ritter des Maria Theresien-Ordens in Ansehen ihrer von dem 
Orden beziehenden Pension von der Entrichtung der Kriegssteuer 
befreit. 

In den Niederlanden waren auch Militärs, die nicht im Dienste 
waren und die Beamten des Hof-Kriegsrathes von der Kriegssteuer 
befreit, weil diese „in dieser Provinz noch niemals eingeführte Per- 
sonalbelegung schädliches Aufsehen erwecken könnte, indem sie 
eine zu grosse Verlegenheit der Staatslinanzen verrathen und bei 
den eröffneten Anlehen schädliche Wirkung hervorbringen" würde. 

Ebenso waren die Elisabethinerinnen und die barmherzigen 
Brüder von dieser Steuer befreit, da sie ihre Einkünfte lediglich 
zum Bestien der Armen zu verwenden verpflichtet sind. 

Die Schwester des Kaisers, Erzherzogin Marianne, wurde jedoch 
mit ihrem Gesuche um Befreiung abgewiesen. Der Kaiser be- 
merkte: „Da die von der kais. Familie ihre Capitalien ebenso wie 
andere Privatpersonen besitzen, so haben sie davon ebenfalls die 
Kriegssteuer zu entrichten." 

Ebenso wurde die Ei*zherzogin Elisabeth, Aebtissin m Innsbruck, 
mit ihrem Gesuche zu Gunsten der Stiftsdamen daselbst/ abgewiesen. 

Die Lehrer wurden bezüglich der Kriegssteuer nicht nach 
gleichem Masse gemessen. 

Josef Spenden, Oberaufseher der deutschen Schulen in Wien, 
bat, 23, Jänner 1789, dass die Lehrer an den Volksschulen nicht 
ad Qtmrtum genus hominum, sondern zu den Staatsbeamten zu 
zahlen seien und daher wie Lehrer an Normal- und Hauptschulen 
betrachtet -werden sollen, da sie ohne Vorwissen der Landesstelle 
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üicljt aDgestellt weiden kömien; der Kaiser selbst habe dieselben aia 
30. April 1787 nützliclie Beamte genannt, welche alle Erleichterung 
und Ermunterung v^'dienen. Sollten diese dem Staate so wichtigen und 
der grösslcn Diirfiigkeit und Ver:K'btiing ktiuin entrissenen Menschen 
von der Kriegssteuer nicht befreit werden, so würde alle Erleich- 
terung, welche ihnen bisher verschafft wurde, sehr viel an Kraft 
verlieren, nlle Anstalten, die zum Besten des Schulwesens gemacht 
wurden, würden den gowüi. seilten Nutzen nur sehr spät hervor- 
bringen; schliesslich sei auch die Summe der Steuer nicht bedeutend. 

Die Kriegssteuer-Commission bemerkte hiezu, sie sei über- 
zeugt, dass die Lebrer in den Volksschulen, welche eine der wichtig- 
sten Absichten im Staate befördern, unter dessen unmittelbarer 
Leitung stehen und als wahre Staatsbeamte anzusehen seien. Diese 
Lehrer wurden daher befreit. Hingegen wurde die „unstatthafte" 
Vorstellung der Budweiser Schulcommission die Lehrer der deutschen 
Schulen in diesem Kreise von der Kriegssteuer zu befreien, abgewiesen. 

Die SehuJlehrer in Tirol, die ihren Gehalt vom Schulgelde, 
welches vermögliche Eitern entrichteten und zum Theil aus Bruder- 
schaftscassen erhielten, wurden ebenfalls mit ihrem Gesuche ab- 
gewiesen und in die Glasse Quartiim genus hominum gewiesen, 
da man sie nicht als Staatsbeamte betrachtete. 

Die ganz abgebrannten Bürger von Saatz wurden von der 
Kriegssteuer befreit. 

Der Krieg verzehrte jedoch alle Reserven und beanspruchte 
mehr als präliminirt war. Es fand daher am 26. Juni 1789 eine 
Berathung zwischen dem obersten Hofkanzler, Grafen Kollowrat, 
dem ungarisch-siebenbürgischen Hofkanzler, Grafen Palffy, und 
dem Judex Curiae, Grafen Zichy, statt. Der Kaiser hatte nämlich 
verlangt, dass für das nächste Jahr der Kriegsbedarf zwei Drittel 
von Ungarn und ein Drittel aus den deutschen Erblanden, das 
Heu ausgenommen, bedeckt werde. Dagegen erhoben die genannten 
Herren allerlei Bedenken. 

Die Resolution des Kaisers lautet in ihren wesentlichen Stellen: 

„Diese neuerdings gemachte nervenlose Vorstellung enthält 
nichts, was Mich in der Hauptsache von Meinen gefassten Ent- 
schliessungen abgehen machen könnte. ... 

Es herrscht in diesem Vorschlage, der auf das Alte zurück- 
geht, immer die nämliche schädliche und verderbliche Unsicherheit 
für die Bedeckung. der Armee, die Ich auf keine Art dulden kann, 
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weil dies ein so wesentlielior Bedarf ist, der uiefat im Uogewissea 
belassen werden kann. Es wird behauptet, die deutschen Erbländer 
sollen die Hälfte dieses Bedarfes versehaflfen oder es soll im Aus- 
lände erkauft werden, weil beuer die Feehsung in llungarn so 
schlecht sei, ohne dass jedoch diese noch vorbei und Mir vielmehr 
bewusst ist, dass es in verschiedenen Gegenden recht viel geregnet 
hat und die Saaten allda wol stunden, auch noch alte Vorräte an 
; Brodfrüchten bei Domänen vorhanden sind. Bios nach dieser Be- 

hauptung soll also in Ungarn die andere Bält'te und zum Theile 
: lediglich von dem gütigen Wolwoilen der Besitzer durch allerhand 

!li vortheilhafte peeunial Bedingnisse erbettelt werden. Aber wissen 

]\ Sie denn Meine hier als Praescntes angeführten Herren, das9 

jl die Feehsung in den deutschen Erblanden reichlich ausfallen 

l|j werde? Wissen Sie, dass man diese Hälfte bei den all«:emein so 

it 



V hoch gestiegenen Marktpreisen und Theuerung leicht we/de ab 
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liefern können? Wissen Sie um wie viel die Beköstis^uno: stei^ 
bis man diese Producte an die Donau bringt und so abwärts ver- 
schafft und wissen Sie ob nicht Umstände die Versehung der 
Festungen in Böhmen und Mähren, eine Zusammeniiehung der Truppen 
und Herbeiziehung derselben in diese Provinzen allenfalls notwendig 
machen werden? Wissen Sie ob die Residenzstadt, die immer 
^ I grösstentheils ausHungarn leb^ und die anderen Hauptstädte hin- 
länglich gegen Mangel gedeckt sind? und ob lunerösterreich eben- 
falls vor dem Aufliegen mit Brodfrüchten gesichert sei? Wissen 
Sie ob bei dem heurigen üblen Jahre, bei der Not in Frankreich 
und dem Bedarf in Niederland, so grosse Partien an Korn undi 
Haber in der Fremde aufzubringen sind, und ob nicht auch die 
Eeichsfürsten die Ausfuhr derselben, was auch schon Viele gethan 
haben, verbieten werden? Wissen Sie endlich mit was für Kosten 
derlei Vorräte, es sei nun aus dem ßeich oder über Meer, wenn 
es dennoch möglich wäre deren zu erhalten, angeschafft werden 
müssen und wie dieses Getraide wenn es auch in den Seehäfen 
angelangt wäre, über die Berge und durch die unwandelbaren 
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alsdann ist Ihre hingeschriebene Meinung wolbedacht und ohne 
Ausstellung, sonst aber nur ein Kleks und blauer Dunst, der einen 
irreführt. Dass die Ausschreibung unentbehrUch notwendig auch 
geschehen muss, bleibt Mein bestimmter Wille. . . . 
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Wenn die auf jedes Comitat ausfallende Summe bestimmt 
ist, so wird solche biuausgegeben um sie in distindum naeh dem 
Grund und Boden zu repartiren, dessen Capacität ihm schon doreh 
die Aufnahme dor Beetifieations-Commission sowol von Herrn als 
Unterthan bekannt ist, da der Acker nicht adelig ist und der Be- 
sitzer dieser Oberfläche gegen den ihm bedrohenden Feind ge- 
schützt wird, folglich zur Subsistenz jener, die ihn beschützen, 
notwendig mit einem Theil seiner Procreation und dies auch gegen 
Bezahlung zu eoncuriren hat. . . , 

Sollte das Vorurthoil noch immer zu gross sein, dass Ich 
Edelmann aus Meinen Schüttkasten etwas abzuliefern hätte, so 
könnte die Sache allenfalls dahin gelenkt werden, dass die Unter- 
thanen statt der an ihre (Jrundobrigkeit abzuführende Nona et Decima 
gleich das für den Grundherrn ausfallende Quantum in das. Magazin 
abführte. . . 

Es ist übrigens ganz besonders, dass den gegenwärtigen Bath- 
gebern die fl. 60—70,000 auf welche sie das Interesse der aus- 
gestellten unverzinslichen und seiner Zeit wieder zurückzunehmenden 
Lieferscheine berechnen, als eine solche Kleinigkeit ^rö Äerario vor- / Q^, 
kommen, da doch hiermit beiläufig anderthalb Millionen neue 
Schulden bedeckt werden und dass ihnen der Gegensatz ganz ent- 
kommen ist, und sich nicht für eine weit unbedeutendere Kleinig- 
keit dargestellt hat, dass nämlich diese fl, 60 — 70,000 das einzige 
sind, was alle Magnaten und Besitzer von ganz Hungarn zur Landes- 
beschützung und zu diesem Kriege beigetragen haben und dies noch 
lediglich durch Vernichtung der Interressen desjenigen Capitals, 
welches sie in Händen haben und die sie, wenn ihr Korn und Haber 
in ihren Gruben und auf ihren Speichern hinterlegt geblieben wäre, 
ohnehin nicht bezogen hätten. Wenn dies nicht für eine wahre 
Kleinigkeit, ja für ein Nichts betrachtet wird, so hört alles Ver- 
hältniss auf. Warum also beharrt man so sehr darauf? nur darum, 
weil es Brummer und Beller gibt, weil man gern beiden Theiien 
recht thun, weil man sich brüsten, Lob und Ansehen verschaffen 
will, dies für die Adelschaft erwirkt zu haben *)" 

Zum Schluss möchten wir noch aus einer Note des Hof kanzlers 
an den Kaiser vom 14. Jänner 179ü folgenden Satz citu-en: „Es 
kann die Kriegsmacht so erhalten werden, wie es das Wohl des 



^} Vergl. unser «Oesterreich und Preussen 1780-^1790" g. 180. 



Staates erheischt; aber es »iiiss dahin teearbeitet werden, dass 
die Krieg^aiischaffungen den Kräften der Finanzen angemessen 
seien." (F. M.. 




. 2. £ef(XFiiieii. 

i<o!'^'\r' Der Vorsehlag der Hofkanzlei, den wir soeben ftitü^ten, dass 

die Mih'tärverwaltung bei ihren Ausgaben die FinanzKTäfte des 
Staates berücksichtige, war nicht nen. Er wurde wiederholt und 
oft gegeben. Wir citiren hier blos zwei Stimmen. 

Der Präsident der Bank-Deputation, (rraf KinsRy, schrieb im 
Jahre 1747: „Denn was würde eine solche Armee für eine Oon- 
sistenz haben, wenn sie durch unerschwingliche Erhöhungen der 
Contribntionen zwar in Friedenfszeiten erhalten würde, in Kriegs- 
zeiten aber und bei erster benöthigter Bewegung ohne alle Aus- 
hilfe stünde, dann wäre es ein Leib ohne Seele und mtföste gar 
bald in Verwesung verfallen." 

Am 18. November 1747 wieder schrieb Bartenstein an die 
Kaiserin: „Der hiesige grosse Verfall rührt gutentheils daher, dass 
man im Jahre 1733, wo Frankreich, Spanien und Sardinien gegen 
das Erzhaus vereinigt waren, Italien, bevor man sich dessen ver- 
sehen, aus denen bekannten Ursachen verloren gegangen und weiland 
Ihre kaiserlichen Majestäten von beiden Seemächten zuwider denen 
Traetaten hilflos gelassen worden, den Krieg mit lauter Darleihen 
anfangs bestreiten wollen, mithin Contributionen und Cameral-Fundos 
äusserst verschuldet hat, welches Uebel nachher dadurch zugenommen, 
dass zu einer Zeit, wo die Länder noch keinen Feind gesehen, 
Vermögen- und Türkensteuer nicht damals gleich, wo die Be- 
schwerde leichter zu tragen gewesen wäre, eingetrieben, sondern 
mittelst aufgenommener Gelder dem Aerario abgeführt worden, 
folglieh nunmehr nach erlittenem so ungeheueren Schaden nebst 
den jährlichen Vermögenssteuer zugleich auch die früher sammt 
den Interessen abzutragen haben." 

Thatsächlich fehlte es auch in dieser Beziehung nicht an 
guten Vorsätzen, aber sie wurden nicht ausgeführt und gar oft zog 
Oesterreich auch nach dieser Zeit mit leeren Taschen in den Krieg. 

Mit grösserem Erfolge wurden andere Reformen befürwortet 
und wenn auch nicht sofort, doch im Laufe der Zeit eingeführt. 
So besteht jetzt bei uns die allgemeine Wehrpflicht. Diese wurde 
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bereits, wenn auch in anderer Forin (sie sollte zunächst für den 
Bürger- und Bauernstand, mit sechsjähri.i>:er Dienstdauer sein), 
von General Lascy empfohlen. Er bog rundete seinen Antrag in 
folgender Weise: 

Es ist für Oesterreich se'.ir wichti»:, ejn zahlreiches Kriegs- 
beer mit den geringsten Ausgaben zusammenzubringen. Dadurch 
würde erreicht werden : 

1. Gleiche Vertheilung der Pflichten. 

2. Man würde ersparen, das Handgeld zu geben, welches in 
Friedenszeiten ah aerario geleistet wird. 

3. In's Invaiidinhaus würden dann nur diejenigen kommen, 
die vor dem Feinde verunglückt sind. 

4. Es würden weniger Desertionen stattfinden. 

5. Da man nicht alle jungen Leute zum Kriegsdienste noth- 
wendig hat, und man dieselben auch zum Theile zur Fortpflanzung 
der Künste und Wissenschaften braucht, so könnte man die ver- 
weichlichten Städter schonen, und sie hätten nach Mass des Ver- 
mögens ein Lösegeld zu bezahlen. Für diesen Fonds könnte man 
deutsche Truppen werben. 

6. Es eiM^ächst dadurch den Städten der doppelte Vortheil, 
dass sie nur jene ünterthanen verlieren, die vor dem Feinde bleiben, 
die anderen hingegen als wohlerzogene, an Ordnung und Sparsam- 
keit gewöhnte Leute zurückbekommen, und solches nur durch etliche 
Jahre eben in jenem Alter entbehrt haben, welches bei den meisten 
Leuten mit Ausschweifung verzehrt wird, und in welchem der 
Unterthan sehr selten zur Wirthschaft geschickt ist 

7. Die Väter werden diesen Stand als einen Ehrenstand den 
Söhnen preisen, so dass diese auch Lust dazu bekommen werden. 
So lange aber der Soldatenstand eine Strafe ist und Frevelhafte 
vom Gerichte damit bestraft werden, so kann man nicht erwarten, 
dass die Leute zu demselben Lust haben werden. 

Man darf sodann, wenn diese Maximen angenommen werden, 
ein allgemeines wohl eingerichtetes Verzeichniss des männlichen 
Geschlechtes von 20 Jahren an abwärts haben und kann dann alle 
Jahre die Eecruten mit Namen benennen. 

Nach einer andern Eichtung hin bewegen sich die Eeform- 
vorschläge des Generals Zach und der Militär-Hofcommission. 

General Zach, welcher in der Sehlacht von Marengo ge- 
fangen wurde, richtete nämlich am 14. März 1798 ^in Memoire 
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an den Hofkriegsrath. Im I^iiigaiigo dessolben hebt er herror, dass 
der Soldatenstand im A]lt>:emein''n durcfi mauehe Ueberurritfe und 
Unzukömmlichkeiten die Achiiiiig der Mitbürger verloren habe. Er 
ujeint, das deutsche Wort ..Spitzbube/ stauime her von Spiessbube = 
Soldat und fährt fort: „Wir iiaben keine militärischen Tugenden 
mehr, keine Liebe für's Vaterland oder Souverän, welche synonyme 
sind, kein wahres Khrgefühl. keine Verleugnung unserer selbst, 
kein Saerifiee unserer eigenen Ideen und aufrichtige Mitwirkung 
zu Ideen Anderer. Weit davon, ein Curtius zu sein, der sich für's 
Vaterland in die Grube stürzt, wollen wir für dasselbe keinen Esel 
verlieren, verlassen wohl gar einen Posten, um die Bagage zu 
salviren. . . Merkwürdig ist es, dass der ganze langwierige Krieg 
keinen einzigen grossen Mann iier\'orj:ebracht hat, der in der Ge- 
schichte mit den übrigen brilliren könnte. Als Hauptursache ist die 
Militärerziehnng. die wir seit dem siebenjährigen Krieg genossen, 
zu betrachten. Alles wird in System und Vorschriften gebracht, jede 
Sache in den kleinsten Details vorgeschrieben. Daher brauchen wir 
zum Dienen keinen Verstand, sondern nur Gedächtniss. Wir 
wurden nach und nach furchtsame, keines grossen Gedankens fähige 
Menschen. . . Jede Sache hat ihre Vor- und Nachtheile. Friedrich 
schlug uns ohne leichte Truppen und Eugen schlug die Franzosen 
auf dem nämlichen Terrain, das nach heutiger Sage nur für die 
Franzosen geeignet sein soll und die damals so wie jetzt geschickter 
als unsere Leute sein sollen. Sind die Franzosen geschickter, so 
sind die Deutschen stärker; sind jene feuriger, sind diese beharr- 
licher. Warum haben wir unsere Vortheile nicht zu benutzen ge- 
wusst? Warum sind wir ihren Vortheilen nicht aus dem Wege 
gegangen ? 

. . . Der wichtigste Punkt ist der militärische Geist. Ich 
erschrecke, wenn von Veränderung des Systems gesprochen wird. 
Ohne Herstellung dieses Geistes kann nichts gelingen. Ein Engel 
vom Himmel kann ein System erfinden und es wird ohne diesen 
Geist schädlich sein. Chinin ist sicher ein Specificum vor Fieber; 
aber nicht im unvorbereiteten Körper, sonst wird es zu Gift. Man 
lehre die Armee gehorchen und edel denken, dann kann man ein 
System ändern. Ob ein Bataillon vier oder sechs Compagnien hat, 
ist ganz gleichgiltig." 

Der General sehlug ferner vor, die Intelligenz beim Heere zu 
fördern. Das beste Mittel, meinte er, sei die Druckerei. Ich kann 
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nicht begreifen, bemerkt er, wie man diese bei uns so wenig 
benützt, da man doch seit langer Zeit bemerken kann, was die 
Bücher für einen Einttuss auf die Denkungsart ganzer Nationen 
haben. Er befürwortete daher, dass der Hof-Kriegsrath ein Militär- 
Journal herausgebe. „Die Verordnungen können nur den befehlenden 
Ton haben, dies Journal den unterrichtenden, überredenden, be- 
lobenden und tadelnden Ton. Der Hof-Kriegsrath kann dadurch die 
Stimmung, die Denkungsart über dies oder jenes erfahren. Am 
Schlüsse heisst es: ^An Leuten kann es in dieser schreibseligen 
Zeit nicht fehlen." 

Man wird zugeben, dass einige dieser Bemerkungen, die vor 
fast neunzig Jahren niedergeschrieben wurden, noch heute am 
Platze sind, wenn es auch mit den militärischen Tugenden und 
dem patriotischen Sinne der Armee heutzutage besser wie damals 
bestellt ist und Vieles geschieht, um in den Reihen unserer Krieger 
die Intelligenz zu fördern. Auch die ethymologische Caprice wollen 
wir dem eifernden General zugute halten. ^ 

Ungleich wichtiger ist ein Memoire der Militär-Hofcomraission 
aus demselben Jahre 1798 an den Kaiser. Das österreichische Heer, 
wählte zu jener Zeit über 200.000 Mann. (Später, zur Zeit der 
napoleonischen Kriege, betrug es SOO.OuO— 350.000 Mann.) Es 
fragte sich um die Bequartierung derselben in Friedenszeiten. Da 
es, insbesondere auf dem Lande, an Kasernen fehlte, so wurden die 
Soldaten in Privathäusern, bei Bauern etc. einquartiert und es wurde 
für jeden Mann per Tag ein Kreuzer gezahlt, welcher der „Schlaf- 
kreuzer" genannt wurde. Da und dort wurden auch ganze Woh- 
nungen oder Häuser gemiethet, um die Soldaten unterzubringen. 
Dieser Modus war etwas kostspielig und führte manche ünzukömm- 
lichkeit mit sich. Insbesondere war das sittliche Familienleben 
dadurch bedroht. Die Miiitär-Hofcommission befürwortete daher den 
Bau von Kasernen. Sie gegründete diesen Antrag auch mit poli- 
tischen Motiven, aus welchen wir einige hervorheben: 

Die österreichische Monarchie ist vielleicht von allen grossen 
Staaten der einzige, in welchem es am schwersten sein würde, 
allgemeinen ^'ationalgeist hervorzubringen, weil fast alle Provinzen, 
aus welchen sie besteht, in der (Grundlage des JSationalgeistes und 
der Vaterlandshebe (dass die Insassen von Osten bis Westen sich 
als Mitbürger des nämlichen Staates erkennen, gleiches Schicksal 
mit einander ertragen und jede dem einen Theile wiederfahrene 
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Beleidigung so zu rächen sich verpflichtet achten, als wenn sie 
dem Ganzen getlian worden wäre) so sehr von einander abweichen 
und diese Abweichung so beharrlich vertheidigen, dass sie es als 
eine ihrer wichtigsten Obliegenheiten bHj'achten, bei einer jeden 
Thronerledigung von dem neuen Monarchen sich die Beibehaltung 
ihrer alten Verfassung, Gewohnheiten, sogar Vorurtheile feierlieh 
bestätigen und versichern zu lassen. Man erinnert sich noch mit 
Bedauern und mit Unwillen an den Zeitpunkt, wo ein Theil an- 
gesehener Staatsbürger einer Provinz, der sich in seinen Rechten 
und Prärogrativen gekiänkt glaubte, sich mit seinen dieslälligen 
Beschwerden an die Feinde des Staates wendete und von daher 
Schutz und Unterstützung gegen den rechtmässigen Behen'scher zu 
erlangen suchte. 

Die Verschiedenheit der Religion in den Provinzen ist eben- 
falls ein immerwährend thätiges Werkzeug in den Händen der 
Unzufriedenen und Ai^ss, um Hilfe von auswärtigen Mächten zu 
suchen. Auch hievon sind leider Beispiele vorhanden. Zwar haben 
die bestehenden, in den österreichischen Staaten zu Grundgesetzen 
erhobenen Toleranz -Edicte den wechselseitigen Hass der ver- 
schiedenen Religionsparteien verhindert, auszubrechen. Demünge- 
achtet wird noch lange nicht, oder vielmehr nie zu erwarten sein, 
dass sich diese Parteien zu einem allgemeinen reinen patriotischen 
Geist vereinigen sollten. 

Minder bedenkliche Folgen denn jene, die aus der Ver- 
schiedenheit der Gesetze und der Religion entstehen, sind von der 
Verschiedenheit der Sprache in einem Staate zu besorgen ; dennoch 
ist aus der Erfahrung bewiesen, dass diese Verschiedenheit immer 
eine grosse Hemmung im verträglichen Umgange des gesellschaft- 
lichen Lebens, im Dienste, im Handel und in allen Geschäften ver- 
ursache, mithin der. Entstehung eines Nationalgeistes hinderlich sei. 

Nicht nur ganze Provinzen, sondern einzelne Bezirke, ja sogar 
einzelne Orte finden sich in der österreichischen Monarchie, die 
ohne andere Beweggründe als wegen ihrer besonderen Sprache sich 
selbst isoliren und gegen alle übrigen Provinzeinwohner ein bis zur 
Abneigung reichendes Misstrauen hegen. Gesetze, die durch ganz 
Böhmen einerlei sind, sammt der daselbst herrschenden kathoUschen 
Religion, vermögen nicht, die sogenannten Stock- und Deutsch- 
böhmen zu einem patriotischen Gemeingeist zu vereinigen. Das 
Nämliche trifft man in Mähren, Oesterreich und Steiermark. 




157 

In den Provinzen, wo die Sprache des Hofes und der Ge- 
schäfte die herrschende ist, nii/rat zwar die Sprachverschieiienheit //ffi^ 
einiger Bezirke keinen merklich widrigen Einfluss in den Gang der '^ 
Angelegenheiten; allein in ganzen Provinzen, wie in Ungarn, Sieben- 
bürgen/ Croatien, Galizien, der Lombardei etc. bleibt diese Sprach- 
verschiedenheit immer ein mächtiges Hindorniss gegen die Grün- 
dung eines echten Nationalgeistes, einer innigen Vereinigung der 
Völker, welche diese Provinzen bewohnen. 

Wohl haben sich die glorwürdigsten kaiserlichen Vorfahren 
bemüht, dieses Hinderniss zu heben und die Hof- und Geschäfts- 
sprache nach und nach zur allgemein herrschenden zu machen. 
Die Kaiserin Maria Theresia betrieb diese Anstalt mit anhaltender 
aber gelassener Sorgfalt und mit gutem Erfolg. Kaiser Josef ging 
rascher zu Werke und suchte den schon sich geäusserten guten 
Erfolg zu beschleunigen. Die gegen das Ende seiner merkwürdigen 
Eegierung eingetretenen unglücklichen Ereignisse haben den weitern 
gedeihhchen Fortgang dieser, wie mancher anderen heilsamen Ein- 
leitung, plötzlich gehemmt und zurückgesetzt. 

Alle diese Betrachtungen liefern den Beweis, dass vielleicht 
kein Staat in Europa besteht, der seiner inneren Beschaffenheit 
nach in allen seinen Verwaltungstheilen so grosse und tiefe politische 
Staatskunst und Klugheit erfordert wie Oesterreich. Unmittelbar 
folgt daraus, dass die österreichische Militärverfassung auch einen 
wichtigen Einfluss auf die Staatsverwaltung haben müsse. 

Auf Grund dieser Betrachtungen schlug die Hofcommission 
vor, Kasernen zu erbauen, um die Soldaten den mannigfachen Ein- 
flüssen des nichtmilitärisehen Publicums zu entziehen, in ihnen 
Patriotismus zu erwecken und wach zu halten. „Der Soldat soll 
gewohnt werden, nach und nach kein anderes Vaterland als sein 
Begiment zu kennen." In den grossen Städten sollte eine kluge 
Vertheilung der Truppen und ein öfterer Wechsel der Garnisonen 
stattfinden. Selbstverständlich ging die Ansicht der Commission 
auch dahin, dass die Soldaten nicht in ihren Werbbezirken bleiben, 
weil sonst im besten Falle ein Localpatriotismus, aber nicht der 
grossösterreichische Patriotismus, grossgezogen würde. 

Schhesslich wollen wir noch eines Memoires des Erzherzogs Carl 
gedenken. Wie bekannt hat sieh schon Eugen von Savuyen in seinem 
Testamente 1735 abfällig über den ehemaligen Hof-Kriegsraih aus- 
gesprochen, der vom gininen Tische aus den jeweiligen Heerführern 
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die Befehle ertheilte, in welcher Weise sie auf dem Schlachtfelde 
vorzugehen haben (vgl. Nie. Vogt's „Europäisches Staatslexlcon 1804"). 
Nachdem Erzherzog Carl zum Kriegsprä^^identen ernannt worden 
war, richtete er an den Kaiser Franz, 10. April 1801, ein Memoire, 
dem wir folgende Stellen entnehmen: 

„Es haben Eure Majestät mich zu der Stelle eines Kriegs- 
präsidrfnten zu ernennen geruht. Die Geschäfte des General-Com- 
raandos der Armee hören ganz auf und geben mir die ganze Müsse, 
mich mit meinem neuen Berufe zu beschäftigen. Ich habe- vor- 
läufig über die schweren Pflichten, die mir diese Stelle auferlegt, 
in ihrem ganzen Zusammenhange ernstlich nachgedacht. Das Re- 
sultat meines Nachdenkens eoncentrirt sich einzig dahin: wenn ich 
der Absicht Eurer Majestät bei dieser Bestimmung entsprechen soll, 
so muss ich das vorzüglichste Augenmerk meiner Bemühungen 
darauf richten, aus dem Hof-Kriegsrathe das wieder zu machen, 
was er ursprünglich war und nie. hätte aufhören sollen zu sein. 

Der Hof-Kriegsrath war ursprünglich bei seiner Errichtung 
jene oberste Hofstelle, der unter der unmittelbaren Aufsicht des 
Monarchen die Organisirung, Ausbildung, Leitung der ganzen be- 
waflfneten Macht der Monarchie, sowie auch die sämmtliehen 
Gattungen der Militär-Administration übertragen wurden. Seine 
Beschäftigungen waren demnach von mancherlei Art. Dahin ge- 
hören vorzüglich: 

1. Nach dem Verhältniss der wirklichen Staatskräfte und inten- 
siven Stärke, welche Bevölkerung, Producte der Natur und der In- 
dustrie, Wohlstand und Reichthum gewähren, mit besonderer Rück- 
sicht auf die wirkliche Macht der Feinde, Grösse, Stärke und Aus- 
dehnung der Armee zu bestimmen. 

2. Nach Massgabe der unterscheidenden Charakterzüge der 
j sämmtliehen Völkerschaften, woraus die Monarchie besteht, mit 
'j Rücksicht auf die, zu den Gesammt-Operationen der Armee noth- 

wendigen Ordnung, das Verhältniss der verschiedenen Truppen- 
gattungen festzusetzen. 

3. Die Angriffsmittel sowohl, als die Hilfsmittel nach einem 
allenfalls erlittenen Unfälle im Voraus zu berechnen, einzuführen, 
vorzubereiten und A lies daher anzuordnen, was selbst der schlimmste 

V Fall nöthig machen dürfte. 

i 4. Die Fortschritte des Zeitalters in der Kriegskunst überhaupt, 

dann die Art der Taktik, worin die Feinde den Krieg zu führen 
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gewohnt sind oiler in ihren j^desuialigen Truppenübtmgou vor- 
bereiten, genau zu beobachten, die etwaigen Veränderungen und 
Reformen zu untersuchen, das Gute, Brauchbare ebenfalls einzu- 
führen und alle Exereir- und Mauövrirungs Vorscrliriften in den 
Eeglements so zu modificircn, dass die Armee mit dem Zeitalter 
fortschreite und in keiner Gattung des Krieges hinter den Feinden 
zurückbleibt. 

5. Durch unverwandte Aufmerksamkeit auf Militär-Akademien, /^ 
Schulen und andere dahin gehörige Etablissements der Armee dea * 
nöthigen Nachwuchs von geschickten, brauchbaren, unterrichteten 
Officieren und tüchtigen IJnterofficieron zu verschaffen. 

6. Durch zweckmässige Vorschläge zu Belohnungen und un- 
nachsichtliche Strenge bei Vergebungen durch Verbreitung der Be- 
griffe von Ehre, von der Würde des Militärstandes, durch unaus- 
gesetztes anständiges, der Sache und Personen angemessenes Be- 
nehmen, durch wachsame Erhaltung der Disciplin, den eigentlichen 
Militärgeist zu beleben, zu erhalten und dadurch der ganzen Maschine 
jenen Schwung, jene Energie einzuflössen, ohne welche kein guter 
Erfolg gedacht werden kann. 

So wie endlich 7. durch eine sich auf alle Branchen erstreckende 
weise Militär-Administration dem Unterhalt, den Lebensbedürfnissen 
der Mannschaft, sowie der Kleidung, der Besoldung, der Bewaffnung 
gehörig vorzusehen und durch unverwandte Aufmerksamkeit auf 
die Beamten, durch einfache aber erschöpfende Controlen die bei 
diesen Gegenständen unvermeidlichen Betrögereien zu vermeiden 
und dadurch das Aerarium in den Stand zu setzen, mit den mög- 
lichst kleinsten Mitteln, mit dem sparsamsten Geldaufwande die mög- 
lichst grössten Zwecke durchzusetzen. 

Dies sind ungefähr die natürlichen Forderungen, denen der 
Hof-Kriegsrath genug thun muss, wenn er dem Zwecke seines Da- 
seins und den Absichten seiner Errichtung entsprechen soll. Dies 
sind die Forderungen, welche ich mir als Augenmerk vorstelle, 
deren Erreichung Eure Majestät mir bei der Ernennung zum Prä- 
sidenten zur Pflicht machen. Dass diese Zwecke bei der dermaligen 
Lage der Dinge nicht erreicht sind, ist so notorisch, dass es über- 
flüssig wäre, darüber nur ein Wort zu verlieren. 

In älteren Zeiten ist unstreitig auf die Militär-Administration 
in allen europäischen Staaten nicht die gehörige Aufmerksamkeit 
verwendet worden. Alle dahin gehörigen Hfiorenstände wurden nur 
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als Xebonsache boliaiidi'lt. Dei" Xaclitlieii diosor Soi*glüsigkeit zeigte 
sich bei vielen Helegeulieiton auf eine sclir Inhlbaro Weise; überall 
wurde cbeu nur tlieilwidso und meistens Tür (icn Augenblick ab- 
geholfen. Ufef Feldiuarscliall Lasc^y war der Erste, der die wesent- 
lichsten Zweiüfe der Militär-Adniinistratiün in ein zu.<i 
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animenbängen- 
des System für Kriegs- und Friedenszeiten brachte und ein ganz 
vortreffliches, für die damalige Zeit im Verhältnisse selbst in jeder 
Hinsicht vollkommenes Gebäude aufrichtete. Die Zeitgenossenschaft 
wie die Nachwelt, das Inland wie das Ausland kann diesem Werke 
die gebührenden Lobsprüche nicht versagen. Allein späterhin, da 
die Einwirkung des Herrn Feldmarschalls Lasi-y sich verminderte/ 
verfiel uian bald auf ein anderes Extrem. Die gänzlichste Sorg- 
losigkeit Jn diesen (.iegensläiiden. welche vor der Leitung des Herrn 
Feldmarschalls fühlbar war, wurde bald juit einer ausschliesslichea 
Beschäftigung, wobei man last alles Uebrige vernachlässigte, ver- 
wechselt. Die Verpflegs- und Uommissariats-liranche war das Haupt- 
augenmerk, des Hof-Kriegsratlii. gtrvviss gegen alle Absichten des 
Erfinders des angenommenen Systems. 

Dieser Missbrauch nahm in dem Grade überliand, als. auch 
allmälig schier die meisten Stellen darin nur mit solchen Männern 
besetzt wurden, deren Kenntnisse sich auf diesen Geschäftszweig 
beschränkten. Ueberdies beging man noch den grossen Fehler, 
öfter solche Männer zu wählen, welche mehr kleinlichen, minu- 
tiösen Detailgeist als allgemeinen Ueberblick mitbringen und den 
Hauptwerth auf Tabelliren und Listenschreiben setzten, dagegen aber 
gleichgiltiger waren, wenn in den Haupt -Veranstaltungen und Mass- 
regeln die unverzeihlichsten Fehler zum Nachtheile des Aerariums 
begangen, aber mit desto grösserer Sorgfalt und Aengstlichkeit in 
dem kleinsten unbedeutendsten Detail die systemmässige Norm 
ohne alle anderen Rücksichten oft zum grössten Nachtheile für die 
Militäroperationen eingehalten wurde. . . Der fertigste Listen- und 
Tabellenschreiber schien dem Hof-Kriegsrathe das tauglichste Sub- 
ject. Diese Schreibmanie musste dennoch mit Unterdrückung alles 
mihtärischen Genies, mit Beseitigung alles Antriebes zum Studium 
der Kriegswissenschaften umsomehr Herrschend werden, als sie das 
|0 7 sicherste V^hiculum war, sich beim Hof-lmegsrathe auf eine un- 
%, fehlbare Art zur Beförderung zu empfehlen. Diese Ansicht der 
Sache hat sich unter solchen Umständen so weit verbreitet, ist so 
herrschend geworden, dass ma5^^ne alle Uebertreibung, ohne der 
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Sache im üeringstcu zu viel zu thun, kühn behaupten kann, dass 
der ganze Hof-Kriegsrath, uneingedenk des eigentlichen Zweckes 
seiner Existenz, lediglich zu dem herabgesunken ist, was die Fran- 
zosen einen Commissaire ordonnateur efi chef nennen, dessen Ob- 
liegenheiten er noch dazu wenigstens in den letzten Feldzügen 
unvollkommen erfüllte, da er doch seiner ursprünglichen Einrichtung 
gemäss i^Ues das leisten sollte, was das französische Comite mili- 
taire in Paris, oder das preussische Ober-Kriegscollegium in Berlin 
zu vollbringen haben. 

Zunächst ist die Wiederherstellung der militärischen Direction 
nöthig, welche sich mit der Organisirung. Vorbereitung, üebung, 
Verwendung und Anführung der Armee, und zweitens eine sach- 
kundige Administration, welche sich mit dem Solde, der Mon- 
tinmg und Verpflegung der Truppen beschäftigt. . . Hiezu ist eine 
neue Besetzung der Hof-Kriegsrathsstellen mit den tüchtigsten Ge- 
neralen aus der Armee nöthig, welche durch ihre Einsichten, 
Kenntnisse und Talente mit mir ihre Kräfte vereinigen, um dem 
vorgesetzten Ziele mit jedem Tage näher zu kommen. Diese Männer 
müssen die Kriegskunst im Ganzen innehaben, die Maschine im 
Allgemeinen, sowie in allen ihren Bestandtheilem übersehen. Es 
wird dabei auf jene Generale Rücksicht zu nehmen sein, welche 
von einer bestimmten Gattung der Truppen oder Unterabtheilung 
der Wissenschaft, womit sie sich von jeher vorzüglich beschäftigten, 
auch das mindeste Detail anzugeben, zu ordnen, zu verbessern und 
zweckmässiger zu machen im Stande sind. . . . 

Die Directionen und Inspectionen der meisten militärischen 
Dienstzweige sind aber nicht von der Natur, dass sie als Eeferat 
behandelt werden können, sondern dass die Gegenstände separat, 
eigens zweckmässig bearbeitet werden müssen, deren Resultat dem 
Hof-Kriegsrath zur Beurtheilung vorgelegt wird. Dieses ist der Fall 
bei der General-Genie-Direction, General-Artillerie-Direction. 

Diese Wiedergeburt, welche grösstentheils in die Civil- //4^ 
part^ des Hof-Kriegsrathes schlägt, ist nur durch eine thätige un- 
verwandte AufmerkiBamkeit einer Direction und allgemeine Ueber- 
sicht möglich. Es wird hiebei vor Allem darauf ankommen, bei den 
Chefs der Bureaux die Ueberzeugung hervorzubringen, dass un- 
wirksame Thätigkeit, welche blos schreibt, mittheilt, expedirt, nicht 
die wahre Gesöhäftsführung ist, dass viel schreiben und viel wirken 
nicht dasselbe ist. Dass blos weitläufige Vorträge erstatten, jährlich 
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ungeheure Massen beschriebener Papiere anfthörmen und bei allen 
dem nicht viel leisten, zu dem grossen Zweck nicht führt, welche 
doch unablässig erzielt werden muss. . . .*" 

8. Kriegsnadiweheii. 

Der Schlaehtenlenker Moltke hat, wie bekannt, in einen 
Sehreiben Gelegenheit genommen, den Krieg als eine heilsam' 
Institution zu preisen. Wir theilen jedoch die Ansicht ?on Millienei 
und Millionen Menschen^ dass der Krieg ein Uebel ist und «4 
die Nachwehen eines selbst glücklich geführten Kriege» bittere 
Natur sind. Wir möchten hier nur zwei Episoden ans der iheresia 
nischen 2ieit geben. 

Es ist bekannt, welche Kämpfe die Kaiserin Maria Tberesu 
nach ihrer Thronbesteigung zu führen hatte. Wir wollen jedoei 
nicht Yon Kriegen, sondern blos von dem Benehmen der Spitzel 
der Gesellschaft, insbesondere in Prag, nach dem Erbfolgekrieg< 
sprechen. Gerade derjenige Theil der Bevölkerung Böhmens, welche 
Ton den österreichischen Regenten besonders bevorzugt war, jene 
die ihre Güter und ihre hervorragende Stellung, ihre grossen Aus 
Zeichnungen meistens nur den Ahnen der Kaiserin zu verdanke! 
hatten, verletzten die ihr beschw(H*ne Treue und zeigten sieh ab 
trünnig. Manche suchten sogar von dem neuen Beherrscher de 
Landes, dem Kurfürsten Carl Albrecht von Bayern, neue Ehret 
und neue Beichthümer zu erlangen, dienten ihm sehr eifrig um 
suchten seine Herrschaft im Lande auszubreiten. 

Nachdem Prag wieder erobert war — bekanntlich hatte e 
Lobkowitz in Folge einer einfachen Drohung Chevert's in Bran< 
stecken lassen — setzte, die Kaiserin eine Untersuchungs-Gommissioi 
in Prag ein. Wie die Verhältnisse beschaffen waren, mag daran 
hervorgehen, dass an der Spitze dieser Gommission der Oberst 
Burggraf Johann Ernst Graf v. Schafgotsch stand, ein Mann, de 
selbst politisch compromittirt war. Dieser Mann hatte nämlich, ob 
schon er im Dienste der Kaiserin ein sehr hohes Amt bekleidete 
seinem Sohne von Wien aus die Vollmacht geschickt, dem Kui 
fürsten von Bayern als König von Böhmen die Huldigung zj 
leisten. 

Das Material, welches dieser Gommission znr Verfügung stand 
war sehr gross. Es bestand au» den Protokollen der Sitzungei 
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der Hauptdepatation, der Landstände und des ständischen Aus- 
schusses und aus den Huldigungsacten. Ferner waren Persönlich- 
keiten bekannt, die notorisch mit der früheren Regierung in Ver- 
bindung standen, von welchen auch Gorrespondenzen vorlagen. 
Schliesslich fehlte es nicht an Denunciationen, welche in derartigen 
Zeiten nie mangeln. (VergL Ameth's „Maria Theresias erste Be- 
gieruogsjahre", 2. Band.) Unter den Beschuldigten erscheinen der 
Erzbischof von Prag und die hervorragendsten Mit- 
glieder des Domcapitels. Die compromittirtesten Persönlich- 
keiten, welche dem Kurfürsten Carl Albrecht als König von 
Böhmen gehuldigt hatten, wurden sofort von Prag ausgewiesen. 
Dieselben waren jedoch genöthigt, der Untersuchungs-Gommission 
ihren Aufenthaltsort anzuzeigen. Diese Gommission sendete dann 
den betreffenden, Personen die wider sie erhobenen Anklagen und 
forderte sie auf, selbe in erschöpfender Weise zu beantworten. 
Unter diesen Ausgewiesenen befanden sich der Erzbisehof von 
Prag, Graf Ernst Moriz Manderscheid, der Dompropst Krzepitzkj 
und der Domdechant Martinic, und insbesondere viele Mitglieder des 
Adels, die Grafen Franz Wenzel Nostitz und Josef Franz Wrbna, 
von welchen der erstere bei der Huldigung als Oberst-Land- 
marschall, der letztere als Oberst-Landhofmeister fungirte; Franz 
Leopold V. Sternberg, der die Stelle des Oberst-Burggrafen versehen 
hatte, Stefan Kinskj, Adolf Kaunitz, Johann Josef Wrtby, Ferdinand 
Franz und Carl Josef Morzin, Franz Wenzel Clary, Carl Waldstein, 
Philipp G alias und Wenzel Kokorzowa u. s. w. 

Die Kaiserin wollte, dass das Gericht strenge seines Amtes 
walte; am allerwenigsten aber wollte sie, dass diejenigen, welche 
sich treulos benommen hatten, wieder in Amt und Würden ein- 
gesetzt werden sollen. Sie rescribirte : „Es ist künftighin für solche 
Leute zu keinem Dienste und zu keiner Gnade einzurathen. Ein 
Anderes ist es, sie aus Clemenz freizusprechen, und ein Anderes, 
ihnen Gnaden auszutheilen, wo doch noch etwelche sich befinden, 
die durch ihre Treue solche verdienen." Ein andersmal rescribirte 
sie: „Ich bewundere diese der Kanzle; Proposition. Es ist einmal 
für allemal bei mir festgesetzt, dass, wer von meinen Unterthanen 
ohne meine Erlaubniss in firemde Militär-, Civil- oder Hofdienste 
treten oder auch nur einen Titel oder andere Ehrenzeichen an- 
nehmen wird, auch in Friedenszeiten bei mir sehr übel angesehen 

und nichts mehr in meinem Dienste zu hoffen haben wird." 

vv* 
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Ohne Bücksiebt wurde auch die Massregel der zeitweiligea 
Verbannung des Erzbischofs von Prag, obschon er über die Un- 
bilden der Jahreszeit und über Entbehrungen klagte, aufrechterhalten. 
Die Kaiserin kannte eben keine Büeksiehten gegen Personen, wenn 
ihre Hoheitsrechte verletzt wurden. Achtzehn Besehwerden wurden 
g^en ihn erhoben, darunter auch die, dass er ein solches Behagen 
an dem eingetretenen Regierungswechsel an den Tag gelegt, dass 
es den Treugebliebenen zu wahrhaftem Aergerniss gereichen 
muBste. 

Nach dem bekannten Sprichworte: „Eine Erähe hackt der 
andern nicht die Augen aus"", hat/der Gerichtshof, der aus Adeligen 
bestand, gar manche Adelige geschont oder sie in leichter Weise 
durchschlüpfen lassen. 

Hieran reihen wir folgende Episode aus späterer Zeit: 

Schon am 21. Juni 1757, zehn Tage nach der Aufhebung der 
Belagerung Prags, erstattete die böhmische Repräsentation und 
Kammer Bericht „über die wehrender feindliehen Prager Belagerung 
ftirgegangenen Eraignusse.'' 

Zuvörderst wird hervorgehoben, dass die Kirche St. Veit durch 
die feindliehe Kanonade und durch das mit dieser abwechselnde 
Bombardement heftigen Sehaden gelitten. Das Kupferdach und die 
Gewölbebogen, welche nach gothischer Structur gebaut waren, 
wurden mannichfaeh beschädigt. Die Feuerkugeln seien auch in das 
Innere der Kirche gedrungen und haben das grosse herrliche Orgel- 
werk sehr beschädigt; selbst die Todten in den Gräbern unter den 
Altären wurden nicht geschont. Dasselbe Schicksal hatten die 
anderen in der gleichen Lage stehenden kaiserlichen Gebäude. 
Obschon man zur Zeit, als die Belagerung befürchtet wurde, alle 
mögliehen Vorsichtsmassregeln traf, um derartiges Unglück ab- 
zuwenden — alle Schindeldächer wurden abgerissen, das Pflaster 
grösstentheils gehoben, zahlreiche Löschungsleute angestellt, Felle 
zum Bomben decken angeschafft — entstand nichtsdestoweniger 
grosser Schaden. In der Altstadt waren 16 Häuser ganz ab- 
gebrannt, 15 ruinirt, 176 beschädigt. Ausserdem wurden 12 Per- 
sonen getödtet und 18 verwundet. In der Neustadt brannten 133 
Häuser ganz ab, 268 wurden ruinirt und 201 beschädigt. Daselbst 
wurden 17 Personen getödtet und 23 verwundet. Auf der Klein- 
seite und dem Hradschin wurden 182 Häuser beschädigt, eine 
Person getödtet und 13 verwundet. 
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Die böhmische Repräsentation und Kammer fühlte sich ver- 
pflichtet das Betragen der Geistlichkeit, der Bürger- und Juden*- 
schaft zum allerhöchsten Wohlgefallen anzurühmen. 

Da die nach Prag gekommene königliche Armee ohne sonder- 
lichen Vorrath und von allem Erforderlichen entblösst gestanden, 
die Stadt selbst auf ein derartiges Gonsum nicht vorgesehen war 
und das bare Geld von vielen reichen Leuten bevorstehender 6e- / 
fahr halber aus dem Lande geschafft wurde, ii wurden nichts- //' 
destoweniger zur Löhnung der Soldaten 306.920 fl. bVf^ kr., ohne 
dass der Status tributarius in's Stocken gekommen, zur Operations- 
casse abgeführt. Da man zu jener Zeit mit der Banknotenpresse 
noch nicht /vertraut war, si( gritf man zu einem anderen Mittel, um 
diese Summe herbeizuschaffen; es wurden zinnerne Münzen im 
Nominalwerthe von 71.915 fl. geprägt und die devalvirten Beichs- 
münzen wurden zum vollen Nennwerth angenommen. (Von den 
geprägten Münzen coursirten noch Sö.ölö fl., um deren Einlösung 
gebeten wurde.) 

Die Prager lieferten für die Armee ausserdem an Naturalien: 
Wein, Beis, Bau- und Brennholz, Hafer, Heu, Stroh, Häckerling, 
Trebern, Schmalz, Butter etc. gegen blosse Quittungen. 

Durch die Belagerung Prags litten auch die Weingärten, 
Wirthschaftsgebäude und Wohnungen bei Prag, um deren Ent- 
schädigung gebeten wird; insbesondere litt das Invalidenhaus, wo 
der Feind sofort Posto gefasst hatte. Die unteren Zimmer wurden 
zu Stallungen, die oberen aber für die Batterien benützt. 

Die Pferdebespannung wurde, um dem Fleischmangel ab- 
zuhelfen, öfters zur Ausschrottung sowohl für das Civil wie für das 
Militär benützt; dadurch entstand jedoch der Nachtheil, dass der 
Bauer seines Zugviehes verlustig wurde, und wird für ein Pferd 
als Entschädigung 30 fl. beanu*agt. 

Ausserdem wird hervorgehoben, dass etliche tausend Kranke 
und Verwundete ohne Feldapotheke^ ohne Aerzte und endlich ohne 
allen Vorrath an Binden und anderem Leinenzeug in die Stadt 
gebracht wurden. Diese Kranken wurden in den Klöstern, Schulen, 
Herrschaftsgebäuden und bürgerlichen Häusern untergebracht, so 
dass es denselben nicht an Bequemlichkeit fehlte. Den Apothekern 
wurde aufgetragen, sich mit guten Medicamenten in genügendem 
Masse zu versehen, und wurde denselben angedroht, falls sie dieser 
Anordnung nicht nachkommen, die Medicamente in den geistUchen 
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und klösterliehen Apotlieken bereiten zu lassen. Die Apotlieker 
jedoch Hessen es eben so wenig an Eifer wie die Äerzte und 
Chirurgen fehlen. Der Stadtphysihus, die barmherzigen Brüder und 
iiueh die jfidiscbeu Barbiere zeichaeten sich aus, und sämmtliebe Biu- 
wohner Pr&ga liesseo deo Spitälern Gaben zaSiessen: Strohsäcke, 
Betten, Bandag;eD, Decken. Knpfer- und Erdgeschirr. 

Die Repräsentation kann sieh jedoch nicht enthalten zu be- 
merken, dass viele MugistratualfS, Primatores, Stadt- Phjslci, 
Chirurgen und «ogar auch einige Seelsorger mit Hintansetzaog ihrer 
Pflicbt die Stadt verlassen haben. 

Auf diesen Berieht bemerkte die Kaiserin eigenhändig: 

„ein ordentliches referat tiber disen wohlgefasten Bericht and 
die inetuung des direetorij darzu." 

Am 1. Juli 1757 erstattete das Directorium in publids et 
cameralibug in Prag (Präsident Friedrieb Wilhelm Graf v. Haug- 
■witz und Johann Graf v. Cbotek) über diesen Gegenstand Bericht. 

Dieses meinte, es sei der ^haden, welcher der Kirche Sanct 
Veit zugeffigt wurde, nicht aus Staatsmitteln zu ersetzen, weil diese 
Kirche stattliehe peculia habe, diesen Schaden aus eigenen Mitteln 
zu ersetzen. Was den Schaden betrifft, den Private erlitten haben, 
so bestehe vorläufig die kaiserliche Entschliessung, dass die Ein- 
wohner Prags ein Jahr von den Steuern befreit sein seilen. Das 
K^brige müsse abgewartet werd«a, bis die daui bestellte Commissioa 
genaue Erhebungen Ober di« Somma des Schadens gepflogen 
haben wird, 

Das Directorium schlug ferner vor, die Kaiserin möge den 
Bewohnern Prags, sowohl Christen als Juden, ihr allerhöchsteB 
Wohlgefallen über den an den Tag gelegten Patriotismus 2U er- 
kennen geben, ebenso der BepräsentatioDS-Commission für ihre 
Standhalligkeit. Die geprägten zinnemeii Münzen seien ihrem Nenn- 
werthe nach einzulösen, da sie mit Gutheissung des Herzogs Carl 
von Lothringen geprägt wurdeß, ebenso soll man die devalvirten 
Beichemünzen weiter coursiren lassen. Da hoffentlieh die kaiserUehe 
Armee bald in Preussen einbrechen werde, so könnte man ihr diese 
Münze als Löhnung geben. 

Bezüglich der EntschMigung derjenigen, die durch den ^rleg 
Bchaden gelitten , sowie jener , die dem Militär Lieferungen 
machten, schloss sich das Directorium den Vorschlägen der ßa- 
präsentation an, um das Publicum wieder steuerfähig zu machen. 
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Die Aerzte, sowie die Stadthauptleute, die sieh besonders verdient 
gemacht haben, sollen Medaillen mit Ketten oder Pensionen für 
Lebensdauer (Maximum jahrlich 200 fl.) erhalten. 

Am 23, Juli 1757 wendete sieh das Direetorium wieder an 
die Kaiserin. Es meinte, wenn auch alle Bemnnerationen und Ent- 
schädigungen vorläufig vertagt werden sollten, so wäre es doch //. 
billig, Aii. EigenthümernCüe Pferde, die am 6. März eingesperrt,^*^ 
hernach aber geschlachtet wurden, zu «ntsch4digen, da es durch- 
gehends arme Bauern betrifft Femer wurde beantragt, statt des 
Stadtphysikus Vignet, der sieh geflüchtet hatte, den Dr. Bauer zum 
Pliysikus zu ernennen, und ebenso statt des entwichenen Stadt- 
bauptmannes Grafen v. Breda den Baron v. Vemier in diese Stelle 
2u setzen. 

Hierauf rescribirte die Kaiserin wieder eigenhändig wie folgt: 

„wegen de^pferd placet^ wie auch wegen vemier dorne benene 
anstatt ^redau^ wegen phisicat van smte» darum zu vernehmen ob 
er tauglich seye. 

nicht allein die zineme müntz gleich einzulösen sondern auch 
denen parteyen als wie martindli und andere gleich ihre Yor- 
8chu$ zu . zahlen, alle quittungen einzulösen rauch und hartes 
Futter in magazinspreis, das holtz wie es denen entrepreneurs be- 
zahlt wird die übrig in marktpreis zu bezahlen wegen der medki 
ist desgleichen zu verordnen das man sie bonificirt und nahment- 
lich benene jene sie mögen Christen oder Juden sein welche was 
besonders gethan und wie sie belohnen kuht das übrige bleibt noch 
«nresolvirt " 

Am 25. Juli schlug das Direetorium der Kaiserin die Per- 
sonen vor, welche ausgezeichnet werden solL^n^ Sämmtliche Kreis- 
hauptleute, mit Ausnahme desjenigen vom Saazer Kreise, Anton 
y. Andritzky, der in seiner Dienstleistung öfters Verwirrungen an- 
gestellt, wurden der kaiserlichen Huld empfohlen. 

Dazu bemerkte die Kaiserin: 

„keine rescripta noch lob an die Greusämbter ergehen zu 
lassen einer untreue kan keiner beschuldigt werden, die wenigsten 
aber seynd in denen Creusen geblieben oder operirt man hat es 
ihnen auch erlaubt. Die Kundsohaffter die sie geschickt seynd wenig / ^ 
TOcht und sehr spatt geschickt worden in einer solchen Con- ß^ 
fusion und Verwirrung und gesehwindigkeit seynd sie zu ent- / 
schuldigen nicht aber zu beloben, der Andritzky aber wäre gleich f 
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zu amoviren den exempla mässen gemacht werden, das droben 
hilft nichts lieber in künfiftigen jähr ihme wiederum zu nehmen 
wenn er es verdient.** 

Es wurden hierauf vom Directorium Personen zur Belohnung 
Torzuschlagen, welche als Spione etc. Dienste geleistet hatten. Unter 
Anderen auch die Witwe eines Fleischhauers aus Prag, weicher 
die Feldkriegs-Ofificiere, die während der Belagerung heraus und 
hinein abgeschickt wurden, durch die Moldau geführt, bis er zu- 
letzt in derselben ertrunken ist. 

Dazu bemerkt die Kaiserin: 

„das Weib wäre in Prag zu erfragen, ob nicht unter denen 
Juden noch verdienstliche gefunden, mir das referat wegen präg 
wieder zuzuschicken, das noch nicht resolvirt. Weillen jetztund so 
ville leute hieher kommen, die indemnisation verlangen und ville 
sieh mir vorstellen können so wäre nach präg zu schreiben das 
selbe sieh bey der representation anmelden sollen. *" 
/ Wie aus diesen Mittheilungen hervorgeht/erstarkte^ das öster- 

' reichisch-patriotische Gefühl im Laufe einiger Jahre sehr. Während 
nach dem französich-bayerischen Einfalle eine Art Inquisitions- 
Gommission eingesetzt wurde, vor welcher sich diejenigen, welche 
beschuldigt waren, mit dem Feinde conspirirt zu haben, purificiren 
mussten, wurden nach der Belagerungs Prag sämmtliche Ein- 
wohner wegen ihres Patriotismus gelobt. Auch bezüglich der Juden 
fand ein Umschwung statt. Während die Kaiserin im Jahre 1744, 
trotzdem die Behörden davon abgerathen hatten, auf die Ausweisung 
der Juden aus Prag drang, verlangte sie nun wiederholt, dass ihr 
die Namen derjenigen Juden genannt werden, die sich besonders 
auszeichneten. 

Das Directorium meldete hierauf, dass sich die Prager Juden 
sehr „distinguui'*, namentlich der Ober-Babbiner, die Babbinats- 
Assessoren, der Vorsteher Israel Franekel und der jüdische Quartier- 
meister David Khue. 

4. Feldgeistliche. 

Nach der Tradition waren schon unter den Juden Feldgeist- 
liche. Bekanntlich bestand nach dem mosaischen Gesetze bei den 
Juden die allgemeine Wehrpflicht, und zwar vom 20. bis zum 
60. Lebensjahre. Wenn das Volk in den Krieg zog und die Schlacht- 
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reihen aufgestellt waren, hielt der für das Heer gesalbte Priester 
folgende Ansprache (Deutemomium 20; 3, 4): „Höre Israel! Ihr 
tretet jetzt hin zum Kampfe gegen Eure Feinde. Möge Euer Herz 
nicht zagen, seid nicht bestürzt und zittert nicht vor ihnen; denn 
der Ewige, Euer Gott, ist es, der mit Euch gehet, für Euch zu 
streiten mit Euem Feinden, Euch beizustehen.'' Hierauf traten die 
Beamten vor und verkündigten, dass jener, der ein neues Haus ge- 
baut und es nicht eingeweiht, der einen Weinberg gepflanzt und 
ihn nicht gelöst, der sich mit einer Frau verlobt und sie nicht 
heimgeführt hat, und jener, der furchtsam und zaghaften Herzens 
ist, zurück nach Hause gehen könne, „damit nicht das Herz 
seiner Brüder zaghaft werde, wie sein Herz". 

Die Spuren geistlicher Vorsteher beim österreichischen Heere 
findet man schon seit dem Jahre 1534, welche unter verschiedenen 
Namen, eines Armee-General -Vicarius, FeldsuperiorAf, Generalstabs- 
Gaplan, Grosscaplans, die bischöfliche Gewalt in der Armee aus- 
übten, jedoch Anfangs nur für die Kriegsdauer. Im Jahre 1689 
verlieh der Papst die bischöfliche Obergewalt in der kaiserliehen 
Armee auch für den Friedensstand seinem jeweiligen Nuntius am 
kaiserlichen Hofe mit der Befugniss, dass dieser stets den Beicht- 
vater des Kaisers delegiren könne. Im Jahre 1720 befreite Papst 
Clemens XL die kaiserliche Armee ganz von der geistliehen Juris- 
diction fremder Bischöfe und bewilligte, dass in Zukunft immer 
derjenige die bischöfliche Jurisdiction über alle der Armee An- 
gehörigen ausüben solle, den der Kaiser zum apostolischen Feld- 
vicar ernennen würde. 

Wie es jedoch scheint, haben im Laufe [der Zeit die Feld- 
geistlichen den Erwartungen, die man an dieselben geknüpft hatte, 
nicht entsprochen, da man die geeigneten Persönlichkeiten nicht 
fand.*) Der bereits erwähnte General Zach entwarf folgendes Bild 
eines Feldcaplans, wie er sein soU : „Er muss kein Sauertopf, kein 
Strafprediger, kein Proselitenmacher, kein Kritikaster, kein Spion 
sein; er muss Laster und Untugenden geduldig ansehen, Spott über 
die Eeligion und ihre Diener ertragen können. Vor ihm muss jeder 



*) Am 26. Mai 1789 wurde befohlen, dass die künftigen Seelsorger des 
MilitärBtandes in den Generalseminarien anch den Unterricht in Sprachen ge- 
niossen , sollen und zwar die deutsche und illyrische gründlich; von der fran- 
zösischen und italienischen sollen sie aber solche Kenntnisse erlangen, dattit sie 
im'Nothfalle die Beichtreden verstehen. 
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Officier ohne Scheu reden köDneu, ohne befürchten zu müssen, 
dass es der Oberst jemals erfahre. Er muss die Officiere nicht 
meiden, vielmehr ihre Gesellschaft und ihre Freundschaft suchen. 
Ein solcher Mann kann ein Wort zu seiner Zeit sprechen, in dessen 
Mund ist die Wahrheit ein zweischneidiges Schwert für den Laster- 
haften und seine Lehren sind Balsam für den Schwachen. "^ 

Man wird zugeben, dass General Zach bei dieser Charakteristik 
aus den reichen Erfahrungen, die er gemacht, schöpfte. Wie schwer 
ist es jedoch, derartige Persönlichkeiten zu finden. Es stellte sich 
Oberhaupt oft Mangel an geeigneten Candidaten ein, und wenn eine 
derartige Stelle zu besetzen war, so wendeten sich die bischöflichen 
Ordinariate an die benachbarten-Diöeesanbischöfe, damit diese ihnen 
Candidaten empfehlen. Es kam daher vor, dass bischöfliche Ordi- 
nariate Persönlichkeiten vorsehlugcn, die ihnen ganz fremd waren 
und welche auch nicht im entferntesten berechtigten Anforderungen 
entsprachen. 

Kaiser Franz sah sich daher veranlasst, am 16. Juni 1828 ein 
Handschreiben an den obersten Kanzler, Grafen Saurau, zu richten, 
des Inhalts, da die Fälle, wo die bischöflichen Ordinariate, welchen 
das Präsentationsrecht ilQr erledigte FeldcaplansteUen zusteht, wegen 
vorgebliehen oder wirklichen Mangels eines für solche Stellen ge- 
eigneten Priesteis ihrer eigenen Diöcese sich um Auffindung und 
Zuweisung eines solchen an die benachbarten Diöcesanbischöfe 
wenden, so sei sämmtlichen Ordinariaten der. deutsch-erbländischen 
Provinzen und im lombardiseh-venetianisohen Königreiche anzu- 
weisen, dass sie, vor Aufnahme eines - solchen Priesters in ihrer 
Diöcese und bevor sie überhaupt denselben vorschlagen, von dessen 
tadellosem Lebenswandel und gutem Bufe, dann von seiner voll- 
kommenen Angemessenheit für das Amt sich gewissenhafteste üeber- 
zeugung unfehlbar und unter eigener Verantwortung zu verschaffen 
haben. 

Wie speeiell aus den Sehlusssätzen dieses Handschreibens 
hervorgeht, scheint man recht unangenehme Erfahrungen gemacht 
zu haben, da der Ton derselben ziemlieh scharf und schrill klingt 
Die Sache wurde jedoch Torläufig nicht besser und nicht lange 
hernach, am 29. März 1831, sah sieh der Kaiser yeranlasst, an 
den damaligen obersten Kanzler, Grafen Mitrowsky, ein Hand- 
sehreiben zu richten, welches die wahrhafte Trübseligkeit der Zu- 
airßnA^ auf diesem Gebiete kennzeichnet. Der Kaiser sehrieb n&m- 
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lieh: „Es kanu der Einsicht der Ordinariate nicht entgehen, mit 
welchen Schwierigkeiten und Gefahren die Miiitär-Seelsorge ver- 
bunden und wie unerlässlich es ist, dass nur Priester von reiferem 
Alter, von bewährtem priesterlichen Sinn und Sitten, von gründ- 
licher Eenntniss dessen, was zu ihrem Amte gehört, von Erfahrung 
und Klugheit zu dieser Dienstleistung verwendet werden. Da es 
sich jedoch herausstellt, dass insbesondere in den letzten Jahren 
manchmal für diese Stellen Priester präsentirt wurden, welche zu 
denselben nicht geeignet, , und statt durch ihren Wandel zu er- 
bauen, durch ihre schlechte Aufführung selbst dem gemeinen Manne 
zum Aergerniss geworden sind'', so ist allen Ordinariaten zu er- 
öffnen, dass der Kaiser sich von ihrem Eifer für das Beste der 
Beligion und von ihrer Gewissenhaftigkeit mit Zuversieht verspreche, 
dass sie bei der Wahl der Priester, welche sie far die Militär-Seel- 
sorge bestimmen, mit sorgfaltigster Prüfung vorgehen und nur solche, 
deren Tauglichkeit und Würdigkeit ihnen als bewährt bekannt ist, 
zu dieser Dienstleistung widmen werden. 

Dieses Handschreiben scheint den Zweck, den es anstrebte, 
erreicht zu haben. Gewiss ist es, dass nun die Klagen verstummten. 
Im Jahre 1848 geschah es jedoch, dass ein Feldcaplan Aergerniss 
erweckte, da er, wenn auch nur für kurze Zeit, vom Katholicismus 
abfiel. Am 15. August des genannten Jahres fand man an der 
Stephanskirche ein Placat mit der Aufschrift: ^Eine neue Beligion 
in Wien**. Der Deutsch-Katholicismus hatte nämlich in Wien An- 
hänger gefunden und fehlte es de^i^selben nicht an Apostehi, welche/^/x^ 
diese „neue Beligion** in Wien verkündigten. 

Einer derselben war der Feldcaplan Johann Hirschberger, 
welcher zu jener Zeit als Geistlicher im Invalidenhause fungirte. 
Dieser hatte sich im Odeon, wo die Deutsch-Katholiken religiöse 
Zusammenkünfte hatten, zu Gunsten der „neuen Beligion*' aus- 
gesprochen. Wohl merkte man es seiner Bede an, dass er mit sich 
selbst im Unklaren war, und da er selbst nicht überzeugt war, 
konnte er am allerwenigsten überzeugen. Das fürsterzbischöfliche 
Ordinariat zu Olmütz, wohin Hirschberger gehörte, excommunieirte 
denselben wegen seines Abfalles von der katholischen Kirche 
und wurde er sofort aus der Militärseelsorge entlassen. Hirsch- 
berger gerieth hierauf in grosse Noth und Kaiser Ferdinand ge- 
währte demselben aus besonderer Gnade^ um ihn nicht gänzlichem 
Mangel preiszugeben, einen jährliehen Gehalt TO\i 2öft ^. 
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Für die beim Militär befindlichen Galizianer grieehisch- 
unirten Ritus wurden in Folge eines Befehles Kaiser Josefs II. am 
14. Jänner 1780 Seelsorger dieser Confession bestellt. Bald hierauf 
wurden protestantische Feldgeistliche und im Jahre 1866 zur Zeit 
des österreichiseh-preussischen Krieges wurde auch ein jüdischer 
Peldprediger ernannt. 

Da seit dem Jahre 1866 die Zahl der Juden im Heere durch 
die allgemeine Wehrpflicht, die inzwischen eingeführt wurde, ab- 
gesehen von der Zunahme der jüdischen Bevölkerung, grösser ge- 
worden war, sah sich das Reiehs-Kriegsministerium veranlasst, diesem 
Momente Rechnung zu tragen und es wurden drei jüdische Feld- 
prediger ernannt. Mit Ausnahme der katholischen fungiren jedoch 
die anderen Feldgeistlichen während der Friedenszeit nicht, und 
wünschen wir denselben noch lange Ruhe. 
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Josefina. 



1. Ein Budget aus der Zeit Josef II. 

Es liegt uns das Budget, das Erforderniss und die Bedeckung, 
vom Jahre 1785 vor. 

Zuvor wollen wir jedoch einige statistische Daten aus dem 
damaligen Oesterreich, ohne Ungarn, mittheilen, und schicken Fol- 
gendes voraus: 

In den jetzigen statistischen Tabellen kommen bezüglich der 
Religion folgende Rubriken vor: Lateinisch (römisch) katholisch, 
griechisch und armenisch katholisch, griechisch und armenisch 
orientalisch (nichtunirt), evangelisch Augsburger Oonfessiön (Lu- 
theraner), Helvetischer Oonfessiön (Reformirte), Unitarisch, andere 
christliche Glaubensbekenntnisse, Israeliten, sonstige nicht christ- 
liche Glaubensgenossen. In den neuesten statistischen Tabellen 
kommt auch eine Rubrik fär Confessionslose vor. 

In der uns vorliegenden statistischen Tabelle vom Jahre 1 785 
sind in dieser Beziehung blos zwei Rubriken vorhanden, Christen 
und Juden. Wenn es jetzt mehr Rubriken auf dem Gebiete der 
Religion gibt als früher, so ist das mit ein Verdienst Josef II., 
der das Toleranzpatent gab, welches im Laufe der Zeit zum Prin- 
cipe der Gleichberechtigung auf religiösem Gebiete führte. 

In der Abtheilung, die von dem Berufe und der Beschäftigung 
der Bevölkerung handelt, gibt es jetzt zahlreiche Rubriken. In der 
uns vorliegenden Statistik vom Jahre 1785 befinden sich folgeude 
Rubriken: Geistliche, Adelige, Beamte und Honoratioren, Bürger 
und Städter und Professionisten auf dem Lande, Bauern, der Bürger 
und Bauern Nachfolger und Erben, Häusler, Bergholden, zu anderen 
Staatserfordemissen verwendbar, Nachwuchs von 1 — 12, von 13 — 17 
Jahren und weibliches Geschlecht. 
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Die Rubrik: Adelige ist heute nicht mehr vorhanden, 
ebenso wenig Honoratioren, da diese weder ein Beruf noch 
eine Beschäftigung sind. 

Die meisten Adeligen waren damals in Galizien, nämlich 
31.066 (im Jahre 1784 nifar die Zah^l derselben sogar noch grösser 
31.698), in d;en übrigen Eronländern war die Zahl der Adeligen 
in Bohmicn 1670, in Mähren und Schlesien 780, in Ober- und 
Unt^österreich 3249, in Steiermark 677, in Kärnten 562 und in 
Erain, Görz und Gradiska 967, in Summa 38.976 Adelige. 

Die Zahl der Geistlichen war im Ganzen 25.717 u. zw.: 

Unter- und Oberösterreich im Jahre 1785 5860- 

Steiermark „ „ „ 2655 . 

Kärnten „ „ „ 938 

Böhmen „ „ „ 6258 

Mähren und Schlesien „ „ „ 3397 

Galizien „ „ „ 6609 

Bevor wir zu den Zahlen selbst schreiten, wollen wir be- 
merken, dass auch das Militär mit inbegrififen ist. Es kommt auch 
die Anzahl der Abwesenden vor und zwar in fclnf Rubriken: Ver- 
heiratete, Ledige und Witwen, inner Landes, ausser Landes und 
unwissend wo. Ebenso werden diejenigen, die als Fremde in einem. 
Kronlande domiciliren, angegeben, und zwar mit der Bemerkung, 
inwiefern sie aus einem anderen Orte oder Kronlande oder ^ujs 
dem Auslande sind. Das weibliche Geschlecht scheint in dieser Be^ 
Ziehung nicht mitgezählt worden zu sein. 

Es ist selbstverständlich, dass Salzburg damals nicht mit- 
gezählt wurde, da Salzburg damals noch selbstständig war; Tirol 
und Vorarlberg wurden zu Oberösterreich gezählt. 

Wir geben nun die Hauptsummen: 

M»rkt- Familien 

Stftdte flecken DOrfer Häuser christliche Jfidische 

Böhmen 247 306 11,429 425.188 572.142 8.236 

Mähren u. Schlesien .123 168 3.457 228.226 305.029 5.273 

Ober-u.Unterösterreioh 52 328 10.706 234.183 351.525 111 

Steiermark .... 20 98 3.983 160.131 147.851 — 

Kärnten 11 25 2.861 49.899 48.671 — 

Erain, Görz u. Gradiska 18 24 3.680 90.487 96.293 81 

Galizien . , ... 103 201 6.183 616.342 571.944 42.906 

Summa 574 1150 41.799 1,704.456 2,('93.455 56.607 
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Zahl der 
Christen Juden Getammt^omme 



Böhmen 2,676.266 42.129 2,718.395 

Mähren und Schlesien . . 1,499.512 26.665 1,526.177 

Ober- und Niederösterreicb *) . 1,616.764 652 1,617.416 

Steiermark 822.796 — 822.796 

Kärnten 294.890 — 294 890 

Krain, Görz und Gradiska . . 531.590 426 532.(15 

Galizien . . 3,0 17.: '59 212.0« '2 3,229.061 

Summa 1^,4^8.877 281.873 10,74U.750 

Wir wenden uns nun zum Budget selbst und zwar zunächst zu 
dem Staatserforderniss. 

In früheren Zeiten gab es in Oesterreich kein Budget, d. h. 
man präliminirte nicht wie viel man beiläufig ausgeben werde und 
in welcher Weise diese Ausgaben zu decken seien. Man gab aus, 
was man glaubte ausgeben zu müssen oder zu sollen und suchte., 
diese Ausgaben durch die verschiedenen Eingänge zu decken und 
wenn diese Eingänge, die man selbstverstäadlich zu mehren trachtete, 
nicht ausreichten, so half man sich auf eine andere Weise. Zu- 
nächst machte man Schulden. Man borgte im Inlande bei allen 
möglichen Gorporationen und Instituten, die Geld hatten, bei 
den verschiedenen Ständen, Landschaften, Städten, Erzbischöfen, 
Bischöfen und Domcapiteln, bei den Juden, bei Privaten, ja man 
entlehnte sogar Gautionen. Im Auslande stand man mit mehreren 
Banquiers in Verbindung. Wir wollen hier einige derselben, mit 
welchen man sowohl unter Maria Theresia wie unter Josef in 
Beziehung stand, nennen: Gebrüder Gambiaso, Merelli und Gor- 
boune, Brentano, Marchese Grosa in Genua, Fenzi in Florenz, 
Favilla in Lucca, Goll in Hamburg, Verbrougge und Goll in Amster- 
dam, Bethman in Frankfurt am Main, Nettina in Brüssel. Die 
Interessen, die man zahlte (manche Summe war der Staat schuldig, 
die ihm ohne Interessen geliehen wurden), waren verschieden und 
variirten zwischen drei und zehn Percent. Im Jahre 1766 suchte 
man die 6% Staatsschulden in vierpercentige zu convertiren. 

Ausserdem gab es Staatspapiere, die Kupferamts-ObUgationen, 
ftlr welche die Bergwerke gewissermassen hafteten.. Sie spielten 



*) Im Jahre 1784 zählte man in Wien 7000 Seelen wälseher Nationalität 
nod 15 katholische Arabjßr, die einen eigenen Seelsorger hatten. (U. M.) 
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beiläufig eiue ähnliche Bolle, wie in späterer Zeit die Salinen- . 
scheine. 

Schliesslich gab es das Banko, welches je nach Bedarf Noten 
emittirte. Sie erreichten manchmal die Höhe von 30,000.000 fl. 
und darüber. 

Pillersdorf meint in seiner Schrift: ^Die österreichischen 
Finanzen'', Wien 1851, S. 43: „Bis zum Jahre 1817 besass man 
(in Oesterreich) keine geordneten Staatsvöranschläge, sondern nur 
buchhalterische Zusammenstellungen, welche aus den Bechnungs- 
ergebnissen früherer Jahre die wahrscheinlichen Zufluss- und Aus- 
gabsrubriken des Staatshaushaltes für das gewöhnlich bereits ein- ' 
getretene Finanzjahr ersichtlich machten." Pillersdorf spricht ferner 
S. 44 von „üeberlieferungen" aus der josefinischen Periode, nach 
welchen der jährliche Aufwand damals im Durchnitte nicht hundert 
Millionen erreichte. Wir bringen jedoch nicht „üeberlieferungen", 
sondern offieielle Daten. £s liegen uns nicht Bechnungsabschlüsse, 
sondern Präliminare, die dem Kaiser unterbreitet wurden, vor. Es 
sind die Ansätze, sowohl die Einnahmen, wie die Ausgaben (aus 
welchen Kronländem und auf Grund welcher Steuer erstere ein- 
fliessen und in welcher Weise letztere verwendet werden), im Detail 
und im Ganzen übersichtlich angegeben. 

Sprechen wir zunächst von den Ausgaben im Jahre 1785. 

Die jetzigen Budgets beginnen mit der Rubrik : „Allerhöchster 
Hofstaat Auch in den vorliegenden Budgets ist die erste Bubrik: 
Hoferforderniss. Es betrug im Jahre 1785 1,295.410 fl., präliminirt 
war dasselbe mit 1,394.858 fl. Vom Jahre 1781 bis incl. 1788 be- 
trug er durchschnittlich jährlich 1,462.756 fl. Am stärksten war 
es im Jahre 1788. Damals betrug es 1,827.319 fl., und zwar aus 
dem Grunde, da am 6. Jänner 1788 die Vermählung des Erzherzogs, 
nachmals Kaiser Franz mit der Prinzessin Elisabeth von Württem- 
berg stattfand, bei welcher Gelegenheit Festlichkeiten gegeben 
wurden. (Die Prinzessin Elisabeth erhielt vom Kaiser Josef 27.000 fl. 
jährliches Nadelgeld ausgesetzt.) 

Was die Centa^l-Behörden, die Ministerien, betrifft, so waren 
die Verhältnisse damals anders als heute. Wir haben in unserer 
„Geschichte der k. k. Archive" nachgewiesen, dass früher die 
Central-Behörden öfters das Eessort und die Namen wechselten. 
Unter Kaiser Josef bestand die geheime Haus-, Hof- und Staats- 
kanzlei (das Ministerium für die auswärtigen Angelegenheiten, welche 
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Pa?59au*sch^n Arreste in Wien eingesperrt und nföchentlich einmal 
zu Fasten mit Wass'^T und Brot verhalten werde. Auch der Obere 
in dem Kloster zu Wion soll seines Amtes entset/t und filr die 
Zukunft aller Aeniter entsetzt bleiben, da er sieh durch Beibehaltung 
der verl)otenen Klosterkerker strafbar gemacht habe. 

Damit aber die noch bestehenden Kerker desto sicherer vertilgt 
werden, so hollten diese Käumlichkeiten sofort zu Holzkellern be- 
stimmt, die doppelten Thüren und festen Versehliessungen und Alles, 
was sie zum feineren Gebrauche ftlr Gefängnisse geeignet machen 
könnte, weggeräumt werden. Geistliche aber, die man für wahn- 
witzig halte, sollten sofort in Klöster der Barmherzigen gebracht 
werden, wo sie auf das sorgsamste zu pflegen seien, ,.und soll zu 
diesem Ende eine Gurrende an sämmtliche Klosterobern ergehen**. 
Dr Fumiel sei mit der verdienten Ahndung „anzusehen''. Schliess- 
lich befahl der Kaiser: „Da auch in den Klöstern zu Linz, Press- 
burg und Ofen noch formliche Gefängnisse bestehen, so sollen un- 
parteiische Personen die Sache untersuchen.*' (U. M.) 

4, Ein „Zaclle^^^*) 

Im September des Jahres 1786 befand sich Kaiser Josef in Prag. / 
Zu jeuer Zeit mfe, ak grosse und schwere Sorgen in Betreff / 'V 
innerer und «dsserer Angelegenheiten des Staates den Kaiser 
drficktea, wo auch Familien^Angelegenheiten, die H^'irat der Kinder 
«eines Bru«lers, des Gresshcrzogs Leopold von Toscana, Franz und 
Therese, ihn bescb«iftigten, wurde dem Kaiser ein eigenthüinliches 
Project unterbreitet. Es handelte sich nicht darum, Gestenreich 
aus den ihm drohenden Gefahren zu retten, sondern es von einem 
eigenthömlichen üt^bel zu befreien. Wir wördt^n Aastand nehmen, 
davon zu sprechen, aber da einer^^its die heilige Schrift von diesem 
Uebel, welches die alten Egypter traf, spricht, andererseits Goethe in 
seinem ^Faust" d<n Floh in dem Gedichte: „Es war einmal ein 
König"" besungen hat, so glauben wir auch von demselben in guter 
Gesellschaft sprechen zu dürfen, 

Erzählen wir also: Damals gab es noch keinen „Zaeherl^ 
und wie es seheint liess die Reinlichkeit manches zu wünschen 
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"*) Eioe in Wien bekanate Firiaa. Qd^ S^beil vcrsck^^is^ Dera^eäM 
Insecteopulver. .... 



ührii?. UuK üii<re/.iefer iialiii) daher überhand, und vi^un wir dem 
Bittsteller Glaul)en -beimessen dürfen, wurde . man. anch in der 
Wiener Hofl)nrjjr davon jreplagt. Am meisten jedoch hatten die 
Soldaten darunter zu leiden, und zwar unisomebr, da zu jener Zeit 
aus M.-in<rel an Kasernen die Soldaten, wie bereits bemerkt, öfter 
und häufiir in Privatquartieren unterjirebracht waren. Der Bittsteller, 
ein pensionirter Heiätlicher, glaubte ein Areanum gefnn«ien zu 
haben, durrh welches mit Kinem Schlage und fQr alle Zeiten das 
Ungeziefer vertilgt werden könnte. 

Kr »rlaubte soirar durch dieses Areanum der P^inanznoth des 
Staates theilwcise abhelfen zu können, indem man durch dieses 
Mittel ersparen würde, den SoMaten Kamme („Kampeln**) zu 
f kaufen und diese daher statt mit dem „Kampeln'', sich mit etwas 

*^ Nützliclierom beschäftigen könn/n. Wie wir nämlich hinzufügen 
wollen, trugen die Soldaten jener Zeit noch Zöpfe. Erst am 2:1. Juni 
1>^05 wurde befohlen, dass bei gesammter Mannschaft der Infanterie 
vom Feldwebel abwärts das Schmieren und Pudern der Haare zu 
unterbleiben habe. Die Zöpfe sollten durchaus abgeschnitten und 
die Haare in der Länge eines halben Zolles getragen werden. Bei 
dei: Cavallerie habe die Tragung der Zöpfe genau zu verbleiben, 
das Schmieren und Pudern jedoch habe wegzufallen. 

Auch die kirchliche Frage wird in diesem Gesuche gestreift. 
Der Bewerber nämlich meinte, er erhalte weniger Pension, weil 
das Consistorium ihm gehässig sei, da er die Partei des Kaisers 
„beschützt" habe. Doch lassen wir das Gesuch des ehrwürdigen 
Herrn foljren: 

„. . . Ich habe erfunden eine Pomade, welche vertreibt alles Un- 
geziefer, als Wanzen, Grillen, Läuse auf Kleidern und Köpfen, 
auch die Schwaben, und zwar dergestalten, dass das Ungeziefer 
nimmer zurückkommt und das kann geschehen in 48 Stunden in 
einer Hauptstadt und in allen Wohnungen auf einmal. Sollte 
jemand mit so «rereinigten Mobilien in eine andere Wohnung über- 
ziehen, welche mit solchem Ungeziefer angesteckt ist, so verliert 
sich das Unjrczief^r in derselben Wohnung von sich selbst Dieses 
habe ich sehon hier in Prag auf vielen vornehn\en Häusern pro- 
^ birt. Weil ^I^A ein solches Areanum dem Soldaten am meisten 

, in)tli wendig ist/ ^eine Montur wird dann und wann duroh einun- 
rcjues Siroh oder B^t aftgesteckt. er hat nicht Zeit, auf dem 
ilai:ich sich zu reinigen, mu§j8 unentbehrlich indenj Ungeziefer 



leben. Mit der Pomade daif nur ein wonig seine Montur präparirt 
werden. Isö ist der Mann auf beständige Zdten von allen Ungeziefer 
frei, braucht das ganze Jahr keinen dicken „Eampl'' auf seinen 
Ko|'f anzuwenden, anstatt dem „Kampln*' kann sieh derselbe in 
sonbt etwas üben. 

300,000 Soldaten brauchen 300.000 „Kampln". Ein ^Kampl% 
gerechnet zu 3 kr., macht bei der ganzen Armee 13.833 fl., dief 
können in einem Jahr erspart werden. Und weil ich höre, dass 
das Ungeziefer fast die ganze Wienerstadt beunruhige, auch in der 
k. k. Burg hint(^ den schönsten Spalieren ihren Wohnsitz nehme, 
so habe. mich unterfangt, meine Kunst zu entdecken, wenn etwa 
beliebig wäre eine Prob davon zu machen durch den mindesten 
Bedienten an einem mit Ungeziefer behafteten Menschen oder mit 
Wanzen erfüllten Hause. 

Ich wollte das Arcanum Jemandem sagen, allein ich bin ein 
armer Geistlicher, habe eine kleine Pension aus Uass meines rach- 
gierigen Consistorii zu Prag. Ich habe nur 250 Ü., wo doch meine 
Mitbrüder 30(Jfl. auch 500 fl. Pension besitzen. Das geschieht, weil 
ich die Partei Sr. k. k. Majestät be&chützt habe. Diese 250 fl. 
gehen auf Wohnung, Holz und Bedienung auf; lur meine Person 
bleibt gar wenig und doch bin ich ein Geistlicher, der vierzig Jahre 
eifrig die Seelsorge. verrichtet und muss nun höchste Noth leiden. 
. . Josef Czeska." 

In t'olge dieser Eingabe richtete der Kaiser an denComman*- 
direnden in Prag, 12. December 178(5, folgendes Sehreiben: 

„Ueber neben^ehendes Schreiben eines Geistlichen Josef Czeska^ 
in welchem, er ein Mittel zur Vertreibung und Ausrottun|[ ver- 
scbiedener Gattungen von Ungeziefer zu besitzen vorgibt, werden 
Sie denselben, da er zu Prag wohnt, näher vernehmen und auch 
allenfalls bei seinem Arcano eine Probe veranlassen und Mir sodann 
über den Befund den Bericht zu erstatten haben, um davon nach 
Umstanden, wenn was daran ist, bei den Oecohomie-Commissions- 
bäusern Gebrauch machen zu können." (K. M.) 

Die Probe war jedoch nicht von erwünschtem Erfolge be^^ 
gleitet. Nach wie vor waren die Herren imd Frauen am Hofe sehr 
geplagt und noch schlimmer stand es mit anderen Menschenkindern, 
bis sie selber durch ßeinlichkeit dem Uebel zu steuern sucht^'u 
und schliösslich Herr Zacherl de.n Vernichiüngskampt' gegen dag 
Üngezipler be^anm- * * , 
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5. Briefe und Sandsoliraibeii Kaiser Joseä IL 



Kaiser Josef gehörte zu den Piirsten, die in ihren Regierungs- 
geschaften vollständig aufofehen. Will man ihn ganz würdigen, so 
muss man wiii^sen, wie rastlos er bis zum letzten Athemzuo^e seines 
lieWns im Dienste des Staates thätio: war. Er knramorte sich nicht 
blos um das Grosse und Ganze, sondern auch um manches Detail. 
Die Resolutionen, die er fasste, zeijjfen/ dass er die ihm vorgelegten 
Vortrage nicht blos genau prüfte und dann die Weisung gab, in 
welcher Weise sie zu erledigen seien, sondern dass er zumeist 
selbst die Entscheidungen dietirte. Maria Theresia hat gar oft die 
Resolutionen eisrenhändig niederges(*hriebon. Dies kam bei Josef 
seltener vor, aber der weitaus grösste Theil ist nicht nur nach 
seinem Auftrage abgefasst, sondern wir finden darin auch seinen 
6tyl wieder. Wir wollen zunächst nur ein Beispiel citiren. Wie 
bekannt, gehörte Graf Herberstein, Hischof zu Laibach, zu den- 
jenigen Kirchenfursten, welche die Anschauunjjen Josefs auf kirch- 
lichem Gebi<^te theilten. In einem Hirtenbriefe vom Jahre 1783, 
worin die Gemeinde über die kaiserliehen Erlässe in Sachen der 
Toleranz, Klosteraufhebung etc. belehrt werden sollte, hiess es unter 
Anderm : „ Unicuique jus esse sectandi religionem quae ipsi suomet 
judicio Vera esse vldctur,^ (Zu Deutsch: dass jedermann befugt 
^ei, diejf'nfge Religion anzunehmen, welche ihm nach seinem 
ürtheile odtT seiner Einsicht die wahre zu sein scheint.) Derartige 
Sätze wurd'en am rönii«eheh Hofe sehr missliebig aufgenommen, 
und als dann Josef den Grafen Herberstein zum Erzbischof von 
Laibach ei hoben wünschte, stemmte sich Rom entschieden dagegen. 
Bierauf rescribirte Josef am 9. Februar 1786: ,.In dieser Sache 
Itiuss der Papst vollkommen seines bösen Willens überzeugt tind 
ihm also in vollem Masse sein Zweifel behoben werden.** Der 
Bischof sollte daha* eine Erklärung der Sätze, die angejgriffen 
wurden, geben. Dies geschah, doch war der Kaiser mit dieser Recht- 
feiÜL^ungsschrift nicht zufrieden. Er schrieb am 6. April 1786: 
.„Die gjmze vom Bischof zu Laibach verfusste Beantwoitung ent- 
sprirht keineswegs meiner Gesinnung, aus welcher selbe von ihm 
veilun^t worden ist. Sie ist lang und sollte kurz ßein; sie ist in 
einig« n Stellen beissend, wo sie unterwürfig sein sollte; sie führt 
einen Haufen Citationen von heiligen Vätern, voa heidnisclion 
-^^bü^toplicn und aaUeren ScluriftäteJlem an, die g^r uie^ &ur Süchd 
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geboren, und die theils vom römischen Hofe gar nicht als Beweise 
angenommen werden können, und kann mau theils ohne Beleidigung 
nicht vermuthen, dass er sie nicht wis:;e. Ueberdies ist die Ge- 
sinnung dieser abgeforderten Auslegung nicht daiiin gegangefi 
durch eine solche Dissertation, weiche von »Seite des Papstes wiedet 
eine längere und weitschweiägeie Beantwortung und mehreren 
Stofif zu Beschwerden und albo wenigstens Verzögerung dessen, so 
man wünscht, veranlassen würde. Ich wollte vielmehr Alles ledig- 
lieh auf die unrichtige Lebersetzung des Hirtenbriefes ausdeuten 
uud durch eine kurze Aufklärung der dem Papst vurzüglieh auf- 
gefallenen Stellen ihm die üelegenheit geben, damit er von dem gd- 
thaneu Schritte in Ehren zurücktrete und dem Bischof von Laibacfa 
die erzbischöfiiche Bidlam ohne weiteren Anstand ertheile.^ (U. M.) 

Die Frage wurde gegenstandslosj da (iraf Hei berstein uähreud 
der Veihandluugen mit der Curie starb; aber diese Besolution zeigt 
zur Genüge, dass der Kaiser, trotz seiner Heisssporunatur, so weit 
als möglich und thunlich conciliaut vorging. 

Dass der Kaiser jedoch durchaus nicht irgendwie in die 
internen Verhülinisse der katholischen Kirche eingreifen wollte, • / 
geht aus allen seinen Handlungen hervor. W ir wollen «ch einige /jc^i^^ 
Belege anführen. Bifcchot Kerens zu St. Pölien stellte in einem Hüten- u 
briele die Theorie auf, dass der Ablass lür Versioibeae auch tibör- 
tiagen werden könne. Gegen diCöO Theorie remunsirirte die geist- . 
liehe Hofcommisöion in dem \ ortrage vom 22, September llbl/ /" / n^ 
^ierzu bemerkte der Kaiser: ' ^cyc 

„Es ist zu bedauern und ich habe es schon so oft erinnert, 
dass sich die geislLche Commission mit so unnützen und un- 
bedeutenden scholastischen Fragen abgibt und Ansiände, Zweifel 
bei Geistlichen und Weltlichen anregt, Gewissen^ängöte und viele 
Bedereien verursacüt, währenddem die Sache nicht einen Heller 
für die ßeligion, als für den Staat wert ist. Ob ein Ablass für 
die armen Seelen im Fegefeuer appiiciit werden kann oder nicht, 
dieses kann kein Mensch sicher wissen, und schadet auch keinem 
es zu glauben oder nicht zu glauben ob die.-er Wechsel im 
Himmel acceptirt oder piotestiit wud. Alan hat imtKecht so vieles 
wider die scholastischen Fragen der Theologie geschrieben und 
gelärmt, und jetzt sehe ich mit Miss vergnügen, dass man sich 
immer mehr und mehr neuerdings mit selben" beschälti'gt, und das 
«u ergründen süt'ht, wai man nicHTr'^-in'^^^^^ kamirl^ntd-'i^iitd: r^s 
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die Ablässe, bald die Umstände der Erbsünde and dergleichen mehr. 
Man sucht ans alten BiU-hern und Wörtern Sentenzen hervor, die 
ein blosses Wortgepränge sind, weil sie eben so wie wir jetzt 
eine üeberzeugung von den Geheimnissen suchten, die doch nicht 
zu finden ist und sich also mit Wörtern ohne Sinn begn()gen 
mussten. Ich will also dieses Unwesen auf einmal aufheben und soH 
sieh die geistliche Commission mit keinen in dergleichen mystischen 
Sachen einschlagenden Verordnungen mehr einzulassen gelösten. 
Was aber wesentlich is^ besteht in dem, dass man sieh iäir dem 
guten Unterricht der Geistlichkeit nach ilirer Bestimmung und mit 
hinlänglicher Vorsehung derselben beschäftige." 

Kressl, Phisideiit d<T geistlichen Hofeommission, bestörzt 
über diese Resolution, richtete hierauf eine „allcrunterthänigste 
Note" an den Kaiser (sine dato), in welcher es heisst: 

„Wenn man im gegenwärtigen Falle auch darüber hinaus- 
geht, dass wegen dieser unnützen, unbedeutenden Frage schlechter 
Schulen so manche Bullen um gute Bezahlung von ßom geholt 
werden, dass die schon verbotenen privilegirten Altäre befördert, 
und das Volk bei demselben und das ärmere Volk doppelt besteuert 
werde, so ist es nur gar zu gewiss, dass diese zur iieligionslehre 
erwachsene eitle Meinung Unruhe und Bedrückung des Gewissens 
nach sich zieht) uu Beichtstuhle wird der Unterthan damit gequält, 
der Prediger, der Seelsorger, der sie nicht ausbreitet, von den 
meistens despotischen Consistorien unterdrückt, jeder rechtschaffene 
Mann und bessere Christ in Häusern als ein Mann ohne Religion 
angeschwärzt, das nicht nur auf seinen guten Ruf, sondern auch 
auf sein Fortkommen, ja auf sein Vermögen den schädlichsten Bin- 
fluss hat, wenn er durch solche Herumschleicher bei einem Bet- 
bruder Onkel oder Betschwester Tante, oder noch nähere Ver- 
wandte verdähtig gemacht wird. 

Diese practischen Folgen sind eben so gewiss, als die un- 
leugbare Erfahrung lehrt, dass aus solchen in bich eitlen Meinungen, 
sobald man sie zur Religionslehre erwachsen liess, ohne das Still- 
schweigen zu gebieten, die so schädlichen practischen Folgen all- 
gemein geworden sind, dass man mit gutem Gewissen Zölle und 
Mauten betrügen kann; 

dass der Diener oder Beamte, wenn er sieh von seinem Herrn 
nicht genug belohnt zu sein glaubt, sich aus dem Vermögen seines 
^^rrn im geheimen selbst. entschÄdigen kann ; 
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die ExcomuDioatioaen der LandestUrsten, die Loabindulig der 
üntertbam^n vom Eid der Tröue, Königsmorde, Bluthochzeiten und 
die Inquisition. ..." / 

Josei* rescribirte nun i 

„Die Eechifertigung der unter Ihrem Priiiesidio stehenden Hof- 
comniission dient zu Meiner angenehmen Nachricht;" . . , 

Ein ähnlicher Fall betraf den Cardinal Migazzi. Dieser hatte 
. darauf gedrungen, dass bei einer von Seite der Behörden be- 
willigten Ehe, in welcher der dritte und der zweite Grad der Ver- 
wandtschaft sich berührte, die Di^^p^ns von Rom gehplt werde. 
Die ^ofiiauzlei verwahrte sich dagegen in einem Vortrage vom 
27. October 1784. 

Hierauf rescribirte der Kaiser: 

„Es ist unbegreiflich, dass wieder auf unnützen Grundsätzen 
weitwendig herumgeirrt und das einfache und zweckmäissige dabei 
vernachlässigt wiid. Das Ehepatent betrifft allein den bürgerliehen 
Contract und nicht die Giltigkeit der Sacraniente. Nach diesem 
Satze lässt sieh die Fiage ganz leicht erörtern und kann der Cardinal 
oder Weihbischüf wegin nichts anderem angesehen werden, als 
wenn sie Leuten Scrupel machen, die sie nicht hatten. Dieses aber 
wird so hart zu beweisen sein als einer Landesstelle gebührt, einem 
Piarrer die Trauung anzubefehlen, wenn sich nicht die Parteien 
. selbst beschweren und sich ruhig und richtig im Gewissen ohne 
Dispens verheuratet glauben. Nach diesen Grundsätzen werden 
Sie ein für allemal die Landesstellen belehren, dajuit sie darnach 
verfahren.** 

Hingegen gab er dem obersten Hofkanzler Greifen Kollowrat 
am 3. Deeeriiber I7b3 bezüglich der au^wärtigeu Bischöle folgende 
stricte Weisung: 

„Nach der nunmehr von Mir entschlossenen und Ihnen 
mittels biilets vom Ib. v. M. mitgegebenen Abtheilung sämmtliclier 
Dioecesen in Meinen deutscheu Lrblandea werden Sie jlie aliseiiige 
Verfügung treffen, dass denjenigen 'uuswürtigen. biM-höfeu, deren 
Khchsprengil sich bisher in diesseitigu Lanae erbtji:eckt hat, ihie 
diesseits besitzenden Temporuhen gleM:h von nun au gesperit und 
von Seite der geistlichen fundoruin in den Ländern, adui in jstiirt 
werden um sonach die 'diei^iiälhgen Beträge zu Dotirung der neu 
ernannten Bischöfe mit 2iUs^huss des zu* ihrer. a^isgeiaes^eneu Quoia 
abhängigen aus d^n . Kt^ligron^^fUfido. .verr " » zu künn^.** 
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Wie man jedocli weiss, kam es nicht selten vor, dass die 
Befehle des Kaisers nicht beachtet wurden. Voll (Jnmoth schrieb 
er daher 18. November 17^5: „Wenn durch richtige und genaue 
Befolgung m<4ue erlassenen Befehle nicht vollzogen worden, so 
wird es ekelhal't und umsonst zu befehlen und der Herr mit seinem 
Diener und der Ob<re mit seinem Unti^rgobenen vermengt.** 

Doch wir wollen nicht von Resolutionen/ welche kaum tu 
^ fiberblicken sind, sonderu von Briefen und Handschreiben Josefg 
sprechen, da diese bei weitem mehr das persönliche Moment zum 
Durchbruche kommen lassen und das individuelle üepräge am deut- 
lichsten kennzeichnen. 

Heben wir zunächst einige horaus, welche rein Menschliches 
behandeln. Als der Präses des ßeichs-Hofri.thes, Freiherr v. Hagen, 
das fuuf/jgjährige Amtsjubiläum beging, schrieb ihm Josef am 
7. Januar 1i9j: ^Nicht Amtsgt^schäfte. sondern üetühle veranlassen 
mich, diese ZeiKn an Sie niederzuschreiben. Ich vernehme, dass 
heute der Tag sei, wo iSie seit fünfzig Jahren dem reirhshofrätb- 
lichen Gremio beisitzen. Empfangen Sie ans diesem Anlasse meinen 
aufrichtigsten Wunsch über Ihr so glücklich ern ichtes Alter und 
dessen noch längere Fortdauer, zugleich aber auch die VersichiTUüg, 
dass ich als obt r.>ter Bichter für die Ehre der Heichsjustiz und fuF 
das Beste der Parteien nichts Sehnlicheres wünsche, als da>s Männer 
von Ihrer liechtschaffenheit und Einsicht sämnitlich in die niBizig 
Jahre diesem Beichsgeriehte einverleibt bleiben und vorstehen 
mögen.** (M. 1.) 

In welcher Weise Josef erworbene Verdiensie würdigte, geht 
auch aus folgendem Schreiben desselben vom 12. Juli 178^ als der 
Krieg im Vereine mit Bussland gegen die Türkei in Sicht war, an 
den Feldzeugmeister Fürstin Colloredo über den greisen Piäsidenten 
des Hof-Kriegsrathes, Grafen Hadik, hervor. Der Brief zeigt gleich- 
zeitig, \\elch ein genauer Beobachier der menschlichen Natur Josef 
war. In diesem Schreiben heisst es nämlich: ^ Hadik braucht wef^en 
seines vorgerückten Altejs und seiner dadurch geschwächten lio^ 
sundheit Hilfe und Beistand. Die schwere Krankheit, die er über- 
standen, die Beschwerlichkeit, sich in seinem Alter gäuzlich zu 
erholen, die natürliche Schwäche des Gedächtnisses, der Mangel 
an Schnellkraft und die physische Unmöglichkeit, thätig zu sein, 
so diesen Jahren und seiner Leibesbebchaifenheit ankleben, machen 
eine Abhilfe nöthig. . . Es ist eine natürliche Folge der Schwäche 
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des Alters, sieh mehr auflegen zu wollen, als man leisten kann, 
und ^ ird zweifelsohne der Feldmarschall, wie ich ihn gestimmt 
sah, sieh ganz gewiss schmeicheln, ganz hergestellt zu werden und 
im Staude zu sein, die Gesehätlte . nach allem Bedarf fortzufahren 
und die Angelegenheiten ausüben zu können; nun muss dieses Sie 
aber nicht abhalten^ ihn ^ zu :beu7theile0, wie er wirklieh ist, 
nicht so, wie er zu sein-sagt und vermeint. Ich werde schon das 
Odiosum auf mich nehmen und der Sache einen solchen Anstrich 
zu gi'ben suchen, dass xler' alte Feldmarschall auch werde zufrieden 
sein.** (K. M.) 

In gleich zarter Weise erledigte Josef eine ähnh'ehe Angelegen- 
heit. Zur Zeit d(is Au&tandes in Belgien befand m*h im öster- 
reichischen Ueene der lieueral d'Aibei^g. Da er jedoch seine Steile 
nieht auszulüUen vermochte, so wurde ihm nabegelegt, zu quittiren, 
was er auch that. U interner bereute er jedoch diesen Schritt, und 
seine Gemahlin, eine geborene Fürbtin von Stolberg, wendete sich 
an den Eaiber, die Sache als ungeschehen zu betrachten. Hierauf 
antwortete der Kuiücr, 12. Januar 179) (das Original ist in fran- 
zösischer iSprache), wie folgt: ^Madame! Mit Üedauern ersehe ich 
aus Ihrem Sehreiben die peinliche Siimmung, in welcher Sie und 
Ihr üemahl sich befinden. In dem Augenblicke, da die Wirren 
am stärksten waren^ wo Brüssel, Löwen, Meeheln und Kamur noch 
besetzt waren und der üeueral Sehröder verwundet war, schrieb 
mir der Herr Graf und erklärte, dass er wegen Kheumatismus nicht 
mehr als Soldat dienen . könnte. So aussergewöhnlieh und un- 
erwartet mir dieser iSchritt in jenem Momente erschien, so habe 
ich doch nit;hts Anderes getban^ -als. seineu Wunsch erfüllt und das 
nun vacant gewordene Coinitiando einem Andern anvertraut. l>ies 
die Thatsache, wie sie sieh, zugetragen hat, . und ich kann nicht 
glauben, dubs Herr v. Alberg weder. vom Standpunkte des Kechtes 
noch in Bei fteksichtigaiig d^ : Pflichtgefühls . oder als Mensch 
wünschen könnte^ die Sache -neueidings* aufzuwühlen/ (K, M«) 

I>er Kaiser konnte, jedoch > auch, manchmal, wie bekannt, 
weniger wählerisch mit seitieu.WiOiten sein,^ und einmal entschlüpfte 
ihm in einem Schreiben an den General Kinsky, der sich. i7öö auf 
dem Kr.egsbChttUpiatze befand, der Ausdrucjc „Zaghaltigkeit*^, der 
Kin^ky sehr verletzte. £aum hörte 4er Kaiser davon,- so. suchte er 
ihn zu beruhigen. £r «schrieb ihm, 2ö, December Uöö : „Sie können 
voilkoffimeu beruhigt sein über daaW'Ort^haftigkeit, ^ ich Ihnen 
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geschrieben habe. Sie sind hinlänglich bekannt und haben genug- 
sam Beweise gegeben, als dass dieses jemals für Ihre Person oder 
jene des Feldmarschall-Lieutenunts Browne von mir hätte gemeint 
werden können. Es ist aber eine Zagliaiiigkeit des Ueistes, welche 
nichts mit jener des Körpers gemein hat und welche den wackersten 
Leuten anhängen kann ; durch die nämlich \ oi-sirhten über Vor- 
sichten gehäuft, alles nur Mögliche ersonnen und dem Feinde Alles 
auszuführen für möglich zugebchrieben wird, indessen man seiner- 
seits Misstrauen auf die Ausführung, Zweifel am Gelingen aller 
eigenen Unternehmungen setzt und also mathematische Gewiss- 
heiteu immer verlangt, bevor man etwas unternimmt oder sich 
sicher genug glaubt, dem Feinde zu widerstehen. Denn diese ist 
bei einem bpicle von Ungelähreu, wie der Krieg ist, wohl nicht 
so leicht zu überkoüimen." (K. M.) 

In sehr liebenswürdiger Weise schrieb der Kaiser an Laudon, 
insbesondere zu j<ner Zeit, in welcher er ihm den Oberbefehl über 
das KrJegbheer gegen die Türken übertrug und ihn dann zum An- 
griffe gegen Belgrad bestimmt^ Den freudigsten Dank athoien die 
Briefe, nachdem der Kaiser erfahren hatte, dass Belgrad genommen 
worden sei. Am 12. Üctobeir I7ö9 schrieb er: „ich glaube also, 
dass wir heuer noch Orsuva bekommen könnten . . . Wie höchst 
wichtig dieses wäre, kann ich Innen gar nicht beschreiben, 
und wie sehr dieses zum glücklichen Erfolge und Ende dieses 
Krieges beitragen könnte, bin ich so wie Für^t Kaunitz, der mir 
mit grossem Nachdrucke diesfalls zuachreibt, tiberzeugt. Leisten 
Sie, mein lieber Feldmarschall, dem biaate noch diesen Dienst; 
aber wenn Sie selben und mich lieb haben, schonen Sie. ihre Ue- 
sundheit, (über die ich besonders wegen des Schlages am Fusse 
nicht wenig besorgt bin, dass solcher noch nicht geheilt sei, und 
ist es mir doppelt angenehm, dass Belgrad tiber ist and Sie soleben 
durch die Uuhe um so geschwinder wieder herstellen können. . . 
Empfangen Sie, mein lieber Feldmär^ehall, ein kleines öffentliches 
Zeichen meiner billigen Zufriedenheit, welche nur dadurch von 
einigem Werthe ist, weil sonst kein (jirobskreuz einen Stern mit 
Brillanten, ohne solchen aus meiner Band erhalten zu haben, tragen 
darf, und dieser der einstige ist^ (K. M.) 

Eine Woche später, am i9. October, sclnrieb Josef an Lau^ion: 
». . . Der Verlust an Todten und Blessirien, weiche dietiett.Wioh(ige 
^Internehmen gekostet bat, ist wirklich, so leid mir auch um jeden 



reehtsohaffencn Mann davon ist. 8obr gering, und kann nur Ihren 
vortreflflichen Anstalten und ihrer eifrigen Betreibung zugesehrieben 
. wi'rden. Sie haben vollkommen recht gethan, dem griechischen 
Bisehofe seine Residenz wieder einzuräumen und die Abhaltung des 
Gottesdienstes zu gestatten, sowie den Griechen und Juden die Be- 
ziehung ihrer Häuser einzugestehen, und wenn sieb noch andere 
Leute, besonders Professionisten,' melden sollten und für solche 
Unterkunft vorhanden wäre, können solche ebenfalls aufgenommen 
werden, sie mögen von was immer für einer Religion oder Nation 
sein." 

Es sei uns gestattet* hier einen Moment zu verweilen. Wie 
schon anderweitig hervorgehoben wurde, suchte Josef jede Ge- 
legenheit auf, tüchtige Handwerker in's Land zu bringen. Nun hatte 
der bereits erwähnte Zeidler (S. 113) gemeldet, dass verschiedene 
„Künstler-* (Proiessionisten, die auf ihrem Gebiete hervorragend 
waren) aus Sachsen etc. sich zur üebersiedlung nach Oesterreich 
angeboten haben. Der Kaiser beauftragte hierauf die Hofkauzlei 
diesbezüglich ein Gutachten zu erstatten. Dieses erfolgte am 
9. AugUöt 1 785 des Inhaltes, die Linker Wollenzeug-Fabrik könnte 
20 — 3u geschickte Weber von halbseidenen und geblümten Zeugen 
brauchen. Sollten sich mehr melden, so könnte man sie nach 
Böhmen senden (Uud weiser Kreis) wo sich die meisten Spinn- 
factoreien befinden. Mousselin- und Barchentweber aus Plauen 
fanden ebenfalls in Böhmen Unterkunft, Görlitzer Tuchmacher in 
Mähren. Geschickte Hleicher, Appreteure und Kunstweber könnte 
mau auch in Böhmen brauchen und wäre ihnen eine Unterstützung 
zu gewähren. Die Hotkanzlei scbliesst den Vortrag mit der Be- 
merkung: 

„Ueberhaupt scheint der gegenwärtige Zeitpunkt für die Er- 
^ weckung der Industrie der günstigste zu sein, wenn nämlich der 
Staat den Samen ausstreuen will, ohne welchen nicht leicht eine 
Ernte zu erwarten sein dürlte.** 

Hierauf resolvirte der Kaiser: 

„In Ansehung der iür die Linzer Fabrik brauchbaren 20 — 30 
Weber von feinen Haratin und deren mehrere auch im Budweiser 
Kreise untergebracht werden könnten, ist nichts anderes nötbig, 
als dass zu dieser Unterbringung die Anstalten getroffen werden. 

So viel die übrigen hier bemerkten Künstler betrifft, bei 
welchen es au den Verlag und der Unterstützung dieser Leute 
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haftet, da hat Mir die Kanzlei des ehestens die Vorschläge za 
überreichen, was hierzu erforderlich sei, weil es wenn man zur 
Erlangung einer Ernte den Samen uöthig findet, auch eben so 
nötbig ist, den Samen zu wissen, der hierzu nach Mass und Um- 
ständen erfoiderlich sein werde." ♦; 

^p^ Kehren wir/zu unserem Gegenstande zurück. 

l^t^ Wie bekannt, masste der Kaiser den Kriegsschauplatz, wohin 

er sich begeben hatte, in Folge seiner Krankheit wieder verlassen. 
Er kam am ö. December 17 08 in Wien an. Nur höchst s^ten 
konnte er von da ab das Bett auch nur zeitweilig vejrlassen. Wahr- 
haft rührend sind die zahlreichen Briefe aus jener Zeit über sein 
Leiden. Nichtsdestoweniger hegte er die Hoffnung, wenn momentan 
eine Besserung eintrat, dass es ihm gegönnt sein werde, sich wieder 
auf den Krie;:sschauplatz /.u begeben und die (iefahren des Ileeres 
zu theilen. So schrieb er an den Feldzeugmeister Urafen Glerfayt am 
19. April 17ö9 (das Original ist französieh): ^Üa ich das Interesse 
und die Freundschaft, die Sie für meine Person hegen, kenne, so 
theile ich Ihnen mit, dass mein Leiden, welches nun neun Monate 
dauert, schliesslich in einen Blutsturz ausgeaitet ist welcher mich 
nach viermali;ren rasch aufeinander folgemien Anfallen thatsäehlieh 
in Lebensgefahr brachte, ho dass ich es für uöthig hielt, mich ver- 
sehen zu lassen. Seit drei Tagen hat er aufgehört. Narh der Aus- 
sage der Aerzte ist der Puls gut. und vielleiciit wird diese Krise 
dem laugen und unglücklichen Leiden ein Ende machen. Ich bin 
angewiesen, die strengste Diät zu halten und nicht vom Bette zu 

*) Zeitller berichtete. 15. März 1785, aber Baamwolle, die aas blossem 
Werg von. .Fi achs : zu bereitet wird. 1 die dah«f(r als >eliie88bHumwollti benutzt 
wcidon könnte. Zu dieser Mittheilung bemerkte der Kaiser, 5. April 172:^; 

, Da uui zu beurtb<'i}« n. ob. vvn dieser Erfindung einiger dietilicber 

Gebrauch zu machen sein wird, noth wendig eine genaue Berechnung der Z<it, 
der K!<st<n und der hierbei zu verwendenden Benützung yorauszageueu bikt, um 
sie in das Verhältniss mit dem gewöbnlieheR Werthe der Bautuwoile zv setzen, 
auch Proben von der Zähigkeit, Ualibarkeit und andere £igenäciia1'ten Mnes 
solchen Materials erfoidert werden, die der ürstoff. dem mau dieses Surrogat 
geben will, voraus iiat, so weiden Sie dem Zeidler auftragen, dass er von dem 
El findet bevor mHn sich mit d^mseibcn in eine nähere Behandlung einlässt» 
obige Auskünfte und Berechnungen schriftlich so wie einige Muster von hieraus 
TBrtertigten (7e^pnn^te- 'mitbringe mn hei nach wenn er seiner Zeit hiefür .die 
• angesprochene belohnung fordeite, xsx»n, hoh'he natrh dem. Nutzen uii4 9b diese 
. .bei Gold^u^g ((^rJ^iib^r^itMpgsarii wirkUch m der voilaufigvn Zusioherui^ 
übereiotfeffe, 8llvmiD»sen-iÄD.(»;*-v(K-M!) . -- 
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sreicbon. Wenn dieses «ücli wiederherstellen kann und iph wieder 
meine Kräfte und etwas Fleiscti erlange« das ich s<hr verloren habe, 
so werde ich nicht einen Augenblick säumen, mich bei euch an- 
deren wieder einzufinden, wohin m(»ine Pflicht und mein Beruf 
mich rufen. Adieu, mein lieber (Jraf; ich konnte mich nicht zurück- 
halten, Ihnen diesen Beweis zu geben, d.iss ich noch lebe, und 
Ihnen meine VVerthschätzung ins (ledäehtuiss zu rufen.*" Am 
2. September fc^chiieb er ihm: ^Sie werden leicht die Qual be^reifen, 
die ich fühle, nicht von der Partie zu sein und hier als miserabler 
Invalide bleiben zu müssen; aber das ist mein Geschiek."* (K. M.) 
Der Kaiser hatte stets grosse Sorgfalt für die Soldaten*) und 
insbesondere für jene, die den Feldzug gegen die Türken mit- 
machten. Am 3. Jänner 1788 schrieb er an den (Jeneral Kinsky: 
,.Das Vorzüglichste, wofür dermalen gesorgt werden muss, ist, dass 
man durch alle mögliehen Mittel die Mannschaft bei guter Ge- 
sundheit zu erhalten trachte, welche bei derartiger enger Bequar- 
tierung der Truppen in Hungarn, besonders jener der Gemming- 
ßchen Division, um^omehr Gefahr laufen könnte, als die Quartiere 
fast durchgebends und hauptsächlich in den Dörfern aus kleinen 
niedrigen Zimmern beteben, die. durch die angehäufte darin liegende 
Mannschaft so dumpfig werden, dass hieraus nothweudigerweise, 



*) Am .^0. Janaar 1787 Echrieb er an deo Fürsten Lichtensteio, Gomman- 
.direndea in Wien: 

. „Vclfbhbe Mich gestern ppi*sön1 ich überzeugt, dass die schon so oft wieder- 
holten Befehle dem Soldnten an Tragung seiner ihm bestinimten und gebührenden 
Montiinng keinen Abl>rueh mjucbe'n zu soDeti, hier in der Oamison und unter 
den Augen des O^ncral-Commandos dennoch hiebt beobachtet werden, da vom 
251. auf den hO. in der Burg, wo der Hauptmann M^caffir die Wacht hatte, die 
Kengebauer^schenbieuadiete die gauze Nacht hindurch ohue Höckel und mit dem 
blossen Lei^K*], woiüber sie den Mantel (Hoikelor) hatten, auf den Wachtposten 
gestanden und die fiöc^el alle zusammen auf der Hauptwacht haben müssen 
hinterlegt werden. 

I^h überlat^ Ihnen dither solches gege^ d^n Hauptmann oder gegen den 
Batailious-Oommandanten Grafen Aueispeig, , wenn dieses auf des letzteren Be- 
fehle ger^^ehvht'n ist, auf soloi.e Ar( zs ahnden, dass kein anderer bieh mehr 
beikouimeii lasse, dergleieheu zu befeh^n.. I^h wjil gar nioUt die Unanbtä&dijff- 
kfit für den Oi-t, wo diese Maun^ehaft-so.aiitigezogt'n^ Btind, nocb dte Nacht im 
Monat Jänner hier anführen, sondern nur das noch immer entweder- aus einer 
schmutzigen (rewinnsuoht der Hauptlente od^r übt^rtriebeuer Propretat .d^s 
Batailions-tomu.audantf n die Mannschaft geplagt, genecki nnd auch mit NaohthAii 
ihras Gesmidiieits^Ubtandod iui<Lübexlunp( miäbver^nögt geiuaohi> wird.** 



wenn nicht die gehörigen Anstalten dagegen getroffen werden, 
Paulfieber, Seorbut und dergleichen ansteckende Krankheiton ent- 
stehen müssen, wie man mehr als hinl&n.irlieh Beispiele davon in 
den Winterquartieren von 177vS gehabt hat. Da nun, um diesen 
Krankheiten zuvorkommen, nichts gedeihlicher als der Genuss 
einer reinen Luft ist, so werden Sie an gesammto, Ihnen unter- 
stehende Truppen den schärlsten Befehl erlassen, dass den Winter 
hindurch in den Quartieren die Fenster alle Morgen weni^rstens 
eine Stunde geöffnet, die Zimmer wohl gereinigt und die Mann- 
schaft durchgehends auch wenigstens eine Stande ausser den Quar- 
tieren in freie Luft herumzugehen ang«^halten werden soll, das 
Wetter möge sein, wie es wolle, worauf dünn die Generale, 
Stabs- und übrigen Officiere um so genauer zu wachen haben, 
als sie widrigens sich der Verantwortung unaussiehtlii-h aussetzen 
würden."*) (K. M.) 

yA Wir schliessen hieran nachfolgende Briefe des Kaisers ah 

^O/^^ Kinsky, 8 ^ 178|![: 

„Da Ich verschiedentlich vernehme, dass bei Gelegenheit des 
Marsches zur fehlgeschlagenen Unternehmung auf Belgrad sieh 
viele Leute die Füsse, Hände und andere Glieder so gefrört haben, 
dass sie dadurch ausser Stande gesetzt worden sind, zu dienen, 
und dass sich die diesfallige Zahl auf beinahe 200 Mann belaufen 
soll, so werden Sie mir anzeigen ob und in wie weit diese Nach- 
rieht wahr ist, und wie viele Mannschaft solches betroffen hat." 

20. Januar: „Die Kriegsdeclaration soll in Constantinopel den 
9. Febiaiar form lieh übergeben werden. Kleine Eintallo, Neckereien 
und Räubereien, die nur den gegenseitigen ünterthanen Nachthei) 
bringen, sollen vermieden werden. ... 

. . . Niemand kann sehnlicher wünschen als ich, dass das 
Unternehmen auf Belgrad gelinge; jedoch so sehr ich es wünsche, 
eben so sehr bezweifle ich es auch nach allen Umständen, und 
werde es als ein Glück ansehen, wenn Ich vernehmen werde, dass 

*) An Clerfayt sehrieb er am S. Januar 1790 :/Es ist mir sehr nnlieb aus Ihre/ 
Bericht zu eDtnehmen, dass immer noeb so viele Leute in den Spitälern sterben. 
Es wird also um so genauer nachauforsohen sein, ob vielleieht nioht die Ver- 
nachlässigung der Kranken zum Theil Schuld damn sei," und am 18. Januar: 
y l>en verspiochenen Ausweis von dem Abgänge der PopuUtion im Banat, der »ich 
theils dureh die Gefangennehmung theils durch die Emigration ergeben hat, 
erwarte ich, indessen soli der Feind wie ich aus der Tüikei vernehme, bei 
^^ 'gö.OüO Seelen aus diesem Lande in die Soluverm ^eJö^rt hubeii/ (K. M) 
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gar nk^^hts UBtPrnommen worden ist. . . , Ich vernehme übrigens, 
dass OS liMder öieht nur allein mit; den Lieferungen noch sehr 
schlecht vor sich geht, sondern auch das bereits in den Migasinen 
vorhandene Mehl verleihangsvveise verzehrt und kein anderes dat'ür 
eingeliefert wird;' 

2.S. Janu/r 1 788 : . . . Was kann *ich anderes darauf sagen 
(nacbdirm der Angriff auf Belgrad misslungen war), als. dass es 
besonders unglücklich ist, dass nachdem ich diese Unternehmung 
Jahre her 8<'hon eingeleitet, deren Wichtigkeit so einleuchtend 
gemacht, endlich auszuführen befohlen und betrieben habe, man 
seit schier vier Monaten her damit ii^mer gezaudert und am Ende 
zu dieser Cnterm^hraung, welche Anfangs fast unfehlbar war, zwei 
Nächte gewählt hat, in welchen wie man berichtet, physische Un- 
möglichkeiten sich dargestellt haben, so die Ausführung nicht ge- 
statte^" 

18. Februar 1788 N S. : „Auch muss ich Ihnen noch die Er- 
innerung l)eifögen. dass man aus der misslungenen Attaque auf 
türkisch Gradisea klar sieht, wie wenig den Worten der Türken 
Olauben beizumessen ist, und dass sie sich nicht, wie man gehofft 
hat, so leicht ergeben, sondern vielmehr Willens sind, sich recht- 
schaffen zu wehren, welches sich auch von allen , Seiten bestätigt. 
Sie wollen also etrtpfiuden und nicht blos sehen und hören und 
hieraus entsteht die Nothwendigkeit, daßs nichts unternommen 
werden darf, wo man ihnen nicht- übe]:legen ist, und dass dazu 
Kenntnisse und Vorbereitungen vorzugehen haben." 

28. Hornung 1788: , . . „Sie werden also dem General Wartens- 
leben unter Eröffnung alles obigen, auch die der übrigen comman- 
direnden Generale in den Grenzen ertheilte Weisung zugehen 
machen, dass dermalen nichts unternommen werden soll, was nicht 
zuverlässig behauptet werden kann, da wenn es auf Verlust der 
Mannschaft von beiden Seiten ankommt sich nie ein Vergleich mit 
der Anzahl anstellen lässt, weil, ein Mann, den man von diesiar 
Seite verliert, immer deren zvvanzig gibt, so die Türken einbüssen 
und es daher um so nothwendiger .wird alle dergleichen kleine 
Affaires zu vermeiden, wo wenigs|ei|s nicht, das ünternehtnen oder 
die Eroberung an und für si^ 4en Schaden, an Mannschaft mit 
Ueberschuss ersetzt." 

Am 6. Januar 1789 schrieb, d^ Käfsef wieder : an Kinsky: 
n — Dicx mir von mehr ala. Kmßl ^ite ^ugjBkpmmeuen, $ehj: bp* 
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stimmt g('fasston Klagen übor den elenden Zustand der Mannschaft 
in und um Semlin übei-trefft^n beinahe all) Vorstidlung. Täglich ein 
Batailhm auf d<*r Wache, eines auf lioreitschaft, ein weiteres. aaf 
Piquet, die vielen Besetzungen der Sauspitze/ R-doute und Be- 
tranchem(-nts, zudem liegt dieser oh le Noth so gross gewordene 
Bedarf an Mannschaft dieht über einander gepfropft, überall Mangel 
an Holz, in den Baraken muss der Mann entweder frieren oder vor 
Bauch schmachten, auch an Batzen viel leiden und bis Eude 
Deceinber campiren die Officiere auch unter Zelten. Bei den 
Husaren hat der Mann nur wenige Stunden in Tagen frei und ist 
samnit Pferd beständig Strapazen und anmit seinem Untergange 
ausgesetzt.** (K. M.) 

£s ist leicht beirreiflich dass der Kaiser desto peinlicher Ton 
den Vorgängen auf dem Kriegsschauplatze beröhrt werden' muaste, 
je mehr er zur Ein^^ieht kam, dass Bussland ihn eigentlich aus* 
nützen wollte. Er schrieb daher am 2. Mai 1789 ebenfalls an 
Einsky: ,.Hier überschieke ich Ihnen einen besonderen Nachtrag, 
so ich aus Petersburg und eigens Tom Fürsten Potemkln Hbei- 
kommen habe. Sie werden aus selbem ersehen, was von . den 
Operationen der Bussen zu hoffen und wo eigentlich ihre (iesainnngen 

' hingehen. Wie unverschämt das A^erlangen ist, dassi Prinz Coböig 
und Fürst Hohenlohe ohne der Bussen Zuthun die Törken in der 
Walachei und Moldau noch aufhalten sollen, lässt sich von selbst 
leicht beurtheilen. Alle Besehwerden oder neuen Yorstellungto 
wären zeitversplitternd und umsonst; also erfordeii die V:orsicht, 
dass wir blos auf uns und auf unsere Gonvenienzen, so wie es die 
Bussen thun, zu sehen haben." 

Wie schon bemerkt erfolgte die Kriegserklärung Oesterreichs 
an die Pforte am 9. Februar l7^8, und Josef verfolgte kein anderes 
Ziel, als den Sieg an seine Fabiien zu fesseln. Aus diesen Motiven 
sind folgende Briefe zu erklären. Am 18. Februar schrieb der Kaiser 
an Kinskj: ;Ieh will zwar dem Laudmaune eine Vergntnug f&r 
das bei dieser äelegenheit (Damuibau) zu Grunde gehende Vieh 

' eingebtehen; icb' bin jedoch der Zn versieht, dass man es sieh, wird 
tliigefegeir sein^ass^^ das Vieh zs-schoneny weil, wenn dieses in 
grosser Zahl zu Gründe geht, auch der Laudmanu in der Oultur 

• zurückgesetzt -ijrird.V. . . -Ueibrigehs, . da wir keineswegs versichert 
sind, ob wir bei de& gewöünlieben Inundutionen. im Früt^^Ure 
beizeiten genug über die Sau werden passireu können, und un* 
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' endlich viel daran gelegen ist, der uns entgegen z/i setzenden feind- 
'> lieben Armee die Vorröekung so viel als inö^«h zu erschweren, 
80 ist erwOnsehlich, verschiedene verwoirene Kerle und Harara- 
bftRsen ausfindig zu machen, welche sich Iierheiliessen, die an beiden 
Ufern der Donau angelegten tHrkischen Magazine gegen Nissa zu 
und bis Sophia anzuzünden. Hiefiir könnte ihnen für jede solehe 
Ausfßhruns: eine Belohnung von einigen hundert Ducaten zugesichert 
werden, und müssten sie hiezu von der Artillerie mit einigem 
Brandz^uge und hauptsächlich mit den sogenannten Mäusen ver- 
sehen werden, wodurch dem Feinde die Subsi^tenz unendlich er- 
aehwert würde, nur müsste hiebei die Bücksicht genommen weiden, 
diiss ztt dessen AusfUhrung keine Leute, die in wirkliehen Militär- 
diensten sind, gebraucht werden *" (K. M.) 

An demselben Tage, an welchem Josef sich von Wien aus 
auf den Eriegssehanplutz begab, am 29 Februar 1788, sehrieb er, 
' bevor er in den Wagen stieg, an Kinsky in derselben Angelegen- 
heit: „Der Ihnen über Ihre beiden lierichte \x>m 22. und 23. zu- 
gel'ertigten Antwort finde ich noch einen Augenblick vor meiner 
Abreise nachzutragen, dass nämlich die Art, wie man sich bei An- 
legung des Feuers au den feindlichen Magazinen zu benehmen 
hat, darin bestehe, dass zuerst diese Magazine durch besondere 
• Kundschafter, mit demjenigen, was sie ungefähr erhalten möchten, 
msgespQrt werden; diejenigen, so diese Magasine in Bmnd zu 
stecfcen haben, müssen andere Leute sein, die von den ersteren, 
aawie «ucfa jene von diesen nichts wissen; kommt nun die Naeh- 
rieht, dass dieses Magazin abgebrannt ist, so werden die ersten 
-Kundschafter, die das Magazin erst nur ausgespürt hatten, dahin 
abgeschickt, um zu wissen, ob das Magazin in questione wirklich 
abgebraiinl sei, und alsdann bekommt erst der Feueranicger seine 
ausgesetzte Belohnung.-' (K. M.) 

. In ähnlicher Weise schrieb der Kaiser an den FeldmarschaU 
Fttreteh Hohenlohe am 26. October 1788: .Das Erwünschteste, was 
dermalen zu unternehmen getrachtet werden sollte, wäre, wenn 
man entweder durch diese Leute oder durch einige von Freicorps, 
wenn hierunter Leute mit genügsamen Muth und Ent^hloasenheit 
begabt zu finden wären, gegen Veiheissuug einer sehr guten und 
reichlichen Belohnung die Vorstädte von Belgrad, das beisst Alles, 
was sich ausser der wirklichen Festung und innerhalb der Pa- 
fissadiirung befihdet, auf eininal m ver$ehie(^&ea Orten zugleich ia 
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Hrand stecken liesse, wozu die Gelegen lieit eines starken, gflnstigen 
Windes abgewartet werden müsste, damit man hiedurch dem Feinde 
die dorti«re Untorknnft und au<*h einen grossen Theil s^afier Tor- 
rftthe, die wahrscheinlich in diesen Häusern aurbewabrt werd(«&, 
benähme und in die Noth wendigkeit setzte, sich mit. den mei$t^B 
Truppen von Belgrad zu entfernen, weil keine beträchtliche Za1|l 
in der Festung selbst Pl.itz finden kann. Diesen Leuten niösste 
man das nöthige Brandzeu^r von der Artillerie ^eben.'f (K. M.): 
Doch verlassen wir dm Schauplatz des Krieg^^s, der Jost/s 
Tod hf'rbiMführte und den Staat an den Band des Verderbens bmchtQ. 
Gedenken wir zunächst -einz<-luor Momente. Am 14. Februar 1786 
sehrieb er an den obf^rst^n Kanzler Grafen Kolowrat: „loh übw- 
schicke Ihnen hier eine Halb-Kreuzer-Semmel, so wie Aie zn 'Braa&yn 
im InnYi(*rt(4 verkauft wird. Da nun in einem so fruchlbareii Lande 
und nach einer mehr als mittelniässigen Fechsung^ wie die letzt* 
jährige wan^ ein so kleini'S Brot allemal ein Gebrechen;, der Polizei 
in diesem Fache vermuthen lässt, so werden Sie hieröber sowohl 
als über die schlechte Eigenschaft des Gebäckes das Nötfa^e an 
/^ die obderennsische Regierung erlassen " (M. d. L) , 

CfijL^ Es majg übrigens hervorgehoben worden, dass « gegen die 

damals und bis auf die letzte Zeit bestandene Sati&ung f&r Brot und 
Fleisch war; denn er wünschte die freie Concurreuz. 

Am 27. Februar schickte der Kaiser dem Grafen das^ Modell 
einer Schneeschaufel-Maschine, mit welcher er selbst hatte Versuche 

■ 

machen lassen, zur weiteren Erprobung. 

Kurz vor seinem Tode, am 4. Februar 1790, schrieb ör an 
den Gpai'en Auersperg: 

^Es ist mir die Anzeige gemacht worden, dass von den Land- 
leuten der an den Alleen von Wien und Schönbrunn nach Laxefi- 
burg gelegenen Ortschafton die dickeu Aeste so stark an den 
Bäumen dieser Alleen ausgehauen werden, dass solche in Bälde 
ganz zu Grunde gerichtet werden dürften, wenn diesem Unfugs 
nicht der gehörige Einhalt gemacht wird. Sie werden also den 
gemessenen Befehl erlassen, womit Jedermann, unter Androhung 
einer nachdrucksamen Bestrafung, dieser Unfug untersagt werde, 
die dann auch an denjenigen, welche hierüber betreten werden 
feoüten, zu vollziehen sein wird." (M. d. L) 

Da der Kaiser, wie aus dem Vorhergebenden erhellt, es miss- 
»., . Uilli^y^ diiss die Laxenburger Allee beschädigt werde, so musste e£P 
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'' ihn desto mehr brÄDken, dase die Wälder der ual'gehobeuBU Ne«iHr- 
klöater di'vaslirt wiinlen. Er Bcliricli daher am 20. Sepmmbei- A7t*2 
an Ai'R Präsidentfn der {riMslIictien Hof'eoiniiiiitsion, ß:tron Kres^l: 
^Da mir bekannt ist. dass mit denen Wald)in>;e[i (]er aufu:ehobi'neil 
Kartliüuner und anderer Nonnunkliister übol gebahrt winl und es 
dimit zicmli'h niiibpriBch Ku^eht, so werden Sie darüber genaue 
Einsicht ni-hmen und ii Ctiberletrangi; zieb«'n. ob jene Walduugin, 
die hiiT in der Niilie iiegeu. nicht etwa dem ohneilioB bestehenden 
Wuldamt einzuverleiben uud dergestalt sn unterteilen näj-ea, dtiss 
diesi'S diiriiber besondere Recbuiing ITihre." (ü. M.) 

Da wir hiev der Nonnen gedacht>>n, so wallen wir bei den- 
selben einen Mümunt verweilen. In ihrer Sache schrieb er au den 
Grafen Cbutek von Prag ans. wo er sich damals bäfand, am 
13. Septeinlier I78i), duss wegen des schlechten Wiilbschal^tandtis 
das Jacubiner-l\lost<T auffrehobun werden solle. .Es zeigt sich 
jeditch, dass auch zu 8t. Lureoz and zur Himmelpforte dreissig 
Klo^te^fJauen »uf eine nicht an be/weifehidit Art sieh gemeldet 
haben, dass t-ie zum Tbeile mit ihrem Stande unzul'riedea sind, 
und du sie ihre (ielübtle im vierzehnten oder im sechzehnten Uebeas' 
jähre abgelegt haben, so glauben sie nicht d^iran gebunden zu sein 
UEid Wollen ihre Pension aussirhall) des Klosters verzehren. Dk 
nun dergleichen rais^ivergniigte Pei'soneti an diis Klosterleben zu 
binden sowohl für ihre zeitlich» Uliickseligkeit zu drückend und für 
ihre ewige äusserst bedenklieb sein würde, da sie auch bei der 

< geiiiissettcn Itenkungsart zur Bildung der Jugend Dicht aufg*ilegt 
zu sein scheinen, so sollen sie iiiif einem ver«ie;{elteQ Zettel schtilt- 
lieh erklilren, ob sie in die Welt zu treten oder im Ktostoi zu 
bleiben gedücliten." (ü. M.) 

Im Juhre 1785 sollten Nonnen, die sich der KraBkeopflege 
widmeten, von Wien, wo man ihrer nicht bedurtte, nach äi«bea- 
bürgen übersiedeln. Doch missfiel dem Kaiser die Art, wie diese 
Ueber^iedlung in Seene gesetzt wurde, uud er schrieb am 2b- Oeteber 

: I7är> an deu Urafen Cliotek: „Niehdem icli sehon unter dein 
23. Sejitember dun Itefehl wegen 'iVan^purtiriing einiger hiesiger 
Kii:4abetbinennuen-Nounün mit ihren UeräthiichaltL-u und zwanzig 
eingeriehteteu Krankenbetten zu Wasser naeh Ofen erlassen und 
wegen BesL-lluug d-r liiezu erfuiderlielien Sidiiffe lUäbeiond.re mit 
der bühjniseb-östeiTeicliiach'in Uol'kaii/.lei, um siitU hiorillier mit der 
|]ugarisclJ•^iehenbürgi»che|l Kun^ei des NübeieB uinzuvtsr^bibeo. di« 




.. i,U mich doch gesta" ^.^^^ 

Weisung erlassen habe, so habe '*^"j^g(i oec ^^- " - ■ .-.^-^^n 

müssen, dass in diesem ganz "'""^^5011^' 
Eile hatte, na.rh dem nit-ht hcruuszi* g 
die AnBehaffunjr zur HewtelluUg ** 
Torzö^ert und seilist «tetf»'!*» ^'^^ 
^geboiie I>eeret oder 
gar widersinnij,' ist 
Schiff bestellt, auf 
Geistlic-ho n.-bst allei 
gebor, fiir das Krau 
hinabfrefiihit werden 
bei gegenwärtiger Jim 
Ni'bel die Faljrt hiac 
aussteigen, somlein 
sieht also ans dieser 
Go!L-ber Klecks i^^t bin:^ 
kann, der nur läehi^rl - 
Alles liiitte aul'gi'balt.c 
schon den Stellen a«*-* 
fehren miiss/ Fotgt-n«*.»^, 
Wie ans au<lerwe» 
«iimete der Kaiser «•' 
Klösttf d«ra Reliflionsfol 
""■-^■IColöwrat von* 
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Kaiser selbst wies weit weg deti ~ Gwlaiilmn h^eml etms Voa 
dem, was für andere Zweeke bestimmt war, Ar sidi zu benutzen, ' 
wie folgender Fall zei>!t. ' 

Das Gut Gzflibewitx id M&hrea gehörte znr Zeit Ferdinands 11. 
einem Protestanten. Adam Stuntkowo. Genannter Honareh codAs- ' 
cirte das Gut und schenkte es sm t^. Febmar 1624 den Jesuiten : 
in Olmfttz. Nm-hdem der Ji-suirenorden aufgehoben wurden fielea ^ 
dessen Güter dem Religioasfonds zu. Kaiser Josef wÜDRchle diose 
Hcrrsf-lian; zu erwerben, um sie der kaiscrliehnn K'nmitit^nberr^chafl 
Gödint; einziivf-rleiben, aber er wollte nii;ht. rtuss der Relrgion^foiid ■ 
dadurch irgendwie zu Bchüden Itomme und wüUGchte den vollen 
Preis für dies<-lbe zu z^ihlen. Er erlii-ss daher fulf^endes Hand- << 
schreiben am 23. September 17äS: „Liebir Itaron Iteischnch! Ich . 
bin geainnt, die Ex-.lesu(tenherrsehafc Giieikewitz in M&hren iljrer i 
Lage halber für den Familieiifonds zu erkaufen und eolelie der ■ 
Herrsi-Iian Göding ein/,uverlei1)en. Da Ich aber durch di>'sen Ah- ' 
baaf dem Gi-Jesuiti'ufonds ki'inen Abbruch zu machen, sondern in 
die^<em Falle wie jediT and re Käufer behandelt zu werden ent- ' 
Bchlogsen bin, so fiberseude Ich Ihnen die^^en Votirag, damit Sie 
das mähriüche Guberniiim davon vei'6täudigen, den wahren AVerth ^ 
dieser Herrschaft orimiagurnässig erhoben lassen und Mir solche 
I zur Schlussfawsung vorlegen." 

In welcher Weise er dem Misjbraiiche. wenn er ihm bekannt ' 
kwRrde, entgpgniral, zeigt folgendes Handschreiben vom I. Det-eniber ^ 
1 an den Prüsidentun der geistliehen Hufcouimission Kruiherrn . 
,* Kresse! : i 

„Da Ich letzthin selbst .4iigi^nzeuge von derjeni'^en unerlaubten 
lehtissigkeit war. mit welcher bei d.-n hiesigen Di^posilor^s d«| 
ptlicben Pararneute vorge^'angea wird, du ein guter Th«U der - 
^t vorhandenen üeräiha-hiften theüs verbruntil, tljetis beiii» .; 
[hen de* aits;;^ebroi; heuen Feuere vei-doiben wordm ist. und es - 
wupt das Ansehen hat. als ob man diese Depositorien nur : 
hjzu perpi-tuiren suche, damit die dabi'i angestellten (Jurninissarien 
Ibrig^j'en Personale sich noch Mng'-r auf Unkosten des Fondd 
Uten Gelegi-uheit liindeo, so will ieh zui- uuabw^ichlicliiin' t' 
khhnr hiermit auftragen, dass iu allen jenen l'iovinzen, w^ das 
itfulirungsgesehält bereits zu Stande gebiaeht worduh, aueli i^ 
Wh(^,Jen derlei Depo!<iloria der Kirvheupiraineuie auf nach- 'j 
rt zu easstrun haben und giinslicb -^ii rftiiinsn Eeiu-W^rJem-^ 
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Weisung erlassen habe, so habe ich mich doch gestern überzeugen 
mflssen, dass in diesem ganz einfachen Gegenstande, der noch daza 
Eile hatte, nacli dem nieht heruuszubrinii^enden Dieasterial^ScIilendrian 
die Ansehaflfung zur Herstellaug der Schiffe bis auf den 21. d M. 
verzögert und seliist das an d<>n Schiffmeister diesfalls hinaus- 
gegebene Decret oder Art von Gontract unfiberlegt und ganz nud 
gar widersinnig ist erlassen worden. Man hat nämlich nur Ein 
Schiff bestellt, auf welchem neunzehn weibliche Personen, zwei 
Geistliehe n<*b8t allen ihren Gerätbschaften, dann dem flbrigen Zu- 
gebor, für das Krankenzimmer/ KQche und Apotheke etc., hatten 
binabgeft^hrt werden sollen. Cfeberdies aber hätten diese Individuen 
bei gegenwärtiger Jahreswitterung, wo die langen Kächte und öftem 
Nebel die Fahrt hindern und länger maciien,: aus dem SchiSe nicht 
aussteigen, sendern auf selbem essen und schlafen sollen. Man 
sieht also aus dieser Anstalt . . ., dass nur vom Bathstisch weg ein 
solcher Klecks ist hinausgegebett worden, den kein Mensch befolgen 
kann, der nur lächerlich wird, und wodurch selbst beim Weggehen 
Alles hätte aufgi'halteu werden müssen. Es hat also^ wenn ich 
schon den Stelh'n auch in- den kleinsten Sachen Wort vor Wort be- 
f f lehren muss/ Folgendes zu geschehen . . .** (ü. M.) 

Wie ans anderweitigen Publicationen genügend bekannt jat, 
widmete der Kaiser das geistliche Vermögen der anfgehobenen 
Kldster dem Religionsfonds. Hier möge das Handschreiben aa den 
Grafen Kolowrat vom 3. September 17^2 Platz finden. Es lautete: 
„Da das gesamnite geistliche Vermögen künftig eine dem 'Bebten 
der Beligion weit angemessenere Bestimmung als bisher zu erhalten 

• haben wird und daher der Geistlichkeit ausser der Natzniesaung 
alle weitere Disposition mit demselben von nun an eingestellt sein 
muss, so werden Sie bei allen Ihrer Aufsicht unterateheuden Kassen 
die wirksamste Verfügung einleiten, dass kein irgend einem gast- 
lichen Individuo oder Gemeinde gehörigen, bei einem derlei fundo 

' pubUeo anliegenden Kapital aufzukünden oder auch ein wirklich 

-' seho» äufgekündetes ixi erheben gestattet sein soll^ ohne dass. sieh 
hierüber mit del^ Einwilligung der hiesigen geiscliehen Cooainisdon 

> autgewiesen w^rdci Wobei jedoch von selbst sich versteht, dass 
Akith Clero «oe^ten das eigene oder PatrimoniaU Vermögen hier- 
'UBter nicht begriflfensei.^ (U.M.) 

Wie jedoch bekaunt^ ' hat man gar tlbel von mancher Seite 

^ Itei der V^räasserung -4es Klostervermögeüs gewirthschafteL Der 
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Kaiser selbst wies weit weg den Gedaniren tretend etwas ?oq 
dem, was för andere Zwecke bestimmt war, fBr sieh zu benut^ien, 
wie folgender Fall zeii?t. ' ■ 

Dais Gut Czeikewitz in M&hren gehörte zur Zeit Ferdinands II. 
einem Protestanten. Adam Sturzkowa. Genannter Monarch eonfls* ^ 
cirte das Gut und schenkte es am 27. t^braar 1624 den Jesuiten 
in Olmtttz. Nachdem nder Jesuitenorden aufgehoben wtrrde^ fielen 
dessen Güter dem Religionsfonds zu. Kaiser Josef wfinschle dii^e 
Herrschaft zu erwerben, um sie der kaiserlieh^'n Familienberrsehaft 
Gdding einzuverleiben, aber er wollte nicht, dass der Religionsfond 
dadurch irgendwie zu Schaden komme und wflnschte den vollen 
Preis für dieselbe zu zahlen. Er erliess daher folgendes Hand« 
schreiben am 23. September 1783: „Lieber Baron Reischachl Ich 
bin gesinnt, die Ex-Jesuitenherrschaft Gzeikewitz in Möhren ihrer ^ 
Lage halber für dcHi Pamilieüfottds zu erkaufen und solche der 
Ht'itsciiaft Gödihg ein/.uverleil>en. Da Ich aber durch diesen An- 
kanf dem Ex-Jesuitenfonds keinen Abbruch zu machen, sondern in 
diesem Falle wie jedtT and-re Kftufer behandelt zu werden ent- 
schlossen bin, so übersende Ich Ihnen diesen Vortrag, damit Sie 
das mährische Gufoemium davon veTstäudigenj den wahren Werth ' 
dieser Herrschaft orJntiagsmässig erhoben hissen und Mir solche 
zur Schlussfassung vorlegen.** 

Ifi' welcher Weise er dem Mis^branche. wenn er ihm bekannt 
wurde, enitgeg« ntrat, zeigt folgendes Hands^ hreiben vom 1 . Deeembef ' 
1786 an den Präsidenten der geistlichen Hofcbmmission* Freiherrn -. 
v.'Kressel: •■■. ■' .^^ 

^ M Da Ich letzthin selbst Augenzeuge von derjenigen nnerlanbt^ / . 
Nachlässigkeit war, mit welcher bei di^n tiiesigen Di;positor|s d«i * / ^^ 
geistlichen Parainente vorgegaugen wird, da ein guter Theii der - 
daselbst vorhandenen-' Geräths-hiit'ten theils v^rbrannty t)>eils bt^iai 
Löschen des aus;^broebenen Feuert veiniorben wordm ist. 'und es 
überhaupt das Ansehen hat, als ob man diese Depositorien nur ^ 
darum zu perpetuiren suche, damit die dab(*i angestellten üomraissurien 
und übrig^jfen Personale sich noch länger auf Unkosten des Fonds ^ 
zu mästen Geli'genheit fänden, so will ich zur nnabwu^ichlichen' '* 
Richtschhtir hiermit auftragen, dass iu allen jeu»*n Fibvihzeri, wo das 
Pfarr-Reguliningsgesch&ft bereits zu Stande gebracht worden, ^oeb t 
die bestehintden d«?rler Depositori'a der Kiivhenpai^aineute auf ibob^ ^ 
stehende Art zu caissiren haben Uttd^gitoslf<4i zii fAiimatt sein-w^iedeii^i^«^ 
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Es sind mimlich &lle jene zum üebr«iieh der Localcaptaneiea 
un<l PfarrereioD geeignete GeriUhseli:tftea oliae weitt^res den be- 
treffeDilon Onimiinis tiaoh einem gewissen Verhilltniäse der ürösae 
ihrer Di&cesen Eur weiteren Vortbeilun^ mittels der Ducünate 
hiDausxu^ebcD. Was die Pretiosun au C>ol<l uod Silber betrifft, 
müssen solche alleutbalben eingeschmolseii and v/na an Perlen oder 
Edelateinen vorbanden wäre, soj^leieb heitando hiuiiingegebefi 
werden. 

Von dfn im hiesigen Dapodtoriis bei littxterer Feuersbrunst 
tum ferneren (Jebraunh in d<jr Klrehe untauiiich zu werdenden 
BtQi-keu muB« durch die unvorzä>!ltclie Hiiitiingebiin^ an Tändler 
noch etwas hieraus zu erlösen getrachtet und also im tianzen darauf 
gesehen werden, dass diese Oepoeitoria aowol hiur aU in den 
Ländern ganz ungezweii'elt bis 1. Februar des künftigen Jah ea 
getrennt sein, wonach Sie aUo das Erfurdediche an diu betreffenden 
Läuderstellen unver^ü^liub zn yerfi)^4'n haben wt^rden." 

Uiagegen. wollte er nicht zngeben, dasa (ieisLlißlie mit der 
Adininiatrirung der geistliches tiiiter betraut werden, wie t'ntgi'ades 
Sehreiben vom 1. August If84 an den Präsidenten des Huf-Kriegs- 
rathes, Feldmarscliall Uadik, beweist. Dasselbe lautet: , , . 

„Wäre es gar nicht ralstkin, Mönche zur Administrirua;; der 
geistlichen Güter in der Bukowina aufzustellen, weil wenn (ieittb- 
' liehe daseJbst in eine ao nahe Uunneiion mit den ünleithanen vor- 
setzt werden, immer sehr zu besorgen ist. dass die oiineliiii nicht 
gut disponirte Geistlichkeit dem Volk allerhand sebüdliehe BegriSia 
beibringen und hierdurch Unmut unter deniselljen verbreiten dQrllo . 
tiai. dann weil alich selbst in dein Goneluso kurz voriier gesagt 
wird, daas die Vevwahung der geistlichen Uüter allein ein Gesehäft 
»ei, wo den Biscliäfen und Gousistoria nichts anderes als Ein[>faag 
bod Verwendung gemacht werden solle. Eines und das andere steht ;, 
also im Widersprach, indem durch die aufgestellten Münche al^aan 
Cnversichtlich alles dun Bischöfen und Con^sistoria bekannt wird, 
waa dahin einsehlitgt. Um also grosses. Unheil zu verliindero. ist 
es besser auf die ßispaning.einiger Ueaniten nicht zu setun, soudem 
durch sulche diese Administratiun besorgen zu lassen." 

Jo-ef selbst bestimmte sofort nach der Aufhebung Tifl]ar:i 
Klöster die Gebäude zu anderen Zwecken, und es ist bekunnt, dais 
die Schule zu Hl. Atrna ta Wien, wo sich jet/.t die IjehivriuQun- , 
UUduugsanstalt aamuit' üubun^eadtule betindet, sowie das Uebiiiufifli. 



lies Keichs'KrJi^gsiniaistoriuins am Hof v.te,. ehenial» geistliclieti 
Ord«i gehürtdD. Am 1. DBcemhor 1783 orlioss er iu einer dies- 
railigcn Angelegunlieit folg«niles flandj^phreibön aa den (jrufeu 
Kolowrat: .Ds sii:h zur Doli mag des P'indlings-Iiistitutes nocli ein 
ansebnlicher Abgang Äussert und solches docb hinlün;^]ictie Ue* 
deckang erfordurt, so will ich, um eine für die MBUschheit so beil- 
same ^Kclie gewiss daaerhaft zu machen demselben die sAuiint' 
liehen Gebäude dei- drei aufgctiobeoen Nonnenklüater, nämlich von 
den Himinelplurtuerinnen, Laureiizinerinnen und Jai-obiiierinnen, 
zur NutKuiessuiig gan;i und ho überlassen, dass solehe für bilrgor- 
Hcbe Wiihn>ingeii zugeiiehtet uud zum Itestea des InstitutO'i be- 
nutzt werden können. Sie werdvn demnach der gBistliehen Coin- 
mission den AuTtnig machen, dass sie die sätumtlielieD (jebüude 
von obbenannten drei Klöstern, 8ol}alil als sie werden geräumt sein, 
an die milde Stiftung^Commiiision abtreten werden." 

Fflr das Königskloster in der Durotheergaüse liatte der Ksisor 
einim besonderen Plan. Kr schrieb uilinliirb, 2S. August 178^, an 
Baron Kressel: „üas Königsklubter kann von keinem Meoächen 
benfitzt werdeu und muss maß also blos den Platz und die Ma- 
terialien in Betracht nehmen. Ed scheint, dass die wahre best« 
Benützung desselben und zugtelcU dur Nutzen des pi^tici darin 
könnte gefunden werden, wenn dieses zu einem öffentlichen und 
allgemeinen grosse» Liastiiot'ii filt' frenido ansehnliche tiiLste wobl ' 
eingerichtet gewidmet wärde, dessen augunebme Lage, dessen Nähe 
vom Hof, von beiden Theatern, von diT Bedoiite. von den grossen 
öffentlichen Häusern, näuilich Knunitz, Colloredo und liatzteld, nebat 
diesem der Abgang eines solchen Hätd garni in Wien wie in 
anderen Hanpietiidten zu finden, da der einzige „weisse Oehse* *) 
Dächst der Hauptiuauth von dieser tiattung zu ßndett ist, seheint 
dieses notliwendig zu machen, i^s brauchte dann das Ctpital ai^Ut 
bezahlt werden, sondern blos die k'ierpjreeuiigen Interessen, und 
sollte es zwanzig .Jahre von allen Steuern frei bli?iln:li.* B^'i dieser 
Gelegenhuit meinte der Kaiser fi-rner: „Dis, Uam:iIl.ilrii-ur-Klüster 
auf dem Kuhlenborge könnte wahnsinnigen uuil eki'l hallen Kranken 
beiderlti (ieschlechtea gewidmet werden." 

Das Künigskloster war auf 3 .OU ■ fi. vcrau sc hingt, doch ttud 
aich kein Käufer für dasselbe. Da schlug. Kresjcl. 17. Oclober 178-*, 





tieneralstaateu, Islls man in Belgien ditt l'iiin/.<h<iachi^ i;t>tmtitutia£l 
ciorehrcn wollte, Partei ergreifen möchtfln. Es wänle elti Mi^iaiings- 
zwieüpait zwisL-heD dem Clenis, dein Adel und dem dritten Stande 
entstehen, welcher zu einigen Verhandlunveu Rlhr-n könnte. Au- 
dcrtrsoits ist es üweifelloe, dai-s der König von Preuüsen in Ver- 
bindung mit den Polen, mit welchen er soeben eine Allianz ab- 
geschlosaen, nns im FrQhtinge angreifen wird. Unser Friede mit 
der Pforte, so nachgiebig wir auch sein werden; bleibt nichts- 
destoweniger zweifelhaft. Bei einem so ungerechten Angriffet von 
Seite Pr>>iissens wiire ich neugierig, zu erfahren, was Frankreich 
zu sagen wagen wQrde, wenn wir in formeller Weise den durch 
die AlHanz fe»tge»etzten Beistand von demselben fordern würden, 
und ob die Franzosen es im Angesichte des Universums wagen 
werden, ihre eingegangenen feierliuben VerpHicbtungeu zu ver- 
leognen. Unsere Aussichten sind durchaus nicht heiter, und da 
mdgcn Sie selbst urtheilen, was mein tieist leidet, da überdies mein 
Leib jeder so riotliwondigen Ttiatlglceit unf&hig ist." ([£. ii.) 

Wie jedoeh bekannt, konnte Frankreich zu jener Zeit, selbst 
wenn es den Willen dazu gehabt hAite, nichts tbun. 

An den ChurfQrslen von Sachsen, dessen NeutralitiLt er sich 
^^ in dem. wie er gegluubt hntte, bevorstelienden Kriege gegen Preussep 
^L sichern wollte, schrieb er 17. Januar I7i>0. 

^B Mr. mon eousin! Dans Ic mime moment que les soins ä'une 

^f guerre couteuse et Vaffticti^M efune perUHeuse revolte se reunissent 

' I aux soufranccs d'une fongue maiadie ta cour de BcHi» manifeste 

'-je eticore des dtsseins gwi tni^aeenl nus/tats et la tranguilU^ ^«rale 

d'wne nouvdle guerre. Dans ttne sitMatien si critique, j'aurai au 

moins la satisfaetion que tous Us prittcm de V^rupe et ceux de 

l'Allemagne en particuUer apprecieront le» vraies intenttons de cettn^ 

»cour et les miennes. 
V. Ä. S. E. est de tous les princes celui dont fattends eet^ 
jasticB avvc fconfiance Ut plus cordiale. Je l'altettds de stitt amilM^ 
de son equite, de s« sage preivuyance pour les intirets comMM»« 
/ de notre Patrie. 
je Je la prie d'^couter favorabtemtmt les ouvertures que,moH 

envoyi extmordmaire ä la cour de V. A. S. E. est dwtrge de Im ~ 
/V faire en tue des memes int^rets communs et de me croire loui 
^ ma oie avec toat l'attaehement et la 6onsideration la plM jpatM 
H fititf. "'- ^ 



^^■i Wie der Kam^r flber die ZustaiMie in deü N iedorlftndeD dachte, 
^^Kbt ferner aus folgondein Schreiben vom 29. Jänner 17Ö0 an den 
i^p»fen Cobenzl hervor. 

tu demHelbi'D l>efuhl der Knisir den aus dea Niederlanden 
larh Luxemburg nder Trier geflüchteten Beamten zu bedeuten, dtiBi 
$je wieder Eurückkehren sollen, da der Staat nicht die Mittel be- 
sitzt, sie KU bexiihlen. 

,,Ieh erkenne allerdings die Gtitigkeit der Ursachen, die Sie 
gfgen diese Verfügung anfiihron; allein der Abgang des Staatsfonds 
{et eine noch weit erbebliclii*re und dringendere Ursaehe zu diesot 
HasenehmuDg zu subrciten. . ." 
' „Truppen von hier oder au» dem Reich nach Luxemburg zu 

' EMihickeu ist bei gegenwärtigen Unistümien unmöglich, eretens wegen 
des zu besorgenden doppRlten Krieges, letzteres aber wegen der 
grossen Kot-ten, die dieses verursachen wird Und wenn die Er- 
' baltuüg von Luxenjburg einen so namh»fien Aufwand von 5—0 Srlil- 
( lio.uen des Jahres erfordert: so sind wir aussar Stand diese Kosten 
I zu bestreiten und so beträchtliche Summen von hier dahin zu 
I scliicken. In diesem Falle wären wir gezwungen diese Festung 
und Provinz lieber »elbi<t zu verlassen, wozu die vorliiaflgun An- 
stalten müiiaen getroffen werden." 

Am 2'J. j2w 1790 schrieb er an Kaunitz; 
„Nachdem meine so äusseret zerrütteten tiesundheitsumstände 
in den gegenwärtigen so wichtigen Angelegenheiten des Staates 
nieht wehr ge^t]|tte^ meinen (jesi-häflen so wie vormaU obzuliegen 
und ich ganz ausser Staude bin durch längere eigenbäaijige Scbrilt 
noeh weniger aber duruh dietiren, welches die gescbwiichte Lunge 
gar nieht mehr gestattet meine (jesinnungen recht zu erklären mich 
über Zweifel auszudrucken noch weniger andere im Beden weil ich 
nicht rt'cht foitkoiume, von meiner Denkunüsart zu , belehren, so 
bin ich eutselitosseB zu meiner etwaigen iteruhignng damit für den 
Staat durch meine Si-hwüche dennoch nichts verabsäumt werde die 
be^teh'-nden drei t^ouferenzininister nämlieb Fürst Starhemberg, 
Feldmarschall Lascy und tiral' Rosenberg zu allen wichtigen Ent- 
scheidungen und Staatsangelegenheiten zu versammeln und ihre 
Wolnietnung darübec zu vernehmen. Sie werden allemal wen von 
der Staat^kanzlei dazu abordnen, welche den Casum ganz vorlege 
über den sie zu urtheilen ba^. Sie mü^en ihQeii auch: alle 
Schriften die dahin einschlagen iii die Oiroulation schicken und 
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befiomlerft äiifafigs sie in den ginzpii'Fiiüm der Umstände setzen. 
Ein zweites Inditidnom von der Staatsk^nzlei mfisste hierbei das 
Protokoll führen um die Meinungen, wenn selbe nicht* st'hriftlieh 
abgegeben wftrden/ aufzunehmen. Dieses ProtoeoU wfirde Ihnen 
dann gl«*ich nach der Confi*renz dberreieht, sie setzten, selbon Ihre 
Gesinnung bei und so wOrde es mir zar Entscheidung h«*rauf- 
gegebcn. I)iet»e Conferenz hätte keine bestimmten Tage, sondern 
mflsste nur so oft abgehalü*n werden, als wichtige Gegenstäuüe zu 
entstrheiden vorhanden wären; dann aber müssen gleich ein oder 
zwei nach einander gehalten und die drei Herren Gonfenen/minister 
die so lange Zeit von den (leschäften entfernt sind in den Filum 
derselben versetzt werd<'n. Die Staatskanzlei hatte nur durch kleine 
Aviso- Ftillets den Herren Ministem die Conferenz sammt Tag und 
Stunde anzuzeigen. Diese Conferenz wird immer foit bei Hofe ab- 
gehalten, damit wenn es meine Gesundheit nur ein wenig gestattet 
Ich solcher selbst beiwohnen könnte ete. etc ** 

Zwei Tage hernach richtete er an den^Kanzler Grafen Palffj 
folgendes Hiltet: ' ' 

,,D^ f)ber meine letztertheilte wiehtige Resolution inir brshcr 
von der Kanzlei noch nichts zugekommen ist, so miiss ich Ihnen 
hiebei nun bemerken, dass es liöchbt nothwehdig und wichtig ist, 
das hierwegen in das Land zti ef lassende Beseript in nii5glirhster 
Kbrze'äuch mit Wtirde und Anstand zu verfassen. So viel aber 
die fii Anfiel^uig dirserRe»itituirung zu- beobachtenden Modalitäten 
betrifft, will ictf Ihnen hier vorläufig zwei Punkte mittheilea, und 
zwar wird die Krone nach Ofen »in diejenige Glipellei.wo dermalen 
die Hand 'des heilfgeiiStephänus aufbewahrt wird; diese aber in 
delr groi^eft Jesäiteii-Kirche ^u' unterbringen seih, sin im Schlosse 
die Wöhhüngeii^^iinedii^s^ so unbequem eingetheilt sind, dass man 
kein Zimmer hierinnir die. Evone verwenden könnte» Diese CapeDe 
mösiKte • vermauert w^nlen^ind' bliebe nur lein- Eingang dahin durch 
die'Kir^e, 'wel(^4!r mit. -einer eisernen Tbftr verscUosseh werden 
mlissJ iJer'TeinJiilb, vcfn welehem /an .zu. reehnen^Ales auf den 
voHgen Stand surfiekgesetzt Werdän mflsste; ist der erste ides künf* 
tigeti Monats Mai, Hv^bei alhO. von' selbatalle Hesoldmig der?kdnig- 
liel^n' Ceni^ssaire^ 'l)^'^^^^^ dergleieben auf h$rt, und 

ii^d^9e9e9Fi «Üf:d^^vor%en Füssr aueli äl|i»ntbälben auf die ^vorige 
JLäiitllia Von IndividUiBn imrüekges^zl;,'^ : 
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Wir gchiiessen diese GoUeetion mit einem Schreiben des 
Kaisers an den <inifen Kolowrat, weli-hes das Datum 8ein«*8 Todes- 
tages, den 20. Februar l7iK), tnlgt. Dasselbe lautet: ^Bei meiner 
seit einiger Zeit so zerrütteten Gesundheit finde ich mich nöthig 
der bisherigen B«*sorgung der Geschäfte ganz zu entledigen. Um 
jedoch dieselben für keinen Fall einem nachtheili^j^en Aufenthalte 
sowol wählend metner Krankheit, als in dem Falle, dass es der 
Vorsehung gefiele, mich aus diesem zeitlichen Leben abzuberufen 
bis mein Herr Bruder und N^<|hfolger, der Grossherzog, königliche 

^ Hoheit hierinnen etwas and/res zu bestimmen iande, bloszustellen, Ät 
so will ich Ih{|i htt»rmijb. gem^ssens|:j au/tragen, dass in all und ^y 
,j«fdem nach meinen bestehenden Anordnungen und festgesetzten 4^^^ 
Normalien sich fortan bei stren^fj^ter Verantwortung benommen, die 
Geschäfte auf das eifrigste und schleunigste betrieben und im 
Gange erhalten , auch die Pakete unaufgehalten wie bisher in 
meiner geheiihen Kanzlei t^gliah abgegeben- werden. Die Unter- 
schrift der erfolgenden Besolutionen will ich Sr. königlichen Hoheit 

' dem Erzherzog Franz, meinem Nefifen, übertragen und der St^s^ts- 
minister üriaf HatzMd wird solche zu signiren haben" 

8o stand Kaiser Josefs letzter Gedanke noch in^ Dienste des 
Staates. ' 
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; 1. . mne YolkssaUamg, im Jahie 1770. : 

ry/ Lxdem wir. daran geben, einige Momeate aus der Geschjeatd 

^ Wiens zu . skizRiren, wollen . wir zunächst ein Bild , von Wwn, 

resp(*ctive von Niederösf^reieh im Jahre 1770 ireiten, vrie es damab 
von omeieller Seite dargestellt wurde. Es liegt uns nämli^'h^in 
^Bapport des Hofkrk>igsratbes über die In Ot^sterreieh unter der 
Enns vollbrachte allgemt'ine Seelen- und Zticcvit^hbeschreibung im 
Jahre 1770" vor. Der Rapport wurde vom floftriogsrath erstattet, 
da die Yolkszählnng zunächst behufs der Heeresergänzung vorge- 
nommen wurde. Derselbe hat den grossen Mangel, dass eben die 
Hauptsaehe, die Zahlen, fehlen.*) Kr wird aber dadurch interessant. 



*) Die mte Yolkf^z&hliiDg fand im Jahre 1764 statt. Die Wiener Be- 
TölkefiiDf beetaod danialfl ans 17&40B Seilen; im Jabro 1772 betrug sie 192 971 
Seelen. Im Jalire 17^3 worden Tei bandlaogeD ftbrr eine nene Pfnrreili^liPtinng 
in Wien gf'pflogen. Es wurde toq Seiten d<»r Pfanen die Seilenzalil der Id 
ihien Sprengein lebenden Kjatholiken g<»g(tlien. Diese Waren: Pfarre Si Leopold 
11759, Karmeliter in der L« opoldKtadt 56^>, Eidberg 45<>1, ADgustinet auf der 
LandfltraBse 7895, Filiale Weidsgärber 1231, Bennweg 223«y, Caroli Borroiuai 
»nf der Wieden 4B77, Panianer 11575, St F]ori»u in Mai/J-iaHdorf 4 )77, 
8t. Blargaretba 58^4, Onmpendorf 4^T\ Karmeliter aaf der Laiuig %^^ W)7d, 
Jflariabijt 11408. Si Ulrich am Neuhtift 12.894^ St Ulrich «ulerii IJvte 17.45(1, 
AlJerehenfeii 606', Maria Treu in der Jinefsiadt ll.Oio. Trinirarier in d%r 
AlsergiBse 77:.'5, 'Bhdnie^foitgrmid .'^'29\ Vi izebu Notbhelfiir iti Lieh entlial 
7685, Serviten in der Roseau HI22 uitr in der Stadr in nenn Planen 5l.%L 
Dieee Zahlen goben in Siiinm# 2u89i9 Einwohner. Dabei siliol jedoeh dief 
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dass er Aufschlüsse über die damaligen Zustände uud Verhältnisse 
gil^t., . Da un(l, dort erscheint . der Rapport unglaublich, und doch 
ist. nicht a^zu^ehme^^ d^ss. er auch nur übeiftHeben schildert, 
d|a derselbe, der Kaiserin vorgelegt wurde und daher nicht anzu- 
Ji^bmen jst, da$s die.. Absicht vorhanden war, Land und Leute 
scUechter zu achiJdern,^ als sie. waren. Üeberdies war dieser Be- 
lipht Gegen^^^d , nfjehrjähriger .yerhandlungen, da es sich darum 
handelte, . diß . :Vorhanclenen . Üebelstände zu beseitigen. Bevor wir 
Jedoch einß Aniij^r^e des Bapportes geben, wollen wir einige Be- 
:roerkunge!a vorauss4*hi0|^6n. 

^'!.irV/ S^'ton bevor allgemeine Geburtsregister geführt wurden, gab es 
»Tocitenlisten. Zur Zeit des Kaisers Ferdinand IL herrschten nämlich 
häufig BJattern-Epidem.ien, und d» wurde angeordnet, Todlenlisten /^^ 
.^u. führen, um aus denselben die Zahl der Verstorbenen, die von 
der Fama.^uQgebe.uer übertrieben wurde, und die Krankheit, welcher 
sie erlegen sind,. zu entnehmen. 

. Wie, die Todtenlisten, hatten auch die Listen der Geborenen 
einer Rest ihr £atstehen zu verdanken. Hier sei es uns gestattet, 
zunächst eines Zwischenfalles, zu gedenken. Im Jahre 1710 herrschte 
eine Seuche in Ungarn, die sieh immer mehjr di^r österreichischen 
^Gren/.e näherte, Kaiser Josef L befahl hierauf, um die drohende 
Gefahr abzuwenden, die „Andachten"' zu vermehren und Fasten 
zu halteiL Hingegen sollten die sonst „über Land"^ üblichen 
Prpce^^ipnen aus sanitären und sittlichen Gründen abgestellt werden. 
Die. niedei?östfirrei.chi8che Begierung setzte sich hierauf mit dem 

:/ bischöflichen : Ordinariate ii)i Wien in's Einvernehmen und es wurde 
eine diesbez^ü^Iichß Verordnung entworfen, welche der damalige 

. Bischof Freiherr v. Bumel (es war dies der letzte Bischof in Wien, 
jene, die ihm. folgten, waren Erzbischöfe) genehmigte. Nachdem 
auch der Kaiser diese Verordnung gebilligt hatte, wurde sie als 
landesfürstliehes Mandat veröffentlicht. . 

^ • Hierauf erhob das Ordinariat Klage, ^ da eine . derartige 
Publication, die>. eine interne kirchliche Angelegenheit betraf, von 
ihm faätt« .ausgehen müssen^ Die Hofkanzlei,^ zu einem Guta>cbten 



Akatholiken, die allerdings damals nicht bedeutend gewesen^seiD mögen, niv*ht 

initgeiecbuet.' Ko'cK mag heryorgeb6b«n werden, wäbreiid im Jahr^ 17b3 in 

'der inneren Stadt &1.%1 Katboüken lebten, befanden • sieb Bä«*b dem Söbema- 

^ tismns der .BJt^dieeeee Wien im Jabre ltt74 ]iur>0.9d2 Kaiboliken in «ler 

'. /infieien Stadl. j 
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vom Kaiser anfgefordert, bemerkte, 3 September 1770: dem 
Kaiser imd der von ihm eingesetzten Beliörde gebflbre es, 6ebet- 
stimden festzuäietzen ' nnd nach Belieben Fasttage änzoordnen. 
Wörtlieb ftkgte sie hinzu: \mid ^ö^de deijeiiige, so aolcti^ la 
widersprechen sieh unterfangen sollte, ein^r gro«Ben Keckheit und 
striifmässigen temeritet (TollkQhnlieit) tim so TieliD^br'zn beschul- 
digen bein, ats bekannt ist, dass \ü der heiligen- Schrift mit^ gött- 
licher offenbarer Uenebnihärtung und' der Uebertreter Bestrafung 
sowohl als nach Ausweis der allgemeini^n fti«chte und naeb Be- 
Zeugung anderer Historien von den 'isra'eliliHi*hen Königen, <Nrienta- 
lisclien, occidentalischen und s^hsischen Kait^m und Regenten 
die jejunia (Fasten) befohlswel^ angesagt nnd dem ''Volke Ver- 
kündigt wurden, namentlich von Otto dem Grossen der Fasttag 
vor dem Feste St Laureniin, als dieser unweit Augsburg iäi Lisch- 
felde die Ungarn oder Buhnen geschlagen und- ein^n glorreichen 
Sieg errungen hati^.'' — Der Wiener Bi«ichof hatte ferner verlangt, 
dass man, um der Pest Einhalt zu' thnn, Musik, Tanz uud 
Gomödienspiel verbiete, und düfiir sprach sich auch die Hofkanzlei 
aus. Es sei umsomehr erforderlich, meinte sie, bei gegenwärtigen 
Kriegs- und Pestzeiten die Ueppigkeiteu des Volkes abzustellen, 
da wahrhaftig ein Aergel^hiss entstünde, wenn 4ie andächtigen 
Zusammenkünfte und Processionen verboten, dagegen die bei 
grossem Zusammenlaufe allerlei Ständespersonen täglich haltenden 
Schauspiele und Gömödien gestattet, anbei um Abwendung des 
gerechten Zornes Gottes in Kirchen gebetet, den Wirtbsh&usem 
und öffentlichen Triiikstuben aber bei' Tag und Nacht das Tanzen, 
welches gemeiniglich viel andei*e^ > Laster und Schandthaten nach 
sich zieht, zugelassen Werden Sollte. 

Der Kaiser genehmigte diese Ansichten und der kirehen- 
politische Gonflict war erledigt. • 

Die Furcht nun Vor der- herannahenden Seuche , von welcher 
Wien zu jener Zeit öfters ' heinigesucht wnrde, tegte die Frage 
nahe, wie sich die Zähl der Neugeborei^en zu der der VerstCArbenen 
Verhalte, und es wurde daher in jefienv Jahre die Führung all- 
gemeiner Geburtsregister angeordnet. 

lOieses vorausgeschickt, gehen wir nm^ zu dem angeführten 
Bapporte des Hofkriegsrathes aus dem Jahr^ 1770 über. ^ pie 
Wiener Bevölkerung bestand damals aus Uö«403 Köpfen. .Injer 
inneren Stadt waren 1340 und in Am 29 Vorstädten, die Wieo 
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zu jener Zeit züblte, 3615 Uäueer. Im Viertel^) unt«r dem Wiener 
W»ide waren 1 1 Städte , 43 Märkte , 6lO Dörftr und 22.«45 Hfeiasr; 
im Viertel unter dem Manhartsberge 12 Städte, 62 Märkte, 4S6 
Dörfer und 37.1Ö3 Häuser; im Viertel ober dem Manhartsberge 
13 Städte, 67 Märkte, 1114 Dörfer und 31.856 Häuser, und im 
Viert«! ober dem Wiener Walde 6 Städte, 59 Markte, 2178 IWrfer 
und 33.194 Häuser. Im Ganzen waren daher in Niederösterreicli 
72 Städte. 231 Märkte. 4388 Dörfer und 130.003 Häuser. 

Gehen wir nun zur Schilderung der Verhältnisse in diesem 
Kronlande, so müssea wir zunächst der Klage über grosse TJnrein- 
lichkelt in den Häusern in Wien, speciell in jenen, in welchen die 
Eigenlhümer nicht wohnten und wo Niemand mit der Aufsiebt, 
der Häuser betraut war (die Species von Hausmeistern oder Haut 
besorgen! scheint damals in Wieo nur sporadisch vorhanden ge- 
wesen zu sein), gedenken. Es wird sogar hervorgehoben, dass es 
'J'der Commission in manchen Häusern wegen der ünreinlichkeit 
und des vorhandenen äblen Geruches «st unmöglich gemacht 
wurde, ihres Amtes zu walten. Thatsäehlich hat es in dem jetzt 
60 schönen Wien früher an Reinlichkeit gar oft gefehlt, und dieses 
war die Ursache, dass es häufig von Seuchen heimgesucht wurde. 
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass die neuerbauten Häuser 
in den Vorstädten zu rasch bewohnt werden, wodurch ebenfalls 
Krankheiten entstehen. 

Noch weniger anmuthead ist das Urtheil über das Viertel 
unter dem Wiener Walde. Wo einschichtige Häuser stehen, wird 
berichtet, gibt es viele Stumme, Stammelnde und Blödsinnige; 
im Gebirge, und da, wo die Leute in den Wäldern wohnen, soll 
es mit der Menschlichkeit übel aussehen und die Kinder keine 
menschliche Erziehung bekommen. Die Kinder werden gleich 
nach ihrer Geburt in mit Stroh gefüllte Kasten gelegt, bis sie 
kriechen können, und wenn sie fünf Jahre alt geworden jind, 
müssen sie das Vieh hüten. Sie liegen dann den ganzen T^g bei 
demselben und machen sich viele durch ihre viehische Art zu 
Krüppeln. Eltern und Kinder lallen mehr als sie reden. Ihre 
Nahrung besteht zumeist aus Schwämmen. Fast Niemand kann 
schreiben und nur Wenige können lesen. 

*) Die Eiatheilung Niederäalorreiahs in die genanolea Vi«rt«l warde 
bekanutUoli im Jubre IMH, als die Justiit tod der Terwaltuog gelreaut wurde, 
ftafgebobea. 
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Viel wjrc^tibei; die ITüiichtigkeit der Pupillen-Kassen geklagt. 
. Die obrigkeitlichen Beamten, heisst es, bedrücken zumeist die 
Unterthanen sehr hart, statt dass sie Bedacht nehmen sollten, 
ihnen aufzuhelfen. Die Verarmung hat i^ solcher VTeise Fort- 
schritte gemacht, dass ein Haus, welches vor 15 Jahren 1000 üf j 
und mehr werth war, jetzt kaum um die Hälfte verkauft werden ' 
iunn; od Häuser, 529 Grundstöcke und 24 Weinberge sind öde. 

In der Stadt Wien selbst und in den Vorstädten heisst es 
femer, leuchtet die üble Erziehung der Jugend zur Schande vor 
Fremden Jedermann ein. Buben von 5—10 Jahren laufen, be- 
sonders in den Vorstädten, aujf den Gassen herum, häufig mit 
Peitschen versehen^ beschimpfen nicht nur ohne Unterschied, wer 
ihnen zu Fuss, im Wagen oder zu Pferde vorkommt, sondern 
werfen auch mit Steinen oder Roth, und die danebenstehenden er- 
wachsenen Leute muntern sie durch das Wohlwollen, das sie Ihnen 

* ' • • ' 

^ bei solchen Gelegenheiten erzeigen , noch mehr zu dcjrartigen 

Streichen auf. Das gemeine Volk ist sehr grob und macht sich 

ein Vergnügen daraus, auf den Gassen und in den Kirchen den 

. gesitteten Leuten auf die unanständigste Art zu begegnen. Wohl 

bestehen Befehle, dass die Gassen freigehalten werden sollen, 

nichtsdestoweniger sind dieselben von Bier- und Mehlwagen und 

Lohnkutschern voll, so dass die Passage öfters stundenlang ge- 

h^emmt ist. Das Singen der Studenten zur Nachtzeit und das 

Betteln sind ^war verboten, es geschieht aber dennoch. Li den 

Kirchen tummeln sieh Hunde herum, und zwar nicht blos Schoos- 

hündchen, sondern auch grosse fürchterliche Fang- und Jagdhunde, 

Pudel, die in den Gotteshäusern zu bellen und zu raufen anfangen. 

Im Viertel unter dem Manhartsberge hatten sich anfanglich 

die Leute gegen die Volkszählung gesträubt, da sie wussten, dass 

sie ZQ militärischen Zwecken vorgenommen wird. Sie fügten sich 

^ jedoch, nachdem man Ihnen begreiflich gemacht hatte, dass es 

. ikünftig gerechter zugehen werde und dass nicht mehr die Armen 

. zum Kriegsdienst^ genommen und die Eeichen verschont bleiben 

sollen. Li diesem Viertel herrschte m vielen Orten grosse Noth, 

in deren Folge die Bevölkerung körperlich herabkam, unter den 

Bauern gab es viele, die dem Spiele und dem Trünke ergeben 

waren. ' 

Auch im Viertel unter dem Manhartsberge war der Menschen- 
Jehlag wegen Armuth, schlechter Nahrung und harter Arbeit sehr 
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henibgekoKomen. Viele, heisst es, haben Leibessehäden und .|>*ett- 
häUe, weil bei der Weidung des Viehes vielfältig auf langen Hör- 
nera ?on Jugend auf geblasen wird. Gar oft überliessen die 
Bauern schon bei Lebzeiten ihren ältesten Söhnen die "Wirthschaft, 
um sie dadurch von de^ Militärdienste zu befreien. Die meisten 
jedoch waren zu demselben überhaupt w;^gen ihirer Leibesschäden 
und Schwächlichkeit nicht tauglich. I9 diesem Viertel wurde auch 
Industrie betrieben. In Eggenburg, Waidhofen, Zwettel, ffaräegg 
und Hom gab es viele Tuchmacher, die jedoch blos grobes Tuch 
verfertigten. Es gab auch Leinweber und Bandmacher, die jo ^ öo h 
diese Industriezweige während des Winters, wenn keine Feldarbeit 
ist, betrieben. Die Bauern in diesem Viertel werden al9 nüchtern 
und arbeitsam geschildert, was ^da um so nothwendiger war, da 
der Boden sehr schlecht und ; steinig, ist, und gelangten zumeist 
nur Hafer und Linsen zur Beife. D^r Bauer ernafirte sich zum 
Theil von Ha|ferbrod, zum Theil von Erdäpfeln. Da die Pfarreien / 
sehr weitschichtig «4d, so konnten die Seelsorger dem Jugendunter- / ^^^^^ 
richte nicht die nothige Aufmerksamkeit ^^uwenden. Schliesslich 
wird noch hervorgehoben, dass in diesem Viertel Pferde nichjb ge- 
züchtet wurden, sondern man kauft sje in ^hm^n und Mäjiren. 
üeber das Viertel ober d^m Wiener Walde heisst es in, dem 
Bapporte: Die Unterthanen des Stiftes Seitenstetten klagen ^ sehr 
über Beclrückung in der Bobot und dass sie um geringen Frefs Lebens- 
mittel und Esswaaren der Herrschaft liefern müssen. Im 6ebirge sind / ^ 

I Leute gesünder und stärker als «nf dem flachen Lande, Weil a^ft m ^t^^ 
die Wohnungen meist rein gehalten werden, was auf deQi flachen / 

Lande nir-ht der Fall ist. Da werden die Stuben selten gereinigt ^ 

. und gelüftet und die Fenster niemals geö^net. Diese sind überdies 
so klein, dass kaum das Tageslicht eindringen I^ann. Im Gebirge 
giebt es Leute mit Kröpfen und Fetthälsen und yie)e' sind mit 
Leibesschäden \ oder Brüchen behaftet. Diese Leihesschftden ent- 
stehen zuipeist von den hohen sogenannten Biegeini, welche Gross 
und Klein überspringen muss,; was den Weibspersonen nicht am 
anständigsten steh^. Da und dort sind wohl Aerzte, die jedoch 
gax nicht studirt h&ben. In den Städten \ihd Märkten gibt es 

. Tuch- und Leinweber, Stnuppfstricker, Posamentir^r und K.tirsonner. 
Der Lohn eines Holzknechtes, war täglich 13 kr. und alle 4 Wochen 
in natura einen Motzen Korn, V* Motzen Weizen und 6 t^fund 
Sehmalz. Freitag Mittag geht der '^neeht aus der Arbeit und 
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Montag Nachmittags 3 Uhr gebt er an dieselbe. Auf der Hohen- 

berg'sehen Herrschafl sind viele Waldungen, wo viel Holz verfault. 

/ Am Schlüsse des Bapportes unterbreitete der Hofkiiegsrath 

der Kaiserin Vorschläge, in welcher Weise den Vorhandenen Uebel- 
ständen abgeholfen werden könnte, unter diesen befanden sich 
auch die, eine gute Polizei zu organisiren und da8 Schulwesen zu 
heben, and wie bekannt; entstanden bald hernach die Volksschulen. 
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2, Aus Alt-WieiL 

Wie man weiss, besitzt Jedes Kaffeehaus in Wien einen oder 
tnehrere Billardtische. Einige cultiviren dieses Spiel als Spiel, 
Andere wieder, insbesondere ^ene, die eine sitzende Lebensweise 
führen, Beamte, Gelehrte etc. huldigen demselben, um Leibes- 
flbungen und überhaupt Bewegung zu machen. Bekanntlich wurde 
tnJikMUl^ das erste Kaffeehaus in Wien zur Zeit des letzten Türkenkrieges, 
J^Mi/iiM ^*^* '^^ Jahre 1648, von yfc inom gewissen Kolschyfttzky in der 
^J Himmelpfortgass^ eröffnet, wo sich auch jetzt noch ein Kaffeehaus 

4i befindet. Ein Theil des Kaffeehaus-Publicums recrutirt sich aus 

Müssiggängem, wie sie jede grosse Stadt beherbergt. Der grosse 
Nutzen derselben f&r das sittliche Leben zeigt sich jedoch/ wenn 
man etwa in eine norddeutsche Stadt kommt, wo es kein Kaffeehaus- 
leben gibt. Da kommen die Leute manchmal schon am frühen 
Morgen im Gast- oder im Wirthshause zusammen. Der Genuss 
des Kaffees oder Thees, oder eines Gläschen Liqueurs, das über- 
dies gewöhnlich theuer zu stehen kommt, wirkt jedoch nicht in 
, der W^ise, wie der Genuss jener Getränke, die man in den Gast- 
häusern und Schnapsbuden erhält. 

Nun mag es da und dort in der Residenz Kaffeehäuser geben, 
welche speciell des Nachts noch anderen Zwecken dienen, in 
,welchen Dinge vorkommen, welche das Lieht des Tages scheuen ; 
dies war jedoch iin vorigen Jahrhundert noch in weit grösserem 
Masse der Fall/ Uni derartigen Unzukömmlichkeiten vorzubeugen, 
erschjen im Jälire 1745 ein Nortoale, nach welchem es verboten 
wi^, im Ersten Stockwerke eines Hauses ein Billardzimmer zu er- 
öffnen, uifd in gleicher Weise war es nicht gestattet, ein Kaffee- 
haus zu ebener £i*de zu halten, wenn die Fenster desselben nicht 
ftuf 4ie Strasse gingen und der Eingang zu demselben nicht von 



die Stni>»e ta^ war. Ea äolUe u&mlich den dasu besteütea PolisM- 
Orgaoea die Möglichkeit geboteu sein, jedea Moment in das, Loeal 
7.U sehen oder dasselbe zu betreten, um verboteue Spiele tiiiitMl- 
zuhaltec uod ärgerliche AassdiweifungeD mim5glidi lu inaoben. 

Im Jahre llül bat der börgerliche Kaffeesiedur in der 
Leopöldstadl. der den Namea Josef LeicUniimsebiieider hatte, ihm 
zu gestatten, in seinem eigenlhümlicben Hause eiuen Billardtiscb 
im ersten Stocke aufstellen zu dürfen. Kr hätte sich, heisst es in 
dem betreffenden Gesuche, bei der Einricbtung in Schulden gestürzt. 
Die Stiege, die zu dem Billardzimmer führt, und die Fenster des- i 
selben gehen auf die Strasse und seien Jedermanns Auge bloG- i . -. 
gestellt. Falls ihm diese Bitte nicht gewählt werden möchte, 
wflrde er mit Weib und Kindern zu Grunde gehen. Die Kaß'ee- 
sieder in der inneren Stadt sprachen sich gegen eine derartige 
OoncessioD aus, und zwar aus geschäftlichen Riicksiehten, da ea 
ihnen in der Stadt, wo die Miethziuse weit hoher als in den Voiv 
etädten waren, unmöglich sein werde, Billardzinuaer toi ersten 
Stoi-ke herzurichten. 

Da es sich um die Aufhebung eines Normales handelte, so 
machte die Angelegenheit den ganzen Instanzeuzug durch. Die 
QJederöBterreichische Regierung, die jetzige Statthalterei, sprach .| 
sich gegen die Bewilligung aus, weil nicht alle Kaffeehäuser zur 
gehörigen polizeilichen Aufsieht geeignet sind; die Hofkanzlei 
jedoch war dafür. Sie meinte, dass die Einstremingen der Kaffee- 
sieder in der Stadt keine Berücksichtigung verdienen, da Umstände, 
Ort und Zeitläuie zwisL-hen Gewerbetreibenden stets einen un- 
vermeidlichen Unterschied machen, die für den Einen Vortheile 
und für den Änderen Nachtheile oder mindestens Entbehrungen 'As 
einier Vortheile der Anderen hervorbringen. .' .* 

' Am 11. December 171^1 geuehtuigte hierauf der Kaiser die 
Vorschläge der Hoflcanzloi und seit jener Zeit bestehen auch 
Billardzimmer in ersten Stockwerken. 

Während diese Frage gelöst wurde, steht jedoch eine andere, 
die ebenfalls unter Maria Theresia behandelt wurde, noch heul« 
auf der Tagesordnung. ,, u,,/ 

Als nämlich der Bau der neuen Universität auf dem jetzigen^: .-ji) 
Universitfitsplatz der Vollendung entgegenschritt, fragte ea 8|oh,. ,- j.,3 
was mit einigen Räumlichkeiten, die bis dahin zu Universitiitfl; / 

^wecken verwendet wurden, geschähen .solltg, RofratJi C*rl . _.^ ^ 
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von Dobbfhof, welcher turz zuvor mit aller Strenge gegen die 
Protestanten in Kämteh auftrat, schlug im Jahre l7ö«S vor, dasis 
den orientalischeii Sprachknaben, welche für den diplomatischen 
Dienst erzogen wurden, jene Bädmiichkeiten, in welchen sich die 
Mitglieder dei^ philosopKlischen Facullät versammelten, ijAd wel o b^i 
zu Bibliotheks^weckeh Verwendet wurden, übergeben werden. Es 
müsste nur dabraüf gesehen* werden, „dass man tüchtige Subjecte 
auswähle und sie üni' s6 tätige behalte, als sie Merkmale einer 
guten Fähigkeit, Application und Wandels von sich geben.'' Er 
fügte femer hinzu: „Heilsam wäre es, wenn ein wohlgeordnetes 
Gorrectio^shftus zu Staude käme, wo auch besser conditionirte 
Weibsbilder, die di^m piMitio zum Aergernuss sind, könnten ver- 
schlossen tmd 'mittelst dös' pri'e'sterlichen Eifers von d^m Sünden- 
leben zum^ TugendWühdd geführt wei*den.| „Das allhiesig Zucht- 
haus,^ mdnte Dobblhof weiter, „hat eben diese Absicht, ist aber 
leider in keiner solchen' Ordnung, däss man sich Besserung ver- 
sprechen kann, sondern* diie leidige Erfahrung lehre, dass die allda 
büssenden Leute mehr verkehrt, als emendirt werden.'' Die wahre 
Ursache dieser Erscheihting sei, „weil man hur Sorge traget, den 
Leib äti^ strafen, nicht aber den innerlichen Menschen zu bekehren.'* 
Derlei veriirte Menschen müssen zur Erkenntniss ihres Schöpfers 
gefikhjrt; uüd in den Grundsätzen des Glaubens unterwiesen werden: 
Er, Dobblhof, habe schon ' vor zwanzig Jahren ähnliche Vorschläge 
imterbreitetV die jedoch nicht beachtet wurden, und so sei es ge- 
kommen, dass das Zuchthaus mehr eine Laster- als eine Tugend- 
Schule gewöirden sei. 

Die Hofkanzlei befürwortete am 24 Juli 1753 die gemachten 
Vorschläge und ergänzte dieselben ' dabin,, dass Jeder, der in das 
Zuchthaus kommt, sofort 4 Wochen geistliche üebungen halte etc. 
Um diei neu ankommenden Häfthnge gesondert von den anderen 
ztt beh&lideln, soUten &J9 fl. im Adaptirung 4^ Räumlichkeiten 
gegeben werden. Nadidem aueh der Erzbischof von Wien, Graf 
Trautsohn, diese Vors'cblalge gebilligt hatte, rescribirte die Kaiserin 
eigenhändig* „^AwJrt nach des eifebiscboff-und doplbotf meinung 
wan letzterer sich darumb annimbt so hoffe wird es gdtt gehen 
die fl." 500 gleich her zii" geben die ^üöthig: seind* zu deren 
Separation.«*) * : /: i : ' 

/vMt ^ Josef It. versaißlite qs, in seiner ,\Vei8e dy^ Frage zu lösen. Hrsohrieb 

' Bimliek am dl. Mäns 1774 an den Pelämar^kaU^elpperg: »Bei gestern in 
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Wie man jedoch weiss, steht b\a nuf den heutigen Tag die 
Frage, in welcher Weise die Strafanstultea auch Besserungg- 
Anstalten werden, auf der TageBordnung, und stich die Sittlichkeits- 
frage ist bis jetzt nicht gelöst. 

Mau suchte derartigen üebel ständen auch in späterer Zeit 
durch ähnliehe Mittel au begegnen. So erliess der Kaiser Fraaz 
am 19. Äprjl 1^19 ein Handschreiben an den obersten Kanzler 
I Grafen von S&urau, des Inhaltes, da in Wien sieh die Selbstmorde 
I häufen, so sei zu Termuthen, dass selbe grosstentheils durch 
Mangel an Religiosität veranlasst werden. Die Geistlichen aollen 
daher durch die Ordinariate angewiesen werden, bei schicklicher 
Gelegenheit vorzüglich gegen das erwähnte Laster zu wirken. Eine 
ähnliche Weisung soll auch an die Geistlichen der gedaldet«a 
Beligionen ergehen. 

In ähnlicher Weise befahl Kaiser Franz, 25. April 1831, 
dass den unglücklichen Geschöpfen, welche sich im allgemeinen 



dem Gundendorfer Spital geDommener EiaHieht habo loh «ine nberrageDde 
Anzahl voD venerisoh reehc bösartig inficirter Manneehaft angetroffen. Damit 
du/ dieses so seilt eingerissene Uebel nii^ht üoeh vieiters allhler um sich greifen 
möge, so werden Sie trai^hien, daas wäbreud denen eheat eintretendes üster- 
Feiertagen so viel möglich diese liedertiebeu angesteckten WeibsperEoaen, ohne 
das Miliiare im Voraus davoa zu be nach rieb ligeu. eiugefangen werden. Dieses 
könnte vielJeioht folgendermageen veransialiet werden, wann nämlich Naoh- 
initlags, WC die mehreste MnJinBohafi spazieren geht und gegen Abend die 
wegen teuer Piquet und sonstigen Palttouillea ohnehin in den Caseinea zu 
verbleiben habende Mannsobaft urplöli^licb den Befehl erhielte aueznrüukea, 
die Vorstädte in kleinen Truppen durebzuatreifen und alle diejenigeD Weibs- 
bilder, welche mit einigen Soldaten spaEiei en gehend angetroffen werden ohne 
alle Höckslabt arrelirt and einstweilen nauh den nnteriebiedeuen Oasernen in 
Verbaft bracbie. von wo aus selbe sofort nach Quibeflnden oder mit Biuver- 
aebmung der Polizei an ein anderes Ort, es sei naeh St. MarK, in den 
Coainuiazbuf oder in das Znebth»U9 su trausp^iren, daselbst von Hebauimea 
Dnd Chirargis zu vlBitiiea, die vcuerisoti befundenen in die Cor zu nehmen 
und bis nach ganiliob vollendeter Cur gefanglicb belaube halten, hernadi aber 
EU bestrafen und zu versohtcken wären. 

Sic werden auch in lieraibniig nehmen, ob es wirksamer wäre, wenn zu 
diesem vorbaleuden Fange auch das Politicau ganz in der Stille beaaebriobtiget 
und auch von demselben zu gleicher Zeit wegen Aufbeb- und Forts chaSung 
derlei liederlichen Gepäckes die nölbigen Masanehmungen getroffen werden 
oder ob nach Arretirung derselben erat die Naehricht zu geben wäre, üeber/ 
baupt werden Sie diejenigen Mittel ergreifen, durch wel>:he l/em Ermessen naett _. 
diesem so eebr überhand nehmenden Uebel das büohsinotbige Ziel gesetzt und 
1 viel uiügliiib hehobeu worden k-innle." 
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Krankenhause auf der männlichen und weiblichen unentgeltlichen 
oder nach der letzten Classe zahlenden Abtheilung für gewisse 
Hautkrankheiten befinden, während der Curzeit ein zweckmässiger 
religiöser und sittlicher Unterricht ertheilt werde, damit sie nicht 
/ i nur am! Körper geheilt, sondern auch nach Thunlichkeit gebessert 

das Spital verlassen. Mit dieser Aufgabe sollte ein Bedemptorist 
betraut werden. — Wie man sieht, wollte der Kaiser die Beleben 
und Wohlhabenden, welche im Spitale eine bessere Glasse zu be- 
zahlen im Stande waren, von dieser religiösen und sittlichen Be- 
lehrung ausgeschlossen, respective sie geschont wissen. 

Die Hofkanzlei empfahl hierauf dem Kaiser, dass auch in den 
anderen Krankenhäusern der Monarchie religiöse Vorträge für die^ 
genannten Kranken gehalten werden. Sie wollte diese Vorträge 
auch auf die „Krätzigen'' ausgedehnt wissen, da diese Krankheit 
oft mit grossem Sittenverderbniss gepaart sei. Doch wollte der 
Kaiser auf diesen Punkt nicht eingehen und zunächst die Erfolge 
der bereits angeordneten Massregeln abwarten. In der That wurden 
diese Vorträge bis zum März 184^ gehalten. Da musste man sie 
aufgeben, weil sich die Kranken weigerten, sie anzuhören. 

In Folge eines Vortrages der Hofkanzlei vom 2. August 1821 

i wurde auch den Schwangeren und den Ammen im Gebär- und im 

Findelhause BeligioDsunterricht ertheilt. Dieser Unterricht sollte 
nicht lange dauern, damit die Znhörerinnen nicht ermüdet werden. 
Der betreffende Priester musste die böhmische oder eine andere 
slavische Sprache sprechen, guten Gemüths und in seinen Grund- 
sätzen nicht zu strenge, sondern sanft sein. Jede Art von strenger 
Censur, hless es, könnte besonders jenen Personen schaden, welche 
ihrer Genesung entgegengehen und ihnen einen Abscheu gegen 
das Haus einflössen, welches sie dann wohl nicht mehr aufsuchen 

/ würden. Am 10. Juni 1822 genehmigte der Kaiser diese Vor- 

schläge mit dem Beisatze, dass zu diesem Unterrichte nur ein 
solcher Geistlicher gewählt werde, welcher sich demselben aas 
Liebä zur guten Sache ohne Anspruch auf eine Besoldung zu 
unterziehen bereit ist.*) 
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*) ZvLT Charakterisining der Sitten im vorigen Jfthrhvndert wollen wir 
folgender Verordnungen gedenken. Nachdem häufige Fälle vorkamen, dass kleine 
Kinder, die des Nachts das ßett mit ihren Eltern theilten, durch Erdrüekung 
oder Erstickung den Tod fanden, wurde, 23. August 1784, bei schwerer Strafe 
im Falle der Unterlassung, befohlen, dass Kinder bis zum fünften Jahre ihres 






8. Heisch- und Brodsatzung. 

Manchmal scheint es, als würden wir ans wirklich stets blos 
im Kreise herumdrehen, da man wieder auf Fragen und Angelegen- 
heiten zurückkoramt, die man bereits gelöst und zum Abschlüsse 
gebracht zu haben glaubt. Jene, die im Mannesalter stehen/ kennen 
recht gut aus Erfahrung das ganze Zopfwesen der Zünite. Ein 
Knabe oder ein Jöngling, der sich z. B. für die Aufgabe vor- 
bereitete, den Wandel der Menschen zu verbessern, respeetive ein • 
Schuster zu werden, musste eine Beihe von Jahren in der Lehre 
sein, dann musste er seine Befähigung zum „Gesellen'' durch ein. 
Gesellenstück nachweisen. Hierauf begannen die Wanderjahre, 
und wenn er dann das ,; Meisterstück*' verfertigt hatte, das auch 
als solches anerkannt wurde, konnte er selbstst&ndiger Meister 
werden. Dass die Sache nicht so leicht war, wird man kULi be- 
greiflich finden, da doch die bereits vorhandenen Meister nicht 
einen neuen Goncurrenten haben wollten. Wie wenig Vortheile 
das grosse Publicum bei diesem Zustande der Dinge hatte, zeigten 
die mannigfachen Klagen und Beschwerden. Es wurden daher / ^ . 
die Zünfte aufgehoben und die Gewerbefreiheit ge a tatteK > Und /^^'//J; 
heute geht man wieder daran, Befahigungszeugnisse eiilfQhren ^ lui^Jt 
iw^Hen. Man wird es nicht bezweifeln, dass die Gewerbe, seitdem / ^ 
sie freigegeben wurden, einen besonderen Aufschwung nahmen, ^^ 
wenn wir auch nicht bestreiten, dass die Interessen Einzelner, 
welche nicht die Mittel hatten, zu concurriren, verletzt wurden; 




aber noch fehlt und wird stets ffehlenv die Art und Weis^ } gegen 
Alle in gleicher Weise gerecht zu sein, und das Wort in den 
Weisheitssprüchen Salomonis: „Der Schuldner ist ein Knecht des 
Gläubigers** ist heute wie vor Jahrtausenden wahr. 

Ein ähnliches Bewandtniss hat es mit der Brod- und Fleisch- 
satzung. Wh* wollen nicht bestreiten, dass in kleinen Orten, die 
ferne ab von den grossen Heeresstrassen liegen, wo die Goncurrenz 




Alters in einer Wiege oder auf einer an« Brettern hergeriehteten Lade schlafen 
nftBsen, vnd am 11. Oetober 1784 erschien für Galizien die Verordnung, nm 
dem Unfng der Trankenheit der firautlente und der Beistinde zu steaern, toll 
das Landvolk nur Vormittags inr Traanog sogelassen werden und falls das 
Brautpaar schon Vormittags betrunken wäre, ßo ist es dem Pfarrer bei 12 Gulden 
Strafe Terboten, die Trauung zu vollziehen.- 



leblt. der Eiiizelne 'eicht die Geeammtheit ausbeuten VaunJ der- 
sriljEe Fälle dürften jedoch sehr vereinzelt sein und steht es ausser 
Zweifel, duss die Concanenz der beste Regulator Ist. 

\K4r-/n Wien bi^^efl auf diesem Gebiete munigfache Phasen 
durchgemacht. Die erste Fleiscbsatzung erschien am IT. Februar 
1527, und zwar kostete das Pfund KindÜeiscb 7.um Braten und 
Sieden (vergl. Wiener Marktordnung von Ä. Üigt) vier Pfennige, 
das Pfund Kuhfleisfh drei Pfennige, das Pfund Schweinernes, 
frisch geschlagen und ungesalzen, sechs Pfennige, in gesalzenem 
Zustande acht Pfennige. Die erste Brodsatzung ist vom i;3, October 
lß96. Iin Jahri3 176! wollte man auch, die Specereiwaaren einer 
Satzung unterziehen. M:in ging jedoch von dem Vorhaben ab, 
da rban annahm, es werde die Menge der Specereihandlungen 
durch die „zwischen seihen herrschende Eifersucht" von selbst 
einen wohlfeilen Preis herstellen. 

Kaiser Josüf II. hob die meisten Satzungen auf; so im Jahre 
I7BI die Satzung auf die/Greislerft^; im Jahre 17ä4 auf das Holz; 
im Jahre llHl auf das junge Vieh, fiir Kälbernes, Lämmernes, 
Schöpsernes und Schweinetleiscb. Die Satzung für Rinddeiscb be- 
stand fort; jedoch fand von Zeit zu Zeit ein Probeschlachten von 
guten, mittleren und schlechten Oehsea statt und je oaeh dem 
Preise der Ochsen wurde die Satzung gemacht. Im Jahre 1788 
wurde die Satzung auf das wei^ise Gebäck aufgehoben. Im Juli 
dieses Jahres fand in Wien ein Äutlauf statt. Die Taxe für das 
Schwarzbrod bestand nämlich nach wie vor und vom 5. August 
ab sollte das Brod kleiner werden. Die Bäcker jedoch begannen 
schon in den letzten Tagen des Juli das Brod kleiner zu machen. 
Dadurch entstand ein Tumult und die Behörden mussten ein- 
schreiten. 

Am 7. December 1789 wendete sich der Wiener Magistrat 
an die niedeiöaterreichische Regierung (jetzt Statthalterei) mit der 
Bitt«, die Satzungen wieder einzuführen. Inder Motivirung heisst es; 
„Ist aber wie dermal bei uns der freie Handel mit unentbehrlichen 
Dingen so ausgedehnt, dass einerseits mehrere unentbehrliche 
Artikel keinen bestimmten Preis haben, andererseits keine be- 
rechnete Anzahl der Gewerbetreibenden besteht, sondern beinahe 
Jedermann damit zu handeln erlaubt ist, so erwachsen neben einer 
allgemeinen Theuerung solche Unordnnngen, welche wir hier vor 
Angeri mi stellen versuchen wollen." 
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Kurs zftfox batt9 der Kai&er, als ihm «ine Minorität von 
Stimmen in der niederösterreiehisoben fiegterung Torgescbkgoa /^ 
hatte, den KöraerWrkattf za> verbieten, dieses. Ansinnen üs einen 
verderblichen Vorschlag^, welcher von »Kuchelbäehern^ hergeleitet 
wird und anf die Staatsverwaltang avsgedehnl' werden will, abgelehnt 

Der Landasmarschall von Niederöaterreiob, Graf Persren, legte 
die Bitte des Magistrates am 29. Deeember 1789 der Hofkanzlei 
vor und äusserte sich bei dieser Gelegenheit unter Anderem: 
„ . . . idlein seitdem die Aetivität der Landesregierimg mehr in 
den Worten ..als in der That besteht und selbe durch den 
Mechanismus, der bei ihr sowie bei den meisten übrigen Stellen den 
Platz der Thätigkeit eingenommen, keine Zeit zum Denken hat 
und ,wo selbe auch die pflichtma^sigsten Vorstellungen macht, 
keine oder sehr selten eine entscheidende Antwort erhält/ da wird 
es schwer vorzugehen« Der Magistrat ist unabhängig und durch 
überhäufte Geschäfte und den Mechanismus hat er. keine Zeit, sich 
um die Wohlfeilheit und Verpflegung des Publicnms zu kümmern. 
Im Jahre 1770 waren die Semmehi grösser und schöner, als sie 
im Jahre 1789 sind, und doch war damals völliger Mangel an 
Mehl.« 

Graf Pergen war daher der Ansicht, dass sich die Aufhebung 
der Satzung nicht zu Gunsten der Gonsumenten bewährt habe, 
und doch hielt er die Wohlfeilheit der Lebensmittel in der 
Besidenzstadt als ' in engster.Beziehung mit der Buhe und Sicherheit 
derselben stebesd. Es muss nämlich hervorgehoben werden, dass 
zu jener Zeit die französische Bevolution bereits ausgebrochen 
war. Man kann nicht sagen, dass man in Wien den Wellenschlag 
derselben verspürte, aber wohl deren Vibriren. Es mag übrigens 
hervorgehoben werden, dass man die Kunde von dem Ausbräche 
der Bevpluition in Frankreich erat Ende Juli in Wien erhielt. Man 
erfuhr sie nämlich durch einen Courier der spanischen Gesandt- 
schaft, welcher die Nachricht gebracht hatte, dass die Königin von 
Spanien vpn. einer Prinzessin entbunden wurde. 

Unter dieaeni Verhältnissen wollte Graf Pergen Alles ver- 
mieden wissen, was die Aufregung steigern könnte. Er erklärte^ 
dass die Thener$ng der unentbehrlichen Lebensmittel alle Be» 
wohner beunruhige und dass allgemein die Ursache derselben den 
von dem Kaiser allzusehr ausgedehnten Freiheitssätzen zugeschrieben 
werde, durch welche, alle vormalige Ordnung und gute Anstalten 
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slülfiia iiQ'i ilcr Hi^ktflkei uiig «^loe wutilteilen; Verpflegung su 
<irni«glicli«n tnuictiie gcwonlen waren." 

/Die Hofkanzlei in ilirmn Vortrage vom II. Jftnner 1790 
sich dieseu Auücliauüngen aa, hinzufügend, dase die Kriegs* 
Steuer iziir Führung des Kriegte gegen die Türkei), welche mit 
aller Strenge eingetrieben werde, daa tiesuhrei der Bürger und 
des Volkes vermehre, und da auch viele kaiserliche Beamte, denen 
die Last der Kriegssteuern bei der ohnehin bestehenden Theuerung 
der Lebensmittel unerauhwinglich werde, in das (ieächrei ein- 
stimmen, so entstehe ein gofährliehes Murren. Die Hofkanzlei 
bemerkte ferner: „Die Begierde, mit welcher hier in allen Gast- 
uud Wirthähäusem (iie Zeitungen Über die Verhaltnisse in Frank- 
reich gelesen werden, worin immer die Theuerung und der Mangel 
als Grund der frauzösiauben Revolution angegeben wird, wie es 
auch wirklich ist, und die unliesehei denen und gewissermassen 
verwegenen Heden/ welche dabei Über die Herzhaftigkeit der 
Paii-^er sowohl als' der Bürger in den niederländischen Stfidten 
vorkommen (wie bekannt, waren damals die österreichisuhen Nieder- 
lande in offener Empörung), werden täglich bedenklicher, besonders 
da die Gesinnungen der dortigen Bürger gleichnissweise mit jenen 
der hiesigen Bürger immer sehr erhoben werden. Die Wirkungen 
hievon verbreiten sich in allen übrigen Provinzstädten, so dass 
dermalen viel Uebles unter der Äsche glüht." 

Wie man sieht, malte die Hofkanzlei das rothe Gespenst an 
die Wand und prognosticirte eine Revolution. Der Kaiser, auf 
dem Krankenbette liegend, das er zu jener Zeit seit Monaten nicht 
mehr verlassen hatte und dem Tode nahe, rescribirte: «Obwohlen 
ich vollkommen überzeugt bin, daas neuerdings die Einl'ühmng 
der Satzungen und (mit) altem, was vorgeschlagen wird, nicht 
allein keine Wohlieilheit von einer Bedeutung oder Dauer ver- 
schaffen wird, sondern wohl gar zu besorgen, dass der gänzliche 
Abgang an diesen Peilsehallen sieh nicht zur geringen Verlegenheit 
darstellen wird, so will ich doch, da sämratiiche Stellen und der 
Euf der Publici die Erfüllung dieser Vorschlüge so sehnlich wünschen 
und einworten, die hier gemachten sämmtlichen Vorechläge bei- 
genebmigen. Die Zeit wird das Beste lehren. - (M. L)*j 



*) Eine diMbesügliahe Beaolation 
siebe ohfln pyitc IPO - 
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4. Aus Wien von Aniib dazumal;': ' ; ' 

(FinaQS^ielle ReffliDiscenz^n.) " ' *' '* 

A. B. I. 0; ü. „Aller Ehren ist Oestorreich yoll^ ; so laiitet 
bekanntlich eine der verschiedenen Deutungen jenes räthaelhalten 
Wahlspruches. - W^nn es uns jedoch nichts im Entferntesten in 
den Sinn kommt, den Ruhm Oestenreicbs, auf welchem Gebiete 
immer es ihn errungen, anzutasten oder zu scfamülern, .was die 
österreichischen Finanzen betrifft — so lässt sich denselben im 
allgemeinen nichts Gutes nachsaigen. Seitdem Oesterreich besteht, 
hat es, mit Ausnahme einiger wenigen Erholungsmomente, &st 
unaufhörlich mit Finanz- Galamttaten zu kämpfen. Allerdings waren 
die immerwährenden Kriege Ursache der finanziellen Zerrüttung. 
Was jedoch der Krieg verschont hatte, das verdarb die schlechte 
Verwaltung, die Lahm- und Brachlegung der Kräfte ; die Blindheit, 
mit welcher man auf national-ökonomischen Gebiete herumtastete. 

Wir wollen hier einiger Episoden au» dem Jahre 1806 
gedenken. Zu jener Zeit hat es wenig oder eigentlich ausser den 
oflficiellen Zeitungen keine Journale gegeben und bei den damaligen 
Censur -Verhältnissen stand in den Journalen eben nur das, was 
man nicht fär bedenklich oder gar gef&hrlich hielt. • Nichtsdesto- 
weniger war das Publicum nicht blind und sah, was schon band« 
greiflich war und was sich vorbereitete. 

Zu jener Zeit hatte Wien noch nicht den Charakter einer r^^ ^ 
Weltstadt./^ Ramajs gab es noch Jahrmärkte in Wien. Der Jahr- ^ ^ 
markt im Monat Mai 1806 in der Vorstadt Leopoldstadt fiel 
ungemein günstig aus dao h()(oft t es wurden um beiläufig 5 Millionen 
Gulden Waaren gekauft 

Die Polizei freute sich sehr über das schwunghafte Geschäft. 
Nur bemächtigte sich ihrer die Sorge, dass die Fabriken , sich 
genöthigt sehen werden, um die Lücken auszufüllen, wieder Roh- 
stoffe aus dem Auslande kommen zu lassen, wodurch natürlich , 
wieder die Wechsel auf Augsburg theurer worden.. j.: ü/ 

Die Polizei ging jedoch von falschen Voraussetzungeii fliU<Si r j 

und folgerte aus denselben falsche Schlüsse. Wenn die Ge3ch§lie;/ - ./" 
damals gut gingen, d. h. wenn recht viel verkauft und auc^^oht^/r^ j 
viel v icH^ e b t verdient wurde, so war das nicht eine.- natftrlio^ß, i / M 
sondern eine erkünstelte ConsumtionJ ^ie Leute zogen nämlich ^ / ' 
Waaren, welche sie auch sein moraten, den Papiergeldzeicben 1/ ^A 
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//- vor. Es wurdft sogar eine ftitmlicl». Jagd auf Kupfermünzen 

/ >»^fe«^ gemacht, die man den Papiergulden vorzog, so dass d^ zn man- 

' ^eln anfingen la Präg zahlte man ftlr zwanzig Kreuzerstü<.-ke 

37 Vj und auf dem Lande in Böhmen 40Vi Kreuzer in Noten. Es 

mnsste gebeten werden, dnä Beamten 10 Perceat des Gehalts in 

Kupfer auszuzahlen, da sie fQr die KupCerpiflnzen TerhältDissmüsHig 

mehr erhielten als fär da» Papiergeld. 

/ A- ■ In unserer Zeit gibt es unter (Jen Arbeitern und denjenigen, 

die für sie das Wort nehmen, zwei Parteien, Die Einen sprechen 

die Staatshilfe an, die Anderen weisen auf <itci $ell>slhill'e hin. 

Auf finanziellem Gebiete hat man es jwdoch anderswo und 
auch bei uns in Oesterreich wiederholt vt^rsuelit, duruh Staats- 
mittel den Geldmarkt zu regeln. Im Jahre IHUG traf der damalige 
Finanzminister, Graf Ziehy, die Einleitung, au Jedem Posttage — 
es bedarf wol nicht der Erinnerung, dass zu jener Zeit nicht an 
jedem Tage die Posten äberallhin abgiiio;en und auch nicht aus 
allen Weltgegenden 4- kam^ eine nicht unbeträchtliche Quantität 
Wechsel, Torzfiglieh an Banqoiera oder au jene C'lasae von Gewerbs- 
leuten verkaufen zu lassen, welche Zahlungen im Auslände zu 
leisten hatten. 

Die Operationen des damaligen Finnnzministers Ziohy hatten 
jedoch, wie dies vorauszusehen war, weiter keinen Erfolg. Alle 
Werthe gingen in die Höhe, nur die Bancozettel fielen von Tag 
zu Tag. Als eharakteristiaeh theilen wir mit, dass die „Grazer 
■Zeitung" vom 1. Juli 1806 ein Inserat brachte, des Inhaltes: 
„Tausend Gulden in Gold- und Silber-Conventionsgeld werden sam 
■Verkauf feilgeboten." 

Die 'ausfuhr von Getreide war verboten. Fruchtbändler jpdoob 
tmd' Bauern, welche aus eigener FeehsuQg Getreide hatten, wollten 
dasselbe nieht für Bancoaettel hergeben. Wo es daher anging. 
Wurde es über die Grenze geschwärzt. Um zu zeigen, mit welcbfio 
Mähen das Schwärzergeschift. damals verbunden war, wollen wir 
anfahren, in welcher Weise Getreide von Böhmen nach Sachsen 
geschwärzt wurde. Bis Tetpchen giag die Waare zu Was^j^*- 
wurde sie.aof Schi«bkarreD geladen und nach Hi^' 
- gebracht — und von da weiter nach Pirna und &■>' 

Der Oberstburggraf von fiöhmea wollt«- 
Sache machen/ nnä das Getreide, das in ' 
udangte, confisoiren; dOeh wiicde er dara 
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dass Jißs denn doeb nicht thunlich aei ^nd nnr wenn die Louie 
an der Grenze en flagrant delit ergiifFefl werden, könnton ihnen 
die Getreide-Vorrftthe in Buschlag genommen werden. / . 

Nouh sebwanghafter wurde die Ausfuhr von Silbei/und Gold /^y 
— Bowol als Mün?^ wie verarbeitet — als Waare nacn Russland, 
Preusspn und Sa^'bsen betrieben; da die Leute belurchteten, auf 
die eine oder die andere Weise durch den Fiscus um dasselbe zu 
kommen oder verkQrzt zu werden. Selbstverständlich wurden diese 
Schwärzungen auf Terschiedene Weise vorgenommen. In Siieke, 
welche mit Wolle gefüllt waren, die in's Ausland geschickt wurden, 
legte man Gold- und Silberwaaren. Ein Bankhaus in Dresden 
allein erhielt in solcher Welse 90.tX)0 Thaler in Conrentions-Mnnze 
in Strazzeß eingepackt. 

Der Polizeidireetor in Prag gab seine Meinung dahin ab, 
wenn nicht Mittel ergriffen werden, dass den Terdüchtigen Mäk- 
lern das Aufkaufen der Gold- und Silbermünzen gänzlich untersagt 
wird, so sei es nur allzu gewiss, dass bald die letzte Spur von 
tiold und Silber aus den kaiserlichen Ländern verschwunden sein wird. 

Der damalige Polizeiminister war rasch mit einem Mittel bei 

der Hand, um dem Uebel abzuhelfen. Er meinte, dass man jede 

Ausfuhr von Gold und Silber und das Agiotiren mit Gold- und 

, Silbermtlnzeu verbiete, und diejenigen, die dawiderhandeln, sollen 

' exemplarisch bestraft werden. 

'" Doch der Finanzminister konnte und wollte auf diesen Vor- 

schlag nicht eingehen. Mittelst Erlasses vom 9. September 1806 
vid-ss gestattet, 500 Ducaten in's Ausland mitzunehmen, da sonst 
der Handel mit dem Auslande gänzlich unterbunden gewesen ' 
wäre und Oesterreich sich selbst abgesperrt hätte. Andererseits 
konnte der Finanzminister dem Bath seines Collegen des Polizei- 
miniaters nicht folgen, da er selbst Silber und Gold brauchte, // 
welches er theilweise auf TerBchiedeneiii Wege durch Unterhändler 
erhielt. 

B*wr Graf Zichy erklärte daher, so lange der Geldmangel ^ 
fortwähre, könne man die Agiotage mit Gold- und Silbermünzen 
nicht untersagen, hingegen meinte er, es wäre die Agiotage mit 
Knpfermdnzeu, die verboten ist, zu beachten und die Verbindung 
der Agioteure mit den Anaschwärzern zu enthöllen. 

Wie natttrlfch, wurden die Voi^inge an der Wiener Börse 
genau beobachtet. Am 7. Mjii ISOti staBd der Wechseloours auf 
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Augsburg 16 V4, am 10. Mai >«tieg er auf 174, DucatoQ stsmdeii 
7 fl. 24 kr. 

Der Polizeiminister sah sieb veranlasst, darüber einen aller- 
unterthänigsten Vortrag an den Kaiser zu ricbteo. Er meinte : 
,,Nur noch einmal ein solcher Schritt, so ist der Staatsbankerott 
fertig." 

Man wird sich erinnern, dass in den Fünfziger- Jahren das 
Silber-Agio auf der Wiener Börse öfter in die Höhe ging. Da 
glaubte der damalige Stadthauptmann den Staat retten zu können. 
£r begab sich selber auf die Börse und wollte aufräumen, um der 
erkünstelten Agiotage, wie er in seiner Beschränktheit des Urtbeils 
auf national-ökonomischem Gebiete meinte, Einhalt zu thun. Er 
erliess Ausweisungs-Decrete ohne Bücksicht auf Person und Stand. 
Was er damit dem österreichischen Staatscredit genützt hat, ist 
bekannt. In gleicher Weise ging Anno 1806 der damalige Polizei- 
minister vor. Er begann die Börse zu säubern. Er hatte umso 
leichteres Spiel, da man das Gesetz des Hausrecbts noch gar nicht 
kannte, überdies aber viele Besucher der Börse — die Juden — 
gewissermassen vogelfrei waren, dsr nur Einige von ihnen die 
Toleranz hatten, d. h. sie waren blos zeitweilig geduldet; i^dere 
wieder hatten nur Begierungsschutz, der ihnen jeden Moment ent- 
zogen werden konnte, und ]|£anche athmeten blos per nefw die 
Luft in Wien, da sie nach den damaligen Gesetzen nicht in Wien 
bleiben durften, sobald das Auge der Polizei sich auf sie wendete, 
weil sie eben Juden waren. 

Welchen Erfolg diese Massregeln hatten, geht daraus hervor, 
dass am 17/ Juli 1806 der Gours auf Augsburg. 189 stand. 

Wie sehr man zu jener Zeit vor jedem rauschenden Blatte 
Furcht hatte, ist daraus zu ersehen, dass die Behörden darüber 
besorgt waren, weil zu Ende des Jahres mehrere reiche Gross- 
händler von Wien abri^isten. : In Begiernngskreisen trug man sich 
deshalb mit dem Gedanken, denselben die Pässe zu verweigern. 

Wie diCs^Stimmung in Ungarn war, wo zu Anfang des 
Jahres 1807 der Landtag zu Ofen-Pest zusammentreten sollte, geht 
aus einem Berichte^ hervor, in welchem es heisst, dass d^er Landtag 
keine der königlichen Px^opositionen annehmen, hingegen mehrere 
Beschwerden vorbi^ingen ^ßrde. Es wird daher der Begienmg 
.gerathen, den Landtag mehr^an die Grenze nach .Pressbürg zu 
verlegen, .. \,. 





Bezüglich der sooialen Zustände in Pest wurde berumtet, dass 
ein Advocat, der ein staatsgelährlieh^r Mensch war, wesluilb er poli- 
zeilich überwacht wurde, sich erschossen habe. Die Unsicherheit 
nehme sehr überhajidf— Keine Nacht vergehe, /wo man nicht y^ 
Spectakel höre^^-Man packt die Menschen an und peht sie au&/^ie.se 
Anfälle seien oft sehr gewaltsam. Die Stadtwache geht freilich 
. herum, aber sie sei zu schwach gegen die Anzahl des Diebsgesindels. 

Aus einem anderen Berichte aus Pest entnehmen wir, dass ein 

^Cadet ein Mädchen aus der demi-monde ermordet und deren Ver- 

•mögen — einige Tausend Gulden — geraubt habe, üeber die 

damaligen sittlichen Zustände. Pests rat'uriroi^ d, heisst es: ,.Das 

Uebel liegt dariiL, dass der Magistrat den Madchen fär eine Steuer 

von 50, bis 1(X) fl. unter . dem Titel : Marchmide de minies den 

Aufenthalt gestattet. 500 derartige Personen sind in Pest. Die 

- Herren Fiscals, der Herr Stadtlieutenant sprechen uiit dergleichen 

„Fräulein"" an. der öffentlichen taUe dliote; ja, Fremde können sich 

bei ihnen die Adressen holen."" 

Doch wir müssen .zu unseren eigentlichen Thema zurück- 
kehren. £s ist nicht nöthig zu erzählen, dass die österreichische 
Finanzwirthschaft einer Katastrophe zueilte. 

Mittelst Patent vom 2ü. Februar 1810 wurden an die Stelle 
der Bancozettel die Einlösungsscheine gesetzt. 

Am 27. Februar richtete der Kaiser ein Handschreiben an 
den Obersten Kanzler, Grafen L' garte, in welchem es heisst: 
„. . . Da es unumgänglich nolhweudig war, eine Hypothek herbei- 
zuschaffen, um hierauf schwere Münze zum Hehufe der Geld- 
circulation aufnehmen zu lassen, so fand Ich Mich genöthigt, in die 
Verwendung des disponiblen Theiles des geistlichen Ver- 
mögens zur Beförderung der Herstellung der Finanzen einzu- 
willigen." 

Mittelst Handschreiben vom 14. September 1810 wurde be- 
willigt, „dass auch geistliche Güter, welche bestehenden 
Stiften und Klöstern gehören, zum Behiife der Staatsfinanzen 
gegen klingende Münze veräiissert werden dürfen.** 

Am 15. September erliess der oberste Kanzler ein Rund- 
schreiben an die Länderchefs, in welchem ihnen aufgetragen ward, 
die genaueste Sorgfalt zu haben, die geistlichen Communitäten in 
der Unsicherheit, ob sie ihre' Güter behalten oder ihnen dieselben 
weggenommen werden, nicht zu deterioriren und auch die Güter 

Wulf, Skizzi-u. lö 
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mit keinen neuen Passiven beschweren zu lassen. wofBr die Krois- 
ämter verantwortlieh sind. Als Entschädigung sollen die Klöster 
Staats-Obligationpn erhalten. 

Schon am folgen len Tage, am in. S<*ptember, erschien eine 
Kundmachung der niederösterreichischen Regierung, in welcher 
Kauflustige aufgefordert wurden, geistliche Güter zu kaufen. 

Wie man aus diesem Vorgang ersieht, verstand man es in 
Oesterreich manchmal auch recht schnell zu sein (<ia die kaiser- 
liche EntSchliessung, datirt vom 14; am lö. schon in den Händen 
des obersten Kanzlers und am 16. bereits als gedruckte Kund- 
machung d(^r niederöstorreichischen Regierimg erschien), wenn es 
die Umstände erheischten. 

Wir gedachten hier der Börse und wollen daran eine Episode 
aus der Josefinischen Zeit knüpfen. 

Im Jahre \1>*5 fungirte als Börsoncommissär der k. k Major 
Freiherr von Schweinhnber Kr musste Vormittags zwei und 
Nachmittags eine vStunde, während welcher Zeit die Börse offen 
stand, dort anwesend sein. Er hatte sich alle daselbst vor- 
gehenden Verhandinngen gegenwärtig zu halten und auf den Fort- 
gang der Wechselgeschäl'te genaue Aufmerksamkeit zu verwenden. 
Hauptsächlich war er verpflichtet, den Kauf und Verkauf der 
öfl'entlichen Schuldbriefe zu überwachen, was zur Emporhebung 
des öflFentlichen Credits beiträglich war, zu veranlassen, jede be- 
merkenswerthe Veränderung der Hofkammer anzuzeigen und alles, 
was den Wucher und den Eigennutz begünstigen und die handeln- 
/ den Parteien in Schaden brintreu kountef zu beseitigen und über- 

haupt gute Ordnung zu handhaben, wofür er jährlich 1000 fl. 
bezog. 

Die Waarensensale baten, dass es ihnen gestattet werde, zur 

; grösseren Ordnung und Bequemlichkeit der Handelsleute an der 

// Börse] unter Aufsicht des dortigen Commissärs, während d«r ge- 

wöhnJichen Amtsstunden ihre Geschäfte ordentlich zu schll^ssen. 

Doch der Börsencommissär erklärte, es fehle hierzu ab- 
solut der nöthige Platz, da alle Räumlichkeiten be- 
reits überfül It seien. 

Zu jener Zeit wollte der Staat ein Anlehen in OesterreichyJch- 
Italien machen, und zwar wollte er im Ganzen 2—3 Millionen zu 
4 Percent gegenVerp fändung eben so vieler Banko-Obligationen 
aufnehmen. Der Unterhändler sollte Courtage erhalten u. zw. bei der 
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Aufbringung des Darlehens 2 Pereent, bei Bezahlung der later- 
essen V« Pereent und bei der Rückzahlung des Gapitals Vs Percent. 
Erzherzog Leopold von Toskana, nachmals Kaiser Leopold, 
war der Ansicht, man werde im besten Falle 200.0<O fl. zu 
6 Percent aufbringen. Da man jedoch das Geld brauchte, so 
wendete sich die Hofkainnier an Conte Greppi in Mailand, der 
schon früher wiederholt für die österreichische Regierung Anlehen 
negotiirte, wofllr er von der Kaiserin Maria Theresia, kurz vor 
ihrem Tode, zugleich mit Dominik Deldono, Kammerdiener des 
Kaisers Josef IL, später dessen geheimer Zahlmeister, k. k. wirklicher 
Hofrath, und dem bekannten Cardinal Hrzan das Ritterkreuz des 
Stefans-Ordens erhielt, und zwar wie die Kaiserin in Folge einer 
Anfrage der Hofkammer vom 23. September 1780 eigenhändig 
rescribirte: „Keiner die Tax zu zahlen. "" 

Zu jener Zeit machte der Chef des Wechslerhauses Johann 
Freiherr v. Friess in Wien eine Immediat-Eingabe an den Kaiser 
am 6. März 1783, in welcher er die Errichtung einer Caisse 
d^escompte vorschlug. Wir lassen hier die wesentlichsten Stellen 
derselben folgen: 

„Ich glaube, für unseren Wiener Platz allein, aber von An- 
fang für die Wechselhäuser destinirt und mittlerweile für niemand 
andern, dass Eure Majestät eine Caisse (Tescompte nur von einer 
Million errichten Hessen, wo jeder Wechsler, wenn er in 
starken Acceptationen ist, und seine guten Papiere und 
Wechsel, wie es oft geschieht, nicht genugsam verkaufen kann, 
dahin legen könne auf 3 oder 6 Monate gegen Vergütung 
4 Percent; so riskirt der Hof gar nichts, denn eine Million wird 
ihn doch nicht genieren und geniebst 4 Pereent Interessen und 
unbcrem Platze ist aufgeholfen; unser Wechselhandel wird activer 
und eine Million wird von Anfang suffieient sein, welches aber 
'nicht wäre, wenn andere Partikularen die nämlichen Freiheiten 
hätten. Wollte aber dieses der Hof nicht thun, aber gerne sehen, 
dass ich eine solche Cassa errichten dürfte, könnte ich darüber 
denken und vielleicht einen Vorschlag machen. Nur der Unter- 
schied, dass ich es unter 6 Percent nicht thun könnte, weil diö 
Errichtung eines eigenen Bureaus mir viel kosten würde. 

Diese Cassa mtisste aber beständig und besonders in Kriegs- 
zeiten bleiben und vielleicht noch zum Nutzen des Staates alsdana 
noch vermehrt werden.'* 

16» 
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Am 8. Marx scliiekte der Kaiser den Vorschlag mittelst 
Handschreiben an den Grafen Kolow rat/ Präsidenten der Hofbanim^r, 
und forderte ihn auf, denselben in Ajeberlegung zu nehmen und 
mit Beiziehnng der Rechenkammer und der Gredit/depatation die 
Wohhneinunjr darüber vorzulegen. 

In Folge dessen gab Graf Zinzendorf, Präsident der Hof- 
Beehenkammer , am 14. März 1783, sein Votum ab. Dieser 
meinte: 

Wechselbriefe discontiren oder vor ihrer Veifallzeit aus^^ahlen, 
ist so gut ein Zwt'ig von Industrie und Handel, als irgend ein 
anderes Handelsgeschäft. Wer den eingekauften oder ihm zu- 
gesendeten We^^hsel vor der Verfallszeit ausgezahlt haben will, 
dem ist so gut danin gelegen, so gesehwind als möglich und tiiu 
den wohlfeilsten Prris mit dem beuöthigten baaren Gelde bedient 
zu werden, als einem andern, der irgend eine andere Waare 
einkauft. 

Diese Vortheile der geschwinden und wohlfeilen Bedieaung 
verschafft allt^in die Concurrenz. daher muss das Discontiren oder 
der Einkauf noch nicht verfallener Wechselbriefe ebenso gut ein 
freies (lewerbe sein, als es jede andere Gattung von In- 
dustrie zum Besten des Publicums und der Consumenteu sein 
soll. Jedem Gross- oder kleinen Capiialisten muss völlig frei- 
stehen, einen Theil seiner Oapitalien auf diesen Zweig der Industrie 
zu verwenden, so wie auf der anderen Seite jedem Besitzer nicht 
verfallener Wechselbriefe freistehen und die bequemste Gelegenheit 
eröffnet werden soll, dergleichen Wechselbriefe auf die für ihn 
vortheilhafteste Weise augenblicklich in Geld zu setzen. 

Je mehr Wechsler und Capitalisten in W^ien ihre Gapitalien 
auf das Discontiren von Einkäufen nicht verfallener Wechseljlriefe 
verwenden, je besser ist es für die Besitzer von dergleichen 
Wechselbriefen, da bei vermehrter Anzahl der Käufer die Anfrage 
nach der Waare, mithin der Preis derselben zunimmt, je lebhafter 
wird zugleich der Umlauf von Geld und Waare auf dem Wiener Platze. 

Man dürfe daher die Sache weder einer Privatperson, noch 
einer Handlungsg(»sellschaft, oder gar einer landesfürstlichen Caisse 
d'escomptt ausscliliessender Weise einräumen, das hiesse in der 
Tbat, der Ausbreitung des Wechselhandels entgegenarbeiten. 

Dergleiflien Anträge kann nur der dem Eigennutz nothwendig 
ergebene Mercantilg(»ist entschuldigen, sie zielen auf nichts anderes, 
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als auf Monopole, die offenbar den Grundsätzen der auf Ge- 
rechtigkeit sich gründenden Freiheit, mithin der allgemeinen WohU 
ifahrt, ohne welche kein bleibender Nutzen, weder des Landes- 
fürsten, noch seines Äerarii stattfindet, entgegen laufen .... 

Es ist daher kein Wunder, wenn dieses Handelshaus auf 
Mittel und Wege sinnt, sich mittelbar oder unmittelbar in den 
ausschliessenden Besitz dieses einträglichen Handelszweiges auf 
dem Wiener Platz zu setzen. ■ ß * 

Dem Aerar trägt Freiherr v. Friess 4 Perjent an, für sich I ^ 
selbst nimmt er 6 Percent in Anspruch, und dass Freiherr v. Friess 
zuiii Discoutiren ein eigenes Bureau und besonderes Personale 
halten müsse, wird kein Mensch von einiger Einsicht glauben. 
Das Discöntiren macht einem Banquier sehr wenig Arbeit, wie 
dem geringsten Comptoiristen bekannt ist. Eben deswegen 
sieht man die. Commis dieses grossen Wechsel hauses 
beständig herumreiten und fahren. 

Staatsbeamte keunen derartige Geschäfte nicht, es fehlt ihnen 

> ■ . " • 

auch an Personalkenntniss und sie können daher keine Ver- 
antwortlichkeit übernehmen. 

Was nach dem Ausdrucke des Freiherrn v. Friess „in der 
Idee stecken "^ mag, ist die Vergrösserung seiner eigenen, ohnedies 
fcehr beträchtlichen Geldnegotiationen auf Unkosten des FuhUci^ 
aller wienerischen Banquiers und Wechselhäuser, ja selbst des 
allerhöchsten Aerar ii. 

Die Grafen CoUoredo und Chotliek schlössen sich obigen 
Anschauungen an und fügten hinzu, aass es in Kriegszeiten dem 
Staate schwer fallen dürfte, eine Million Gulden zu entbehren. 

D>er Kaiser wollte jedoch die Sache nicht fallen lassen und 
suclite dem Wiener Geschäftsplatze eine Erleichterung zu ge- 
währen. Er sehlug daher vor, Papiere zu belehnen. Der 
Wortlaut der Apostille auf dem Vortrage vom 21. März 1783 ist: 

„Die Caisse dUsccmpte, so wie Ich sie eint^ehe, kann einst- 
weilen bis zu näherer Aufklärung, welche von Friess selbst ab- 
zuverlangen ist, fülgendermassen ohne Anstand dem Handel zum 
grossen Vorschub eingeleitet werden, nämlich wenn bei jähen 
Zahlungen auf der Börse jedem Wechsler oder Particulier gestattet 
werde, gegen Einlegung öffentlicher Creditspapiere, sowohl ärarisch 
als ständischen die Summe davon in Baarem aus einer der Aerarial- 
Kassen zu empfangen, womit er seine. Wi^clisel saldiren könnte. 
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b<;gelirt or seine eiiigeh^gtoii Pupieiv bal«! darauf zurück und er- 
setzt das erhobene (Jeld, so sind ihm selbe in Natura zurftck- 
zustelleu, lässt er sie einige Zeit in Deposito, so zieht das Aerarium 
das an diesen Papieren bestimmte Interesse, löset er solche gar 
nicht ein, so hat das Aerarium seine eigenen mit Agio gehenden 
Creditspapiore ohne denselben eingelöst und immer eine gute 
Operation gemacht. Ob nun dies(>ä nachher auch kann auf gute 
ausländische Papiere oder Wechsel erstreckt werden und wio dar- 
über das Aerarium vor Schaden kann gesichert werden, hierüber 
ist sich noch das Nähere mit Baron Friess einzu vernehmen und 
Mir sonach der umständliche Vorschlag vorzulegen. Inyiwischen 
aber ist das oben Angeordnete in Ausübung zu setzen und werden, 
wenn auf der Börse nicht zureichend baares Geld vorhanden iat, 
durch diese Anordnung nur die besten mit Agio gehenden Staats- 
papiere realisirt, ohne mindesten Bisico des Staates und zur Ver- 
mehrung des Credits auf hiesigem Platz." 

Baron Friess wurde hierauf gefragt, ob zum Einkauf fremder 
oder einheimischer Wechselbriefe auf die Börse baares Geld ge- 
bracht wird, oder nur angetragen zu werden pflegt. 

Die Sache wurde jedoch dann fallen gelassen. 



5. Trompeten und Pauken. 

Der Uebergang von der Börse zur Kirche ist ein zwar sehr 
gewagter, aber wir wollen nicht von der Kirche selbst, sondern 
von der Musik in der Kirche sprechen. 

„Mit Pauken und Trompeten", ist ein Ausdruck, der ursprQng- 
lieh bedeutete, dass man etwas durch die Begleitung dieser 
Musik-Instrumente auf das Feierlichste verherrliche. Bildlich ge- 
braucht dient der Ausdruck Trompeten und Pauken auch, um zu 
bezeichnen, dass etwas glänzend durchgefallen sei. Wir wollen 
hier von wirklichen Pauken und Trompeten zur Verherrlichung des 
ä Gottesdienstes in der Kirche sprechen und darthun, dass auch in 

dieser Beziehung in Oesterreich, und zwar unter der Kaiserin Maria 
r[j Theresia reformirt wo|den ist. 

A| Bekanntlich wird im alten Testamente wiederholt erw&hnt, 

dass im Heiligthume zu Jerusalem Musik und Gesang herrschten. 
Der König David wird als derjenige bezeichnet, der als Psalmen- 
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dichter und Harfenspieler vorzugsweise Musik und Gesang beim j * 
Gottesdienste cultivirte. Er soll Lftviten-Chöre eingeführt haben und / ^ 
im Psalter werden zahlreiche Instrumente genannt, unter welchen 
die Pauke eine Hauptrolle spielt. Die katholische Kirche hat sich 
dieser Mittel zur Hebung und Verherrlichung des Gottesdienstes 
im ausofedehntesten Masse bedient. Die Kaiserin Maria Theresia 
hielt jedoch den Ton der Pauken und Trompeten für zu lärmend 
und mehr die Andacht störend als selbe fördernd. Nachdem sie 
sich mit dem Heiligen Stuhle über diese Frage ins Ein- 
vernehmen gesetzt hatte, verbot sie im Jahre 1754 den Gebrauch 
der genannten Instrumente in der Kirche. 

Aber die Feldpauker und Trompeter in Linz baten, dass es 
ihnen gestattet werde, weiter zu pauken und zu trompeten, da sie 
durch dieses Verbot um ihre Einnahmen kämen. Sie wiesen darauf 
hin, dass sie Familienväter und die Zeitvjerhältnisse schlecht seien ; 
gleichwohl wurden sie mit ihrem Gesi^e abgewiesen. 

Am 10. Juni 1767 (die KaiserHi war eben von einer Krank- 
heit genesen und es sollte ein ^^deura abgehalten werden) richtete 
Josef als Mitregent folgendes Schreiben an den Präsidenten 
der Hofkanzlei, Budolf Grafen Chotek, in französischer Sprache: 
„Da das Publicum die Erlaubniss zu wünschen scheint, wieder wie 
früher Pauken und Trompeten in den Kirchen haben zu dürfen, 
ßo werden Sie mir, lieber Graf, in Verbindung mit dem Cardinal 
ein Gutachten abgeben, ob dies geschehen könne oder nicht, und 
mich wissen lassen, was Sie selbst darüber denken." 

Noch am selben Tage antwortete Graf Chotek/ Es habe 
soeben der Cardinal, der vom Lande in die Stadt gekommen, bei 
ihm vorgesprochen ; derselbe meinte, dass dem Wunsche des Volkes 
in dieser Beziehung Folge zu geben sei. „Was mich betriflFt," 
fügte Graf Chotek hinzu, „so bedenke ich, dass das Verbot von 
Ihrer Majestät der Kaiserin selbst im Jahre 1754 auf Grund einer 
von ihrer eigenen Hand corrigirten Minute, die sich gleichzeitig 
auf ein mit dem Heiligen Stuhle getroffenes Uebereinkommeu 
stützt, ausgegangen ist. Veränderungen der Allerhöchsten Willens- 
meinung nähren beim Volke die Anschauung, dass derartige Befehle 
gewöhnlich nur für eine gewisse Zeit zu gelten haben, was sich 
im Allgemeinen mit einer dauerhaften Begierung nicht verträgt. 
Nachdem der Lärm der Pauken und Trompeten, welcher mehr 
betäubt als die Andacht fördert, einmal abojescha^ ' "»o soll «« 
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auch dabei bleiben. Die Seufzer der froniinen Leute beim Tedeum 
fUr die Wiederherstellung Ihrer Majestät der Kaiserin werden im. 
Himmel wohl mehr Werth haben, als die lärmende Musik. Indessen, 
da die Sache an sich unbedeutend ist, und der ausserordentliche 
Fall der gegenwärtigen allgemeinen Freudenbezeuguugen eine ge- 
wisse Berücksichtigung erfordert, so unterwerfe ich die Sache ganz 
der Entscheidung Eurer Majestät.*' 

Hierauf erfolgte nachstehende Resolution Josefs: „Der Ge- 
brauch der Pauken und Trompeten ist im Allgemeinen bei jedem 
Tedeum gestattet, welches maii für die Gesundheit Ihrer Majestät 
abhalten wird; ebenso soll es in Zukunft gestattet sein, Gebrauch 
von diesen Instrumenten bei Proeessionen und in den Kirchen zu 
machen. Die Landesregierungen oder Gubernien in Verbindung mit - 
den Ordinarien können bei grossen Festen dispensiren. Man muss dies 
auch im Lande bekanntmachen, dass das Verbot aufrecht bleibt 
und dass man es nur den weltlichen, in Verbindung mit den geist- 
lichen Behörden gestattet, in bedeutenden Fällen (dans de cos 
majeurs) Dispens zu ert heilen." 

Während das Publicum sich so sehr nach lärmender Musik 
sehnte, scheint der Kirchengesang ganz vernachlässigt worden zu 
sein. In Wien, das zu allen Zeiten so sangeskundig ui|d sang- 
a ,?Iu8tig war, fehlte es/an guten Chorsängern. Als der Papst während 
{r^^ seiner Anwesenheit in Wien im Jahre 1782 in der Kirche zu 
St. Stephan das Hochamt hielt, konnte man blos Instrumental- 
musik aufbieten. Ein Jahr später suchte Cardinal Migazzi nach, 
dass die Vesper an grossen Feiertagen mit Feierlichkeit begangen 
werden dürfe und zwar umsomehr, da an Choralmusik der grösste 
Mangel herrsche. Josef willfahrte dieser Bitte mit der Bemerkung: 
,. besonders wenn der Cardinal die Kosten dafür aus Eigenem 
bestreitet." 

Kaiser Josef wünschte, wie wir hinzufügen wollen, dass 
der Gesang, namentlich der Volksgesang in der Kirche cultivirt 
werde. 

Dieser Wunsch fand bald mehr als sein Genüge. Es fanden 
I sich Sänger und Sängerinnen in Menge, worunter es aber manche 
IjA gegeben l^aben mag, die nicht blos zur Ehre Gottes sangen, son- 
^ I dem um ihren eigenen Bu(m zu mehren und Beifall zu erhalten. 
'|V Die Musikstücke selbst mögen auch nicht ganz dem kirchlichen 
Charakter entsprochen haben. Den Frommen war dieser Zustand 
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ein Gräuol, und sie klairteu, dass «lie And.uht und diii Khrerbietung 
in vielen Kirchen Wiens vorfalle. 

Der damalige Erzbisciiof von Wien, Si<ri>iniind Anton Graf 
Hohenwart zu Gerlachstein, gab diesen Klagen. Jn . einer Ziisehrift 
an den Kaiser unter dem 15. December IHOG Ausdruck. Er 
schrieb: 

^Eine Gelegenheit zu einem unnndHcbtijren , unerbaulichen 
Anstand in den Gotteshäusern ist eine theatralische Musik unter dem 
Gottesdienste, bei welchem Sängerinnen, wenn es auch Damen sind, 
auftreten, um Beifall, Reize, theatralische Empfindung durch weib- 
liche, liebeleiathmende Melodien zu erschleichen. Dieses Kuustgrifles 
bedient sich naanentlich der Chorregent bei St. Peter, der trotz 
meiner Ermahnungen am 23. November beim Schlüsse des vierzig- 
ständigen Gebetes, unter dem Hoehamte bei ausgesetztem Hoch- ^ 
würdigsten abermals weibliche Stimmen mit solchem Erfolge aus- 
geführt, dass Sehr viele angesehene Musikliebhaber den Bücken 
ganz gegen das Hocbwürdig.ste und sich ganz gegen .die Sän- 
gerinnen gewendet haben, zu nicht wenigem Unwillen der Gläu- 
bigeren und Ehrerbietigeren/ welche derlei Liederleien, Triller und 
Melodien in . die Theater^ Musiksäle und Casinos iq.it £echt un 
Grund verwünschen. 

Man soll vermuthen, der Chorregent stelle seine Scholarinnen 
vor dem .Gotteshause auf die Bühne, um seinen Buhm zu ver- 
breiten, mehrere Scholarinnen anzuwerben für den verpönten Platz 
auf den gottgeheiligten Gebäuden., sich öffentlich 
hören und beloben zu lassen, Verbindlichkeiten oder Be- 
lohnungen zu erschleichen; aber die vorgeschützte so heucjhlerisch 
beabsichtigte Ehre Gottes verliert mehr dabei, als sie gewinnt. 

Euer k. k. Majestät selber leiden in Höchstderselben Kirehen- 
orchesters zur grossen Erbauung des Volkes keine Weiberstimmen; 
der nämliche Grund dieses Ausschlusses der Frauenzimmer findet 
bei allen Kirchen statt. 

Die Liebhaber des Weiehlingsgesangs und die des Zuklatschens 
begierigen Virtuosinnen mögen in Theatern, auf Musiksälen, in 
eigenen Wohnungen u. s. w.. nur um Gotteswillen ausser den 
Kirchen, ihre Sing- und Hörsucht nach Wunsch ert^ättigen, nur 
nicht in Gott geweihten Orten, wo Versammlung des Geistes, Ein- 
gezogenheit der Sinne, Ernst, Andacht herrschen und alle Ver- 
streuung weit gehalten werden soll. Paulus befiehlt sogar, dass 
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die Weiber in der Kirche schweigen sollen („mulier taceat in 
ecdesia^J.'* j ^ 

Er bat dahei/ dass bei den Kirchenmusiken keine ¥Y2ixAn'' [ *7 
y ' f Zimmer, welche nicht vermöge ihres Standes zu der Kirchenmusik <^ 

verbunden sind, auch nicht bei den Lamentationen der Gharwoche 
zugelassen werden. 

. . . „Kaiser Josef IL glorreichen Gedächtnisses, ohngeachtet 
er ein grosser Kenner und Schätzer der figurirten Musik war, hat 
den Volksgesang in den Gotteshäusern herzerhebender gefunden 
und ihn durch Vorschrift allgemein eingeführt, von welcher Vor- 
schrift man sich in den Städten täglich mehr entfernt/ 

In Folge obigen Schreibens richtete der Kaiser, 18. December 
1806, an den Grafen ügarte, Präsidenten der Hofkanzlei, folgendes 
Schreiben : 

„Lieber Graf ügarte! Nach der Schilderung, welche der 
hiesige Erzbischof in der beigebogenen Vorstellung von Kirchen- 
musiken macht und wie ich auch von anderen Personen vernehme, 
sind diese Musiken oft mehr zur Zerstreuung und Unterhaltung 
als zur Beförderung der Andacht. Um dieses abzustellen, ist der 
sämmtlichen Geistlichkeit meiner Erblande zur Pflicht zu machen, 
darauf zu sehen, dass zu Kirchenmusiken nirgends Frauenzimmer 
genommen oder zugelassen werden, mit Ausnahme jener, die ver- 
möge ihres Standes dazu verbunden sind, als: die Frauen, Töchter 
und Schwestern von Ghorregenten, Schulmeistern etc., und dass 
auch keine solchen Stöcke producirt werden, die mehr für ein 
Theater als für die Kirche componirt sind.** 

Im Laufe der Zeit entstanden mehrere Vereine für Kirchen- 
musik in Wien. Das Wort „Verein" hatte aber damals in Oester- 
reich einen üblen Beigeschmack und man witterte darunter eine 
Association zu politischen Zwecken. Im Jahre 1827 ereignete es 
sich, dass in der Kirche zu Sil Anna bei einer Messe, die^vqa 
einem dieser Kirchenmfcsikvereine aufgeführt wurde, zweTTheater- 
sängerinnen, Vio und FfeiflFer, welche Mitglieder dieses Vereines 
waren, mitwirkten. Der Chef der Obersten Polizei, Graf Sedl- 
nitzky, erstattete hierüber Bericht an den Kaiser und dieser 
rescribirte : 

„Da vermöge Ihrer Aeusserung mehrere Kirchenmusikvereine 
in Wien existiren, so haben Sie mir dieselben nebst ihren Mit- 
glicdorn namhaft zu machen und zugleich einverständlich mit der 
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Hofkanzlei, der Landosrogi<'ning und <le.s WioriT OidinariaU in 
Berathung zu ziehen, ob die in der Frage stelH*nd«»n Miisikvereins- 
Productionen, wie eine solche erst jnni^sthin l>ei St. Anna statt- 
gefunden haben soll, sich mit der H*Mligk»'it*des Tfuipjls (Jottes, 
sowie überhaupt mit der für die Sonn- und Fi'ierta«r<< vorgeschrie- 
benen Andacht und Gottesdienst-Onlnung veriinijj:en lassen, woriiber 
das Berathungsresultat Mir binnen sechs \Vo«'hen vorzulogon, 
einstweilen aber dem Pürst-^]rzbisehof die Weisung zu ertheilen 
ist, dass er Meine Verordnung. Nionmnd vtm dem andern 
Geschlechte zur Hilfe bei der Kirchenmusik z;i vei wenden, lortan 
aufrecht zu erhalten habe " 

Trotz all dieser Erlässe haben die Dämon, denen Gesang ge- 
geben war, es verstanden, sich auch auf tiiesem Gebiete die Gleich- 
berechtigung zu erwerben und ziurhaltim. Es mag sogar hervor- 
gehoben werden, dass noch vor dorn Jahre l^4H israelitische Sän- 
gerinnen bei der Choralmusik in dt-n Wiener Kirchen mitwirkten. 
So viel uns bekannt ist, kommt es jetzt in allen Kirchen Wiens, 
mit Ausnahme der Stephanskirche und der Burgcapelle, vor, 
dass Damen auf dem Chor mitwirken — und die Pauken und 
Trompeten fehlen ebenfalls nicht. 



6. Ein Besesssner in Wien. 

(175« ) 

Es hat zu allen Zeiten, unter allen Flimmelsstrichen und auf 
allen Gebieten Schwindler und Bt^rüger gegeben. Keine Kunst oder 
Wissenschaft dürfte jedoch in der Weise cultivirt worden sein, wie 
der Betrug. Oft und häufig machten sich Betrug und Täuschungen 
auf religiösem Gebiete geltend, weil sie da zumeist am lohnendsten 
sind. So kommt es, dass wir bis auf den heutigen Tag von neuen 
Wundern hören. Allerdings gelingt es jetzt bald, das Wunder 
zu enträthseln, den Betrüger oder den betrogenen Betrüger zu 
entlarven. Schwieriger war die Sache noch im vorigen Jahr- 
hundert, wo der Glaube und mit ihm der Aberglaube noch mäch- 
tiger die Herzen bewegten und die Naturwissenschaften nur ge- 
ringe Pflege fanden. Noch im Jahre 1701 wurde in Wien ein 
Hexenprocess verhandolt. (Leider wurden die betreflfonden Acten 
scartirt.) 



Im Jahre 1758, unter der Kaiserin Maria Theresia, erregte 
ein Besessener, dem angeblich der Teafel wiederholt ausgetrieben 
vyui'de, die Aufmerksamkeit weiterer Kreise und auch die der 
Kaiserin, und dürfte die Mittheilung dieses Falles zur Charakteristik 
der Kaiserin wie der Zeit nicht ohne Interesse sein. Die fromm- 
gläubige Kaiserin war in diesem Punkte sehr skeptisch. Sie 
wusste, dass im Evangelium berichtet wird, Jesus habe Besessene 
geheilt und ihnen den Teufel ausgetrieben; doch meinte sie, dass 
derartige Wunder sich jetzt nicht mehr wiederholen, weil die Re- 
ligion der Beweise nicht mehr bedarf. Sie schrieb eigenhändig: 

„besonders hier und an alle representatiomn (an. Erzbischot) 
ergehen zu lassen das nicht allein in disen Fahl aber auch mit 
allen bessössenen, hexereien, Schatzgräber und gespenstersachen 
expresse an die Bischöffe zu gehen, dass sie ihre geistliehe und 
consistona besser infonnirn und expresse selben verbitten das 
selbe keine solche vornehmen sollen oder tractiren, ohne die 
weltliche instanzien davon zu informiren und selbe hieher be- 
richten, dann lauter betrug sind, unsere Religion braucht nicht 
mehr solche überzeugnuss wie solche in anfang sie gebraucht, 
seithero das Gott vor uns gestorben und uns erlöst hat, man nicht 
mehr in evangelio mehr von besessenen was gehört, glaube das 
keine mehr gibt.** 

Der Fall, um den es sich hier handelte, war folgender: 

Am 21. Juni 1758 berichtete Freiherr v. Managetta, Hofrath 
im Directorium, der Kaiserin: 

Vor drei Tagen wurde angezeigt, dass in dem Wirthshaus 
zum Schwane in der Kärutnerstrasse sich ein von dem bösen 
Feinde besessener Officier der Alt-Colloredischen Infanterie-Regi- 
menter Namens Conte Petrelli befinden solle. 

In Folge dieser Anzeige machte man den General Feldzeug- 
meister Graf V. Colloredo den Antrag, den Officier, welcher wohl 
nicht recht bei Sinnen ist, in das spanische Spital bis zu seiner 
Genesung zu geben. 

Nachdem jedoch Graf Colloredo erklärte, dass Petrelli nicht 
wirklicher Officier, sondern blos Volontair sei, und er sich daher 
seiner nicht annehmen wolle, so schickte man eine Amtsperson 
in die Wohnung Petrelli's, um sich über die Sache zu informiren, 

Der Vater desselben, der bereits seit zwei Jahren mit seiner 
Gattin im Schwane wohnt, erzählte Folgendes; 
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Sein Sohn werde bereits seit sechs Jahren von einer Krank- 
heit geplagt, welche wedefr die' Aet^zte in Neapel, Eom um! Padyal 
noch die in Wien zu erkennen vermögen. Er bfefinile sich jeder- 
zeit gesund und bei guter Vernunft, manchmal aber erfassen ihn 
plötzlich Angst, Herzklopfen und Oonvulsionen dermassen/ dass 
er gleichsam ii i - dom Zimmer herumfliege und durch seine be- 
sonderen Stellungen alle Anwesenden zum Lachen bewege. ' 

Die Ursache dieser traurigen Erscheinung, meinte der Vater) 'S 
sei, dass sein Sohn vor sechs Jahren mit eiiier Hauptmannstochter / 
in Neapel auf einem Ball Bekanntschaft machte, bei welcher Ge- 
legenheit sich dieses Mädchen in seinen Sohn derart verliebti^, 
dass sie ihn auf alle Weise zum Heiraten zwingen wollte, und 
da weder Liebkosungen noch List ihn hiezu bewegen konnten, 
so habe sie ihn endlich mit der Drohung verlassen, dass er Zeit 
seines Lebens von ihr geplagt werden solle. 

Da sein Sohn bald nach diesem Auftritte, als er in Rom 
ankam, von diesem Uebel befallen wurde, so könne er nichts 
Anderes denken, als dass demselben durch diese Weibsperson 
einige Zauberei, insbesondere in den Confecturen, welche sie ihm 
zuweilen zugeschickt hatte, beigebracht wurde. 

' Am heftigsten sei das üebel am 13. Juni, am Tage des 
heiligen Anton von Padua, aufgetreten. Vormittags hatte er seine 
Andacht mittels der Beicht und Gommunion verrichtet uiid diie 
Noven zu dem heiligen Antonio empfangen. Tagsüber war er ganz 
wohl ; um halb zwölf Uhr Nachts erwachte er plötzlich mit grossem 
Geschrei und rief: „Wie viele Teufel sind um mich herum?" 
Dabei sprang er aus dem Bette und lief zu dem des Vaters und 
suchte diesen zu erdrosseln und schlug ihn mit Fäusten. Vater 
und Mutter sprangen aus dem Bette und mit Hilfe mehrerer Ledte 
aus dem Wirthshause gelang es, den Kranken wieder in's Bett zu 
bringen. Bei dieser Gelegenheit hätten sie gesehen, dass ihr Sohn 
mehr als eine halbe Eile hoch von dem Bette in die freie Lufk 
aufgehoben wurde und mehrere Personen mussten mit grösster 
Gewalt ihn wieder herabbringen. 

Der Kranke verlangte seinen Beichtvater, P. Eusebius von den 
Franciskanern. Dieser wurde geholt und als er noch auf der Treppe 
war, wo ihn der Kranke nicht gesehen haben konnte, schrie er: 
„Nun kommt meine Geissei, diese wird mich von hier aus- 
treiben." 



V 
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Die (iiA^riiNvart ilos P. Ku>eliiiis hat den Erauken boruhiort, 
dof^li uaeli oiniijrpu Tag^Mi erueiUM'ten sich die Anfalle, bis endlich 
mit Krlaiibniss des hiesigen fürstorzhischöflichen Ordinarii besagter 
1\ KnsHbius die ordeiitlirlie Aiibtreibun<r (Eworcism) mittelst des 
liochwürdi<r>ti*n iiiiies vorirenorninen hat. Dieser Act hat von 
Früh Morgens bis Abends g^^dauert. während welcher Zeit der 
Cieistliche wie der Vater schrecklich ermatteten, bis endlich eine 
weisse Materie ans dem Mundo des Sohnes floss. worauf sogleich 
•*ine entschie.iene Bi»ss,»rung t*intrat. welche bis nun anhält. Da 
der Pater jedoch meint, dass das üebel noch nicht ganz behoben 
sei. so wolle er den Exorcismus wiederholen. Die Mutter bestätigte 
vollkommen die Aussagen des Vaters und die Amtsperson erzählte 
(ileichlautendes und fügte bei. dass, als der Pater dem Kranken 
ein gewöhnliches Marienbildchen in den Mund stecken wollte, 
dieses er^t dann geschehen konnte, nachdem viel Segen gesprochen 
und Gebete verrichtet wurden. 

Die Sache, njeinte der Referent, seheine bedenklich und bei 
einer näheren L'ntersuchung dürfte sich ergeben, dass ein Betrug 
vorliege, da die gleichlautenden Aussagen des Vaters, der Mutter 
und des Sohnes (der sich jetzt wohl befindet) auf eine Verabredung 
hindeuten, um sich vielleicht in ihrer Armuth zu helfen und mag 
auch bei den Franciskanern einige Leichtgläubigkeit mit unter- 
laufen sein. 

Da jedoch das Con>i>torium die Erlaubniss zum Exoreiren 



/^' gegeben und die Sache bereits in der Stadt bekannt ^wfcde, so 
dass viele Xeutrierige in die Wohnunir dieses Menschen Kommen, 
so fragt es sich, ob derselbe nicht abgesondert werden sollte. Maria 
Theresia rescribirte hierauf eigenhändig: 

rUian sollte also gleich disen menschen Völig separiren von 
allen Leuten besonders von seinen altern, das niemand mit ihme 
rede und dem Doctor d'i hacti im burgerspithal übergeben in mein 
nahmen, auch seinen befreunden zu sagen, dass ich mich dessen 
ehargire. den pater eusehy nicht mehr zu ihm zu lassen und recht 
zu aprofondiren, ob der erzbischoff dises zugelassen, kan es umb- 
möglich glauben, dass er dise Schwachheit gehabt.** 

Am 24. Juni berichtete Freiherr v. Managetta, dass die 
Befehle der Kaiserin aus^reführt wurden. Der Kranke wurde in das 
Spital zu Dr. de Haen gebracht. Der Pater Liuardian bekrättigte, 
dass der Pater Eusebius von dem hiesiL^^n erzbischüf liehen Urdiuario 
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auf schriftliches Verlangen des alten Gonte Petrella den Befehl 
erhalten habe, den Kranken zu besuchen und, wenn es nothwendig 
sein sollte, denselben zu exoreiren, jedoch behutsam vor/.ugehen. 
Ohne erzbischöflichen Gonsens hätte er (der Pater Guardian) den 
Pater Eusebius nicht geschickt, da man in diesen Fällen meistens 
hintergangen werde. Es war gut, dass der Kranke bereits bei 
Dr. de Haen sei, da er heute in das Kloster der Franciskaner 
gebracht werden sollte, um dort wieder exorcirt zu werden. 

Hierauf bemerkte die Kaiserin eigenhändig: 

^es wäre ein decret welches ehender aber noch einsehen will 
an den erzbisehoff und sein Gonsistorium ergehen zu lassen das 
selben positive verbitte auf keine weis solche exorcismi sich 
zu gebrauchen ohne ehender sich mit dem politico verstanden zu 
haben wegen deren so villen betrug und missbräuchen wann das 
politicum was unnatürlicher findete so würde man nachgehends 
selbe der geistlichkeit übergeben." 

Wie sich jedoch weiter herausstellte, hatte der Bischof nicht 
die Erlaubniss zum exoreiren gegeben und der Pater Eusebius that 
dies im Einverständniss mit dem Vater des Officiers. Hierauf 
rescribirte die Kaiserin: 

„Die Tatt ist sehr keck schändlich und sehr sträflflich denen 
obern gleich zu verordnen, das diser man von hier und auch von 
hiesiger Gegend weg geschickt werde zum exempd anderer, wohin 
und wan es geschehen mir zu erinnern." 

Der „eingebildete Kranke" wurde bald gesund und die Familie 
Petrelli verliess Wien. 



7. Auf dem Leichenfelde. 

Wir haben bisher von Lebenden gesprochen; wir wollen nun 
auch der Todten gedenken. 

Der Prophet des alten Bundes, Jesaia 8, 19, tadelt das 
Heidenthum, welches bei den Todten Auskunft für die Lebenden 
sucht. Die medicinische Wissenschaft jedoch, hat die Mittel, die 
Kranken zu heilen und das Leben zu erhalten, zumeist am Secier- 
tische gefunden. Am Gadaver erforscht sie das Geheimniss des 
Lebens. Jetzt sind wir daran gewohnt, alljährlich den Bericht 
über die Morbilität und Mortalität dieser Haupt- und Eesidenz- 
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staidt nborsii'litrch zu erlialt4»n und dasselbe ist auch iö anderen 
Städten der Fall. Nun wurden allerilings seit Ferdinand IL, wie 
b»'relts bemerkt Todt^nlisten jgeführt, aber lange Zeit wurde die 
Sache sehr lan betrieben lind nar wenn Epidemien ansbrachen. 
schenkte man d<^nselben mehr Aufmerksamkeit. 

Aus den Jahren 1784 und 17>6 liegt uns vom Magister sani- 
iatis Philipp Jjnob Poek itx Wien ein detaillirter Ausweris ein 
y. Status sanitatis und Verzeichniss der hit/ig ansteckensfähigen und 
und einiger anderen Krankheiten" vor, welchen wir hierait repro- 
dueiren, und wollen wir bemerken, dass die erste Zahl für das 
Jahr 1784 und die /.weite für das Jahr 1785 gilt: 

Hitziore und entzündliche Fieber 86, 193. Faulfleber (Fleck- 
typhus und Scorbut) i>43, 521. HitTzii^es üallfleber 19, 27. Bös- 
artiges Fieber 113, 53. Scharlach 57, 29. Petetschen 26, 10. 
Weiss-Friesel 4, 4. Blattern 96, 201. Lungen-^ntzündung 377, 314. 
Langensucht 1120, 974. Abzehrung 907, 805. Seharbock 44, 44. 
Bdsartijrer fecharbock 8, 3. Schlag 436. 427. Wasserscheu 2. 0. 
Krebs 0, 24. unglückliches Kindbett 31, 42: Innerliche Faulung 
0, 2iS. Unglücksfälle (jl, 83. Tödtliches Wechselfleber 12, 0. In 
Sumnia 4223, 3779. ' \ ' ^ 

Diesem Bericht wird -föJgende Bemerkung beigefügt: ^Nach- 
dem im vorigen Jahre (1785) das doch wegen ällgainiein lang 
anbalt'ender starker Kälte, wegen immer abwechselnder Witterung 
und endlich wegen zweimaliger grosser Ueberschweramung beson- 
ders merkwürdig war, doch 323 Personen weniger an sollen 
ansteckensfähigen Krankheiten gestorben shid, so- scheint, €«» die 
dagegen immer wachsende Aufsicht und vorzügHcfa die dermalen 
mit aller Genauigkeit und Obsorge gepflegte Reinigung und Aus- 
lüftung der Bettep, Kfeider und Eflfecten aller dieser Verstorbenen 
sehr nützlich war und ferner so damit fortzufahren stöl'^ 

Diesem allgemeinen Beri<(5hte folgt ein VerzeicbniBs der im 
Jahre 1785 Verstorbene! nach ihröm Älter und' Geschlechte. 
Erwachsene über 7 Jahre ü. zw. von 7 bis 15 Jahfen 115 niäna- 
liche, 124 weiblicher von 15 bis 50 Jahren 1383 inännl., 1054 
weibl.; über 50 Jahre i2i?l raännl., 1268 weibl. Dieses gibt 
zusammen 27 f 9 männl. und 2446 weibL, in Summa 5165 Per- 
sonen. Kinder im Alter unter '7 Jahren starben: Im Alter von 
1 bis 7 Jahren 766 Knaben und 763 Mädchen; im Alter unter 
Kinem Jahre 2011 männl. und 1912 weibl. — Hiezu kommen 
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liocli aus detii Fiadtjlhau^e 678 Knaben uudy^G Müiletieii. Ferner 
Freigetaufte (welche die Nothtaufe erhietten) 65 Koaben nnd 
49 Mädchen, schliesslich Todtgeborene 63 männl. und 67 weibl. Das 
Totale dieser Summe ist 3573 Knabeo und 3487 Mädchen; im 
Ganzen TOGO Sfelen. Hinzugefügt die obige Summe von 5165, 
80 gibt dies die H»uptsumme ron 12.225 Ver^itorbeßen.*^ unter 
diesen Verstorbenen waren 93 über 7 Jubr« alt und 318 Kinder 
nnter 7 Jalireu aus den benachbarten mm San itüts-Iasti tute zu^ 
gezogenen drei Ortschaften : Neu lere- heofeld, Hernala und Währing 
mit inhegrifTen. 

Die Ziihl der Neugeborenen betrug 1785 10.559, worunter 906 
im Gebärhause das Licht der Welt erblickten. Es starben daher 
um 1686 Personen mehr als geboren wurden. 

Fock begleitet diese Zahlen mit folgender Bemerkung: „Es 
fst schaailervolt aus den täglichen Berichten der Todtenbesehaaer 
tu remehmen, wie viele Menseben Jährlich und auf wie ver- 
flehieden unveraat wortliche Arten theils aus eigenem, meist aber 
aas Verschulden der Angehörigen verabsäumt und dem Tode preis- 
gegeben weiden.- 

Wie übrigens hinzugefügt werdea mag, lebten damals 6 Per- 
sonen in WienV welche hundert Jahrs und darüber erreieht haben. 
u zw. zwei Männer die Je 100 Jahre zählten und einer der 105 
Jahre alt war, ferner drei W^ber im Alter von IUI, 102 nnd 
103 Jahren. 

Im Jahre 1785 fanden in Wien 2488 Trauungeo statt, um 
116 mehr als im Vorjahre. Diesem Berichte fügt Pock die Be- 
narkung bei: „Wie sehr wünschte ich, dass alle diese rein und 
gesund wären und so dauerhafte Kinder zur Welt briichten." 



•) Wie wir in noeeier Schrift : „Die jadisohen Friedböft ia Wi««', 8. Äi, 
bsrichteceD, befQrworW« dn« eriblBC höfliche CoueistorJum in Wien, kla KaiMr 
Jor^f tl. bMbeichligte die Priedliöfe »usaerbulb der Stadt la verlegen, ein« 
Ocnlral'E'iwdliof zd err.ebteD. Die ßevölkeniag Wieng uthlte damate in mader 
SuDiBe ÜUU.IRIU ^t^\fm. und waren duruhBcbiiitilioh lO.OÜ'i Leloheo jähvliclu 
Heute Mhll die Wiener BemlkeruDg ohne di» Turorte 7(Xt.U0U Seelen uud die 
Zahl der V«t-torbeiieu betrug un Jahre lf8i, 2I.W9. n. zw. um llKW inelir al» 
im Jahre Mm. Wenn aueh jetil noch n «It alles erreieht ist, w«b msb M ^ 
«rreiehea wünscht and «aatrebt, bd wild man 4d^ lugebeu, daes die VerhÄlt- 
niue ungleieh gäoMiger ala im vorigen Jahrfaundeit 8tad nai tliatM^>hli«h ut 
vieles, w.« uuf aDdeir^n. iiutrh suf deu Gebiete der Hjgleue g4>aG)iphea. 
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beäoadtii'e Verliandluageu wunleu ufl iiberPest-LäicheQ gefiibr 
Im Jahre 17T2 sollte auf dmn ehemaligen Friedhofe im .To^e 
gesang" bei den Schotten in Wien eint» Schule erbaut werde 
Während die damalige niederösterreichische Regiening (die jetzij 
Statthatterei) sich für diesen Platz aussprach, erhob die Sanität 
Commission Bedenken, da anf diesem Gottesacker In früherer Zf 
Peatopfer besraben wurden. Sie förehtete daher üble Folgen 
den Gesundheitszustand der Lehrer i^d Si>hüler und berief sie 
auf einen Präcendenzfall in Yaros. Die Kaiserin übergab die A; 
gelegenheit van Swieten zur Bä^ntauhtuug. Dieser erstalte 
dieselbe wie gewöhnlich eigenhändig in einer ^Note" 
11. April 1772 in IVanzöBJscher Sprache. Wir lassen sie hier 
deutscher Uebersetzung folgen. Sie lautete : 

,.Der menschliche Körper neigt natürlicherweise nach de 
Tode zur Verwesung, durch welche alle Feuchtigkeit und alle weiehf 
Theile vernichtet werden. Sie Tcrflüchtigeu und zerstreneu ui 
und lassen nichts übrig als etwas Staub. 

Ich ergriff begierig die Gelegenheit, Leichname, welche « 
einigen Jahren beerdigt w^ren, zu sehen. 

Wenn in Holland die Gräber in den Kirchen voll sind, ron 
man sie leeren, um den späteren Todten Platz zu machen. 

Man hat die Gewohnheit, mit Nägeln das .lahr zu bezeichne 
in welchem sie begraben wurden und 15 Jabre nach ä 
Bestattung kann man den Sarg olfnen und die Uebeireste i 
Leichnams entfernen. 

Ein Todtengräber, den itnh kannte, rersprach mich rufen i 
lassen, wenn er eine ähnliebe Handlung ausführen würde. tTi 
mich Alles sehen zu lassen, hob er langsam den Deekel und Ic 
sah den Verstorbenen in den Todtengewändem. Wenn die Oeffnnn 
des Sarges ohne Erscbüttemug geschehen war, fand ich das Gesiot 
nnd die Bände vollständig und oft die Todtengewänder 
erkennbar. Ich konnte bei Manchen, die ich im Leben kannti 
die Gesicbtszflge wieder erkennen. Als er glaubte, dass ich lan 
genug dieses Schauspiel genossen hätte, hob er an einem End 
den Deckel und liess ihn schnell fallen. Augenblicklich zerfif 
Alles in Staub und man sah die nackten Knochen. 

Er zeigte mir dadurch, dass wir nach dem Tode nicht immfl 
von den Würmern gefressen werden, 
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^^^^^Taka sieht ditraus, dass liie Fäulaiss alle PeueBtigkeit uad 
alle weichen Theiie flüchtig macht nnd bloa etwa Erde und die 
Knochen übrig lässt. 

Diese Tbeile mengen sich, wean sie flüchtig geworden sind, 
mit der Luft, mit dem Wasser und mit der Erdi! selbst, welche 
die Gräber umgibt, Keratreuen sich aber bald ia der umgeben- 
den Luft. 

Die Erde verliert viele Theiie, indem sie die P^anzen und 
Thiere nährt und erwirbt neu, was sie verloren hat, durch die 
Fäulnisa der Pflanzen und der lebeoden Wesen, ^r Regen und 
Schnee gtben der Erde das wieder, was von den Theilen, die sich 
durch Fäulniss verflüchtigt haben, in der Luft sich befindet. 

Der Bauer vermehrt die Fruchtbarkeit seiner Aecker durch 
die faulen Eicremente der lebenden Wesen. 

Wenn schon irgend eine Krankheit erzeugende Materie sich 
in einem Leichnam befindet, so wird sie durch die FÄulniss aerstört, 
verflüchtigt und zerstreut. 

Daraus folgt natürlich, dass mfin nach Vertauf von 20 Jahren 
sich nicht la fürchten braucht, ein Gebäude an einem Platze zu 
eirichten, wo sich ein Kirchhof befand. 

Die Bemerkang der Regierung ist richtigJ dass Grabstätten 
auf einem Friedhofe, welche man durch Graben von neuen Schachten 
ganz in der Nähe von Leichnamen machte, die gerade in der 
"Verwesung begriffen waren, jederzeit ohne Schaden für das öffent- 
liehe Wohl gemacht wurden und diuraus Folgt, dass man Gebäude 
an einem Orte errichten kann, wo man 20 Jahre lange die be- 
wdigten Leichname ruhig liegen lie^s. 

Die GesundheitE-Gommigsion sagt, dass es Beispiele gäbe, 
dass Leichname länger blieben, ohne ganz zerstört zu sein, und 
ist es gewiss, dass Knochen mehr als 300 Jahre auf dem Friedhofe 
bleiben, bevor sie zu Grunde gehen. 

Dass aber das Miasma oder die Ansteckung der Krankheit, 
TOD der die Leichname während ihres Lebens befallen waren, noch 
während so langer Zeit fortbestehe und fähig sei, der Gesundheit 
zu schaden, ist niemals bewi^ea worden. 

Dass man den Bewuhnern von Varos nicht gestattet hat, 
einen Friedhof an einem Orte zu errichten, wo man vor 32 Jahren 
die Pestkranken beerdigte, ist ein einfacher Beweis, dasa man der 
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Beweis von der Wahrheit dieser Meinuß^. 

Die Verwe):iin^ macht alles tinebtisr aad daraus fol^, dass 
nach 20 Jahren liefe Grilfle zu gruben nicht die mindeste Furcht 
einflössen bann." 

Diese Frage kam auch in apfiterer Zeit zur Veihandlung, 
Auf einem Friedhofe nn Komorn wurden nftmlich im Jahre 1710 
die an des damiils herrschenden Pest Verstorbenpn begraben. 
Nachdem die Pest erloschen war. wnnle dieser (JotteBacker 
geschlossen. Im Jahn) 1793 schritten ftinige Einwohner der 
genannlon Preistadt bei der uniTJirischcn Hofkanzlei ein und baten, 
dasB dieser Friedhof wieder eröffnet und als Begräbnissplatz benützt 
werde. Die iingariache HoffeaDzlei glaubte jedoch diesen Wunsch 
nicht gewähren zu sollen, bis nicht ein Jahrhundert von der Zeit 
an, „ wo derselbe ge^^chlossea wurde, verflossen sein wird. Sollte 
d&nja, ;ioph dieser Wnnseh bestehenJ werde man denselben unter 
allen in diesem Falte anzuwendenden Vorsichtsmassregeln ge- 
währen. 

Mittelst Handschreiben vom 10. März 1794 forderte hierauf 
Kaiser Franz den Direfitorialm in ister (das jetzige Ministerium des 
Innern hiess damals: Directorium in cameralänts et yablico poH- 
licis) flrafen Kollowrat auf, von der Wiener medicinisehen Facultät 
über diese Angelegenheit ein Gutachten abzuverlangen. 

In Folge dieses Auftrages land am 1". April 1794 eine Be- 
rutliUQg statt. Bei derselben waren anwesend : Protomedieus Fr^- 
herr v. Störk, der Deean Ha unalter, die Professoren v. Leb«r, 
von ^acquin, Reinleiii, Frobaska nnd Lebmacher, und 
d ie Aerzte ; Schreiber, Leitner, Seredi, Schosulani , 
Haberniann. Worgo und Langmayer. 

Das Votum der Facullät — und wie 
wollen, gaben Störk und Schreibe 
dahiu, den Gottesacker zn eröffnen. 

Es sei bekanht, heisst es in diesem Gutachten, dass die 
thierischen todteu Körper, sie mögen der freien Lnft ausgesetzt 
oder in die Erde begraben sein, durch die „Fäulung" zerstört 
und ihre sowohl flüssigen, wie festen Theile nach und .fach in die 
ersten Elemente aufgelöst, und dann in die allgemeine Erhaltungs- 
und Fürtpflaniungsweltrnasse zur gemeiuschaftlichen Mitwirkung , 
ttiul weiteren Bestimmung wieder aufgenommen werden. Dies ijBt., 
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der Dalörlicbe Wandel des VV'eltchitos. Die Ei/uhiuDg M>n ferner, 
dsES jene todtea Körper um so £es<.-hwinder vervesen, je fuai- 
uDd bösartiger die Krankheit war. wodureh sie ilira Lebeaslii-afl 
verloren. 

Als die Friedböfe im Jabre 178-1 in der iDnern Sudt ge- 
sperrt wurden, entstund die Fruj^e, von welctii:r Zeit ab diese 
Plätze Kurn Baue von Häusern etc. benützt werden könnten, ohne 
dasB die Oesundheit des Pubticuins dadurch getiihnlet würde. Nach 
gehöriger Ueberiegung wurde beschlossen, dass jeder (jottesacker, 
der zehn Jahre gesperrt ist, ohne irgend eine (iefahrdung der 
iiesundheit zu anderen Zweeken bi-nut^t würden könne. Da der 
Komorner Friedhof seit t>4 Jahren geschlossen ist. so bestehet 
kein Zweifel, dass derselbe anderweitig benutzt werden kann. Um 
dem Yorurtheile des leichtgläubigen Volkes zu begegnen, würde es 
eich empfehlen, die etwa noch vorhandenen Knochen der Verstor- 
benen im Winter während des Nachts auszugraben und sie in das 
allgemeine Beinbehältniss in der Stille zu Qbert'iihren. 

Die bereits gemachten I<}rfabrungen bestätigen diese An- 
schauungen. 

1. In Wien war die Pest drei Jahre später, als in Kamurn. 
Viele Tatisende, diu an derselben stürben, sind sowohl iu, wie ausser 
der Stadt begraben, und alte diese Plätze sind bereite seit vielen 
Jahren entweder mit Häusern und (iärten besetzt, oder dienen 
anderen Zwecken, ohne irgend wie einen Nachtbeil herbeigeführt 
zu haben. 

2. In Pest selbst wurde nach dem Zeugnisse des öffentlichen 
Lehrers Ign^Brandt der doilige Pe^t-Friedhof mit Zustimmung 
der medicinisuhen Facultät daseibat mit Häusern bebaut, ohne dass 
Irgend ein Nacntheil daraus entstanden wäre. 

3. Der Physibus in Komorn. Bertalan, und der ungarische 
ProtomedieuB Weza stimmen ebenfalls dalilr, den Friedhof zu 
eröffnen. 

4. Lehren die Erfahrungen der Pestärzte, dass das Pestgift 
kein unveiändertiehes Wesen ist, sondern dass dieses Gift, wenn 
es einige Zeit mit Festigkeit gewirkt hat. seine schädliche Kraft 
nach und nach verliere, dass dann die Ansteckungen seltener und 
minder gefährlich werden, und duss es bei don letzten Kranken 
gar keine Ansteckungs- oder Fortpflanziingskraft mehr besitze. 
Wenn nun das Pestgift noch bei lebenden KörjK*rn, wo es doch 
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Nahrang findet, seine ganze Kraft verliert, so ist es ganz wahr- 
scheinlich, dass es die todten, faulenden Körper noch schneller 
verwesen müsse. 

Das Votum separatum von Störk und Schreiber vom 

I 18. April 1794 sprach sich gegen die geäusserten Ansichten aus, 

und zwar ans folgenden Gründen: 

1. Da die Materie der Pest ihren physischen Eigenschaften 

1 nach bisher unbekannt ist und man nicht mit Gewissheit erfahren 

hat, wie lange sie auch unter der Erde ihre Wirksamkeit behalte, 

1 oder welche Umstände nothwendig erfordert werden, damit sie 

\ entweder umgeändert oder vernichtet werde ; 

\ 2. da man auch nicht mit Zuverlässigkeit voraussehen kann, in 

welchem Zustande die an der Pest Gestorbenen und ihre Kleidungs- 
stücke in der Tiefe der Pestgrube zu Komom sich befinden; 

3. da der Nutzen, welcher aus der Oefifnung und Weg- 
räumung dieser Grube entstehen soll, ganz unbeträchtlich ist und 
auch mit der entferntesten Gefahr in gar keinem Verhältnisse steht, 
und endlieh 

4. auch mehrere vorhandene Beispiele ohne Schaden er- 
öffneter Pestgruben die Unmöglichkeit der Gefahr bei einer anderen 
Grube nur muthmassen, nicht aber beweisen können. 

! Die Hofkanzlei in ihrem Vortrage vom 25. April 1794 beför- 

wortete das Votum der Minorität mit dem Hinweise, dass die 
\ Pariser Universität, als sie i^ber die Eröffnung eines Pest-Göttes- 

] ackers zu Arles gefragt wurde, dessen Eröffnung gleichfalls 

J widerrieth. 

i In diesem Sinne erfolgte auch die kaiserliehe Besolution. 




Zur Z«it der Kaiserin Maria, Theresis bestand ia Wien eine 
doppelte Bileher-Censur ; das Itirsterzbisehöfliche Consistorium waltete 
seines Amtes, und überdies bestaod die Hof-Büchercensur/ Präsident // tAv4 
d w uc l b B njfaa r (jerhard van Swietea/ Ausser diesem waren noch j 1 
sechs Mitglieder in dieser CommisSloQ, darunter der Canonicue^'y /fi 
Stock und Pater Miiszka aus der Gesellschaft Jesu. Diese Oom- 
mission überwachte nicht nur die Bücher, welche die Buchhändler 
(Buchfiihrer) zum Verkaufe hatten, sondern auch jene, welche sich 
im Privatbesitie befandttn. Jene Bücher, die für schädlich erkannt 
wurd«i , mussten entweder in's Ausland , woher sie gekommen 
waren. . zurückgeschickt werden, oder sie wurden yemichtet. 

Ein Protokoll dieser Coramission vom 17. April 1761 liegt 
nns vor und glauben wir, die Bficher, welche dort be-, respeetive 
verurtheilt wurden, sammt den Motiven anzuführen, da sie Streif- 
lichter auf die Zeit werfen. Wie wir noch hinzufligen wollen, 
handelte es sich um Bücher, die im Auslände gedruckt wurden-! 
im Inlande, wo überhaupt von einem Buchhandel wenig die Kede 
war, konnte nicht daran gedacht werden, verbotene Bücher zw 
drucken. 

Da ist ziuiächst eine politische Schrift von einem Anon^miiB^' 
gedruckt 1609, in lateinischer Spraelie. Dieselbe fährt den Titel: 
„In welchen Fällen ist man hprcchligt. gegen den Landesfürsten- 



2(U 



2u liaudeti)." Il derüeibeu wird die Frage tifliaDdelt. ob ein 
Monarirb, der eiuen Artikel der üauptgruDdgtHetze verletzt, des 
Reiches verlustig erkitirt werden köQüe? Dieäe Kruge wird bejahend 
beantwortet und beweist der Verfariser, dass der Staat sich in einem 
derartigen Falle iß dem SluDile der natOrlieben Freiheit befindet 
und kann er entweder einen anderen Fürsten wühlen, oder eine 
undere Regierungsforin einführen. Selbstverständlich benchloüs die 
Commission dieses Buch zu vertilgen, und wird man wohl heute 
in einem monarchischen Staate auch nicht gestatten, derartige Lehr- 
meinungen zu vertreten. Hervorgehoben mag jedouh werden, d&ss 
das Buch im Jahre 1609 erschienen ist. 

Auf ein anderes Gebiet führt uns ein zweites Werk, das der 
Commissicn zur lieurtheilung vorlag von Johann Heinrich t. Justi, 
zwei Bände historische und juridische Schriften. Frankrurt und 
Leipzig 1761. Der Verfasser behauptete in denselben, dass die Viel- 
weiberei dem göttlichen Gesetze weder im alten noch im neuen 
Testamente entgegen sei. Will man diese Frage, meint Herr 
v. Justi, jQeantworten, muss man sich blos fragen, ob die Viel- 
weiberei zum Wohle des Staates gereiche oder nicht. Die richtige 
Antwort hänge von dem Verhältnisse der Bevölkerung, der Ue- 
Hchlechter gegen einander und von der \eigung des Volkes ab. 
Die Commisßion stimmte dieser Ansicht nicht bei und das Werk 
wurde ausser Landes gesi-halft. 

Fin gleiches Geschick erfuhr ein religiöses Werk, in fran- 
löbischer Sprache abgefasst: Hvures de notre Dame des Eremites 
Cifntenant les Exercices ehret iens de la joumee par Messire.' In 
demselben hiess es: Der heilige Josef sei mit dem heiligen Oetste 
dfT Gemahl Mariens; das ßruderschal'lskleid wurde in dem Hinunel 
von den gebenedeiten Händen Marions gearbeitet und verfertigt, 
deren kostbare Livree es vorstelle. Josef wird der Lieutenant von 
Gott Vater genannt etc. So sehr man auch dem Katholizismus allea 
möglichen Vorschub leistete, so war man doch mit den Auswüchsen 
der religiösen Phantasie nicht einverstauden. 

Aus älinliehen Gi'iinden wurde das Manuale der Benedißtlnär, 
gedruckt 17 13, verboten , da es gewisse Foriuelu von Geister- 
beschwörung fernhielt, die von den gewöhnlichen Beschwörungs- 
formeln der Kirche ganz abwichen. Das Buch der letziverstorbeaen 
Anna Maria, Herzogin von Ghateauroux, Favoritiu Ludwig des Fflnf- 
zehptjjn. geschrieben in d'T Art, wie das Lohen dpr Marqnise von 
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Pompadour, enthielt Sticheleien auf Lndwi;; lien KflnfKehnfen und 
wurde ,,in Absieht auf die Zeiten". d.i nhin ;.'lMitljte. jnjt Krank- 
reich gegen Friedrich den Zweiten eine Alli;iuz -m iselilii'ssen, 
ausser Landes geschafft. 

„Der moralische Romanist", gedruckt zu Krfurt, wurde ver- 
boten, weil in demselben ausgesprochen wunJu: .Die beiderseitige 
Liebe und Versichemng und Uelobung der ehelichen Treue mucüen 
die Ehe aus. Aufgebot und Trauung seien blots äu;>»erlii;he b'eierlicb- 
keiten; wohl aber sei es Schuldigkeit der Ehegatten, f'lr Nach- 
kommenschaft zu sorgen." — Es fehlte auch nii-ht an Büchern unsitt- 
lichen Inhalten: La hüHiotheque des pdits-maitres, in welcher das 
Sinnliche, Weichliche und Buzuub«rnde der Liebu mit allzu reifenden, 
lebhaften Worten geschildert wird; Hüchzeitsgediehte, „Las 
frivdites", gedruckt Haag 1758 (diese gehörten dem preussischen. 
Gesandten Baron Biedesel), ähnlichen Inhalts, wurden einstimmig 
verurtheih und vernichtet. Dasselbe Geschick erfuhren die Oltser- 
vatians pratique», Berlin I16O, über geheime Kraokheitt'n. da auch 
in denselben behauptet wuide, die vornebme römische (jeistliehkeit 
leide zumeist an dieser Krankheit. 

Schliesslich haben wir noch einer principiellen Frage zu 
gedenken. Die „Lutherischen" befanden sich damals in OesteiTeich 
in einer nicht beneidenswerthen Lage; blos in Ungarn und Sieben- 
bärgeu wurden sie geduldet. Wer sich in den Erbländem offen 
zum Protestantismus bekannte, musste nach Ungarn und Sieben- 
bürgen auswandern. Der damalige Bischof von Seekau plaidirte 
sogar dafilr^ dass man derartigen Eltern, welche auswandern, um 
ihrem Glauben treu zu bleiben, die Kinder abnehme, denn die 
Gewalt der Kirche sei grösser als die väterliche Gewalt und es sei 
Pflicht des Staates, derartige Kinder und später deren Nachkommen 
nicht der ewigen Verdammniss preiszugeben. Es fragte sieh nun, 
was mit protestantischen Büchern geschehen solle. Die genannte 
Commission erklärte, dass sie alle jene Bücher, die entweder durch- 
wegs oder auch nur hin und wieder ketzerisch sind, stets verab- 
scheue und für verwerflich halte. Es werden auch den Gonvurtiten, 
die von der protestautiächen zur kathohschen Kirche übertreten, 
jene Gebetbücher entzogen, die im Geringsten ketzerisch sind. Den 
Protestanten in Ungarn wurde der Besitz eines Esemplares einer 
Bibel, eines Lese-, Gebet- und Predigtbuches gestattet; jene Bfleher 
hingegen, welche die wahre B<-iigit|p — ="haiiiiflln pjjer . sie ,\ 
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und wiedpr mit groben LSsteroLgpn antAsten. sollen den Besitzern 
abgenommen werden. 

Die Kaiseriß genehmigte dieses Protokoll, bemerkend: „und 
miiss so viel möglich und ohne ofl'enbare Beschwerde geschehen 
kann, die fflehrere Kinlnhrung deren protestantischen Bileher hindan- 
gehallen werden, indem dadurch die weitere Verbreitung dieser 
Beligion und Irrlehre behindert würde." — Falls diese Bfieher, wenn 
auch nur im Kleinen, ein Bild des damaligen Bflehermarktes bieten. 
so wflrde sieli daraus Folgendes ergeben: Es gab damals und schon 
vor dieser Zeit Personen . welche auf politischem Gebiete die 
radicalsten Grundsätze aussprachen; es fehlte nicht an Schrift- 
stellern, welche das lockere Gebiet der Literatur pflegten ; hin- 
gegen ist die Glaubeneireiheit in Oesterreieh eine Erningenachaft 
unserer Zeit. 



2. Aus aJten Zeitungen, Kaunitz über Censur. 

Unter den Journalen haben die „Times" sich stets das Vor- 
recht gewahrt, inconsequent zu sein und ist es nichts Seltenes, 
dass sie an dem folgenden Tage das Gegentheil von dem behaupten, 
was sie Tags zuvor ausgesprochen hatten. Wenn die „Times" 
nämlich zur Einsicht gekommen sind, dass sie nicht mit der wahr- 
haften öff«ntlichen Meinung im Einklänge stehen, dann ziehen sie 
eben ihre Ansichten zurück. Man wird zugeben, dass eine derartige 
Inconseqnenz zu entschuldigen, ja in vielen Fällen zu rechtfertigen 
ist, denn eine solche Inconsequenz ist der Rechthaberei vorzu- 
ziehen, wo eine Redaetion sich für unfehlbar hält und die einmal 
aufgestellte Ansicht für unabänderlich festhält und sie starr wie ein 
Dogma vertheidigt. 

Eine andere Art von Inconsequenz lassen sich oft olBcieHe 
Journale zu Schulden kommen. Sie tadeln heute das, was sie gestern ' 
noch gelobt und preisen morgen das, was sie Tags zuvor geächtet 
haben. Und doch liegt zwischen dem einen und dem anderen Tage 
nichts, als dass statt der Herren Ä. B. C. die Herreu X. Y. Z. 
Minister wurden, welche andere Ansichten als die früheren Minister 
vertreten. Selbstverständlich werden diese Inconsequenzen desto ■ 
grösser in jenen Ländern, wo die Regierungs- und die Staatsformea * 
häufiger wechseln. Was hat nicht Alles der „Moniteur" seit 1789 ■ 



gplobt und gepriesen, und veniainiiit tind veriirtlieiit? VVelchu Thesen 
und Lehrmeinungen hat nicht schon di« pk. k. priv. Wiener Zeitung" 
seit dem Jahre 1848 aufgestellt mid vertlieidigtV Greift man bei 
der „Wiener Zeitung* noch weiter -/.urQck, so wunlen die Differenzen 
zwischen den Anschauungen der ^ W'ifner Zeitung* von damals 
und von heute noch grösser. Die Auschauungon der „Wiener 
Zeitung" über die Pflichten und Rechte der Staatubiirger, respecUve 
der Unterthanen, 8ind beispielsweise heute guQX anders, als sie 
&nno dazumal waren. 

Nicht ohne Interesse dürfte es jedoch sein zu erfuhren, dass 
sich die , Wiener Zeitung", wenn aueh nicht direct, gegen die 
Besteuerung der Journale aussprach. 

Die „Wiener Zeitung" von Mittwoch den 1. Julius 1789 
Nr. 52 berichtet nämlich unter der Rubrik Grossbritannien: Am 
16. Juni eröffnete Herr Pitt das Budget. Er sehlug viererlei neue 
Taxen ror: 1. auf Zeitungsblätter and Kundschaften ; 2. auf Karten 
und Wört'el; 3. aul Testamente und Vermächtnisse; 4. auf Pferde 
und Wagen. 

In einer besonderen Note äussert sieh die Bedaclion der 
„Wiener Zeitung" abfallig über die Zeitungssteuer. Sie sagt: „Es 
ist nun das sechste Mal, dass die Zeitungen in Eugland ein Gegen- 
stand der Staatsfinanzen werden. Zuerst entstand dieser Stempel 
mit '/i Pfennig filr jedes einzelne Blatt im spanischen Successions- 
kriege ; im folgenden Kriege mit Spanien ward dieser Stempel 
gleiehermassen erhöht. Den Betrag dieses doppelten Stempels 
berechnete Lord North im Jahre 1776 zu 36.000 Pfd. St. und 
sehlug eine neue Erhöhung mit '/, Pfennig vor, die er zu 18.000 
Pfd. St. berechnete. Dazu kam aueh noch unter eben diesem 
Ministerium eine Taxe auf alle Zeitungs- Inserate und einzelne 
gedruckte Avertissements. Schon seit langer Zeit bezog die Krone 
von jeder solcher Zeitungsanzeige zwei Schillinge; im Jahre 1780 
machte Lord North eine neue Auflage von noch sechs Pences und 
berechnete diese Erhöhung zu 9000 Pfd. St. Dazu kam im folgenden 
Jahre eine erhöhte Auflage auf alles Papier, die überhaupt zu 
100.000 Pfd. St. berechnet wurde und die Zeitungen mittelbar eben- 
falls traf. 

Aller dieser beträchtlichen Auflagen ungeachtet nahmen die 
Zeitungsblätter so sehr zu, dass Herr Pitt in oberwähnter Sitzung 
tagtfij sie mehrten sich noch jetzt von Monat zu Monat, und den 
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Vonirhiiig zu t^iici' neuen Auflage vun eiiieu lialLcu Pfennig Air Jedei 
Znitun^nbbtt lind von liechs Pfennig tut jedes Avertissement machen, 
den Ertrag von Krateren ab»r ku ^S.OÜU Pfd. St. und von Letxteren 
XU 9()00 Pld. St. biToi-.tinen /,u können glaubte. Uiewim nach darf 
mau annehmen, diu«» der Zuitungsstempel ohne Pupier^tempel in 
England nicht weniger als ISU.OJU Pfd. St. = LITO.'-OO fl. ein- 
trägt, welches Niemanden befremden wird, wenn man bedenkt, 
welchen Antbeil die ganze Nation an der Stuatsverwaltung nimmt, 
welche ganz unbeschränkte Freiheit die Herausgeber geniessen, 
ihre Meinnngen für und wider die öffentliche Verwaltung, die 
Minister und jeden Gegenstand bekannt zu machen, da&s Jeder- 
mann die Erlaubnis» hat, solche Blätter herauszugeben, dass duruh. 
dieselbe die Nation von Allein, was im Parlamente vorgeht, 
unterrichtet wird und das Ministerium selbst in dem Falle ist, 
sich einige Blatter zur ffeliirderung seiner Absicht zu bedienen etc. 
Die meisten englischen Zeitungen, um dem GeMle sich einiger- 
massen zu entziehen, haben ungeheuer grosses Bogeufonuat; den- 
noch gibt es einige danmter, die allein 10 — 12U0O Pfd St. aa, 
StenipelgehQhr einbringen." 

Die „Wiener Zeitung' sah sich auch zu jener Zeit maneb- 
mal veranlasst, zu dementiren. Beispielsweise fuhren wir an: Der 
Krieg in der Türkei lorderte viele Opfer an Menschen und ver- 
sehlang grosse Geldsummen. Die alarmirendsten Gerüchte wurden in 
den österreichfeindlichen Journalen über die finanziellen VerhällnisBe 
des Kaiserstaates verbreitet und es wurde den Bankhäusern, welche 
sonst die Anlehen für Oesterreich aufbrachten, schwer, das Geld , 
herbeizuschaffen. Unter Anderem hiess es, falls der J*'riede nicht 
bis 1. November 17s9 hergestellt sein würde, sollten jene Beamte, 
welche vierte^ährig über 50 j Gulden Besoldung geniessen, die Hälfte 
der Gehalte in vierperceatigen Kupfer-Ämtsobligationen — deren 
yiir bereits gedachten — erbalten. Diese Nachricht ging auch in 
Wiener Journale über und beunruhigte in hohem Grade das 
Publicum. Ueber Antrag der Staatsverwaltung genehmigte Kaiser 
Josef II , dass diese Nachricht demeutirt werde. Die „Wiener 
Zeitung", welche damals nur zweimal in der Woche, am Mittwoch 
und Samstag, erschien, brachte das Dementi in der Nummer 62 
vom 1. Juli 1789. Hingegen entschied sich der Kaiser gegen ein 
anderes projectirtes Dementi. 

Graf Kolowrat berichtete am 19. October 17=9: 
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Seit einiger Zeit iiabe mitn wahr^cnatuiijui], duss ilu* öSeot-' 
lichpn Staats -Obligationeo. grösstentheils aber jene dea Wiener 
ßanko. in iingewöhulicher Menge — in der IctKtverfloasenfin Woc-he 
beinalle ä'O.f'OO fl. — auf der hiesigen Börse zum Vorsohein go- 
kornirien und noch grössere Summen sollen veriliisBert wird.n. 

Goll & Comp, in Amsterdam melden, duas auf dem dortigen 
Platze eine grossem Menge von Bankpapiuren aus den Niederlanden 
finfliesse. An ein hiesiges Handel-haus sind Briefe von Geschäfts- 
freunden angekommen, welche eben anfragen, ob die Wiener Bank 
wohl ihren Verpflichtungen nachkommen werde. 

Durch diese Anhäufung der Staats-Ohlitrationen würde de^ 
Staat den doppelten Naehtheil haben. Der öffentliche Staatscredit 
wQrde geschwächt und die Geldbesitzer würden Gelegenheit hüben, 
ihr Geld/ das sie in die eröffneten Darlehen eingelegt hatten, auf 
den voiiheilhafteren Ankauf von Obligationen zu verwendfen. 

Kolowrat schlug daher vor. im niederländischen Journale ein 
Dementi zu veröffentlichen des Inhaltes, dass der Kaiser in jedem 
Falle (auch bei einem unglücklichen Anshi-nch der gegenwärtigen 
Gährung in den Niederlanden) die bestehende Constitution des 
Wiener Sladtbanko, sowie die Verbindlichkeiten der übrigen Fonds 
des Österreichischen Staates gegen Jedermann unverbrüchlich fest 
gehalten vissen wolle und daher die eingegangenen Verbindlich- 
keiten nnverbrQcblich halten werde. Ferner wurde empfohlen, 
einige hunderttausend Gulden auf die Einlösung der Banko-Obli- 
gationen anzuwenden, wodurch dieselben vor zu grosser Entwerthung 
geschützt würden. 

, Hierauf rescribirte der Kaiser: 

I „Jede Vorkehrung in dergleichen Umständen, die nicht wirksam 

genug gemacht werden kann, schadet mehr als sie nützt. Nun sind 
die beiderlei hier gemachten Vorschläge von dieser Art. Die an- 
getragene Erklärung nach Niederland zu erlassen, hälfe uns nichts, 
als gerade den aus bösen Absichten gegen ihr eigenes Interesse, 
durch Verkauf der Banko-Obligationen mit beträchtlichem Rabbat 
handelnden Capitalisten zu beweisen, dass sie ihr Ziel erreicht und 
uns in Verlegenheit gesetzt haben, welche sie nur um so gewisser 
verleiten würde, die Sache noch mehr zu betreiben. ' 

Das zweite vorgeschlagene Mittel, nämlich diese Obligationeii 
Mn Seite der Finanzen mit baarem Gelde einzulösen, hälfe abermal', 
-nichts, denn, verwendet man eine kleine Summe hierauf, so 
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es iiii-lit ans und reizt die W-rkiiuR'v noüii mehr; dieses aber mit 
grossen Summen zu unternehmen, würde uns die Verlegenheit zu- 
ziehen. UD8 von baarem Gelde zu aehr zu entblössen und könnte 
man hiermit unmögÜL-h lange toriHetzeu. Ich glaube also, dass 
für di'rmalen hierin gar nii-hts zu thun und der Sache ihr natür- 
licher Lauf zu lassen sui, bis siuh diese Gährung von seibat 
set^t." 

Thatmehlieh bewies der spatere Verlauf, dass die Anschauung 
Josel's die riehtige war. 

Wir wollen nun Einiges aus den „Berlinischen Nachrichten" 
ciüretik 

Die .Berlinischen Nachrichten" vom 25. Mai 1784 bringen 
eine Oorreijpoiidenz aus Wien vom 1&. Mai : 

„Kürzlich wurile den hiesig™ Servilen von einem fremden 
Manne eine grosse Wachskerze geopfert Nachmittags 3 Uhr. da 
die Kirche voll Menschen war, entstand auf dem Altar, auf welchem 
die geopferte Kerze brannte, ein enisotzlichea Krachen und Getöse, 
so dass mancher ein Wunder des Patrons, mancher eine Wirkung 
des Teufels glaubte, und ohne darauf zu fallen, dass die Kerze 
von einem Spitzbuben mit Feuerwerk gefüllt war, alles Volk aar 
Kirche hinausdrang, wobei viele ihre Arme und Füsse verrenkt, 
auch ihre Uhren eingehüsst haben." 

Man entnimmt daraus, dass es schon damals in Wien Leate 
gab, welche ^erae eine Hetäe arrangirten und dass es nicht an 
Langüngern fehlte, die einen derartigen Moment benutzten. 

Am 15. Februar 17)^5 braelite dieses Journal eine Corre- 
spondenz aus Ungarn, die mehr politischer Natur ist. Man ver- 
schmähte CS nämlich zu .jener Zeit nicht., wenn Missstimmung 
zwischen beiden Höfen oder ihren Regierungen herrsehte, Zeitungs- 
artikel zu veröffentlichen, welche der Gegenpartei nnangenehm 
waren. Die folgende Correspondenz berichtet über dieUnzufriedenheit 
in Ungarn mit den Massnahmen des Kaisers bezüglich der Streitig- 
keiten in Holland. Es gebe Ungarn, beisst es in diesem Berichte, 
nichts die Scheide, sondern die Donau, Drau und Sau an. Mag 
es anderswo nach der Verfassung sein, dass alle und jeder Bürger 
beständig zur Vertheidigung bereit und zwar blos nach dem Er- 
messen des Monarchen, ohne dass ihre Einstimmung nöthig wäre; 
aber das sei nicht ungarische Verfassung, nicht ungarisches Recht 
und Freiheit. 




Derartige jouraalistische PlAukeleien kamßn i^amals nicht 

Iselten vor uud kountfin daher beiläufig aazeigea, in weither Weis« 

l die Cabinete momentaa sich gegeoäber standen. 

Unter dem Nat^hlolger Friedrich II, ksmeo Ühntii-he jour- 

' nalistigche Nergeleiea seltener vor. Ottmals trifft man sogar Anek- 
doten uud Er^äbhiDgen iiber den Kaiser in frenndlicdiem Sinne. Aus 
Oesterreieh, '2b. März 1787. beriebtan die „B. N." : „Als dem 
Kaiser vor Kurzem der Roman „SchlendriaB", der die neuen Ge- 
setze lächerlich za maehen sucht, vorgelegt wurde, damit er den 
Befehl geben möchte, ihn zu conüsoiren, sagte er: „Haben sie 
meine Person nicht geschont, so mögen sie si<;h auch über 

L die Uesetze luatig machen ; sie bleiben doch , was sie sind, 

I Gesetze." 

r In einem Berichte aus Wien vom 4. Aprii 1787 beissl es: 

„Als der Kaiser neulich in Hemals das Erziehung»- Institut für 
Orficierstö«hter besah, waren die jungen Mädchen eben bei Tische, 
Er bemerkte, dass sie mit blecbenien Löffeln assen und gab sogleich 
Befehl, drtSB silberne augeschafft werden sollen, weil — nach 
seinem eigenen Ausdrucke — blecherne Löffel sich nur für Wach- 
stuben schicken." 

Thatsächlich erfreute sich Kais«r .losef grosser Sympathien des 
Volkes in Preussen, und mögen demselben die Reibungen zwischen 
den beiden Höfen und deren Cabineten nicht so bekannt gewesen 
sein, wie dies heute der Fall wäre, wenn sie statlfönden. Die 
Politik war damals zumeist ausschliesslich Sache der Diplomaten, 
und obschon diese untereinander oft geschwätzig waren und Me- 
disance wie Kaffoeschwestern trieben, so drang doch nach Aussen 
wenig oder nichts durch. 

So baten die Buchhändler Voss und Decker, in deren Verlag 
die Werke Friedrieh's II. erscheinen sollten, am 6. Juni 1787 um 
ein Privilegium, damit sie vor Nachdruck geschützt seien. In dem 
Bittgesuche an den Kaiser heisst es: Sie wenden sich an ihn 
als den erhabensten Beförderer und Kenner der Wissenschaften 
in unserem grossen Vaterlande und als den persönlichen 
Freund (?) unseres verewigten Friedrich. Mit Bewunderung wird 
Mit- und Nachwelt von diesem wichtigen Werke unseres Friedrich 
die huldreichst ertheilten Privilegien des grossen Josef als Beweis 
seiner Achtung gegen den König und seiner Gnade gegen die 
königlichen Buchhändler lesen. 
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Fii.'at Kikiuiit/. UK^iuLe jedouli. Jfts (jesiucli ao'i in Jui' gestellteu 
Form niL-ht zm bewilti>;t.'ii. Die PrivUegieo für die Reirhslande 
vifTilen voD (Ilt Bpicbiillüfkaiizlei erthellt und mässen sich die 
Bui-hliäiiiiler uuiiiittelbar ;ia didso wtttiden. Die Brlheilung aber 
fines auHHchlieHsliclien Privilegiums l'ür die Erblander an Fremdo 
sei gegeu die östurreicbisi^heii Grundsätze und die eingeführte 
Ordnung. Hiuiregt^n g:i\} er den Buchhandl^u einen Bath. ia 
welcher Weise sie zu ihi-em Ziele gelangen könnten. Ks si^hlng 
vor, (litss sie üich mit einem öäten-eiehiachen Buchhändler, etwa 
mit (jirater in Wien, dahin einverstehen, dttss sie ihm den ganzen 
Debtt liir die Krblande mittelst eiuer verhältnissmäMsigen Theil- 
gebimg am Nutzen UlierlaH-^en, in welchem Falle sodann der hiesige 
mitinteresäirte Verleger ihis ausschliessliche Privilegium erhalten 
könnti'. .Icdoeh mässte aul' dein Titi-1 der ganzen Auflage stehen: 
Berlin und Wien. 

Während diese Verhundlnngen geführt wurden, versendete! 
bereits der bekannte Buchhiindler Trattner den Frospeetua des von 
ihm zu veranstaltenden Nachdruckes der Werke Friedrich II., 
welcher in Berlin überaus nnang''nehmes Aufsehen machte.*) 

Doch fahren wir mit den Zeitungsnachrichten fort: Die 
„Berlinischen Nachrichten* vom 28. -Juni 1787 bringen folgende 
Correspondenz aus Oesterreicli : 

„In einem Spitule (im Villacher Kreise) lag ein Protestant 
krank und verlangte von einem evangelischen Seelsorger besucht 



*) Wie bckuiat war onter Joief It. der Naohdrnok geatattcL In dieaer, 
B«ziebiing dSrfte iM iSi-hreiben an im Orafen Eolowrat lota 11. November 

17ä!t von Iniereste sein. Ei laaiat: .Da icb na« verKbiedeaeD Aiino»c«a 
öffentlii-ber Zeitnogsbläiler ersehe, d&ss die Wurke deg TaliHire in eiaer deotBchea 
üeberset^ung hier aufgelegt und der Band zu SS kr. Terkaaft vrird, so werden 
Sie mir ftozeigeii, vtm ea mit dieser UeberBet^ung für eine Bese baffe aheit habe, . 
ob bierin lüle die »o bäufig in diesem Werke entbalteuen religions widrigen nnd 
sitlenT erder blieben Platten ebeofuils vorliomiiiea oder wie weit etwa diese Sarnm- 
luDg einer aDgeineesenoa Läuterung unterliege, well et hoabet nnscbieklioh 
wäre, dMB oiNn dM häufige in dem Originale enthaltene Qjft nocb durefa eine 
UebarBelKang, die doch nie den Wurth dee Originai-Abdrnekea erreiuhsn kannte, 
abiicbtiiob »neb in meinen Provinzen verbleiten wollte, wonach dann auch die 
in Berlin bereit! veranstaltete deutsehe Uebereelsung hier einzuführen und 2a 
verlcaufen verboten «erdeu uiuih. weil bei derlei f'liukwerk allemal in einer 
Uebeteetznog das Geiitreiolm verfliegt und das PlaMe der Beliglon und den 
Siilen um eo nacbtbeiiigcr wltd." 



/<^>V^^ 



^ * (^?^">t>^wi^ v^c>u^^«/6i^^ ' 
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zu werdon. Da niaii dem Armen diesen^yWunsch nach den 
kÄis. Toleranzgesetzen nicht verweigern durfte, so suchte der 
katholische Pfarrer das Gesetz nach seinem Endzweeke zu ^it- 
kräften, ohne jedoch gegen den Buchstaben im strengsten Ver- 
stände anzustossen. Zu diesem Ende wird neben dem Bette des 
E'ranken ein Loch durch die Mauer gebrochen, wodurch der evan- 
gelische Prediger in seinem Besuche mühsam ein- und auskriechen 
musste, um das heilige Spitai nicht förmlich zu entweihen. Der 
Kranke starb und nun wurd auch sein Leichnam durch die Oeffnung 
durc-fageschobeu und den Seinigen zur Beerdigung. überlassen. 

„Durch die Zusammenkunft des Kaisers und der Kaiserin 
in Gherson hatten die Wechselgeschäfte in Wien sieh so sehr 
gehäuft, dass die Comptoirs kaum mit aller Arbeit fertig werden^ 
konnten/' ^' 

„Vor Kurzem ward in Wien das Trauerspiel: „Der Möneh 
vom Berge Karmel" zwei Tage hinter einander aufgeführt und mit 
Beifall aufgenommen. Die Hauptrolle spielte Herr Brockmann. 
Die Aufführung dieses Stockes ist merkwürdig, weil man es darin 
zum ersten Male gewagt hat, einen Mönch in ganzer Ordens- 
kieidung auf das Theater einer katholischen Stadt zu bringen.'' 

£s fehlt bei uns auch heute nicht an Beispielen von Intoleranz. 
Es ist jedoch auch in dieser Beziehung entschieden besser ge- 
worden. Ein derartiger Fall, wie jener in einem Spitale Kärutens,* 
gehört iünpBL jetzt^^-wt ^w i r glauben , zu den Unmöglichkeiten. 

Wie man ferner aus obiger Oorrespondenz ersieht, legte man' 
in Wien grossen Werth auf die Zusammenkunft deä Kaisers nitt' 
der Kaiserin, und doch wurde bei dieser Zusammenkunft die Allianz 
Oesterreichs mit Bussland fester gekittet, die Oesterreich bald her- 
nach im Kriege Busslands gegen die Türkei theuer bezahlen miisste 
und durch welchen der Gesundheitszustand des Kaisers faart^i und' 
schwere Einbusse erlitt. 

Hinzufugen wollen wir, dass zu jener Zeit in Berlin ein 
Schranken und zwar ein wirklicher zwischen Adel tfnd Bär-- 
g'erschaft gefallen ist In eineto Berichte vom 8. December 1787 
hetsöt es: „In dieser Woche ist die Ordnung für deii Cametal' 
ausgegeben worden. Sonntag Vormittags ist Coür beim König, 
Abends bei der Königin^ Montag ist Operia sma/^Dienstag Re^ 
doutei Donnerstag Cour bei der verwitweten Königin^ Freitag 
Operpu Sonnabend assembUe in der Stadt Auf der Eedoute steht 
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68 kQaliig Jedormuia frei, sieli nacli WillkOr zu maskirea und 
vird der Adel . und die Bargerscbaft nicht mehr wie Bosst durch 
Schranken abgetheilt sein." 

Alterdiaga warf za jener Zeit die Revolution io Frankreich 
ihre Schatten achoD vomus. 

Nach dem Tode Jossf II. wurde bekanntlieh in Ungarn seinem 
Nachfolger Leopold das Erbfolgerecht bestritten. Ea gäbrt» gar 
heilig und gewaltig daselbst, nnd die in Frankreich ausgebrocbene 
Revolution gab dieser Gährang neue Nahrung. Zn jener Zeit 
erschien anonym eine Schrift: „Babel, Fragmente über die 

l jetzigen politischen Angelegenheiten in Ungarn. 

Gedruckt im römischen Reiche 1790," In derselben nird 

j insbesondere der Adel hart mitgenommen, daselbst heisat es, S. 86: 

' „In Frankreich stürmte und schleifte das Volk die Bastille als ein 
W.erkzßng und einen Schlupfwinkel der geheimen Aristokraten- 
tjrannei. In Ungarn bauen die Aristokraten durch ihren Diplotn- 
entwurf eine neue Bastille, um auch jedenfalls jeden ihnen Ver- . 
d^btigen und ihren Plänen widersprechenden Menseben, und am 

I Ende selbst den König ohne Umstände hineinAUwerfen." 

Femer heisst es S. 92 : „Epaminondas, Themistokles, Perikles, 

'• Aristides, Scipio, Cato und selbst Brutus sagten nie, sie wären 

Edelleute in Rom, Athen und Theben, sondern Borger ihres 

/}, Vaterlandes." 

/ In dieser Schrift wird offen darauf hingewiesen, dass das 

preussiscbe Ministerium, respective iU Graf Herzberg den Geist 
/*?/. flj^ der, Revolution/geschürt habe. ' 

, ^^ v . , Diese Schrift erschien zur Zeit, als sich das Verhältniss 

Oestprreiehs zu Preussen freundlicher gestaltete und als eben die 
Reiehepl^eher Conferenzen vor der Thüre waren. Sie war daher : 
dei|a Grafen Herzberg doppelt unangenehm. Er liess .durch den 
preussischen Residenten Jacobi in Wien und durch den Öster- 
reichischen Gesandten Fürsten Beuss in Berlin Voratellangen beim 
Fürsten Kaunitz machen und verlangte die Unteidröckung dieser 
Schrift. Färst. Kaunitz schrieb in Folge dieser Vorstellungen an 
djip Fflrsten Re^ss am 13. September 1790/ ^g 
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/_Wa8 die Skartek „Babel" genannt, betrifft, der^n sowohl 

A Herr Graf Herzberg gegen Euere als Freiherr v. Jacobi hier mit 

allem Grunde beschwersame Erwähnung gemacht haben, so kana 

loh derselben betheuern, dass uns deren Erscheinung gewiss ebenso 
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unatigenehra und missiällig ist. Es ist eine von den hundert 
idtehüren, welche seit denen hierlands ausgebrochenen Unruhen 
meistens aus auswärtigen oder geheimen Pressen geflossen sind und 
mit ebenso unanständigen Anfällen über die ehrfurchts würdigsten 
Gegeustände ohne Ausnahme des höchsten Landesfürsten angefülli 
worden sind. Da die hiesige Censur bisher noch immer fortfuhj/ 
nach den unter voriger Regierung festgesetzten Grundsätzen zu 
Werke zu gehen, so wurde in Ansehung aller dieser Blätter der 
Grundsatz beobachtet, ^h auf das Verbot ihrer öffentlichen An- 
kündigung zu beschränken; den Verkauf derselben aber im Stillen 
geschehen zu lassen. Indem die Erfahrung voriger Zeiten gelehrt 
hat, dass ernstliche Verbote keine andere Wirkung haben, als dgl. 
elenden Skriblereien eine Gelebrität und einen Beiz zu verschaffen, 
die zur Verbreitung und Wirkung des Giftes mehr als der eigene 
geringe Werth des Inhaltes beitragen, wohingegen acht oder höch- 
stens vierzehn Tage genfige sind, den Ruf und das Andenken der- 
selben in Vergessenheit zu begraben, sobald man sie keiner öffent- 
lichen Ahndung würdigt Diese Betrachtung ist schon vor geraumer 
Zeit dem Freiherrn von Jacobi von Seite der Staatskanzlei gemacht 
und derselbe ersucht worden, die Brochüre „Babel'' genannt umso- 
mehr ungerugt zu lassen, als der Verbot, tiachdem dieses Werk, 
noch ehe als das Ministerium selbes zu Gesichte bekam, schon 
aller Orten verbreitet \Yorden war, unnütz sei; ein öffentliches 
Dementi aber die allgemeine Aufsiehtigkeit darüber nur noch mehr 
anregen würde, zumalen verschiedene Fakta in Betreff der Anband- 
lung sowohl der Insurgenten als einiger Ungarn mit Fremden accre- 
ditirten Männern bekannt geworden und folglich der öffentliche 
Widerspruch nicht so vollständig und beruhigend als es der Zweck 
erfordert, ausfallen könnte. 

' Sollte demnach von der genannten Skartek noch Erwähnung 
geschehen, so wird Ew, Liebden überlassen, von obigen Reflexionen 
auf die delikateste und freundsehaftlichje Art Gebrauch zu machen 
und schliesslich vorzustellen, 

1. Daa eine öffentliche Ahndung dieser Bix)iehöre, nachdem 
so viele gegen die eigene Ijandeßregierung höchst anzügliche ge- 
duldet worden sind, nicht wohl thunlich und mit der ganzen bis- 
herigen Censursverfassung unvereinbarlich wäre. 

2. Dass sie in diesem Augenblicke schon halb vergessen sei 
und in Kurzem Niemand mehr daran denken "wetde; ein die^-" 
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Oillijrer Eklat liiiijregfu ihr flnoii neuen und wolil viel si-liüdlicb^reti 
Umirieb versehaflfeu werde. 

üebiigena wird hier für die Zukunfl durch eine gemessenere 
CensurieiDriebtuug für die Abstelluny; eiüss Unfuges gi-sorgt werden, 
der Jeider in ganz Deutselilaüd eingerissen ist und wovon diu 
Grundsätze und Massneh munden des hiesigen Hofes l^wltt es k. B. 
so viele aus Veranlassung des Fürsten bundes zam Tlicile in Uerlia 
horuusgekoinmeue Sciiriften beweisen) gewiss um wenigsten ver- 
Bchoiit geblieben sind. Es ist zn wiin3<.-lien. ili<» krintllg «IIa 
deutschen Fürsten auf die tlinselirüukiing eines m) geuiein- 
suhädliehen Uebels ebenlalls fitrdeuken wallten." 

Es darf wohl angenommen werden, dass diews Skartet, ds 
es sich gegen die damaligen Umtriebe in Ungarn wendete, iiq 
Ganzen nicht unangenehm war. Die Angriffe gegen den Minister 
Herzberg mögen iäb auch mvUt tief in der Seele verletzt halben. 
Persönlich wär er mit diesem Miniatur nicht sehr befreundet und 
saehlieh musste er die „Anbiindeleien", die stattgefunden halten, 
nur veidammeu. Kaiinitz wäscht jedoch seine Hände in UusL^hiitj 
und meint, dass sieh geselzlinh niehts dagegen thuu lussu ; ja er 
räth davon ab, dass man überhaupt etwas dagegen tbue, da diiis jiar 
geeignet sein könnte, der Schrift Keclame zu machen. Ke ist das eiae I 
Anschauung, deren Richtigkeit, trotz aller gemachten EifapruugeD, / 
die meisten StaalsanwAlte gar oft zum Naehtheüe der Öaehe, die 
sie vertreten wollen, bis anf den heutigen Tag nicht anerkennen, 

Kaunitz ist auch boshaft genug, an die Schriften, welche 
gegen Oesteireich zur Zelt der Entstehung des Fürbtenbundes 
ersebienen sind, denen das prenssische Ministerium nicht immer 
ferne stand, zu erinnern. 

Dem Geiste der neuen ßegiening entsprechend empfiehlt i 
Kaunitz die Wiedereinlfllirung der Censur. In dieser Ansicht 
begegneten sich dann die Minister Oesterreichs und Preussena. 
Ton welchem Erfolge dieses Mittel war, ist bekannt. 



4. Der Process des PaEdureaführera Franz Freitierm von 
der Trenk. 

Die Geschichtsforschung der neueren Xeit hat manche Götter 
von ihren Piedestalen herabgestürzt und Persönlichkeiten rehabi- 
litiit, die froher m, den Pfuhl dei- Hölle verurtheilt waren. Franz 
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FruitieiT von dw Trisuk*) gehört /,ur let/.ti*rt?u (iiittiing. Wohl hut 
er zu seiner Beohtfertigiing eine Sellj4biogra[ihie verfasst^ Sie ist 
unter ilem Titül: „Merii würdiges Let)en und Tbatmi des alten Frei- 
heirn Franz FrL-iheir von der Trenk' in Frankfurt nnd Leipzig 
erschienen (der Narae des Verlegers ist niebt genannt, ebenso fehlt 
das Dutum, iu welchem Jahre die Schrift erschienen ist. In Wien 
erschien die gleiche Ansgalje im Jahre \lS'i und dann Iä07), doch 
sie provocirte sotbrt eine üegeiisehrift unter demselben Titel, ge- 
druekt in Frankfurt und Leipzig 1747, welche in sehr scharfer 
Weise die Selbstbiogruphie kritisirt. Ks erschien dann eine ganze 
fieihe von Uilchern, darunter auch liomane, weiche den Panduren- 
fülirer a.U eine Ausgeburt der Hülle schildern. 

Ks kann b4ui nicht unsere Aufgabe sein, den Fand Lirenführer 
reiQKuwaachen und ihn von aller Schuld freizusprechen, wohl aber 
wollen wir, da uns Gelegenheit geboten war, Einsicht in die 
Process-Acten zu nehmen, welche sieh hier im Archive des Beichs- 
Kriegsministeriums befinden, Momeote , die für ihn sprechen, 
anführen. Es wird sich dahei die tielegenheit bieten, einige 
interessante Streiflichter auf Nebenmomente zu werfen. 

Franz Freiherr von der Trenk wurde am Sylvester-Abend um 
1 Uhr nach Mitternacht im Jahre 17 lU oder eigentlich am 
1. Jfiuner 1711 zu Reggio in Galabrien, und zwar scheintodt 
geboren. Dessen Vater war ein stiftniässiger Oavalier aus Preuasen 
und damals Oberstlieutenant und Oommandant zu Pizifalcono, 
eiuem Castell bei Neapel, 

Als Kind kam Trenk nach Oedenburg, wo er von Jenuitea 
erzogen wurde. Siebzehn Jahre alt, trat er in österreichische 
KriegBdlen.ste, dann iu's russische Heer, nm später neuerding» 
unter der Kaiserin Maria Theresia der östen-eichischen Fahne zu 
dienen: er wurde Pandurenführer. 

Obschon OesteiTeich fa^t ununterbrochen Krieg filhrte, hatte 
es ■doch nur selten bedeutende KriegfOhrer, hervorragende mili- 
tärische Talente und es gelang daher manchmal PerBÖnliehkeilen 
zweiten Ranges, den ttiis minoi-um gentium, für bedeutende und 
grosse Männer zn gelten. Dazu kam noch, dass die Verpflegung 



*) Dessen Vellar Friedrich eodele im Jabr« 1 794 »u f der üuillotine. Ua» 
^rsaxOBische RemiuiionBirlbuQid veinnlieUH Uin,-. da ^^^ Ahslchl halte, Mari«., 
talloiiieile itn Ketten. . i,i-|.j'. il - i. ,'i •„\'ii ^i^^un^^^. - i--* ■ i-l:^ 
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der Truppc'ii uJcLt ia der Wei»e i^tuUlaoii, wie sie bütte gtattfiodea 
8olleu, UQil die TruppeDitihrer luuasten darauf bedac-bt sein, auf 
eigene Faust vorzugebea. Ztudem galt der Wallmisteio'sche Grund- 
ntX'L: Der Krieg ernährt den Krieg. Trenk selbst stBÜt sich in 
seiner Selbstbiographie nii-.bt für rein und maltellos hin und man 
darf ihm dies aufs Wort glauben. Trenit scheint jedoch zu den- 
jenigen Charakteren gehört zu haben, die die Silualion für sich 
ausbeUen ; hingegen verlangte er von den ihm untergebenen 
Offiuiereo, dass sie ausschliesslich ihre Pflicht thun und auf die 
Neben vorth eile, die ihnen da und dort die Uelegenheit bot, ver- 
zichten sollten, und darauf wollten die Herren nicht eingeben. 
II Diese Männer traten nun gegen ihn auf (dies geschah in Anklage- 
. Schriften vom 3. und 8. October 1745) |/-»te malten ihn schwärzer, 
als er war. ' 

Der Kriegerath fasste die Anklagen zusammen und reassumirte 
sie in zehn Punkten. 

Wir lassen hier die eigenhändig geschriebene Vertheidi- 
gung Trenk's im Auszüge folgen, aus welcher zugleich lierrorgfibt, 
wessen er angeklagt wurde. ' 

„1. In meinem Durchmarsche durch das Glazisfhe, weiches 
ich als Feindesland angesehen, habe ich jedem Soldaten ein Pfund 
Fleisch, eine halbe Bier und 2 Pfund Brot, den Pferden aber dia 
Fourage gratis geben lassen. Den Officieren iiess ich auf jeda 
Portion lö Kreuzer zahlen, nnd weil ich nicht geraubt nnd ge- 
plündert, so hat die Grafschall ülaz mir ein Präsent gemacht,. 
wovon ich den Offfeieren vom Regiment und den Husaren die zwei 
rückständigen Monategelder (April und Miir<i) bezahlen Iiess. Den* 
Rest aber, beiläufig 30 ^ü fl., habe ich als freundliehe DiseretioQ. 
für mich behalten. Die Geiseln — jene nämlich, welche weder' 
Fourage, noch Victualien für mein Commando liefern wollten — •■- 
wurden sofort nach Befehl entlassen. 

2. Die Geiseln wurden ausgehoben als Mittel, um die Leote'' 
zu zwingen, Lebensmittel herbeizuschaffen, da keine Fflhrongs-' 
Cummissüre waren, welche das hätten thun sollen. 

3. In meiner Abwesenheit, da ich kranit zu Dobraska lag^,! 
hat Lieutenant Kaßsler (einer Derjenigen, welcher klagbar gegen! 
Trenk auftrat), der Auftrag hatte, hundert Fässer Mehl, die eruirt | 
wurden, abzuholen, nicht allein lür zwei Monate Steuern a.m-\ 
gesuhrieben nnd eincassirt. sondern auch einem hollündischen K 



27{l 

manne den Leinwandwagen geplündert und bei 40.000 fl. Schaden 
zagefiigt und das Sehloss des Herrn v. Seidlitz total ausgeplündert. 
Das Geld und die Effecten hat er nach bei sich. 

4. Ich bin keinen Tritt aus Böfamisch-Wermersdorf gekommen. 
Ich habe nur von jenen Ortschaften, welche keine Fourage und 
Brod liefern wollten, Geiseln verlangt, da ich und der General 
St. Andrä fünf Tage ohne Brod gestanden und von der Armee 
uns keines zugeführt werden konnte. 

ö. Jurisdiction ist kein Despotismus, ein Vasall ist kein Sou-> 
verän und einen Sklaven setzt man in unserem Lande nicht in 
Arrest, sondern auf die Galeere. Was aber mein scharfes Verfahren / 
nach sich zieht, zeigt die gute Gorrection der Officiere, aus welchen / •€/ 
einige, wenn es ihnen beliebt, ohne sich weiters anzufragen, ih's 
Lager gehen, die ganze Nacht spielen und die Löhnung von der 
ganzen Compaq ni 3 verspielen. Von diesen sind wirklich zwei im 
Arreste. 

6. Der Fähndrich Mareek (ebenfalls ein Ankläger Trenk's) 
hat sich selbst cassirt. Er hat den Leinwandbändler und Herrn 
V. Seidlitz mitplündern helfen und mir es dann abgeleugnet. Zum 
Exempel, weil er als Offieier geraubt, weil er mich mit der Unwahr« 
heit hintergangen und weil der Auditor, den ich dnrch keinen 
Anderen ersetzen könnte, sein leiblicher Bruder ist, darum habe 
ihm diesen Laufzettel gegeben. 

7. Was die: Malversation betrifft, so wäre der Angeber 
empfindlich zu bestrafen, da er dies nicht wird beweisen können. 

8. Der Hauptmann Prieser (ebenfalls ein Ankläger Trenk's) 
hatte keinen anderen Befehl, als dass er aus Waidenburg in Schle- 
sien sechs Geschwome und Bürger bringe, um mit ihnen die Ver- 
pflegung des ganzen Corps zu reguliren. Ich befahl ihm im Beisein 
aller Officiere und Gemeinen, dass er sich nicht durch Geld blenden 
lasse, auch wenn sie ihm 4- oder 6000 Ducaten offeriren, da ich 
Lebensmittel brauche. Das Commando ging hin, die Panduren um- 
züngelten die Stadt, gingen hin und überlieferten dem Hauptmann 
sechs Bürger und Geschwome, mit welchen Prieser in den Häusern 
herumging. Hierauf gab er die Stadt den Panduren preis, damit w 
sie über sein Verfahren schweigen. Nachdem ich dieses erfahren 
hatte, Hess ich den Hauptmann beim Profossen schliessen und jeder 
Gemeine wurde mit hundert Prügeln bestraft. Das geraubte Vieh 

und die Effecten sind den Eigenthümern, das erstere Alles ^ und- 
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von Aura letzteren das Meiste. zui'iiekgegelp«n worden; der Genml 
St. Aüdrä, der dessen Zeuge war, kann dies bestätigen. 

9. Nachdem ich und der lleneral St, Ändrit von zwei gefänglich 
eingebrachten und in Gewehr gefundeueu sehh'siscliea Bautnn 
erfahren hatten, duES ihr Herr, der ürat'Uochberg, ibnen befohlMi, 
das Uewehr gegen die Oesterreicher zu ergreil'eu, und nachdem aii 
thatsäcblich zwei Pandiiren tödtlich blessirten, so beschlossen wir, 
500 Mann zu delacLiren. welche das Dort' umringen und uns alle 
Bauern, die in Waffi-n gefunden werden, gefänglich einbringen 
sollten; iSiejeuigen aber, die sich wehren und Feuer geben, sollten 
sie ohne Uuade niederhauen. Da das Durf, eine Stunde laug, im 
Walde liegt, konnten die Fanduren es nicht umzingeln, sie tieleo 
daher von zwei Seiten in dasselbe ein, landen aber NtemandeD 
darin. Kaum hatten sie sich im Dorle versammelt, so fingen die 
Uauera an, wie uns berichtet wurde — wir selber waren nicht 
anwesend — aus dem Walde auf sie Feuer zu geben, worauf das 
Uommando zuriieksehoss. Zehn Jläuser geriethen nun in Brand und 
einige wurden geplQndert. Trotz der schitrtsten Inqiiiriraug ist 6s 
uns nicht gelungen, die Thäter zu erforschen. Am anderen Tage, 
als ich das Timoberg'sche Corps in (jrössau attaquirett wollte, zog 
ich dahin und da eifubr ich im Kloster, dass in den zehn ver- 
brannten Hau:iern ein altes Weih von einem Kleinriehter verbrannt 
sei und sonst uit-hts. Die lutherische Pfarreriu und ihr Mann, die 
sich acht Tage zuvor uauh Landshut getJQehtet h^ttten, konnten 
weder verbrannt noch geköpft werden. 

lU. Der Befehl Ihrer kaiserlichen Hoheit wegen unseres Ab- 
marsches traf uns den 28. September, Nachmittags 1 Uhr. Wir 
brachen sofort die Zelte ab und marschiilen um 3 Uhr. Da wir 
auf Befehl Sr. kaiserlichen Hoheit alle Avenuen verhackten, um die 
Kanonen durchzubringen, so massten wir die ganze Kacht und den 
anderen Tag bis 7 Uhr in der Früh zubringen. Die Husaren aber 
griffen auf zwei Kanonenschüsse das Wiuterfeld'sche Corps, &o dem 
Keind zu Hilfe kam. an, und thaten ihre Schuldigkeit; da aber das 
(Jorps in Folge der Eile zerstreut anlangte, so waren wir beschäftigt, 
es auf der Anhöhe zu rangiren. Kaum war der dritte Tbeil rangirt, 
sahen wir schon unsere Armee in der grössten Unordnung zurück- 
weichen. 

Dieses ist, was ich Eurer kaiserlichen Hoheit zu Füssen lege, 
mit gehorsamster lütto, Eure kaiserliche Hoheit geruhen gnädigst 
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auf uiü Mittel zu gedenken, wodtireli luir iiieinH Lifltiiiügte El; 
anwiederum restitnirt werden möulite." 

Diese Vertheidigung gewährt einen Kinliüelc in die Art ui 
Weise, wie zu jener Zeit der Krie^: geführt wurde. Zugleich luaöhl 
sie den Eindruck, als wäre „kein Kngel su rein" wie der Paiiduren- 
führer Trenb, 

Ausser dieser Vertheidigung. die für rfen Kriegsrath bestimmt 
war, richtete Trenk mehrere Hriel'e an den Herrog Carl von Loth- 
ringen in französischer Sprache. Wir lassen hier einige Auszüge 
in deutscher üeberaelzung folgen: .J 

„Sehorez, 16. Oktober 174i. Königliehe Hoheit! Es ist 
meinem Üegimente bareits so weil gekommen, dass die Offii-ieri 
ohne meine Erkubniss das Lager verlassen und je naeh ihrer 
Laune (selon leur phantasie) dubia gehen, wo en ihnen gefällt und 
ihre Oompagnien im ätiehe lussen. Die Desertion nimmt daher 
bedeutend zu, so dass in zwei Tagen dreizehn Soldaten in's feindliche 
Lager übergingen. Die Disciplinlosigkeit geht so weit, dass derartige 
Ofäeiare Soldaten, die ich zum Proibssen gebe, selbe durch Gewalt 
zu befreien suchen, wie dies erst gestern der Fall war, wo der 
Profoss bei einer derartig>tu Ijelegenheit hundert Stockstreiehe 
bekam." Trenk littet daher, der Heizig möge der Inquisitions- 
Commission den Auftrag geben, den Procees zu verhandeln, damit 
ihm (Trenk) die Gelegenheit gegeben werde, sich von den gegen, 
ihn erhobenen falschen Besehnldigungen zu befreien. 

Aus dem Lager zu Hohn richtete er am 30, Oetoher 17^ 
folgende Zuschril't au den Herzog: . 

„Niemand fühlt lebhafter d*s Joch der Verachtung als m 
jenige, der die Wonne hatte, Ihrer Gnade (de vos bownes gract 
theilhaftig zu werden. AU' das Unglück, das mich bisher traf, 
dem jetzigen nicht zu vergleichen. Was könnte mich Härteres, 
treffen, als Ihr Wohlwollen zu verlieren. Werde ich die Kraft haben, 
ein derartiges Unglück zu ertragen? Hätte ich doch früher den Tod 
gefanden, wozu sich so oft die Gelegenheit bot. Wie oft setzte ich 
mein Leben den gröasten Gefahren für die Grösse und den Buhin 
Eurer k. Hoheit aus? Sollten trotz meiner Anstrengungen meine 
Feinde den Sieg über mich erringen, dann erbitte ich mir als letzte 
Gnade, dass mir Ihre Majestät eine Pension bestimme, die ich in 
ü^gend einem Winkel der Welt, wo ich unbekannt bin, geniessett^ 
und den Best meine.s traurigen Lebens beschlteasen will. 
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Ans Heiuiioif, 2(1. Noveiiiber 174j'j, setireibt er: „Ich werde 
dem Befehle Eurer k. Hoheit nacbkomiuen und erwarte nur Brod, 
da das Regiment aeit vier Tagen ohue Brod ist. leh werde M^oob 
Dicht aftumen, heute noch in Fi-idberg einzutreffen. Ich ersut-he 
jedoch, mir Waffen und Munition zu schicken. Jedenfalls werde 
ich traubten, genau die Aufträge Kurer k. Hoheit auszuführen. 
Zugleich will ich melden, dass ier Hauptmann Prieser sieh beklagt, 
es sei ihm seine Bagage von dem Lieutenant Kausler (der bereits 
genannte Ankläger Trenk's) gestohlen worden. Die Magd Kaasler's 
bestütigt dieses und ist bereit, ihre Aussage durch einen Eid au 
erhärten. — Wie man mir ferner aus Slavonien berichtet, haben 
Diebe eine Stallung, die ich für hundert Pferde erbauen lies», ver- 
brannt, wobei nicht nur mehrere Plerde zugrunde gingen, sondern 
auch viel Uetreide und zweihundert Heuwagen verbrannten, Bis 
erwächst mir dadurch ein Verlust von mehr als 6000 fl ■" 

Ein Hchreiben aus (jlabel, 11. Deeember 1745. enthält 
Folgendes : 

„Nach den mir gewordenen Mittheilungen zieht sich der Feind 
von hier nach Dresden und liisst in Zittau nur vier Bataillone und 
200 Jäger in Teifenbach. Der Oeneral Winterfeld soll nach der 
einen Aussage 12.0Ü0 Mann haben, naub der anderen blos drei 
Begimenter Infanterie, ein Dragoner- und ein Husaren-Begiment. 
Ich musB jedoch wiederholt um Munition bitten. Scblieaslieh böra 
ich, dass die Oildciere, welche gegen mich klagbar aufgetreten sind — 
Beschuldigungen, die Eure k. Hoheit als Verleumdungen erkannten — 
nach Wien gingen. Ich ersuche daher zu trachten, dass diese odiöse 
Angelegenheit beendet werde und habe ich in gleichem Sinne eine 
Bitte an den Eriegsrath gerichtet. Ich bitte jedoch, daSs die Ver- 
leumder vor Allem die Processkosten deponiren, denn ich habe 
durch das Beispiel meines Vaters erfahren, dass man 
nicht denjenigen verurtheilt, die Processkosten zu 
zahlen, der schuldig ist, sondern /enen, derzahlungs- 
fähig ist (quiestjiai/ahle). Uebrigens sincT die Einwohner Sachsens 
mehr dem i''einde als uns ergeben und daher kommt es, dass der 
feind über unsere Bewegungen gut unterrichtet ist, ich aber von 
den seinigen wenig weiss." 

Abgesehen von den Klagen, welche Officiere, die Trenk unter- 
geordnet waren, gegen ihn bei der Mi litjir- Behörde erhoben, beklagte 
sieh der preussische General Raren Zedlitz in mehreren Briefen 





aber (las Vorgehiri der PainluroD. In i.'inom Selireilicii des UeiK^rig 
Manstein an Trenk (Reisendorf, 14. Oetober l74.ö). welches [ 
Briefe Zedlitz' erwähnt, heisst es: „Ich zweifle uii^ht, dass I 
Iraehten werden, den Schaden, den Ihre Soldaten in TanbHusW 
und Conradswalde verursacht haben, na ersetzen, wi« Sie es ver- 
sprochen haben. Ich muss Ihnen jedoch eröffdsn. dass Ihre Soldaten 
vor einigen Tagen das Dorf Gierdorff ausgeplündert haben. Doch 
nicht genug, dass sie Alles den armen iJuuern geraubt, so habi^ii 
sie auch zwei derselben getödtet, mehrere verwundet und viele ho 
furchtbar gesehlagen, daas einige davon sterben werden. Nie wurden 
derartige Dinge in einem anständigen Kriege (dam la bonne ijmrre) 
getibt und gewiss ist dies nicht die Art, einen anständigen Krieg 
zu fahren. Wenn man einige Ihrer Leute als Gefangene nimmt, 
wie soll man sie behandeln? Doch nicht als Soldaten. Ich weiss 
es, dass Sie an derartigen grausamen Escessen kein Wohlgefallen 
finden und hoffe ich. dass Sie denselben ein Ziel setzen werden." 
Im Verlaufe des Proeesses wurde der Herzog Carl von Loth- 
ringen ersucht, seine Wohlmeinung abzugeben. Diese ging dahin. 
dass TonTrenk/Grausamkeiten nnd b'ngere^'htigkeiten verübtAvurden^/ 
ob jedoch TrenÄ oder seine Oificiere daran Schuld tragen, (konne__er_ 
nicht entscheiden. Hingegen meinte er. dass das Aerar/Sureh Trenk 

keinen Schaden gelitten habe. ^— 

Trenk wurde schliesslich 1747 zu lebenslänglichem Kerker auf 
dem Spiclberge zu Brftnn verurtheilt. Daselbst fährte er ein beschau- 
liches Leben und wurde Capuziner. Er liess auf seine Kosten dort 
eine Capelle errichten. Am 4. October 1749, 1 Chr Nachts, starb 
er in den Armen von Capnzinern- 

Er vert'asste sich selbst die Orabschrift. Sie lautet: 
„Ach derfft nach meinem Tode nur meine Unschuld sagen. 
Hier liegt der treue Trenk wie Sokrates begraben. 
So würde meine Kaiserin nach meinem Tode einseh'n 
Das Unrecht, so mir ist von meinen Feinden gescheh'n," 
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Nachdem Friedrich II, einen Theil Oesterreichisch-Schlesien 
erobert hatte, blieb die Breslauer Diöcese im »tatu quo ante, das 
heisst. es gehörten zu derselben österreichische und ««•"■sische 
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üt-ljielötliüilf. Ks wiif tiies ki'iüe veieiiiKelte Ersclifiiiuiig, da auch 
KUin Beispiel« die l'assauor Diöcese Theile Niederösterreichs ein- 
Mcbloss und waren katholische Geistliche in Oestt-rreicii bei den 
damaligen Vei'kehrRierhiUln lesen geuöthlgt, eine Reise zu unter- 
nehmen, die inunehiiiut acht Tige dauerte, um sich von ihren 
Oberen Ruths zu erholen oder Instructionen ertheilen zu lassen. 
Wohl daebis schon Maria Theresia daran, dieaeii, man sollte 
glauben, unhalibarea Zustünden ein Ende m macheu. Doch gelang 
ihr dieses nicht. Krst Josef IL war es gegönnt, einige Erfolge zu 
erzielen. 

Zu jener Zeit war Graf Gotthard Schaffgotsch Bischof von 
Breslau, gestorben 17%. Dieser Kirtheufürst hal der Kirche wenig 
Khre gemacht, denu er führte ein leichtsinniges, sittenloses Leben. 

Er zeigte sich auch wenig loyal gegen die Kaiserin Maria 
Theresia. Im Jahre 1749 klagten die Protestanten in Ungarn, und 
zwar nicht ohne lirund, über Bedröekung. Eiue Deputation ungari- 
scher Edelleute begab sich nach Wien, die von dem ungarischen 
Hofkanzler, Grafen Nadasdy, selir hart angefahren wurde. Die 
Kaiserin empfing sie gnildig; jedo«h hatt^-diM weiter keinen Erfolg, 
Dadurch einiuthigt, veröffentlichte der Veszprimer Bischof Martin 
ßiro eine Schrift, in welcher er die ungarischen Protestanten mit 
Schmähungen überhäufte. Friedrich IL benützte diesen Moment 
und warf sich zum Schutzherrn der Protestanten auf Er beauf- 
tragte den Grafen Scha£fgots(rh, der kaiholischen Geistlichkeit in 
Ungarn grössere Mässigung gegen die Protestanten zu empfeblea. Da 
jedoch dieser Bischof keinen Einfluss auf den katholischen Clerus 
in Ungarn besass, so legte er dieses Schreiben, wie es wohl schon 
zuvor mit dem Könige abgemacht war, dem Papste Benedict XIV. 
vor, dunih welchen es an die Kaiserin gelangte. Da die Kaiserin 
die Einmischung fremder Mächte in innere Angelegenheiten nicht 
gerne sah, so war ihr dieser Vorgang selbstverständlich nicht 
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Nachdem am 24. November 1757, während des siebenjährigen 
Krieges, Breslau von den Oesterreichem erobert wurde, hielt Graf 
Schaffgotsch, der Günstling Friedrieh IL, in der Domkirche vor 
dem Prinzen von Lothringen, dem Schwager Maria Theresia's und 
den österreichischen Generalen das Hochamt ab, das mit einem 
feierlichen Dankgebet für die Wiederherstellung der österreichischen, 
Herrschaft in Schlesien schloss. ,, ,,. ,■„,, 
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Üie Kaiserin Itras sich jedoch durch diese Loyulifiitsbozeugunsren 
nicht täosflhen; aber als die Dinge für die Oesterreiclier wieder 
eine schiefe Wendung nahmen, gestattete sie dorn Bisehof, dasB it 
sich nach Johannisberg, in den österreichischen Theil seines 
Sfirengels, begebe, sich dort ruhig rerhalie und das Knde des 
Krieges abwarte. Zur Besorgung der bisehöflifiien Amlsgest-hiifte 
tollte VT aus der Reihe der (ii-i st liehen, deren Anhüngliehkeit an 
üoaterrfich belcannt sei , einen Generalvicar in Vorschlag bringen. 
Auf einen diesbezüglirhen Vortrag der Hofkan/.lei vom 8. Deceniber 
17Ö7 resci'ibirt die Kaiserin eigenhändig: 

^jet/t fallet alles ab, nach Ohnatz aber kunnte dem bischoff 
niemahlens rathen zu bringen eher nach tropau oder jegi-rndorf, 
wan er resigniren und nai-h rom wolte wäre es das beste," 

Schuffgotsch resignirte jedoch nicht und ging auch nicht 
nach Rom. 

Der Krieg ging zu Knde und in den Hubertsburger Friedens- 
Uoterhandlungen wurde mündlich eine Special- Amnestie für den 
lireslauer Bischof zugesagt. Nichtsdestoweniger entzog Friedrich II. 
g^selben die Verwultung des preussisohen Theiles der Diöcese 
nnd übertrug die geistliche Verwesung einem Weihbischot'; die 
Temporalien jedoch wurden von der BreBlauer Kriegs- und Dotn&nen- 
Icammer eingezogen, die sie nacb ihrem Gutdünken verwendete. 
Der Bisi'huf selbst aber wurde nach Oppeln delegirt und da 
gewissermassen in Gefangenschaft gebalten, bis es ihm im Jahre 
1765 gelang, auf österreichisches Gebiet zu gelangen. In Poigfe 
verschiedener VoRitellv&gdn erhielt er dann von Proussen eine 
jährliebe Pension von/^ ÖO fl. Wie es hiess, soll Friedrich II. in 
dieser Weise gegen aen Bisehof vorgegangen sein, weil dieser sieh 
seinerzeit der Uonspiration angeschlossen hatte, welche die Gefangen- 
nehmung Friedrich's und dessen Auslieferung an Oesierreieh zum 
Zwecke hatte. 

Ausser der obenangeführten Pension bezog der Bischof aelbst- 
verstandlich die Einkünfte jenes Theiles der Diöcese, welcher in 
Oesterieich lag. Der Bischof führte jedoch seinen leichtfertigen 
nnd leichtsinnigen Lebenswandel l'ort und stürzte sich dadurch in 
eine sehr bedeutende Schuldenlast, so dass die österreichische 
Regierung genöthigt war, zur «ichersteüung und Berichtigung der 
Schulden in Oesterreich die Temporalien zu sequestriren, die üütei^ 
und Einkünite in landesobrigkeii liehe Verwaltung zu nehmen und 
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(ieii Krliug iler-ttlljeu Ui? auf tiiie /.uui UuierhaUe des Bisi-Lvls nus- 
gewHSPne Beote ton jflhrlicli 400Ü Ü. zur Befriedignng der Glän- 
biger KU verw-eLdeii. 

ÜieseB Ein komm eil genrgte jedoeh dem Bischof nicht; er 
suchte es zu vergfö8sei:n, und zwar liesa er die grossen Forste fast 
Bu^rodtin. Das war nicht blo-s eine vollcswlrthsehaftliche , sondern 
auch eine njÜitaii^che Angelegen hßit, da diese Entwaldung auf 
den Defensivsland a» der (.ircnze sehr naclitlieilig wirkte, Kaisdi* 
Josef erliess dahT am 3. Oclubüf 1785 ein Handschreiben an den 
Grafen Ohotek. des Inhaltes, dass die gesaniinteu Uilter des Bischofs 
in Oesterreichisch-Scblesien vuii der dortigen Ca meral- Administration 
ftberuominen und verwaltet weriJen solleny da diese Güter nicht 
dem Bischöfe, sondera dem geistlichen Fonde angehören. Kurz 
bevor der Kaiser starb. 7. Jänner 1790, gestattete er noch, in 
Folge der Bitte des Bischofs, dasa demselben monatlieh noch 
hundert Gulden gegeben werden können, wenn die Gläubiger nichts 
dagegen einwenden. 

Aus dieser Darstellung ergibt sich, dass Graf SchafTgotsch 
factisch seines Amtes von Friedrich II. enthoben wurde und dass 
Maria Theresia den Wunsch hegte, der Bischof möge aus eigener 
Initiutii'e auf seine Stelle resignireu. Derselbe Bischof musste 
auch von Seite Oesterreichs die Sequestration über sich ergehen 
lassen. 

Nachdem Friedrich IL factisch den preussischen von dem 
Österreich iscben Theile der Breskuer Diöcese in spirituali et iem^ 
porali nach eigenem Gutdünken getrennt hatte, suchte Eaunitz den 
Moment la benätzen, um die bestandene Anomalie beileite zu 
schaffen und die Trennung auf internationale, rechtliche Basis zu 
stellen. Der österreichische Gesandte in Berlin. Freiherr van Swieten, 
erhielt daher den Auftrag, in Berlin den Antrag zu stellen, die 
wirkliche Trennung der beiderseitigen Sprengel des Bisthums Breslau 
herbeizuführen mit dem ferneren Anerbieten, dass nach dem Ableben 
jener österreichischen Bischöfe, deren Kirchensprengel sieh in das 
preassische Gebiet erstrecken, auch die vollkommene Trennung 
dieser Diöeesen eingeleitet werdea solle. Diese Vorsehläge wurden 
vom preussischen Ministerium angenommen. Am 8. Janner 1774 
berichtete Freiherr van Swieten : „Für das Künftige sollen die 
Grenzen beiderseitiger Staaten gleichfalls die Grenzen der respec- 
tiven Diöeesen sein." 
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Man hielt nun in Wien die Siäche für abgethan. Näehdem 
im Jahre 1776 der Bisehof von Olmötz gestorbon^ war, bot sich die 
(xelegenheit dar, die Erfüllung dieser Verabredung zu beschleunigen. 
Es wurde daher von van Swieten bei der preussiscben Regierung 
der Antrag gestellt, die Trennung der Breslauer Diöcese sogleieh 
einzuleiten und dem noch lebenden Breslauer Bischof das neu zu 
errichtende Bisthum Troppau zu ertbeilen. Doch diesmal war die 
Antwort der preussiscben Regierung ganz verschieden von der im 
Jahre 1774. Die Trennung wurde als nachtheilig angegeben, die 
Einkünfte des österreichischen Theiles des Sprengels als ein Ent^ 
gang lür den jenseitigen dargestellt und auf diesfallige Ausgleichs- 
Unterhandlungen angetragen. 

Kaunitz Hess hierauf vorläufig die Sache fallen^ da er Grund 
hatte, anzunehmen, dass die Unterhandlungen zu keinem Ziele 
führen werden. 

Nachdem Friedrich IL gestorben war und Friedrich Wilhelm 
die Regierung angetreten hatte, sollte im Jahre 1787 ein Goadjutor 
gewählt werden. Kaunitz ergriff den Moment und beauftragte den 
Österreichischen Gesandten in Berlin, dem dortigen Hofe die mit 
Friedrich IL im Jahre 1774 getroffene Abrede in Erinnerung zu 
bringen und die Einwilligung des Königs zu einer bevorstehenden^ 
Einleitung der Trennung aller dies* und jenseitigen bischöflichen 
Diöcesen geziemend zu verlangen. Kaunitz bemerkt bei dieser 
Gelegenheit, es sei jedem Landesherm angenehm, die Oberleitung 
der bischöflichen Verwaltung in seinen Staaten nach gleichen 
Grundsätzen zu fuhren und von verwickelten Einfangungen befreien 
zu können. Bezüglich des materiellen Theiles der Frage erklär^ /^ 

Kaunitz, alle mögliehen Concessionen machen zu wollen. Er meinV 
auch, dass der jenseits einzuziehende Gapitalsbetrag den dies- ju,^ 
seitigen um mehr als 128.000 Gulden übersteige. Kaunitz schliesst, 
man hätte bereits aus dem Gedächtnisse verloren, dass Oesterreich 
einst im Besitze Schlesiens war; wenn nun auch die geistlichen 
Bande, welche noch die beiden Theile dieser Provinz verbinden,, 
getrennt werden, so werde dies als eine Bestätigung dieser ewigen 
Vergessenheit betrachtet werden können. 

In der Depesche Kaunitz' heisst es : 

... Bei so beschaffenen Umständen, da der verstorbene König 
die Trennung des dies- und jenseitigen Breslauer Sprengeis in 
spirituaU et temporali durch einseitige Vorgänge in facto bewerkr 
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Ntulligt hatte, vnr dnv knisßi'Eu-bi- Hut' allerdings zu glauben l>erech> 
tigt, diesem Kürston fliien sn angi-iiehiDPO sils wechsulseitig befrie-, 
ili^emlt-n Vorschlug r.n miphen. «ad Hess ihm durch Kreiherrit 
van Swieteii im .Iftnncr 1774 einen Antrag zur wii-klit-hea Trenoung 
der beiderseitigen Sprengel de» HiKrhuriis Breslau nach erfolgendei 
Tode de» Hischolti S eiötTnen und mit dera ferneren Aoerbieteii. 
hngleiren. ilnss nach dorn Hmtnite jener aeitlichen böhmUeheO' 
Hisehivfü. den-n Kireliensfirengel siuh in das preussische Oebiet 
erstrecken, Buoh diu vollkommene diisfiiliyge AbKOndenipg den 
DiöMsen eiogi-leitet werden Kollte. Diese Vtrsisbläge wurden aDi 
genommen und Freiherr van Swiften berichtete darüber am 8. Jäuser^ 
1774: „Für das Kiinlligu sollen die Grenzen beider-^ 
seitiger Staaten gleiehfiilis die Oreaaen der respe 
tiren l>iÖcesen sein." 

Die Sache durfte nun als abgotlian betrachtet werden, Ostj 
im Juiii-e 1776 artblgte Hiutritt des Bisehofs von Olmütz bot 
indessen eine Gelegenheit dur, die Erfüllung dieser Verabredung s 
beschleunigen. Eh wurde daher durch Herrn van Swieten der Antrag^ 
gestellt., die Trennung der ßreslauer Diöcese sogleich einzulaiten, 
und dem noeb lebenden Breslauer Ijisehof das neu zu errichtend^ 
Bisthum Troppau zu ertheilen. Die ßückäusserung war jedoebi 
diesmal ganz verschieden vor der im Jahre 1774. 

... Da indessen mit dem ßegierungsantritte Seiner jeta^ 
regierenden fcönigl. preussisehen Majestät die vorige Spannung ■ 
beider nachbarlichen Höfe vergDtlgliL-hst nachgelassen und seitdem, 
mehrere wichtige Vorfälle xu hoffen geben, dass selbe wechsele 
seitig auf eine wahre und ununterbrochene Anssöbming und Her» 
Stellung des guten Vernehmens mit gegründetem Vertrauen baseii 
können, so versehwinden auclu dermalen umsomehr alle vorige^ 
Misstrauene- und Beaorgniss-Anlii.sse in Rflcksiebt jener kleinen 
Vorffillo, in welchen es beiderseits auf freundsehafcliehes und ge- 
(älligea Einverständniss in nachbarlichen Regierungsangelegenheitea 
ankommt, i 

. . . Nachdem nun die Krwählung eines Coac^utors den im. 
Jahre 1772 sur wirklichen Trennung beraumten Erledigung! ' 
Breslauer Bisihums wesentlich affii.'irt und gleichsam anticipando 
in sich begreift, so erbalLen Eure im Namen Sr. kaiserlichen 
Majestät den Auftrag, dem dortigen Hof die mit dem hochssligtf^ 
Könige im erstgedachten Jalue getroffene Abrede in Erinneraa^' 
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zu bringen und die Kiiiwilliguug Sr, königlichen Majestät zu einer 
bevorstehenden Treanungs-Binleitung aller dieB- und jeuseitigea 
bischöflichelL Diöceseu gi;ziemend zu verlangen. 

. . . Der Antrag besteht darin, dass nebst der Trennung silier 
wechselseitigen bischöflichen DJoeesen und der beiderseits an- 
klebenden Kinkünfte auch alle Übrigen geistlichen Güter, Capitalien 
und Ktnkünl'te so der erbländiseben katholischen Geistlichkeit in 
dem königlich preussischen Staate oder vice versa wechselseitig 
eingezogen und zu eigenen geistlichen Verwendungen bestimmt 
werden äollte. 

!uer könnten mit einfliessen lassen, dass, 
cbdem beide Höfe die vormaligen auf den Besitz 
hiesiens Bezug habenden Verhältnisse so voll- 
kommen aus dem Gedäehlnis&e verloren hätten, di« 
diesseitigen BemQhaugen nun aueh die geistlichen 
Bande, welche noch beide TheÜe dieser Provinz ver- 
binden, 2u trenuen für eine nicht ganz Unverdiens t- 
liehe Folge und Bestätigung dieser ewigen Ver- 
gessenheit betrachtet werden könne." 

Als dann am 14. November i7k7 die Wahl eines Coadjutors 
für die Breslauer Diöeese vorgenommen wurde (sie fiel auf den 
Prinzen Josef Christian von Hoheiilohe-ffaldenburg-Bai-teaslein, 
Domgraf«a des Erzstiftes Cöln, DüRiherri^ äu Strassburg, Breslau. 
Elwun^gen), betra« biete man die ISa-cbe in üesterreieh als ein« 
Privat - Angelegenheit der preussiscien Eegierung. Man wollte 
dadurch dem Wiener Hofe das Becht vorbehalten, eine kiluftige 
V«rkeijrung mit dem österreichischen Dioeeaan - Antheil von üem 
Dänilicbeu ä^^andpunkte aas zu behandeln. 

Die Verhaudliingeu des dsterreichiscbea Gesandten in Berlin 
führten jedoch auch diesmal zu keinem Resultate. Im Namen des 
Königs schrieb der Minister Uerzberg an den preussischen Gesandten 
in Wien: „Ich werde jedoch von dem Wege, den mein Vorgänger 
eingeschli^en hat, nicht abweichen, und zwar aua dem Grande, 
dem nicht widersproeh«n werden kann, dass die DiAese Breslau 
bei diesem Tausche die Hülll« ihres EinkoiuiiienB verlieren Härde." 

In solch«- Weise besteben heute diese Vej-bäJlnisae noch, wie 
sie vor einem Jahrhundert beslanden. 
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i. Sittliche Zustände iiuter Kaiser Franzi 

Am 1*1. Februar 1790 klagte der Ilischof von Chur. zu des 
SprHtigöl auc.lj rot*hrere Orte in Tirol gehiin/h. über d-'D Verf) 
der Sittlichkeit. Ehebrüeiie stiien auf der Tugesor.lnuDg, 
öfTentiiche Dirnen werden nüiilisicbtig behandelt. 

Die geistlii'he Horominissiou ui lunsbnick bemi^rkte hifi 
am IS, ViihmM 1790: „In mamhen, pogiw tin-hlii^lidn Staa^ 
werdeE Freiidoiihäiispr gebalten, ohne dass es einem UiTm [(tseliil 
in diesen Staaten einfiillt, deswegen der b(iro:er]irlien üesetzgebni 
Vorwilrfezu machen, Üer Staat hiit in Aasebiin<r dieses fils 
ganz, tiiglKiren Lasters zwiseben zwei üebelu zu wählen; eaMve^ 
nai^hsiebtige Behan'lhm<; der Dirnen und keine KindesinörderiiL 
oder strenge Behandhing derselben und in diesem Falle Kindf 
morde. Der Herr FüfiSthisuliof wSide als Gesetzgeber gewiss iram 
das kleinere tfebel wählen, wenn er beiite, wie hier der K»H ,j 
unmöglich »ermeiden köante.-' Als ürsarho ilns - Sitleaver^H 
gab die UoFcommission UnwisBenheit und Aberglaube an. dje.r 
jeher als die Quiillen des Unglaubens und des Sittenverijerbaisl 
angesehen wurden , und TerUngt-iW»t» dieselben dure(i 
Uuterrieht 7,u verstopt'en. 

In Jahre 17^7 (14. November) jedoeh sah sirb Kaiser, Fj» 
Veranlasst, an den obersten Kanzler, («ralen Lazanisky, ein Haft 
schreiben zu riebt«n, in welchem er ihn aufforderte, siiuinttlic] 
Biaeböfe aiifinerksam zu machitn, die .junge C'eiätlichkeit 
jenes Heiraten und jenen Anstand beobachten, die ihr die Liel 
die Aebtuug und das Zutrauen erwerben, die ihr in Folge 
ladeUwerthen Betragens und des mangelnden Anstandes^abgeh« 

Das Josefinisehe System war fast verwischt, die Spuri^ ( 
französischen Revolution uDd der napoleon Ischen Kriege verniehtet| 
das patriarchalische fiegime hatte sich bereits eingelebt, da ert>ief 
Kaiser Franz im Jahre 18:?7 von Vertrauenspersonen, die ibl 
direet Mittbeilungen über Verhältnisse und Zustände machten, sefi 
abfhllige Berichte über die religiösen und sittlichen Zustände i 
Böhmen. In denselben wif4 zunächst das Landvolk als sittbd 
verkommen und versunken gesebildert. Als Ursachen dieses Zf 
Standes wurden angegeben : die Einsehwärzung irreligiöser 
poliliscb gefäbrlicher Bücher und Flugblätter aus Sachsen, 
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Entlieiliiiimg der Sonn- iiiiil Feiertii,;,'e duivli kueeltische Ar- 
beiten, diu vielnn KirL^ht:iH;e , die gehiilten werdea, welehc- der 
Uasjttliclikiiit in besonderem Masse Vorschub leisten, aud in den 
Gebirgsgegenden der Spinnroeten. Während der bekaD Juhreszeit 
nämli<?li, so lange es auf Feld anJ Fiiir und im Walde etwas zu 
thun gibt, ginjren die Leute ihrer Reschäftigung nach und lebten 
zerstreut, Wenn der Sj^iitherbst kam, rückten sie aneinander, und 
da Theater, Ooncerle unil wie die sonstigen Zerstreuungen in 
l grösseren oder kleineren Städten heissen mögen, nicht vorhanden 
Lvaren, so su<;hte man Knt^chiidignn^ iui gesellsehaftlichea Verkehr 
rund es wurde gemeinschiiftlich gospounen. Beim Beginne dieser 
„geseiliven Abeudw" wurde ein Volksfest abgehalteu. Im Laufe 
der Zeit entwickelten sich diese Zasammenkünfte, an wetehen 
Männer und Frauen. Jünglinge und JUiidchen theilnahrnen, zu 
wahren Orgien . welche in der jfraaaesten Weise der Sittlichkeit 
Hohn sprachen. Die Saahe war um so bedeuklivher, d& es in 
Böhmen zahlreiche Secten gab. unter deuen beispielsweise die An- 
hänger des , reinen Geistes-* Iblireuden Lehrsätzen huldigten: Sie! 
erkauuten keine Verwand^chaft unter den Menschen an, sie beri 
trachteten die Ehe blos als eine mensohliehe Erfindung und sahen 
l daher die Ventilschnng der Gescbleuhter als eine gleich^ittige 
I Sache an. Nach der protokollariseben Aussage eines Bekeuners 
►derselben richteten sie sich blos nach ihren fünf Sinnen, die ihnen 
Lzu erkennen gaben, was gut und was böse ist, diese^j zu meidemi 
l.und Jenes zu befolgen, uämheh Arme zu unterstützen und Nieni 
|inanden Unbill zuzufügen. ' " 

Aber nicht blos die nnteren Stände liesseu in Betreff den 
K'&ittlichkeit Vieles zu wünschen übrig, auch bei den höheren iStanden-t 
KwsLT es, nach den Berichten, die der Kaiser erhalten hatte, nicht; 
».besser bestellt. Da war die Idee verbreitet, dass die Ehe nur eini 
Fbürgerlicher Vertrag, der Ehebruch nur ein bürgerliches Vergehen! 
Kaiser Franz, der geglaubt bütte, dass die sittÜehe Ordnung- 
hergestellt sei, wurde in Folge der angeführten Berichte in nicht 
geringe Aufregung versetzt. Die Behörden erhielten den Auftrags 
Borgialtige Erhebungen zu pflegen nnd genaue Berichte zn erstatten 
und d.e erforderliehen Mittel zur Abhilfe dieser Missstände zu 
treffen oder in Vorsehlag zu bringen. Selbstverständlich wurden 
'bei dieser Gelegenheit auch die gei}<tliclien Ordinariate in Böhmen 
1 Käthe gezogen. 
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Wir wollen ßs versucboa. diu hetreflemlea (iiitacJiten zu 
skizziren. Mit Ausnahmt; des Iveitiiieritzor OnliuariatB. weicht« 
eine strenge Censur bei Buchhandlungen un<) Leilibibliotheken ver- 
langte und genaue ÄulaiRbt der Folizi4 an der Grenze forderte, 
wurde allseitig versichert, dass eine Einsctiwärzung von IJüL-bem 
ans Sachsen nicht stattftade. Die Behörden seien wachsam, das 
Volk dem österreichischen KaiserLause anhänglich, äbt^rdies sei 
auch keine Empfänglichkeit für derartige Bücher vorhanden. Id 
den Oegenden, wo böhmisch gesprochen wird, seien diese Sehriften 
aberdies ganz ohne alle Bedeutung, da sie die Leute nicht ver- 
stehen. Knechtische Arbeiten kommen an Sonn- und Feiertagen 
nur in der Leitmeritzer Uiöcese in Fabriken vor. Bezüglich des 
„Spinnrockens" war die Anschauang der Behörden, dass/zunächst 
die Nothwendigkeit ikL in's Leben gerufen habe, da die Kosten 
für Beheizung und Beleuchtung gemeinschalllich seien, überdies 
findet der Spinner in dem „muntern' Oirkel Ersatz für den einsam 
verlebten Tag. Die Ordinariate sahen allerdings die Sache minder 
harmlos an und wünschten, dase die Bursche aus den Spinnstuben 
entfernt werden. 

Was die Sittlichkeit im Allgemeinen betrifft, so vertrat blos 
das Prager Ordinariat die Ansicht, dass die Moralität noch nicht 
auf dem Standpunkte stehe, auf welchem sie sich im Jahre iTäO, 
als Josef die Regierung antrat, befand; alle anderen Stimmen 
meinten, dass die Moralität im Allgemeinen in den letzten Jahren 
nicht gesunken sei, sondern sich vielmehr gehoben habe. Bo^ 
wurden die Verli&ltnisse im Allgeraeineu jedoch keineswegs be- 
trachtet. Als Ursacben derselben wurde angegeben : Das plötzliuhe 
Sinken des Wohlstandes in Folge der üeld-Entwerthung (Staata- 
Bankerott im Jahre 1811) führte eine allgemeine Demoralisation 
herbei Das Laster der Unzucht greife immer weiter, da die Er- 
haltung einer Familie zu schwer sei. Diese werde dadurch noch 
gefördert, dass mehrere Familien, Jung und Alt, Männer und 
Frauen, Jünglinge und Mädchen, eben in Folge des gesunkenwi 
Wohlstandes, zusammen in einem Zimmer wohnen. Die allzufräbe 
Beurlaubung der Soldaten, die iu Folge der letzten Kriege sittficä_ 
entartet sind, steigere die Unsittliehkeit noch mehr. Dazu^kommen 
Jt^h die Tanzmusiken und was sich daran knüpft. DieStriJ^ 
iosigkeit der (Joneubinate und der Verführung, welche Ehebruch 
und Schändung der Mädchen zur Folge haben, begünstigen noch . 



mehr das U'ebel. S^hliesslicli üben lieriiniKiuliiid'lii iJuiiiöiliiiiit.r}ii- 
Truppen, Seiltänzer ete. ebenfalls einen selilochten EiiiÜiiSB auf dio 
Moralität. Es wurden aneh Klagen übei den inangolliiifteii Uuti-r- 
ritht in den Volkssebulen erhoben. Die Kitern kilmmerten aich 
wonig um den Unterricht ihrer Kindur und büscliitfliuren sie, 
kaom daBs diese herangewachsüD sind, irn Hause uud in dav Feld- 
wirthschaft. Wenn diese heranwachsen, haben nie daher nur seichte 
Begritfe von der Religion. Es fehle auch den Seliullehrern oft im 
Bildung, und da sie einen kargen Gehalt bekommen, so beschiütigeu 
Bie sieh anderweitig und vernaehlilssigen den Unterricht. Wenn 
Coneubinate vorkommen, so rilhre das auch davon her, weil 
die Ehe im bürgerlichen Gesetzbiiche nicht als Sacrament be- 
zeichnet wird. 

Nicht geringe waren die Beschwerden, welche gegen die 
Geistlichen, die niebt selten ein ungeistliches Leben führen, gegen 
die Honoratioren und Obrigkeiten, welche häufig sehr gleichgiltig 
gegen die Religion sind, vorgebracht wurden; vollends aber werde 
in diesen Kreisen Religion und Moral durch die Leihbibliotheken 
untergraben. Im Jahre 1816 sei an dur Prager Univei"sität bei 
Gelegenheit der Disputation sogar der Satz aufgenommen worden, 
dass die Ehe unter Katholiken auch ohne Sacrament giltig sei. 

Nachdem die Gutachten der ünterbehörden eingelaufen waren, 
erstattete die Hofkanzlei, an deren Spitze Graf Franz Saurau stand, 
einen Vortrag über diese Angelegenheit am 2. November 1827. 
Wir glauben der Wichtigkeit des Gegenstandes wegen, den Eingang 
desselben wörtlich citiren zu sollen. Er lautet: „Es ist ein für 
jede menschliche Autorität unauflösbares Problem, alle Gebrechen, 
Unordnungen und Sünden von dem Menschengeschleehte hint- 
anzuhalten. Uebertretungen der Gesetze sind zu allen Zeiten und 
überall der Gegenstand der leider gegründeten Klage gutgesinnter 
Mensehen, und ihre Bemühungen gegen dieses sittliche Verderben 
sind wohl allezeit nur auf dessen Verminderung gerichtet, nicht 
aber von der Hoffnung, es ganz abzustellen begleitet gewesen." 

Auf das Detail eingehend, war die Hofkanziei der Ansicht, 
dass die Nähe Böhmens an .Deutsehland und der leichtere Verkehr 
mit deutschen Gelehrten, unter welchen es mehrere gegeben hat 
und noch gibt, deren Grundsätze und Maximen für kirchliche und 
politische Ordnung sehr verderblich sind, da und dort Jemanden' 
. verführt hahen-mftgen: es seien jedoch bezüglich sehadlieher Bücher, 
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Bilder, Tänze etc. keine neuen Anorduungen zu treß'un. weil sie, 
wie alles, v&s zu viel ist, das Ansehen und die Wirksamkeit der 
besteliendüD nur schwüehen könnten. Hiugegeii wfire zu verlitngen. 
dass Kerjenigo, d'-r linsetzesiibortretuusren walirniiiitiit, statt ttber ein 
allgemftines Debid zu klagen, die speciellen Falle zur Kenntnis^ 
ßerjeiiigi^n brächte, welche sie ■&» ahnden und abzustellen bernfru 
sind, nnd dieses muss eintrvlun, denn das schnelle, kräftige und 
genaue Haudhalien der üesetze sei das wirksamste Mittel, dus An- 
sehen derselben autreeht zu erbnlten und das Sinnen auf neue . 
V^orschrilten entbehrlich zu muehen. 

Die Hofkan/lei war ferner der Ansicht, dasa die von den 
Ünterbehörden angegebenen Ursachen der UnaittÜehkeit, als: vor- 
maliger Reichthum umi nunmehrige Ärmuth, häulige Beurlaubung 
von Militärs, das Ledigbleiben vieler Personen etc., uii^lit weg- 
geschafft werden kSnnen. Ein vortreffliches Mittet zu Kräftigun-; . 
der Sittlichkeit sei die VulkKschule, und wenn aui-h da JUitugel ^ 
vorhanden sind, so beweise dieses aon, dass selbst die Sehuiunatalten 
nur menschliche Anstalten sind, üanz erstaunt zeigte sich die 
Hufkanzlei darftber. dass man es beauständete, weil im bürgerlichen 
Gesetzbuche die Khe nicht ausdrileklich als Saerament genannt 
wird, da sie doch in allen Sebuleu im Katechismus uls 8ac-rameut 
gelehrt wird. 

SiöfUhrt hierauf fort: Verdorbene Mensehen, die ausscchliessiieh 
die Befriedigung ihrer sittlichen Wunsche suchen, hat es immer 
gegeben und mag es zu den charakteristischen Gebrechen „unseres 
Zeitalters-' gehören, dass derlui Menschen besonders in der höheren, 
sogenanaten gebildeten, Classe „jetzt" mehr als sonst gefunden 
werden dürften. Findet sich eine derartige Ausartung auch bei 
Beamten und Geistlichen , so trägt das bürgerliehe Ge&etzl:iucli 
umsowentger die Schuld daran, denn diese müssen wissen, was die 
Ehe ist und sein soll, und würde, falls das Wort „Saerament" im 
Gesetzbuche stünde, auch daran nichts geändert werden. Gute 
Priester muss übrigens der Staat und die Kirche aus den Händen 
der Bischöfe und nicht aus den todten Buch'ätaben eines bürger-g 
liehen Codex erhalten, und sollte ihnen nur, wenn deren Sitteih 
reinlieit, so weit als es menschlich erweise sein kann, bewahrt i 
die Hände zur Priesterweihe aufgelegt werden. 

Der Kaiser nahm diese Mitlheilungen sur Wissenschaft tpd- 
und es blieb Alles beim Alten. Doch es dauerl« nicht lauge und 
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,Ur Kais-T m-falir w;ilirlufl riii^IiirMil]hi-;oaJe lioiioül..- üi}-v ,im 

Riltiiebbeitazustnnd der HeviilbtTiin^ iu SteiHrriüirli, Nach den 

Beriehten, die ihm Ktigekoniniert waren, m^i.-n die TituriiDttriknl 

'daselbst ein Driltel, ja sogar die Hitlfto uuelnilieiier Kinder au^.* 

' wci]i(fcB. Diese grössere „Verdorbeniieit' wird/ wie dar Kaiser in 

demj Haiidschruiben vom 8. JäüniT i82(j iin den firalen Suiiraii, 

, .^;3 jnjb t*44»,^ von den scti lechten GriindsritKeii uod Beispielen der 

' Heirs chiTTtsfceamtPii und von der Un wissen L ei t in der Religion und 

m^el der Bildung Lergeleitet Der Oural-Clerua, der dem 

abhelfen könnte, reiubn l>ei der oft sehr gebirgigen Lage 

der grossen Entfernung dar GlJtiibigen von der Pfarrkirehe 

'nicht zu und es dürfte daher zweckdi. nliirh sein, ürdensgeistlichc 

'*o<ler andere hiezu vollkommen geeignete Geistliche zu verwenden, 

eifrige Kateehesen an die Kinder und an die erwachsene 

' Jugend halten und den Eltern die nöthige geistliehe Belehrung 

' geben. Es wurden hierauf sorgfältige Untereuehungen gepflogen, 

welche ein trnbseliges Resultat ergaben. 
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Mittelalterliches. 



Man versucht es vergeblich, nach dem alten Spruche. «.^ . 

Natur selbst mit einer Heugabel auszutreiben/ fast noch schwieriger / / 

'aber ist es, gegen Vorurtbeile anzukämpfen. Man hat zahlreiche 

''Beispiele von Personen, die früher streng religiös und tiefgtäubig 

waren, und dünn die ärgsten Ketzer und Häretiker wurden; aber 

"wie schwer wird es, sonst ganz vernünftige Menschen von ihrem 

' Aberglauben abzubringen. Der Mensch hat ferner mehr Sinn för 

Märchen, als für Geschichte. Im sputen Älter denkt er noch an 

Märchen, die er in der frühesten Kindheit vernommen, uod That- 

sachen, die er selbst erlebt hat, sind längst vergessen. So kam 

- es, dass Jahrhunderte vergehen mussten, bevor man das Märehen, 

" dass die Jud''n zu ihrem Osterfeste Gbristenblut gehrauchen, für 

" das erkannte, was es wirklich ist. Wie das Märchen entstanden 

' ist, dass die Juden zu ihrem Osterfeste Christenblut bedürfen, ist 

"bisher nicht aufgeklärt, da sich in dem jddischen Schriftthum nicht 

"der leiseste Anhaltspunkt dafür vorfindet, auch nie der Beweis, 

dass ein derartiger Vorgang irgendwo stattgefunden habe, erbracht 

iWifrdfeli JM 'ttder BHCh werden kann. MgHliUlj 



296 

dem Bericht des Kirchenvaters Tertüliaö die ersten Christen be- 
schuldigt worden, als genössen sie Menscbenblut zur Erinnerung 
an das Wort des Heilundes: ^Ihr trinket mein Blut." Selbstver- 
ständlich brandmarkt Tiu'tulian diese Beschuldigung als eine un- 
sinnige. In späterer Zeit erhob man diese Beschuldigung gegen die 
Juden. 

Diese Beschuldigung wurde jedoch nicht in einem Orte oder 
in einem Lande erhoben, sondern überall, wo Juden wohnten, 
und alle Belehrung und Unterweisung von der massgebendsten 
Seite aus fruchtöte nichts. So sah sich l^apst Innocenz IV. veran- 
lasst, am 5. Juli 1247 eine Bulle an die Kirchenfürsten von Frank- 
reich und Deutsehland zu erlassen t^vergl. Baronim^ Ännales eccL 
nd annum 124?". A 86)y in welcher es heisst: „Einige Geistliche 
und Fürsten, Edle und Mächtige Eurer Länder erdenken, um das 
Vermögen der Jaden ungerechterweise an sich zu reissen und sich 
anzueignen, gegen sie gottlose Anschläge und erfinden Anlässe. 
Sie dichten ihnen fälschlich an, als theilten sie unter einander zur 
Passazeit das Herz eines ermordeten Knaben Die Christen glauben, 
dass das Gesetz der Juden ihnen solches vorschreibe, während im 
Gesetze das Gegentheii offen liegt. Die Bedrücker der Juden sollen 
"H- mit dem Kirchenbanne belegt werden." ' Kaiser Rudolf von Habs- 
^^ bürg bestätigte die Bolle der Päpste Clemens IV., Gregor I£., j^^ 

^ es me H at ^ skr ist dass die Juden von dem Herzen eines todten 
/i44^ Kindes zehren ' auji^-dem Passatage. (Lacomlet Urkundenbuch liir 
die Geschichte des Niederrheins IL S. 3jj5.) Przemysl Ottokar III., 
Markgraf von Mähren, 1474, der Doge von Venedig Pietro Mo- 
eenigo, 22. April 1475, Kaiser Friedrich, 14. Juli 1476 (und nach 
ihm alle deutschen Kaiser, Ferdinand IL, genannt der Katholische, 
mit eiagescfalosseni befahlen, wegen dieses Vorurtheils keinem 
Juden etwas zu lerne zu thuiü vfud doch erhielt sich der Teufels- 
spuek fort. ' 

In den hiesigen kaiserlichen Archiven finden sieh Belege, 
in welcher Weise oft diese Märchen und die Massacres, die denselben 
folgten, in Seene gesetzt wurden. Gedenken wir zunächst einer 
Schlächterei zu Bösing in Ungarn im Jahre 1529 (die betreffenden 
Acten befinden sich im Archiv des Reichs-Finanzministeriums und 
haben die Aufschrift: ^Examen vnd Vrtd vber die Juden zu Bö- 
sing in Ungarn^ die einen Christenbuben, 9 Jahre alt, im Keller 
mit vielen Wunden gemartert und ermordet haben, worauf alle 
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lilM, Wciliw, Tüi'liiei'. llin[islln)teu. so über 1) Jahre alt waren, 

l diiri'.l] l^'euur hinjiwriclilcL wunJoa"). 

Der Verlauf diisser Ä ugelegenheit war kura folgender: Graf 
Wolf /.u Hüsiug wur dem Jiideii £ssI<!Jq Aascb dasulbst tield 
ei-huldig 110(1 aiisi<««rdem nocL mchrerBn Juden zu Marchegg iu 
Niedüröüttirruicb. Kr wollte sieh dieser tichuldeii entledigea, iadem 
er seine Gläubiger aus dem Wege räumte. Der Vorwatid, dea 
Judeo eia Leid zuzufügen, war bald gefunden. . Graf Wolf ver- 
mochte nämlich ein altes halhblodes Weib, sieh mit einem nicht 
ihr gehörigen christlichen Kinde aus Boeing zu entfernen. Nachr 
dem die» geschehen war und das Kind von den Eltern desselben 
gesucht wurde, erhob Graf Woh' die Klage gegen die Juden. Man 
drang nun in ibre Häuser und hegann zu rauben und zu plündern. 
Esslein Auseh wurde in Gewahrsam gebracht und gefoltert, um 
ihm das Gestäudniss abzupressen. Er sagte aus, was man wünsiihte 
und wollte, unter anderem auch, ddss die Judea in Marchegg seine 

j Mitschuldigen seien. Hierauf erlitten alle Juden, welche nicht 
durch Flucht ihr Leben gerettet hatten, den Feuertod. 

Nuu wollte Graf Wolf sein Werk in Marehegg fortsetjen. 
Da wendeten sieh die Juden in Wien, 12. Januar 1529, an, den 
Kaiser Ferdinand mit der Bitte, die Sache untersuchen zu lassen. 
In diesem Bittgesuche wiesen die Wiener Juden/darauf hin, man 
möge getauüe Juden, die zu jener Zeit insbesondere gegen ihre 
maligen Glaubensgenossen gehässig waren, fragen, und sie werden 
gewiss bestätigen, dass die Beschuldigung, als würden Juden 
Christonblut gebrauchen, gänzlich erfunden sei. In der That 
befahl der Kaiser von Linz aus, wo er sich damals befand, 
21. Juni 1529, „den Statthaitex , Regenten vnnd Beten des 
Regiments der niederöaten'eichischen Lannden" die angeklagten 
Juden aus Marehegg dem obersten Feldhauptmann Niclas Grafen 
V. Salm (die Venetianer nannten ihn den Hauptmann mit der 
eisernen Hand} auszuliefern, damit dieser den Process fiihre und 
das Urtheil lalle. Der Kaiser begründet dieses Forum mit dem 
Motiv, da die Juden „Kammergut" des Kaisers seien. 

Während der Process geführt wurde, fanden in Geschäfts- 
angelegenheit herumziehende Juden aus Wien das Weib, sammt 
dei/ Knaben, der angeblich ermordet wurde, womit auch selbstser- 
uttndlich der Process ein Ende hatte. Das Geschick, das daa 



/.^ 



A- 



(irafeii Wulf t^reiJte, (aWa er von demselbiin Oberhaupt getroffen 
wurde, ist aus den hier vorliegenden \vU>u nicht ersichllleb. " 

Von Zeit zu Zeit wurden in Folge derartig wiederholt vor- 
gebrachter Beschuldigungen neuerdings Raub und Plflnderungeo. 
"da und dort auch Monithaten, Terübt. In der Regel wurde dieses 
]\fotiv auch geltend gemacht, wenn man die Juden aus dem einen 
oder dem anderen Eronlande ia Oesterreich vertrieb, und es mag 
hervorgehoben werden, dass dasselbe bei dem Mandat, in Folge 
dessen die Juden zum letzten Mal aus Wien und aus Nieder- 
österreich im Jahre 1670 vertrieben wurden, und ebenso in dem 
Befehle, in welchem die Kaiserin Maria Theresia die Juden aus 
Prag, respective aus Böhmen, im Jahre 1744 vertrieb, fehlt. 

Da jedoch das Vorurtheil und der Aberglaube nicht sehwinden 
wollten und der Pöbel in Zwitehriii-bün, und der in Seidenhuten 
wiederholt diese Ausgeburt der Phantasie benfitzte, um Juden zu 
verfolgen und sie zu berauben, so suchte der ungarische Landtag, 
nachdem im Jahr* 1790 in Folge einer derartigen Eeschuldig:ung 
ein Excess in Ungwar stattfand, dem entgegenzuwirken. Im 
Jahre 1791 wurde nämlich beschlossen (Art. 38): „Die königliche 
Statthalterei hat, damit für die Sicherheit dieser Nation (der 
Juden), welche durch dieses irrige Vorurtheil gestört wird, gesorgt 
werde, allen Comitaten aufzutragen, dass man sich angelegen sein 
lasse, dieses Vorurtheil, als wenn bei dem Gottesdienste der Juden 
Menschenblut geopfert wird, auf die schicklichste und den Loeal- 
umständen angemessenste Art, allenfalls auch durch Beiziehung 
der Seelsorger, aus den Gemütheru des Volkes zu vertilgen und 
dasselbe zu belehren, dass dieses verabscheuungs würdige Laster 
dem mosaischen Gesetze und den Schriften der Propheten, äber- 
.' haupt dem ganzen alten Testamente, worauf sich die jüdische 
' Beligion vorzüglich gründet, eben so sehr als den Vorschriften der 
übrigen Religionen zuwider sei, folglich könne im Ii"alle einer 
Mordthat, die von einem oder dem anderen Juden verübt werde, 
w-enn sieh auch zeigte, dass sie aus abergläubischer Absicht 
geschehen sei, dieselbe mit eben so irrigem Rechte der ganzen 
jüdischen Nation zur Last gelegt werden, als man wegen solcher 
Fälle, wenn sieh unter Christen dergleichen ereignet, die ganze 
Christenheit beschuldigen könnte," 

Wiederholt k^idmen hierauf derartige Anklagen im jetzigen 
Jahrhundert in Galizien vor. Wir wollen einige Fälle hervorheben. 
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^n Jahre 1829 erschien eine Dirne aus Boleslaw im Tarnower / 
Kreise vor Gericht, und deponirte, dass einige namentlich angeführte ^ 

Juden drei Wochen vor dem jüdischen Osterfeste zu ihr kamen, 
und ihr das Kind zu dem Zwecke abkauften, um es zu tödten und 
dessen Blut am Osterfeste za verwenden. Die angeklagten Juden 
wurden hierauf verhaftet und in Eisen an die Wände des Kerkers 
geschmiedet. Schliesslich stellte es sich heraus, dass die Anklägerin 
aus Mangel an Unterhaltungsmitteln mit eigenen Händen ihr 
Kind ermordet und in den Sumpf gesteckt hatte, wo man es 
auch fand. 

Im Jahre 1839 ersäufte eine Dirne in Niezdow, Bochnier 
Kreise, ihr Kind und klagte dann die Juden an. Bei der ge- 
pflogenen" Criminal-Üntersuchung wurde jedoch die Verleumderin 
des von ihr begangenen Verbrechens überwiesen. 

Aehnliche Fälle wiederholten sich im Jahre 1839 in Wolki 
und im Jahre 1844 in Tarnow. Hierauf wendete sich die jüdische 
Gemeinde in Tarnow mit einem Majestätsgesuche an den Kaiser 
Ferdinand und bat um Abhilfe, und der Kaiser signirte dieses 
Gesuch. Die Hofkanzlei (jetzt Ministerium des Innern) hatte 
hierauf ihr Gutachten abzugeben. Die Stimmenmehrheit sprach 
sich dahin aus, eine ähnliche Kundmachung, wie sie der citirte 
Art. 38 der ungarischen Landtagsbeschlüsse vom Jahre 1791 ent- 
hält, zu verlautbaren. Die Minorität meinte jedoch, es sei in 
Böhmen, Mähren und Schlesien die Aufklärung im Allgemeinen 
so weit gediehen, dass die Massregel weder nöthig, noch an- 
gemessen wäre. Auch in Galizien wären die Vorfälle bloss localer 
Natur, die gepflogenen Erhebungen und die eingetretene Notorietät 
würden den Juden gewiss zur Genugthuung dienen. Es wäre viel- 
mehr der Zeit zu überlassen, den in dieser Beziehung gegen die 
Juden theilweise noch gehegten Wahn und die Vorurtheile all- 
mäli^zu vertilgen. Und der Kaiser entschied für die Minorität 
der Stimmen in der Hofkanzlei. 

Es sind seit jener Zeit vierzig Jahre verflossen ; wie es jedoch 
scheint, wird dieser Wahn, wenn auch nur von Wenigen noch in 
Ungarn gehegt, und da möchten wir fragen: „Ist der Morgen 
noch nicht nahe?" 
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